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Protokoll

über die 118. Sitzung vom 6. Mai 2020

Beginn: 10:02 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Guten Morgen, meine Damen 
und Herren! Ich eröffne die 118. Sitzung des 16. Landtags von 
Baden-Württemberg.

Von der Teilnahmepflicht befreit sind Herr Abg. Halder, Frau 
Abg. Lindlohr, Herr Abg. Dr. Murschel, Herr Abg. Palka, Herr 
Abg. Dr. Rösler sowie Herr Abg. Stächele.

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich ganztägig 
Herr Ministerpräsident Kretschmann und Frau Staatssekretä-
rin Olschowski sowie ab 16 Uhr Herr Minister Lucha.

Meine Damen und Herren, wir haben über den gestern per 
E-Mail eingelegten Einspruch von Herrn Abg. Dr. Fiechtner 
gegen die ihm in der 117. Plenarsitzung am 29. April 2020 er-
teilten Ordnungsmaßnahmen abzustimmen. Der Einspruch 
liegt auf Ihren Tischen aus.

Nach § 93 Absatz 1 Satz 2 der Geschäftsordnung entscheidet 
über diesen Einspruch der Landtag ohne Beratung. Der Ein-
spruch hat keine aufschiebende Wirkung. Wir kommen daher 
gleich zur Abstimmung über den Einspruch. 

Wer den Einspruch des Herrn Abg. Dr. Fiechtner für begrün-
det hält und die Aufhebung der Ordnungsmaßnahmen fordert, 
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenprobe! – Ent-
haltungen? – Die Mehrheit des Landtags hält den Einspruch 
des Herrn Abg. Dr. Fiechtner nicht für begründet und lehnt 
daher die Aufhebung der Ordnungsmaßnahmen ab.

Der Ständige Ausschuss hat sich in seiner Sitzung am 30. Ap-
ril 2020 nochmals mit dem Thema „Redezeiten für alle Son-
derrederechte“ befasst und unter Drucksache 16/8045 eine Be-
schlussempfehlung abgegeben, die auf Ihren Tischen liegt.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD meldet sich.)

– Ich habe Sie gesehen, Frau Abg. Dr. Baum. Gleich.

Nach dieser Beschlussempfehlung des Ständigen Ausschus-
ses sollen in Abweichung von der Geschäftsordnung für die-
sen Sitzungszyklus – bis einschließlich der Plenarsitzung am 
20. Mai 2020 – die Redezeiten für alle Sonderrederechte, al-
so Bemerkungen zur Geschäftsordnung, persönliche Erklä-
rungen, sachliche Richtigstellungen, Erklärungen zur Abstim-
mung, Zwischenfragen und Zwischenbemerkungen, auf eine 
Minute begrenzt werden.

Jetzt gibt es hierzu einen Geschäftsordnungsantrag. – Frau 
Abg. Dr. Baum, Sie haben das Wort. 

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Ich stelle den Antrag, als neuen Tagesord-
nungspunkt 1 für diese Sitzung aufzunehmen: Die Feststel-
lung der Dringlichkeit nach § 57 – –

Präsidentin Muhterem Aras: Moment, Moment, Frau Abg. 
Dr. Baum!

(Zurufe)

Wir sind jetzt erst einmal bei einem anderen Punkt. Sie haben 
sich zu etwas anderem gemeldet. 

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Zur Tagesordnung. 

Präsidentin Muhterem Aras: Wir sind – –

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Aber das hat damit zu tun. 
Das hängt damit zusammen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Frau Präsidentin, laut Ge-
schäftsordnung darf man jederzeit einen Antrag stel-

len!)

Präsidentin Muhterem Aras: Moment, Herr Abg. Baron, 
Frau Abg. Dr. Baum. Moment. 

(Zurufe)

Meine Damen und Herren, jetzt geht es erst einmal um das 
Thema „Reduzierung der Redezeiten bei – –“ Herr Abg. Ba-
ron, lassen Sie mich – – Ich habe Ihren Geschäftsordnungs-
antrag gesehen. 

(Unruhe) 

Jetzt lassen wir bitte – – Jetzt geht es zunächst um die Be-
schlussempfehlung – – 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

– Zu diesem Punkt, also zu Redezeiten, Geschäftsordnung 
usw.? – Bitte, Herr Abg. Baron. 

(Zurufe)

Abg. Anton Baron AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Wir fassen den von 
der Präsidentin unterbreiteten Vorschlag zur Einschränkung 
der parlamentarischen Rederechte als Antrag zur Abweichung 
von der Geschäftsordnung nach § 105 der Geschäftsordnung 
auf. 
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Diesem Ansinnen werden wir, die AfD-Fraktion, nicht zustim-
men. Unsere Ablehnung begründe ich als Bemerkung zur Ge-
schäftsordnung gemäß § 84 der Geschäftsordnung. Dafür – 
das wissen Sie ja sicherlich, Frau Präsidentin – stehen mir fünf 
Minuten Redezeit zur Verfügung. 

Bei den parlamentarischen Sonderrederechten – namentlich 
die persönliche Erklärung, die sachliche Richtigstellung, die 
Erklärung zur Abstimmung und die Antragstellung zur Ge-
schäftsordnung – handelt es sich um Grundlagen zur Absiche-
rung der Freiheit der Debatte im Landtag. Denn nur wenn ein 
Abgeordneter die Möglichkeit hat, sachgemäß und, wenn er-
forderlich, auch kurzfristig flexibel auf den Gang der Ausspra-
che im Parlament zu reagieren, nur dann ist er auch in der La-
ge zum offenen Meinungskampf und zur Sachauseinanderset-
zung. 

(Zuruf)

Ohne Wortergreifung – da können Sie auch noch etwas dazu-
lernen – ist eine demokratische Auseinandersetzung schlicht 
undenkbar, weil einfach unmöglich.

(Beifall)

Ausnahmsweise ist eine Regulierung der Sonderrederechte 
möglich, die das Rederecht begleiten. Keinesfalls aber dürfen 
sie so weit zusammengestrichen werden, dass sie faktisch ent-
fallen. Darauf jedoch läuft Ihr Vorschlag auf eine pauschale 
Kürzung auf maximal eine Minute hinaus.

Als wir uns am 19. März 2020 zur 115. Sitzung zusammen-
gefunden haben, taten wir das unter außergewöhnlichen Um-
ständen. Wir handelten im Bewusstsein wichtiger und eiliger 
Entscheidungen. Wir stellten eine Naturkatastrophe nach der 
Landeshaushaltsordnung fest und bewilligten auch einen mil-
liardenschweren Nachtragshaushalt.

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sie haben doch gar 
nicht mitgemacht!)

Das hielten wir für erforderlich – selbstverständlich haben wir 
da mitgemacht, Herr Schwarz, das wissen Sie selbst –, weil 
wir zu dem Zeitpunkt nicht absehen konnten, welche Trag-
weite das Covid-19-Virus haben würde und in welcher Wei-
se es sich möglicherweise ausbreitet.

Vor diesem Hintergrund haben wir daher im Interesse der Ge-
sundheitssorge oder, wie es die Präsidentin in der 115. Sitzung 
am 19. März ausdrückte, „der ganz konkreten Verantwortung, 
im Plenarsaal Ansteckungsrisiken zu vermeiden“, einmalig 
für die Sitzung Einverständnis erklärt mit der vorübergehen-
den Verkürzung der Sonderrederechte.

Diese Situation hat sich nun grundlegend gewandelt. Die Fall-
zahlen von Covid-19 sind im Griff, und die Ansteckungsraten 
gehen bereits seit Mitte März zurück. Die allgemeinen Hygi-
enemaßnahmen verhindern zuverlässig eine Weiterverbrei-
tung. Für eine Einschränkung der Rederechte besteht dabei 
also keine Veranlassung mehr.

(Beifall)

Wir haben Sie, sehr geehrte Vertreter der grün-schwarz-gelb-
roten Mehrheit, im Ständigen Ausschuss gefragt, ob denn 
überhaupt medizinische Erkenntnisse eingeholt worden sind 

und vorliegen, die eine Verringerung des Ansteckungsrisikos 
durch Streichen der Redezeit um vier Minuten belegen. Nichts 
da! Es liegen keinerlei Erkenntnisse vor. 

Von der vorgeschobenen Sorge um die Gesundheit ist auch 
keine Rede mehr. Mit dem Gesundheitsschutz lassen sich Re-
dezeitbeschränkungen weder sachlich noch rechtlich nach-
vollziehbar begründen. Die Redezeitkürzung ist nicht erfor-
derlich, um den Gesundheitsschutz im Parlament herzustel-
len. Die Verkrüppelung der Redezeit auf eine Minute ist noch 
nicht einmal geeignet, um den Gesundheitsschutz zu erhöhen, 
wenn gleichzeitig Regierungsbeiträge ohne Redezeitbegren-
zung erfolgen. 

(Beifall – Zuruf: Sehr gut!)

Meine Damen und Herren, übrigens sollte nach der damali-
gen Intention des Paragrafen die Abweichung von der Ge-
schäftsordnung nur in absoluten Ausnahmefällen mit einer 
Zweidrittelmehrheit beschlossen werden. Und Sie missbrau-
chen jetzt genau diesen Paragrafen für mehrere Sitzungen und 
Wochen, weil Sie einen unangenehmen Abgeordneten nicht 
ertragen können. Das ist doch eine absolute Schwäche, was 
Sie an den Tag legen. 

(Beifall)

Da wundert es mich, ehrlich gesagt, nicht, dass Sie auch des-
halb nicht ernst genommen werden. 

(Zurufe)

Wir wissen heute, dass die größte Gefahr von Corona nicht in 
der Erkrankung liegt, sondern in den ausufernden Maßnah-
men zu seiner Eindämmung, in den Gefahren einer politisch 
verordneten Medizin, die unsere Wirtschaft, unser Volk und 
den Landtag als Hort unseres Staates ohne Not erdrosseln. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Baron, kommen Sie 
bitte zum Schluss. 

Abg. Anton Baron AfD: Ja, Frau Präsidentin. – Den Antrag 
werden wir daher ablehnen. 

Danke. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Es gibt weite-
re Wortmeldungen zur Geschäftsordnung, zum einen von Frau 
Abg. Razavi und danach – – 

(Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU) 

– Ach so. Okay.

Ich habe noch eine Wortmeldung zur Geschäftsordnung, und 
zwar von Herrn Abg. Dr. Gedeon. – Sie haben das Wort. Bit-
te. 

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Meine Damen und 
Herren! Das ist die Stunde des Parlaments, die Stunde des Par-
lamentarismus, und das ist die Stunde des Länderparlaments. 
Noch nie hatten wir so viele Möglichkeiten wie heute in die-
ser Stunde. Und noch nie war es so notwendig, diese Mög-
lichkeiten auszunutzen. 
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Die Exekutive läuft in manchen Bereichen Amok. Es ist die 
Aufgabe des Parlaments, die Exekutive hier zu bremsen. Es 
kann nicht sein, dass die Coronakrise jetzt als Begründung ge-
nommen wird. Im Gegenteil! Es müsste so sein, dass das Re-
derecht in der Coronakrise eher erweitert und nicht verkürzt 
wird. 

(Vereinzelt Beifall)

Denn das ist unsere Entscheidung; das Länderparlament kann 
in diesem Fall mehr machen als der Bundestag. Das müssen 
wir uns hier erst mal ins Bewusstsein führen. Das Parlament 
kann jede Maßnahme der Regierung ausbremsen. Das müs-
sen wir uns auch bewusst machen. Das bitte ich Sie jetzt zu 
berücksichtigen und nicht anzufangen, Corona als Begrün-
dung zu nehmen, sich parlamentarisch zu kastrieren. 

Daher: Bitte stimmen Sie nicht für diesen Antrag. Stimmen 
Sie dafür, dass wir hier alle Punkte, vor allem die Punkte, die 
Corona betreffen, voll und ganz ausdiskutieren können, bis 
zum letzten Komma. 

(Vereinzelt Beifall)

Das sind wir den Wählern schuldig, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall – Abg. Dr. Christina Baum AfD: Bravo!)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, wir 
kommen gleich zur Abstimmung. Aber ich möchte noch ein-
mal klarstellen: Es geht nicht um eine allgemeine Einschrän-
kung der Rederechte. Das möchte ich schon ganz klar sagen. 
Es geht nur um Zwischenfragen, für die die Redezeiten von 
bisher zwei Minuten auf eine Minute reduziert werden sollen. 
Die allgemeinen Rederechte sind davon unberührt. 

(Zurufe, u. a. des Abg. Anton Baron AfD)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung, und zwar zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Ständigen Ausschus-
ses, die Redezeiten bei persönlichen Erklärungen, sachlichen 
Richtigstellungen, Bemerkungen zur Geschäftsordnung auf 
eine Minute zu reduzieren. Wer der Beschlussempfehlung des 
Ständigen Ausschusses zustimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Vielen Dank. 
Damit ist der Beschlussempfehlung mehrheitlich zugestimmt. 

(Zurufe)

Wir kommen nun zur Wahl der Vertreterinnen bzw. – – 

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren! Herr Abg. Baron! Die Abstim-
mung ist jetzt um, und es gehört auch zum Parlamentarismus, 
dass man Abstimmungsergebnisse zu akzeptieren hat. 

(Beifall – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Wir kommen nun zur Wahl der Vertreterinnen bzw. Vertreter 
des Landtags in den Beirat des Linden-Museums Stuttgart. 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD – Unruhe) 

– Ja, es kommt doch. Ich habe Sie gesehen, Frau Abg. Dr. 
Baum. Sie haben das ja gemeldet. Ich habe es wohl gesehen. 
Wir sind noch nicht in der Tagesordnung. Deshalb keine Sor-
ge.

Also Beirat Linden-Museum: Meine Damen und Herren, mit 
Schreiben des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst vom 10. Februar 2020 hat Frau Staatssekretärin Ol-
schowski um die Benennung von zwei Mitgliedern des Land-
tags für die Mitwirkung im Beirat des Linden-Museums Stutt-
gart gebeten. Die beiden Abgeordneten verteilen sich nach 
dem Höchstzahlverfahren jeweils auf eine Person der Frakti-
on GRÜNE und eine Person der Fraktion der CDU.

Auf Ihren Tischen liegt ein gemeinsamer Wahlvorschlag der 
Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU (Anlage 1). Sind 
Sie damit einverstanden, über diesen Wahlvorschlag offen ab-
zustimmen? – Das ist der Fall. Wer diesem Wahlvorschlag zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Gegenpro-
be! – Enthaltungen? – Dem Wahlvorschlag ist damit mehr-
heitlich zugestimmt und die in dem Wahlvorschlag genann-
ten Abgeordneten sind in den Beirat des Linden-Museums 
Stuttgart gewählt.

Meine Damen und Herren, nach dem Beitritt des Landtags 
von Baden-Württemberg zum Abgeordnetenversorgungswerk 
in Nordrhein-Westfalen steht nun die erste Vertreterversamm-
lung des Versorgungswerks an, der Vertreterinnen und Vertre-
ter aus Baden-Württemberg angehören. Hierfür haben die 
Fraktionen in den letzten Wochen Vorschlagslisten beim Ver-
sorgungswerk eingereicht.

Der Vorstand des Versorgungswerks hat nun mitgeteilt, dass 
nicht mehr Bewerberinnen und Bewerber benannt worden 
sind, als Vertreterinnen und Vertreter zu wählen sind. Deshalb 
ist die Durchführung der an sich vorgesehenen Briefwahl ent-
behrlich. Vielmehr gelten die Vorgeschlagenen nach der Wahl-
ordnung des Versorgungswerks als gewählt, wenn der Land-
tag die Vorschlagslisten bestätigt.

Auf Ihren Tischen finden Sie deshalb die Vorschlagslisten al-
ler fünf Fraktionen, über deren Bestätigung wir zu beschlie-
ßen haben (Anlagen 2 bis 6).

Sind Sie damit einverstanden, dass wir über alle Vorschlags-
listen gemeinsam beschließen? – Das ist der Fall. Wer der Be-
stätigung der Vorschlagslisten zustimmt, den bitte ich jetzt um 
das Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? –

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Frau Präsidentin, dort 
oben sitzen auch noch Leute! Sie müssen auch dort-

hin schauen!)

– Ich werde jetzt öfter nach oben schauen. Vielen Dank für 
diesen netten Hinweis.

Damit sind die Vorschlagslisten mehrheitlich bestätigt. Vie-
len Dank, auch an die Abgeordneten oben auf der Besucher-
tribüne.

(Zurufe)

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, verweise ich auf 
den Antrag der Fraktion der AfD – Neubewertung der Lage 
hinsichtlich der Coronakrise –, Drucksache 16/8067, der auf 
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Ihren Tischen liegt. Die AfD-Fraktion hat hierfür die Dring-
licherklärung beantragt. Dazu erteile ich das Wort Frau Abg. 
Dr. Baum. – Es geht nur um die Stellungnahme zur Dringlich-
keit, nicht um den Antrag als solchen, bitte. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Nur die Begründung 
der Dringlichkeit?)

– Nur zur Dringlichkeit.

(Widerspruch der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

– Nein, es geht nur um die Begründung der Dringlichkeit. 

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

– Genau. Es geht nur um die Dringlichkeitsbegründung.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja!)

Eine Minute.

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Ja. – Frau Präsidentin, meine 
Damen und Herren! Die Dringlichkeit des Antrags der AfD-
Fraktion zur Neubewertung der Lage hinsichtlich der Coro-
nakrise begründe ich wie folgt: Die aktuelle Entwicklung der 
Infektionszahlen, der Sterberate sowie der Zahl der erfreuli-
cherweise Genesenen deutet an, dass die anfänglich befürch-
tete epidemische Lage von nationaler Tragweite wohl nicht 
zutrifft und damit die Basis der getroffenen Verordnungen, 
nämlich das aktuell gültige Infektionsschutzgesetz, zumindest 
infrage zu stellen ist.

Im Gegensatz dazu führt jeder weitere Tag der Grundrechts
einschränkungen, der Sozialkontaktverbote, der Besuchsver-
bote, des Unterrichtsausfalls und der Schließung von Betrie-
ben zu schwerwiegenden wirtschaftlichen und nicht zuletzt 
psychischen Folgen, die den Nutzen einer Aufrechterhaltung 
all dieser Maßnahmen bei Weitem übersteigen und noch in 
keinster Weise abzusehen oder zu beziffern sind.

Unser Volk leidet. Sie können das ändern. Deshalb bitte ich 
Sie alle, diesem Antrag zuzustimmen. Jeder Tag zählt. 

Vielen Dank.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Wortmeldungen dazu? – Bit-
te, Herr Abg. Dr. Gedeon.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Corona ist zu 90 % ein Phantom 
und zu 10 % vielleicht eine Gefährdung. Da ist die Dringlich-
keit gar keine Frage. Diese ist ohne Zweifel gegeben. Neh-
men Sie einmal die Situation eines Hoteliers, der jeden Tag 
mehrere Tausend Euro Verluste hat. Das verkraftet er nicht. 
Für den ist jeder Tag eine entsetzliche Herausforderung.

Was die Demokratieeinschränkung anlangt, die Aushebelung 
der Grundrechte: Meine Damen und Herren, für eine Demo-
kratie, die sich ernst nimmt, ist jede Minute, in der das nicht 
gerechtfertigt ist, ein Dringlichkeitsgebot. Das müssen wir uns 
vor Augen halten. Es geht hier nicht um Killefit und Klimbim, 
es geht um die Grundfragen unserer Gesellschaft, um die 
Grundfragen der Demokratie.

(Vereinzelt Beifall)

Da ist Dringlichkeit in höchstem Maß angesagt. Jede Minute, 
in der wir diese Diktatur länger aufrechterhalten, ist eine 
Schande für unser Volk. Deswegen jetzt Dringlichkeit!

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Daher kommen wir zur Abstimmung über die Dringlichkeit 
dieses Antrags. Wer der Dringlicherklärung dieses Antrags der 
AfD-Fraktion zustimmt, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Der Dringlicherklä-
rung des Antrags ist damit nicht zugestimmt.

Nun treten wir in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf:

Antrag der Fraktion der AfD – Sicherung des Landeshaus-
halts in der Corona-Krise – Drucksache 16/7987

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion.

Das Wort zur Begründung erteile ich für die Fraktion der AfD 
Herrn Abg. Dr. Podeswa.

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 250 000 
Menschen waren im April in Baden-Württemberg arbeitslos. 
Das ist ein Anstieg um über 61 000 im Vergleich zum März. 
Jeder Einzelne von diesen Menschen steht vor vielen Fragen 
und Problemen. Jeder einzelne Arbeitslose ist ein Arbeitslo-
ser zu viel.

(Beifall)

Die Familien müssen ihre Ausgaben einschränken, geplante 
Anschaffungen überdenken. Die Politiker und der Landtag 
müssen hier vorbildlich und vor allem dringlich handeln. Bei 
den Baden-Württembergern verbreitet sich Unsicherheit. Seit 
Jahrzehnten waren nicht so viele Baden-Württemberger in 
Kurzarbeit. 1,7 Millionen Baden-Württemberger leiden an 
Kurzarbeit. Zehntausende von Unternehmen in Baden-Würt-
temberg stehen vor der Insolvenz. 

Nur ein Beispiel, stellvertretend für viele Unternehmen: Zwei 
Drittel aller Reisebüros im Ländle stehen vor dem Nichts und 
werden aufgeben müssen. Alle diese Unternehmen werden 
aufgeben müssen, wenn ihnen die Politik nicht hilft, und zwar 
nicht mit Krediten zu 9 % Zinsen, sondern mit nicht rückzahl-
baren Hilfen und – genauso wichtig – mit einer planbaren Per-
spektive. Das wird kosten. Das wird viele Milliarden Euro 
kosten, sehr viele Milliarden Euro.

Die Politik muss handeln, sie muss – das füge ich hinzu – end-
lich handeln. Wir sind die Politik. Reden ohne handeln ist 
falsch. Wir, die AfD-Fraktion im Landtag, tun das: Wir han-
deln. Die AfD-Fraktion hat deshalb schon am 18. März 2020 
einen Rettungsschirm in Höhe von 7 Milliarden € für die Wirt-
schaft, für Kleinunternehmen und für Soloselbstständige ein-
gebracht.

(Beifall)
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Da ging die Landesregierung und da gingen Sie, meine Da-
men und Herren von der CDU – von den Grünen erwarte ich 
nichts anderes –,

(Vereinzelt Heiterkeit)

noch mit einem Hilfsfonds von gerade einmal 850 Millionen € 
in die Sitzung am Folgetag. Wahrlich, da haben Sie die Aus-
wirkungen der Coronakrise aber drastisch unterschätzt. Als 
Ihnen das dämmerte, mussten Sie schnell in der Mittagspau-
se den AfD-Gesetzentwurf kopieren und haben dann in einer 
Sondersitzung des Landtags, wie es sie auch in Baden-Würt-
temberg noch nie gab, diesen Antrag der AfD durchgewun-
ken. 

Nun zur heutigen Debatte: Die AfD hat schon vor drei Wo-
chen eine Haushaltssperre beantragt, welche Sie – und zwar 
alle anderen Parteien im Landtag – abgelehnt haben. Wie kön-
nen Sie nur so völlig abwegig, so unverständlich, so – ich ge-
he so weit, das zu sagen – verantwortungslos handeln? Sie tra-
gen die Verantwortung für die Menschen in unserem Land.

(Beifall)

Die Ausgabenseite explodiert, weil wir – ich hoffe, da darf ich 
für alle Kollegen hier in diesem Hohen Haus sprechen – den 
Bürgern helfen wollen. Über die Ausgabenseite erstattet uns 
das Finanzministerium wöchentlich eine Übersicht, einen Be-
richt. Die Einnahmeseite erodiert dramatisch. Es gibt keine, 
wirklich keine einzige Prognose, welche nicht von einem his-
torischen Wirtschaftsabschwung ausgeht, einem historischen 
Wirtschaftsabschwung, welcher das Land Baden-Württem-
berg gerade wegen seiner wirtschaftlichen Stärke doppelt so 
stark treffen wird wie den Durchschnitt der Republik. 

Wir von der AfD-Fraktion fordern vom Finanzministerium 
auf der Einnahmeseite – genauso wie auf der Ausgabenseite 
– mindestens auch monatliche Steuerschätzungen, damit wir 
unserer Kontrollfunktion überhaupt nachgehen können.

(Beifall)

Das Finanzministerium geht davon aus, dass die Steuerein-
nahmen in diesem Jahr um bis zu 4 Milliarden € sinken könn-
ten. Die Finanzministerin sagt aber in demselben Satz auch 
sofort, sie kenne auch deutlich pessimistischere Szenarien. 

Unzählige Gemeinden führen Haushaltssperren ein – Heil-
bronn, Pforzheim, Rottweil, Heidelberg, Rheinfelden, Ettlin-
gen usw. Die Liste ließe sich geradezu beliebig fortsetzen. Es 
gibt kein Unternehmen im Land, wirklich kein Unternehmen, 
welches nicht überlegt, seine Ausgaben zu prüfen und nur un-
abkömmliche Ausgaben zu tätigen und andere aufzuschieben. 

Die Landesregierung, die Regierungsfraktionen GRÜNE und 
CDU sowie die Oppositionsfraktionen SPD und FDP/DVP 
verweigern sich in dieser Situation einer Haushaltsrevision. 
Ich bin wirklich fassungslos. 

(Beifall)

Die AfD-Fraktion fordert eine Überprüfung aller Haushalts-
positionen hinsichtlich verzichtbarer Ausgaben. 

Die für zwingend notwendige Hilfen erforderlichen Mittel 
werden wir an anderen Stellen frei machen müssen. Das kann 

leider, wie wir alle hier wissen, nicht vollständig gelingen, ist 
aber kein Freifahrtschein für unbegrenztes Schuldenmachen. 

(Vereinzelt Beifall)

Für einen schamlosen Schuldenhaushalt zulasten unserer Kin-
der steht die AfD-Fraktion nicht zur Verfügung. 

(Beifall)

Die AfD-Fraktion fordert einen Einstellungsstopp bei Beam-
ten mit Ausnahme von Polizeidienst und krisenrelevanten 
Stellen. Die AfD-Fraktion fordert konsequent natürlich auch 
einen Beförderungsstopp bei allen Landesbeamten und natür-
lich eine Aussetzung der Gehaltsanpassungen

(Zuruf)

voraussichtlich zunächst bis zum Jahresende. Die AfD-Frak-
tion fordert zudem konsequent einen Verzicht auf mindestens 
10 % der Bezüge bei allen Abgeordneten, Staatssekretären 
und Ministern. 

(Beifall – Zurufe)

Wir wollen den Bürgern ein Zeichen für gemeinsames Einste-
hen in der Krise setzen. Wir haben diesen Antrag zum letzten 
Plenum auf die Tagesordnung gebracht. Sie haben einmütig 
Einsparungen bei Ihnen selbst abgelehnt. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Podeswa, las-
sen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Lorek zu?

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Nein, jetzt nicht. 

(Zurufe)

Ja, die AfD-Fraktion bedauert, diese harten Forderungen für 
die Landesbeamten aufstellen zu müssen. Ja, die Steuerein-
nahmen des Landes brechen zusammen. Ja, wir haben eine 
riesige Welle von Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit. Ja, wir al-
le werden in diesen Zeiten den Gürtel enger schnallen müs-
sen. Die Kürzung der Abgeordnetendiäten haben Sie, wie ich 
schon erwähnte, bereits abgelehnt. 

Die AfD-Fraktion ist sehr gespannt darauf, zu erfahren, wie 
Sie die Haushaltssperre und die Haushaltsrevision, die alter-
nativlos sind, nun ablehnen werden und wie Sie das den Bür-
gern, den Menschen in Baden-Württemberg erklären wollen.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE erteile 
ich Frau Abg. Walker das Wort. 

Abg. Thekla Walker GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist unser Ziel in der 
Pandemie, hier die Opfer sowie die sozialen und ökonomi-
schen Folgen so gering wie möglich zu halten und selbstver-
ständlich auch einen Zusammenbruch, der bei einer solch gro-
ßen Pandemie durchaus im Raum steht, so weit wie möglich 
zu verhindern. Die wirtschaftlichen Auswirkungen sind tief 
greifend. Sie werden uns noch lange beschäftigen – vor allem 
auch in der Haushaltspolitik. 

Unternehmen, Selbstständige, Arbeiternehmerinnen und Ar-
beitnehmer brauchen jetzt Unterstützung, um die Krise wirt-
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schaftlich zu überstehen. Es ist Aufgabe der Politik, den Fol-
gewirkungen dieser Pandemie entgegenzuwirken. Das haben 
wir getan, und das werden wir auch weiterhin tun, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall)

Was haben wir haushaltswirtschaftlich gemacht? Wir haben 
ein umfangreiches Soforthilfeprogramm gestartet. Wir haben 
einen finanziellen Rettungsschirm in Höhe von bis zu 6,2 Mil-
liarden € gespannt. Wir haben einen Nachtragshaushalt auf-
gestellt, und wir, der Landtag, haben die Landesregierung er-
mächtigt, falls erforderlich, Kredite bis zu einer Höhe von 
5 Milliarden € aufzunehmen. 

Das konnten wir auch tun, weil wir in den vergangenen Jah-
ren eine solide Haushaltspolitik betrieben haben. Wir konn-
ten über die entsprechenden Rücklagen verfügen. Wir sind fi-
nanziell voll handlungsfähig, und deswegen konnten wir eben 
auch die Landesregierung ermächtigen, in der genannten Hö-
he Kredite aufzunehmen, ohne gegen die Schuldenbremse zu 
verstoßen. 

Und was tut die AfD? Als es am 19. März 2020 hier darum 
ging, die notwendige Kreditermächtigung für den Rettungs-
schirm zu verabschieden, wollten Sie die Sondersitzung des 
Landtags mit allen Mitteln verhindern. 

(Zurufe)

Und heute beantragen Sie eine weitgehende allgemeine Haus-
haltssperre, von der nur Stellenbesetzungen bei der Polizei 
und in Bereichen der Landesverwaltung, die direkt in die Pan-
demiebekämpfung involviert sind, ausgenommen werden sol-
len. Politisch will die AfD also mitten in einer hochgefährli-
chen Pandemie, mitten in einem nie da gewesenen wirtschaft-
lichen Lockdown, 

(Zurufe)

zu Beginn einer der größten Rezessionen der Nachkriegszeit 
den Landeshaushalt einfrieren. Die Ausnahmen von der Haus-
haltssperre sollen auf Titel begrenzt werden, die wegen ge-
setzlicher oder vertraglicher Auflagen in voller Höhe ausge-
zahlt werden müssen.

(Zuruf)

Jetzt will ich Ihnen einmal sagen, was das ganz konkret be-
deutet: Eine Haushaltssperre bedeutet, dass Beschaffungen 
von Schutzkleidungen, Beatmungsgeräten, medizinisch not-
wendigen Materialien für die Pandemie nicht mehr getätigt 
werden können. Eine allgemeine Haushaltssperre, so wie Sie 
sie gefordert haben,

(Zurufe)

bedeutet, dass hier Soforthilfen für Unternehmen, Selbststän-
dige, Hilfspakete für Kommunen, Familien usw. nicht verab-
schiedet werden könnten. Dazu würde Ihr Antrag führen.

(Beifall – Zurufe)

Ganz nebenbei würde das Land in einer massiven Abwärts-
bewegung der Wirtschaft eine verheerende wirtschaftspoliti-
sche Botschaft aussenden, nämlich:

(Zurufe)

„Jetzt ist brutalste Sparpolitik angesagt.“ Das wollen wir nicht. 
Das wird es mit uns nicht geben. Deswegen lehnen wir Ihren 
Antrag ab.

(Beifall)

Um es klar zu sagen: Selbstverständlich wird es notwendig 
sein, haushaltswirtschaftlich und politisch auf die einbrechen-
den Einnahmen zu reagieren. Wir werden den Doppelhaushalt 
natürlich punktuell auch auf den Prüfstand stellen. Dabei muss 
man mit Maß und Mitte vorgehen, und dies natürlich auf ei-
ner soliden Zahlenbasis. Diese haben wir erst mit der Mai-
Steuerschätzung; sie liegt uns jetzt gar nicht vor. Deswegen 
sind Ihre Forderungen jetzt auch nicht mit Zahlen unterlegt. 

(Beifall – Zurufe)

Ich will es noch einmal ganz klar sagen – das ist für mich auch 
das stärkste Argument –: In einer massiven Rezession ist wirt-
schaftspolitisch das Gegenteil eines rigiden Sparprogramms 
angesagt. Wir werden hier in den nächsten Wochen und Mo-
naten intensive Debatten über Konjunktur- und Investitions-
impulse führen müssen. Das ist eine Herausforderung, der sich 
natürlich alle politischen Ebenen werden stellen müssen, von 
den Ländern über den Bund

(Zuruf)

bis hin zur Europäischen Union.

Ich möchte an dieser Stelle jetzt nicht auf einzelne Forderun-
gen in diesem Zusammenhang eingehen, aber zwei Punkte 
sind mir an dieser Stelle wichtig, wenn es um Konjunkturpro-
gramme geht, die unseren Haushalt und auch nachfolgende 
Generationen enorm und sehr massiv belasten werden. Da 
geht es mir um zwei Kriterien. 

Das erste Kriterium heißt: Jedes Konjunkturprogramm, das 
wir heute auflegen, muss die Wirtschaft nachhaltiger machen 
und aktiv zur Bewältigung der zentralen Menschheitsheraus-
forderung der Klimakrise beitragen. Das ist der erste Punkt. 

(Lachen – Beifall – Zuruf: Oje!)

Zweitens: Der Weg aus der Krise muss europäischer sein als 
der Weg in die Krise. Wir werden wirtschaftliche Rezessio-
nen nur dann erfolgreich überwinden, wenn Europa zusam-
menhält.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Dr. Schütte das Wort.

Abg. Dr. Albrecht Schütte CDU: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit dem vorliegen-
den Antrag möchte die AfD-Fraktion die Landesausgaben so 
weit wie möglich einschränken und in der Konsequenz unse-
re Konjunktur endgültig abwürgen. Da die Ergebnisse der 
Wirtschaftspolitik der Dreißigerjahre bekannt sind, frage ich 
mich: Haben Sie im Geschichtsunterricht überhaupt nicht auf-
gepasst, oder ist das Absicht?

(Lebhafter Beifall – Abg. Bernd Gögel AfD: Fragen 
Sie mal die Kommunen im Land, fragen Sie mal die 

Bürgermeister im Land!)
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Bisher ist Deutschland im Gegensatz zu anderen Ländern, in 
denen seit Wochen doppelt so viele Menschen sterben wie üb-
lich, glimpflich durch diese Krise durchgekommen. Dafür 
danke ich unserem medizinischen Personal. Wir können stolz 
auf unser Gesundheitssystem sein. 

Wir haben aber auch rechtzeitig einschränkende Maßnahmen 
ergriffen. Auch wenn es deutlich weniger Maßnahmen waren 
als in anderen Ländern – rufen Sie einfach einmal in Italien 
an –, weiß jeder, der das beschließt, welche konjunkturellen 
Folgen das hat. 

Man kann auf solch eine Sache auch völlig falsch reagieren. 
1930 hat man das getan. Die Reichsregierung Müller, gefolgt 
von der Reichsregierung Brüning, hat Sparprogramm nach 
Sparprogramm aufgelegt – genau so, wie Sie es vorschlagen. 
Es wurden Gehälter gekürzt, Investitionen zusammengestri-
chen, Gehälter nur noch halbmonatlich ausgezahlt. Das Land 
Baden hat die Lehrerstellen nicht nachbesetzt – genau so, wie 
Sie das wollen. Die Kommunen haben die Unterstützung der 
Wohlfahrtsempfänger gekürzt usw.

Was war das Ergebnis? Der Umsatz in den Geschäften ging 
zurück. Die Steuereinnahmen nahmen rapide ab. Die Abwärts-
spirale setzte sich unaufhaltsam in Gang. Neben den wirt-
schaftlichen Folgen hat man den jungen Menschen die Zu-
kunft geklaut. Ein junger Lehrer aus meiner Gemeinde schrieb 
über diese Zeit: 

Wir wurden von Jahr zu Jahr vertröstet. Sofern möglich, 
arbeitete man in der Fabrik. So war es jedenfalls bei mir. 
Die Aussicht auf Anstellung als Lehrer wurde von Jahr zu 
Jahr ungewisser. 

Genau das wollen wir nicht. 

(Zurufe von der AfD)

Die Sparmaßnahmen ab 1930 – wenn Sie es nirgendwo sonst 
gelernt haben – kosteten in der Konsequenz einen Haufen 
Geld und führten in die größte Katastrophe der deutschen Ge-
schichte. Noch einmal: Denken Sie nach – oder ich muss Ih-
nen wirklich Vorsatz unterstellen.

(Beifall)

Richtig ist jetzt also, möglichst viele Unternehmen und Ar-
beitsplätze zu erhalten und die Konjunktur zu stützen. Nach 
der Soforthilfe, die wir gemeinsam mit der Landesregierung 
beschlossen haben, wird es weitere Unterstützung insbeson-
dere für stark betroffene Unternehmen geben. Das Land in-
vestiert weiter auch in Sanierung und Ausbau der Infrastruk-
tur, und in Partnerschaft mit den Kommunen wird die CDU-
Fraktion dafür sorgen, deren Investitionskraft und -tätigkeit 
zu erhalten und so die Konjunktur zu stabilisieren. Das geht 
übrigens nur, wenn man keine Haushaltssperre hat. Sonst kann 
man nämlich der Kommune keinen einzigen Euro geben.

(Beifall)

Zudem setzen gerade die Länder und insbesondere wir, das 
Land Baden-Württemberg, mit ihren Haushalten auf Zukunft. 
Oder sollen wir gemäß Ihrem Antrag tatsächlich keinen Infor-
matikunterricht mehr einführen, die Lehrervertretungsreser-
ve kappen, die Forschung bei der Wasserstofftechnologie strei-

chen und den Breitbandausbau nicht weiter fördern? Das steht 
in Ihrem Antrag.

(Zurufe) 

– Alle Ausnahmen. Lesen Sie den eigenen Antrag!

(Beifall)

Da gilt der Satz von König Christian VIII. von Dänemark.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Schütte, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Abg. Dr. Albrecht Schütte CDU: Erst kommt das Zitat. – Der 
König hat gesagt:

Arm und elend sind wir ..., wenn wir jetzt auch noch 
dumm werden, können wir aufhören, ein Staat zu sein.

(Beifall – Zurufe)

Natürlich ist klar, dass wir uns bei der einen oder anderen un-
nötigen Bürokratie – § 2 b des Umsatzsteuergesetzes – über-
legen müssen, ob wir das alles brauchen. Darüber wird man 
reden müssen.

Aber es bleibt die Frage: Wer bezahlt eigentlich die Überle-
benshilfe, die Unterstützung der Kommunen und die Investi-
tionen in die Zukunft? Die Antwort sehen wir in den letzten 
zehn Jahren. Statt einer langjährigen Depression folgte auf die 
Finanzkrise von 2008 bis 2010 ein Aufschwung, und die Ver-
schuldungsquote wurde von über 80 % auf unter 60 % redu-
ziert.

(Abg. Bernd Gögel AfD: Zu welchem Preis?)

– Der Preis war, dass es uns heute viel besser geht als früher.

(Unruhe)

Und wir haben eine zurückhaltende Haushaltspolitik gemacht. 
Aber eine Bemerkung kann man machen: Wenn wir in Zu-
kunft wieder bessere Zeiten haben, können wir an heute den-
ken und vielleicht für 100 Millionen € Zusatzeinnahmen nicht 
100 Millionen € Ausgaben zusätzlich beschließen. 

(Zurufe)

Ich bin mir sicher: Wenn wir in die Zukunft investieren und 
die Wirtschaft nicht jetzt komplett kaputtsparen, dann wird 
auch die Generation, die jetzt in den Schulen ist, im Jahr 2035 
vielleicht die nächste Krise bewältigen können, weil wir sie 
gut ausgebildet haben, ihnen eine bessere Infrastruktur zur 
Verfügung gestellt haben und weil wir ihnen Zukunftshoff-
nung und Zukunftschancen gegeben haben. Das ist unsere 
Aufgabe und nicht, die Fehler von 1930 zu wiederholen und 
das Land kaputt zu machen.

(Vereinzelt Beifall)

Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall – Zurufe: Sehr gut!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Hofelich.
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Abg. Peter Hofelich SPD: Werte Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Wenn ich das taktische Kalkül der 
AfD einmal weglasse, reden wir natürlich über ein ernstes 
Thema: Wie weit kann unser Landeshaushalt die vielfältigen 
Corona-Abwehrlasten tragen? Müssen wir uns im Haushalt 
Raum für unsere Hilfen an Wirtschaft und Gesellschaft schaf-
fen, und wie tun wir das, durch Umschichtungen oder eben 
durch weitere Kreditaufnahmen? Das wird uns in der nächs-
ten Zeit natürlich beschäftigen. 

Ich denke auch, dass es richtig ist, dass in den Städten und Ge-
meinden auch drastische Maßnahmen in diesen aufgrund der 
schwankenden Gewerbesteuereinnahmen volatilen Haushal-
ten ergriffen werden. Das ist völlig klar.

Tatsache ist aber auch, dass die Liquidität unseres Landes-
haushalts, von der wir uns in diesem Parlament überzeugen, 
bei der wir Bescheid wissen, derzeit ausreicht, dass wir die-
sem AfD-Antrag nicht zuzustimmen brauchen. Wir werden 
ihm auch nicht zustimmen, weil wir in einer Situation sind, in 
der wir als Haushaltsgesetzgeber und als Parlament hier den 
Überblick haben. Wir werden uns diesen Überblick auch er-
kämpfen, meine Damen und Herren.

(Beifall)

Ob die AfD mit dem Thema ernsthaft umgeht, daran haben 
wir sowieso erhebliche Zweifel. Der Justizvollzug braucht 
mehr Personal, die Finanzverwaltung braucht bessere Kont-
rolle, um Einnahmen erzielen zu können.

(Zurufe) 

Das Handwerk braucht mehr Meister. Und es ist auch so, dass 
wir, wenn wir über die Bildung reden, noch viel weiter gehen 
können. Haushaltssperren, meine Damen und Herren, dürfen 
nicht dem Handlungsfähigen die Handlung abschneiden. Das 
ist der Punkt.

(Beifall)

Das steht ja hinter Ihrem Antrag.

Im Übrigen will ich Ihnen nur einmal eines sagen: Wenn Sie 
schon Ihr Gedankengebäude hier aufrichten, dann sage ich Ih-
nen: Wenn Sie bei diesem Thema sagen, der Polizeivollzugs-
dienst solle ausgenommen werden, dann würde ich mich freuen, 
wenn Sie dann konsequenterweise auch gesagt hätten: Lasst 
uns, das Land, in dieser besonderen Situation unserer Famili-
en zurückkehren zu einer offenen und realistischen Finanzie-
rung wie der Drittelfinanzierung der Schulsozialarbeit. Denn 
das ist in diesen Zeiten notwendig, meine Damen und Herren.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Hofelich, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Abg. Peter Hofelich SPD: Nein, bitte nicht, Frau Präsiden-
tin. Es sind nur fünf Minuten Redezeit.

Ich habe einfach den Eindruck: Sie kommen nicht mehr aus 
Ihrer Groll- und Schmollecke heraus. Deswegen sagen Sie: 
Damals hatten wir eine gute Idee, und jetzt sind wir sauer, dass 
Regierung und Oppositionsfraktionen die richtigen Dinge ma-
chen. 

Ich möchte mich von der AfD abwenden und zur Haushalts-
lage kommen. Wir haben eine außergewöhnliche Situation: 
Niemand hätte bei der Verabschiedung des Doppelhaushalts 
vor Weihnachten gedacht, dass wir schon wenige Monate spä-
ter eine 5-Milliarden-€-Kreditlinie haben würden. Möglich 
wurde sie übrigens durch die Regelung der Schuldenbremse 
bei Naturkatastrophen und Notsituationen. 1 Milliarde € ha-
ben wir bisher aufgenommen. Niemand hat daran gedacht, 
dass aus den gut gefüllten Quellen des Bundeshaushalts, de-
rer wir uns bedienen dürfen, zwischenzeitlich sicherlich un-
gefähr 1,4 Milliarden € – Stand letzter Donnerstag – auf die 
Landeskonten überwiesen wurden – übrigens ohne Subsidia-
ritätsbedenken des Landes, aber mit Olaf Scholz. 

(Beifall)

Kaum jemand hat daran gedacht, dass sich die Haushaltsrück-
lage für Unvorhergesehenes mit den Zuzahlungen dieses Jah-
res auf ca. 1,5 Milliarden € aufsummiert und nicht zur grün-
schwarzen Kür vor der Landtagswahl, sondern zur parteiüber-
greifenden und fraktionsübergreifenden Pflicht in der Coro-
nakrise wird, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Auch nicht viele denken daran, dass von dem für 2019 der-
zeit festgestellten kassenmäßigen Überschuss von 3,7 Milli-
arden € nach Verrechnung der Reste wohl sehr ansehnliche 
rund 1,8 Milliarden € Jahresüberschuss übrig bleiben werden 
und diese auch dringend für Coronamaßnahmen und Investi-
tionen gebraucht werden, meine Damen und Herren. 

Wir danken dem Finanzministerium und der Finanzministe-
rin für die wöchentliche Information des Finanzausschusses 
zu den Zu- und Abflüssen, die wir in dieser Situation haben. 
Klar ist aber auch – das will ich hier sagen –, dass wir, der Fi-
nanzausschuss und das Parlament insgesamt, auch wenn die 
Liquidität gegeben ist, ab jetzt genauer auf die Programme 
und auf die Schirme werden schauen müssen. Es ist die Pflicht 
des Parlaments, dass wir hier jetzt wieder eine funktionsfähi-
ge Kontrolle haben, die wir, der Finanzausschuss, ausüben 
wollen, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Ich möchte in dieser Zeit schon noch einmal sagen, für wen 
wir hier treuhänderisch stehen: Es sind nicht die Philosophen, 
sondern die Steuerzahler, Selbstständigen und Arbeitnehmer, 
die in den Jahren 2016 bis 2019 mit dem Überschuss im Lan-
deshaushalt die Regierung Kretschmann bislang über die Hür-
den gebracht haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Das Fazit: Die Parlamente und Regierungen in Berlin und 
Stuttgart haben bislang vieles richtig gemacht. Austerität war 
nicht nötig, Mitgefühl und Solidarität schon. Ökonomisch war 
es im Kern keynesianisches Gegenhalten – die Pferde zum 
Saufen bringen. Wir erwarten jetzt aber, meine Damen und 
Herren, eine Strategie. Das ist der wichtige Punkt, der vor uns 
steht: Keine Haushaltssperre, aber eine Haushaltsstrategie. 
Beenden Sie die Aufblähung im Personalbereich der Leitungs-
ebenen der Ministerien. Wir haben Sie harsch kritisiert, und 
Sie haben einfach weitergemacht. Frau Finanzministerin und 
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Herr Ministerpräsident, stoppen Sie endlich die grün-schwar-
ze Vermehrung der Messdiener in diesem Land. 

(Beifall)

Wir können uns das nicht mehr leisten. Sorgen Sie dafür, dass 
es in den Ministerien zu Umschichtungen kommt. Das ist in 
einem Landratsamt ganz normal beim Personal – ich komme 
zum Ende, Frau Präsidentin –, menschlich nicht leicht, aber 
sachlich leistbar. Die Differenz heißt eben Verwaltungsfüh-
rung. Vielleicht kann die Regierung Kretschmann beweisen, 
ob sie es tatsächlich kann, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Was das Geld angeht – letzter Satz –: Jetzt kommt es darauf 
an. Dort, wo es wirklich notwendig ist, brauchen wir tatsäch-
lich auch Handlungen. Das gilt vor allem für die Städte und 
Gemeinden. Ihre Funktionsfähigkeit muss unter allen Umstän-
den gewahrt werden. Die kommunale Ebene ist für uns wich-
tig. Deswegen kommt es darauf an, dass dort, wo der Kittel 
brennt, jetzt auch etwas getan wird. Nach den beiden Ab-
schlagszahlungen muss jetzt der kommunale Rettungsschirm 
kommen. Machen Sie das ohne Taktik, Frau Finanzministe-
rin und Herr Ministerpräsident, und machen Sie es in Solida-
rität mit den Kommunen.

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Brauer. 

(Minister Manfred Lucha zur SPD: Schafft einmal 
was! – Gegenruf des Abg. Peter Hofelich SPD: Jetzt 
wird es aber beleidigend! – Abg. Andreas Stoch SPD: 
Frau Präsidentin, der Minister entgleist ein bisschen!) 

– Was war jetzt?

(Abg. Andreas Stoch SPD: Der Minister beschimpft 
Parlamentarier!)

Moment, Moment!

(Abg. Andreas Stoch SPD: Der Satz: „Schafft doch 
erst mal was“ geht so nicht! – Gegenruf: Wer hat das 

gesagt?)

– Ich habe das nicht gehört, Herr Abg. Stoch. – Herr Minis-
ter, sollte es zutreffend sein, dann bitte ich Sie, ab sofort – – 

(Minister Manfred Lucha: Entschuldigung! – Verein-
zelt Beifall)

– Sehr gut. Vielen Dank. Ihnen ist bekannt, dass Sie von der 
Regierungsbank keine Meinungsäußerungen kundtun dürfen. 
Vielen Dank. 

Jetzt hat Herr Abg. Brauer das Wort. 

(Zurufe)

Abg. Stephen Brauer FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die AfD-Fraktion 
beantragt eine allgemeine Haushaltssperre. Das klingt hart. 

Der Begriff „Sperre“ soll konsequent erscheinen und soll den 
Eindruck radikalen Durchgreifens vermitteln. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Nein, das ist ein feststehen-
der Begriff!)

Das ist der Hauruckstil der AfD, den wir kennen und den Sie 
sich bei Ihren Vorbildern Putin, Trump und Co. abgeschaut 
haben. 

(Lachen) 

Sicher ist ein Nachsteuern aufgrund der durch die Coronakri-
se verursachten Mehrausgaben und der zu erwartenden Min-
dereinnahmen unerlässlich. Ob eine allgemeine Haushalts-
sperre in dieser Situation hilfreich ist, möchte ich, ebenso wie 
meine Vorredner, bezweifeln. 

(Beifall – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

„Haushaltssperre“ würde bedeuten, dass alle Ausgaben, für 
die noch keine rechtlichen Verpflichtungen eingegangen wur-
den, automatisch obsolet sind,

(Zuruf der Abg. Carola Wolle AfD) 

mit Ausnahme der Stellenbesetzungen im Bereich des Poli-
zeivollzugsdienstes und mit Ausnahme der Bereiche, die di-
rekt mit der Lösung der Coronapandemie betraut sind – 

(Zuruf der Abg. Carola Wolle AfD) 

so die AfD in ihrem Antrag. 

(Zurufe)

Das von Ihnen präsentierte Rezept einer Haushaltssperre ist 
aber nur eine Scheinlösung. Wenn man sich die Posten im 
Landeshaushalt anschaut, die zur kurzfristigen Konsolidie-
rung herangezogen werden können, sind das sehr überschau-
bare Beträge. Wollen Sie allen Ernstes den Landeshaushalt 
retten, indem Sie Beförderungen im öffentlichen Dienst aus-
schließen und Stellen für Grundschullehrer streichen – für die 
man vielleicht mit Müh und Not geeignete Bewerber gefun-
den hat? Ist es Ihre Art von Politik, Infrastrukturprojekte im 
Keim zu ersticken, indem Sie fordern, nur Maßnahmen aus-
zunehmen, für die vertraglich oder gesetzlich der volle Betrag 
gezahlt werden muss? Das sind übrigens die meisten. 

Ich schaue in Ihre Gesichter und stelle fest: Ja, Sie meinen das 
ernst. Und ja, das ist Ihre Art von Politik. Diese Politik ist 
nämlich rückwärtsgewandt; sie ist so rückwärtsgewandt wie 
die ganze AfD. 

(Beifall – Zurufe)

Wenn wir jetzt Bildungsinvestitionen kappen oder Infrastruk-
turprojekte einstellen würden, um den Haushalt zu konsoli-
dieren, wäre das viel zu kurzfristig gedacht. Die Zeche wür-
den wir alle durch Wohlstandsverluste in der Zukunft bezah-
len. 

Richtig ist: Wir stehen vor immensen finanziellen Herausfor-
derungen: Mindereinnahmen auf der einen Seite, Ausgaben-
steigerungen auf der anderen. Durch die dringend erforderli-
chen steuerlichen Erleichterungen für Unternehmen werden 
mindestens 6 Milliarden € weniger in den Landeshaushalt flie-
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ßen; aufgrund der nachlassenden Konjunktur ist mit weiteren 
4 Milliarden € Steuermindereinnahmen zu rechnen. Diesen 
Mindereinnahmen stehen Mehrausgaben in Höhe von derzeit 
2,3 Milliarden € entgegen, wobei rund 1,5 Milliarden € vom 
Bund getragen werden – das ist in der öffentlichen Kommu-
nikation auch noch nicht so deutlich herausgekommen.

Aber hier ist das Ende der Fahnenstange noch lange nicht er-
reicht. Weitere Soforthilfen müssen schnell auf den Weg ge-
bracht werden; insbesondere den Gaststätten, Restaurants und 
Hotels geht bald die Luft aus. 

In der Analyse der prekären Situation sind wir uns also einig; 
der Schluss allerdings, den die AfD aus dieser Situation zieht, 
ist falsch. Eine generelle Haushaltssperre ist nicht der richti-
ge Weg, um aus der Krise zu finden. Noch nicht einmal die 
kurzfristige Konsolidierung des Haushalts lässt sich so errei-
chen. Dazu sind die Einsparpotenziale, die man dadurch rea-
lisieren kann, einfach zu gering. 

Noch viel weniger ist die geforderte Haushaltssperre dazu ge-
eignet, die Weichen für die Zukunft, für die Zeit nach Coro-
na zu stellen. Bei Zukunftsprojekten eine Kontinuität in der 
Finanzierung sicherzustellen ist das Gebot der Stunde. Hier 
Investitionen zu kappen und Unterbrechungen zu riskieren 
würde bedeuten, dass uns das Virus nicht nur verletzt, sondern 
geschlagen hat. Und das darf nicht sein. 

(Abg. Klaus Dürr AfD: Dieses fiese Ding!)

Eine seriöse Einordnung der Mittelabflüsse im Hinblick auf 
die zu erwartenden Mindereinnahmen ist erst nach der Steu-
erschätzung Mitte Mai möglich. Dann ist es auch die Zeit, auf 
einen Nachtragshaushalt hinzuarbeiten, der der neuen Reali-
tät gerecht wird. Denn nicht alles – da gebe ich Ihnen recht –, 
was im Dezember für manche wünschenswert erschien, ist 
heute noch bezahlbar. Der Stellenaufwuchs – Herr Hofelich 
hat es bereits angesprochen – in den Ministerien, den wir be-
reits bei der Aufstellung des Doppelhaushalts kritisiert hatten, 
muss erneut auf den Prüfstand. Prestigeprojekte, die in dieser 
Sondersituation gar nicht mehr diskussionswürdig sind, müs-
sen auf den Prüfstand. Wie wollen Sie denn erklären, dass das 
Land für alle Kommunen zusammen bislang 200 Millionen € 
bereitgestellt hat, wenn allein der Beitrag der Stadt Stuttgart 
zur Opernsanierung 500 Millionen € beträgt und die restlichen 
500 Millionen € dann vom Land kommen sollen? Das ist nicht 
darstellbar; das ist nicht vermittelbar. 

Dringende Infrastrukturmaßnahmen wie Straßen- und Brü-
ckenbau oder die Digitalisierung im ländlichen Raum zu ver-
nachlässigen, um einer kleinen Minderheit Kulturgenuss zu 
ermöglichen, das wäre in der jetzigen Situation schlicht und 
ergreifend nicht angebracht und erscheint dekadent. 

Wir sagen Ja zu einer Überprüfung aller Positionen – Revisi-
on: ja – 

(Zuruf: Aha!) 

und zu einer Aufstellung eines Nachtragshaushalts im Lichte 
von Corona. Eine allgemeine Haushaltssperre, wie sie die AfD 
fordert, lehnen wir dennoch ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung erteile 
ich das Wort Frau Finanzministerin Sitzmann.

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Erst einmal herzlichen Dank 
an die Beschäftigten hier im Landtag, die immer dafür sorgen, 
dass wir unsere Sitzungen so hygienisch wie möglich abhal-
ten können. Vielen Dank dafür. Auch das ist ein Zeichen der 
Coronapandemie, dass wir die Hygienemaßnahmen deutlich 
anheben mussten. 

Ja, diese unerwartete Pandemie betrifft alle Bereiche unseres 
persönlichen, privaten, gesellschaftlichen Lebens, unseres Ge-
sundheitssystems, unserer Wirtschaft und vieles mehr. Sie 
stellt natürlich das Land Baden-Württemberg, Deutschland, 
aber auch die ganze Welt vor enorme Herausforderungen. Uns 
alle treiben die konkreten Auswirkungen natürlich um. Ich 
kann sagen: Auf allen Ebenen wird alles getan, werden alle 
möglichen Maßnahmen ergriffen, um gegenzusteuern. 

Die finanziellen Grundlagen hierfür sind da. Zum einen hilft 
uns die solide Haushaltspolitik der vergangenen Jahre. Wir 
haben nämlich die guten Zeiten genutzt, um Schulden zurück-
zuzahlen, zu tilgen, in Infrastruktur zu investieren, aber eben 
auch, um mit dem Doppelhaushalt 2020/2021, den wir hier in 
diesem Haus im Dezember letzten Jahres verabschiedet ha-
ben, eine Rücklage zu schaffen. Diese Rücklage ist auf jeden 
Fall ein gutes Polster, um die notwendigen Maßnahmen zu fi-
nanzieren. 

Hierzu gehört natürlich in erster Linie – und zwar sehr schnell 
und sehr eilig – alles, was mit Schutzausrüstung, Schutzklei-
dung, Atemmasken, Beatmungsgeräten, Ausbau der Intensiv-
medizin usw. zu tun hatte. Der Haushaltsgesetzgeber, der 
Landtag, hat am 19.  März einen Nachtragshaushalt verab-
schiedet und damit die finanziellen Voraussetzungen geschaf-
fen, dass wir sowohl im Bereich des Gesundheitsschutzes als 
auch für die Wirtschaft entschlossen handeln konnten.

Es war richtig, dass wir die guten Zeiten genutzt haben, um 
eine Rücklage für Haushaltsrisiken aufzubauen. Auf diese 
konnten wir, als klar war, wir müssen insbesondere bei den 
hygienischen und medizinischen Maßnahmen aktiv werden, 
dann auch sehr schnell zurückgreifen. 

Es ist angesprochen worden, dass wir, das Finanzministeri-
um, den Finanzausschuss jede Woche darüber informieren, 
welche Einwilligungen in Entnahmen aus dieser Rücklage in 
der jeweils vergangenen Woche erteilt worden sind. Dies geht 
allen Abgeordneten zu. Wir waren – Stand gestern Abend – 
bei dieser Liste bei Ausgaben von 2,084 Milliarden € seit dem 
24. März. Wir haben außerdem weitere Ausgaben, die aber 
vom Bund erstattet werden. Das sind die 1,45 Milliarden €, 
über die der Kollege Brauer auch gerade gesprochen hat. 

Diese Beträge sind nicht voneinander abzuziehen. Es ist nicht 
so, dass wir 2,084 Milliarden € minus 1,45 Milliarden € aus-
gegeben haben, sondern wir haben beide Beträge ausgegeben. 
Die Bundesmittel fließen in den Haushalt als Einnahme und 
werden dann über die Rücklage sofort an die jeweiligen Fach-
ministerien wieder ausbezahlt. Das sind im Wesentlichen das 
Sozialministerium für den gesamten Krankenhausbereich und 
das Wirtschaftsministerium für den Bereich der wirtschaftli-
chen Unterstützung, insbesondere auch der Soforthilfen. 
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Für den Gesundheitsschutz haben wir bereits fast 300 Milli-
onen € ausgegeben. Über das Krankenhausentlastungsgesetz 
sind aktuell 370 Millionen € in Baden-Württemberg angekom-
men. Sie kennen die Debatte, dass die Mittel, die der Bund für 
freie Betten zur Verfügung stellt, nämlich 560 € am Tag laut 
Krankenhausentlastungsgesetz, vielerorten nicht ausreichen. 
Dass wir freie Betten haben, ist natürlich auf der einen Seite 
ein gutes Zeichen, weil das zeigt, dass die Krankheitsverläu-
fe und auch die Anzahl der schweren Erkrankungen durch die 
vielfältigen Maßnahmen von Ausgangs- und Kontaktbeschrän-
kungen und weitere Maßnahmen doch deutlich reduziert wer-
den konnten.

Nichtsdestotrotz stellt das natürlich auch die Universitätskli-
nika als Krankenhäuser der Maximalversorgung vor große He-
rausforderungen. Deshalb haben wir den Universitätsklinika 
600 Millionen € zugebilligt, um den laufenden Betrieb und 
die notwendigen Umrüstungen zu finanzieren. Wir werden 
selbstverständlich auf Bundesebene weiter darauf drängen, 
dass das, was der Bund pro Intensivbett zahlt, und das, was 
der Bund pro Tag an freien Betten zahlt, deutlich erhöht wer-
den muss, weil – das zeigt sich schon jetzt – das einfach nicht 
auskömmlich ist.

Auf der anderen Seite können wir sagen, dass es gut und wun-
derbar gelungen ist, in Baden-Württemberg die notwendigen 
Kapazitäten bereitzustellen, sodass wir zu keinem Zeitpunkt 
in einer krisenhaften Situation in dem Sinn waren, dass wir 
mehr Erkrankte, mehr behandlungsbedürftige Personen als 
Kapazitäten hatten, sondern ganz im Gegenteil. Daran sieht 
man auch, dass sich diese Investitionen und diese wichtigen 
Weichenstellungen auf jeden Fall gelohnt haben.

(Beifall)

Dass das gelungen ist, liegt natürlich an der Politik, aber es 
liegt vor allem auch an den Beschäftigten im medizinischen 
Bereich. Deshalb möchte ich nicht versäumen, all denen, die 
sich in den vergangenen Wochen intensiv gekümmert haben, 
ein herzliches Dankeschön zu sagen. Sie sind die essenzielle 
Stütze des Landes, wenn es um die Bewältigung der Pande-
mie geht.

(Beifall)

Herr Podeswa hat zur wirtschaftlichen Situation ein sehr düs-
teres Bild gezeichnet. Ja, die Arbeitslosenzahlen sind nach 
oben gegangen.

(Zuruf)

Ja, die Zahl der Kurzarbeiter ist deutlich angestiegen. Deshalb 
ist es gut, dass auf Bundesebene das Kurzarbeitergeld entspre-
chend reformiert wurde und jetzt wohl aufgestockt wird. Das 
hat es ermöglicht, schnell und unbürokratisch zu helfen. Auch 
das Land hat im Bereich der Soforthilfen sehr, sehr schnell re-
agiert. 

(Zuruf der Abg. Carola Wolle AfD) 

Wir haben, wie ich finde, Frau Ministerin Hoffmeister-Kraut, 
die Bundesförderung mit der Landesförderung klug ergänzt 
und verzahnt, sodass wir weiterreichen können, was im Bun-
desprogramm vorgesehen ist. Wir haben es ergänzt um den 
Faktor Lebensunterhalt für Selbstständige mit der Pfändungs-
obergrenze von 1 180 €. Das ist ein sehr wichtiger Baustein. 

Wir kämpfen noch immer darum, dass der Bund das auch so 
sieht und nicht bei Selbstständigen sofort auf die Grundsiche-
rung verweist, sondern auch den Lebensunterhalt mit aner-
kennt. 

Der zweite relevante Punkt ist, dass in Baden-Württemberg 
auch Unternehmen von der Soforthilfe profitieren können, die 
mehr als zehn und bis zu 49 Beschäftigte haben. Damit konn-
ten wir sehr schnell und sehr unbürokratisch sehr vielen Un-
ternehmen und Selbstständigen im Land helfen. Bei den ver-
schiedenen Bausteinen haben wir die Soforthilfe des Bundes 
um die baden-württembergischen Faktoren ergänzt. Wir ha-
ben das Kurzarbeitergeld, und wir haben sehr viele Angebo-
te, was Liquiditätshilfen über die KfW betrifft,

(Abg. Anton Baron AfD: Sie waren doch die Brem-
se bei dem Rettungsschirm, Frau Ministerin!)

aber auch über die L-Bank. Wir haben den Bürgschaftsrah-
men deutlich erhöht. Sie sehen: Das ist ein ganzer Strauß von 
Maßnahmen, mit dem wir Unternehmen unter die Arme grei-
fen, um eine Perspektive für die Zukunft zu bieten.

Wir haben für den Bereich der Wirtschaftshilfen bislang Bun-
desmittel in Höhe von 1,1 Milliarden € erhalten und zusätz-
lich – also on top – Landesmittel von knapp unter 1 Milliar-
de € für die bereits genannten Ergänzungen ausgegeben. Das 
ist ein gutes, ein richtiges und wichtiges Signal. 

Im Rahmen der Regierungserklärung der letzten Woche und 
der Aussprache darüber wurde ja auch über einige Personen-
gruppen, Branchen diskutiert, die in einer besonderen Situa-
tion sind, bei denen eine wirtschaftliche Perspektive vielleicht 
auch in der nahen Zukunft noch nicht gegeben ist, die beson-
dere Finanzierungsformen haben. Über all das wird noch zu 
sprechen sein. 

Entscheidend ist meines Erachtens, dass wir zielgenau, effek-
tiv und wirksam agieren und dass wir natürlich auch immer 
die Belastungen, die eine staatliche Unterstützung für die Zu-
kunft bedeutet, mit bedenken. 

Weil wir natürlich auch wissen, dass die Kommunen in einer 
schwierigen Situation sind, haben wir in zwei Tranchen ins-
gesamt bereits 200 Millionen € als Soforthilfe zur Verfügung 
gestellt. Ich glaube, es gibt kein anderes Bundesland, Herr 
Kollege Hofelich, wo dies so schnell und so umfassend pas-
siert ist. Uns war in diesem Bereich insbesondere die Entlas-
tung der Eltern von den Gebühren der Kinderbetreuung, die 
ja nur für Notfälle stattfinden konnte, ein wichtiges Anliegen, 
aber auch, dass Volkshochschulen, Musikschulen und andere 
kommunale Einrichtungen auch in Zukunft existieren werden. 
Auch das ist uns wichtig. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Ministerin, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Schweickert zu?

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Ja, bitte. 

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Ministerin, vie-
len Dank. – Sie hatten erwähnt, es gebe Branchen, die keine 
Perspektive hätten, bei denen die Finanzierungssituation ganz 
besonders sei. Das war mir etwas zu kryptisch. An welche 
Branchen haben Sie denn da gedacht? 
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Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Es sind ja hier 
auch schon in der letzten Woche verschiedene Branchen ge-
nannt worden. Denken wir z. B. mal an Messen und all dieje-
nigen, die mit der Veranstaltung oder der Ausstattung von 
Messen zu tun haben. Es ist ja jetzt noch unklar, wie dort die 
zeitlichen Perspektiven sein können. 

Oder wenn es um Großveranstaltungen geht, wenn das Okto-
berfest, wenn der Cannstatter Wasen abgesagt werden, dann 
werden sicherlich die Schausteller ein besonderes Problem 
haben. Ich will hier jetzt nicht über einzelne Branchen speku-
lieren. Aber das ist letzte Woche auch hier genannt worden. 

Denken wir z. B. auch an den Bereich der Kultur. Gerade für 
diejenigen, die einen hohen Eigenanteil erwirtschaften durch 
internationale Tourneen, bestehen besondere Probleme, wenn 
diese Veranstaltungen jetzt alle über einen längeren Zeitraum 
abgesagt werden.

Denken wir an den Bereich der Gastronomie und Hotellerie. 
Da werden demnächst Entscheidungen über schrittweise Öff-
nungen kommen. Da muss man dann sehen, wie dann die Ent-
wicklung ist. 

(Abg. Anton Baron AfD: Was heißt denn „demnächst“?)

Ich war bei den Kommunen. Es ist mir wichtig, dass wir da 
sehr schnell gehandelt haben und die Liquidität vorerst sichern 
konnten. Dass wir mit den Kommunen weiter sprechen und 
verhandeln müssen, ist vollkommen klar. Ich kann Ihnen üb-
rigens sagen, Herr Kollege Hofelich, dass in Baden-Württem-
berg jede Woche eine Lenkungsgruppensitzung mit den Ver-
treterinnen und Vertretern der Kommunen stattfindet. Ich ha-
be mir von den kommunalen Vertretern berichten lassen, dass 
das bei Weitem nicht üblich ist. 

(Abg. Anton Baron AfD: Was ist mit den Kindergar-
tenbeiträgen?)

Dass es in Baden-Württemberg so ist, liegt an einer besonders 
intensiven Zusammenarbeit, die uns auch wichtig ist. Selbst-
verständlich werden wir nach der Mai-Steuerschätzung wei-
terverhandeln. 

Damit komme ich auch noch mal zur Frage: Wann müssen wir 
denn über den Haushalt des Landes Baden-Württemberg in-
tensiv sprechen? Heute eine Haushaltssperre zu verhängen 
wäre meines Erachtens tatsächlich viel zu früh. Wir müssen 
die Mai-Steuerschätzung auf jeden Fall abwarten. Sie alle ha-
ben in der Zeitung gelesen, dass z. B. die Prognosen der Wirt-
schaftsforschungsinstitute unterschiedlich sind. Wir hatten in 
der letzten Woche eine Frühjahrsprognose vonseiten der Bun-
desregierung. In dieser Frühjahrsprognose hat sie vorausge-
sagt, dass das BIP, das Bruttoinlandsprodukt, in diesem Jahr 
voraussichtlich minus 6,3 % betragen werde. Diese Prognose 
ist sicherlich ein Baustein, den jetzt auch die Steuerschätzer 
mit einbeziehen werden. 

Wir haben ganz aktuelle Zahlen vom Statistischen Landes-
amt. Laut einer Pressemitteilung von heute beträgt das Auf-
tragsminus 9,2 %, das Produktionsminus 12,6 %, das Umsatz-
minus real 11,9 % im Vergleich zum Februar des Vorjahres.

Meine Damen und Herren, daran sehen Sie: Soweit wir das 
heute abschätzen können, haben wir deutlich rückläufige Ent-

wicklungen. Aber wir wissen eben noch nicht, wie sich die 
Entwicklung in Zukunft gestalten wird. 

Im Gegensatz zur Finanzkrise vor über zehn Jahren ist es aber 
wohl so, dass die Rückgänge mehr oder weniger gleich über 
die Bundesländer verteilt sind. Bei der Finanzmarktkrise war 
Baden-Württemberg deutlich stärker betroffen. Das scheint 
nach Einschätzung von Experten diesmal nicht so zu sein. Die 
Verteilung über die Bundesländer ist einigermaßen gleich. 

Dass die Ursachen der wirtschaftlich schwierigen Lage, in der 
derzeit viele Unternehmen sind, ganz andere sind als vor zehn 
Jahren, dürfte ja allen bekannt sein.

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Ministerin, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Bitte schön.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Frau Ministerin, danke für das Zu-
lassen einer Zwischenfrage. – Sie haben eben eine interessan-
te Formulierung gewählt. Sie sagten, im Moment sei nicht der 
Zeitpunkt, eine Haushaltssperre zu verhängen. Heißt das, Sie 
können sich sehr wohl vorstellen, in dieser Legislaturperiode 
diese notwendige Maßnahme zu ergreifen? 

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Na ja, wann die-
se Maßnahme notwendig ist, darüber lässt sich jetzt wunder-
bar diskutieren. Sie sind offensichtlich der Ansicht, dass sie 
jetzt notwendig ist. Wir sind nicht der Ansicht, dass sie jetzt 
notwendig ist. 

Ob sie jemals notwendig wird, das hängt davon ab, wie sich 
die Konjunktur, wie sich die Steuereinnahmen und die not-
wendigen Ausgaben, die wir tätigen müssen, entwickeln. Aber 
von Vorrednern ist ja auch schon darauf hingewiesen worden: 
Es ist eine sehr harte Maßnahme, und die kann durchaus auch 
kontraproduktiv sein, wenn sie nicht ausgewogen ist. Wir ha-
ben in Baden-Württemberg auch einen sehr hohen Anteil an 
fixen Kosten. 

All denen, die meinen, man könnte jetzt relevante Summen 
einsparen, wenn man in den Ministerien ein paar Stellen strei-
chen würde, denen kann und muss ich diese Hoffnung neh-
men. Ich kann sagen, dass in dieser krisenhaften Situation al-
le Ministerien deutlich mehr belastet sind als normalerweise. 
Es sind nicht nur Tausende von Bürgeranfragen, die die Mi-
nisterien zu bewältigen haben, sondern es gibt auch ständig 
Sitzungen. Das Sozialministerium ist von früh bis spät mit al-
len Beschäftigten im Einsatz. Dort sind eher zu wenige als zu 
viele im Einsatz. Für das Wirtschaftsministerium und das Ver-
kehrsministerium trifft das genauso zu.

Also zum jetzigen Zeitpunkt zu sagen, wir begnügen uns mit 
weniger Stellen in den Ministerien, würde die Leistung, die 
wir erbringen, nämlich schnell und pragmatisch nach Lösun-
gen zu suchen, konterkarieren. 

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir haben von Ihnen, dem Haus-
haltsgesetzgeber, 5 Milliarden € an Kreditermächtigungen er-
halten. Wir werden diese selbstverständlich soweit notwendig 
peu à peu abrufen. Sie müssen sich über die Liquidität des 
Landes keine Sorgen machen. Die finanzielle Situation, die 
Mittel, die wir benötigen werden, haben wir gut im Griff. 
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Ich kann allen nur dringend dazu raten, die Mai-Steuerschät-
zung abzuwarten und sich dann auch die Zeit zu nehmen, da-
rüber intensiv zu diskutieren. Trotzdem gibt es, wenn die Mai-
Steuerschätzung da ist, keine Garantie, dass es im Verlauf des 
Jahres 2020 und vor allem auch im Verlauf des Jahres 2021 
exakt so kommen wird.

Erfreulicherweise gibt es viele Prognosen, die davon ausge-
hen, dass wir zwar einen tiefen Einschnitt in diesem Jahr ha-
ben werden, dass wir aber – ich hoffe sehr, dass das der Fall 
ist – im nächsten Jahr wieder eine Aufwärtsentwicklung ha-
ben werden. Auch das ist sicherlich wichtig, um die weiteren 
Maßnahmen für den Haushalt von Baden-Württemberg gut 
abzuwägen.

Lassen Sie mich zum Schluss noch eines richtigstellen. In der 
Begründung Ihres Landtagsantrags haben Sie von der AfD 
Befürchtungen in Bezug auf das Rating von Baden-Württem-
berg ausgesprochen. Richtigerweise hat Baden-Württemberg 
das Rating AAA. 

(Zuruf: Noch!) 

Das zeigt, dass die Haushaltspolitik in den letzten Jahren so-
lide war. Es gibt derzeit keine Anzeichen, dass die Pandemie 
und die Maßnahmen, die wir ergreifen, zu einer Verschlech-
terung des Ratings führen werden. Was auf jeden Fall nicht 
korrekt ist – – 

(Unruhe)

– Vielleicht hören Sie einfach einmal zu. Es ist nämlich Ihre 
Debatte. Wenn Sie keine Aussprache wollen, dann sagen Sie 
das. Dann kann ich meine Rede sofort beenden. Ich erwarte 
schon, dass Sie zuhören.

(Beifall)

In Ihrem Antrag steht, dass Baden-Württemberg im Zeitraum 
von 2008 bis 2009 niedriger bewertet wurde, nämlich mit B+. 
Von 2004 bis 2012 war Baden-Württemberg zwar etwas schlech-
ter geratet als jetzt. Es hatte aber AA+. Von B+ kann gar kei-
ne Rede sein. Reden Sie also auch die Vergangenheit nicht 
schlecht. Schauen Sie sich die Fakten lieber genau an.

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen versichern, dass 
sich die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen in 
dieser schwierigen Zeit in jeder Hinsicht ihrer Verantwortung 
bewusst sind und dass wir alles Notwendige, Wichtige und 
Richtige zur Krisenbewältigung, aber auch für eine gute Zu-
kunftsvorsorge leisten werden.

Herzlichen Dank.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die AfD-Fraktion Herrn Abg. Dr. Podeswa.

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Frau Präsidentin, liebe Kol-
legen! Frau Walker stellt sich hier hin und spricht von solider 
Haushaltspolitik. Die grün-rote und die grün-schwarze Regie-
rung haben in den letzten knapp zehn Jahren die Schulden des 
Landes ausgeweitet – vergleiche die Seite des Finanzministe-
riums.

Herr Schütte stellt sich hier hin und sagt, mit einer Haushalts-
sperre könnten alle, die Dutzenden von Gemeinden in Baden-
Württemberg, keine Schutzausrüstungen mehr kaufen, und 
weiß nichts über Einzelermächtigungen, die in einer Haus-
haltssperre selbstverständlich das Mittel zur Steuerung der 
notwendigen und sinnvollen Maßnahmen sind.

(Beifall)

Herr Hofelich stellt sich hier hin, hat den finanziellen Über-
blick und sagt im zweiten Satz, er werde ihn sich hier im Par-
lament erkämpfen. Was denn nun? Haben Sie ihn, oder haben 
Sie ihn nicht?

(Heiterkeit und Beifall)

Die Frau Finanzministerin ist beruhigt, weil sie die Ausgaben-
seite kennt und wöchentlich darüber berichtet. Jeder Unter-
nehmer wird nicht sehr beruhigt sein, wenn er zwar seine Kos-
ten, die Ausgaben, genau kennt, aber keinen Schimmer darü-
ber hat, wie die Einnahmeseite aussehen wird. In jedem gut 
geführten mittelständischen Unternehmen – wir sprechen gar 
nicht mal von Daimler – steht die Einnahmeseite tagesaktuell 
im Managementinformationssystem – und wir warten auf ei-
ne Mai-Steuerschätzung und dann auf eine Herbst-Steuer-
schätzung. Das Parlament braucht mindestens monatlich eine 
Information über die Einnahmen.

(Beifall)

Einen Plan, einen Finanzplan habe ich hier von niemandem – 
mit Ausnahme andeutungsweise von der FDP/DVP – auch nur 
in Ansätzen gehört.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 16/7987. Abschnitt I des Antrags ist ein 
Berichtsteil und kann für erledigt erklärt werden. – Sie stim-
men zu. Vielen Dank.

Abschnitt II des Antrags ist ein Beschlussteil, der mehrere 
Handlungsersuchen an die Regierung enthält. Sind Sie damit 
einverstanden, dass ich Abschnitt  II insgesamt zur Abstim-
mung stelle? – Auch das ist der Fall. Vielen Dank. Wer Ab-
schnitt  II des Antrags zustimmt, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Gegenprobe! – Enthaltungen? – Vielen Dank. 
Damit ist Abschnitt II mehrheitlich abgelehnt. 

Punkt 1 der Tagesordnung ist damit erledigt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Den Standort Baden-Württemberg gut 
durch die Krise bringen – der Wirtschaft Perspektiven ge-
ben! – beantragt von der Fraktion der CDU

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung.
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Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Fraktionsvorsitzen-
den Dr. Reinhart das Wort.

(Abg. Anton Baron AfD: Tourismus! Gastronomie! 
Schausteller! Künstler!)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die Corona-Infektionskur-
ve gibt uns inzwischen erfreulicherweise guten Grund zur 
Hoffnung. Die Infektionskurve sinkt weiter. Seit gut einem 
Monat liegt die Reproduktionszahl in Baden-Württemberg 
konstant deutlich unter 1. Damit ist die Lage stabil, und das 
Geschehen ist im Griff. Eine zweite Welle ist auch nicht in 
Sicht. Auch die Aussicht auf einen Antikörpertest gibt uns im 
Kampf gegen die Pandemie sicherlich neue Freiräume. 

Deshalb können und müssen wir jetzt auch über weitere Schrit-
te der Öffnung sprechen und diese Schritte auch gehen. Des-
halb gilt jetzt – heute Morgen hat es der Bundesgesundheits-
minister noch einmal betont –: So viel Normalisierung wie 
möglich und nur noch so viele Einschränkungen wie nötig. 
Das ist vertretbar, und wo es vertretbar ist, da ist es auch ge-
boten. Denn nach unserer Rechtsordnung ist nicht die Öffnung 
begründungspflichtig, sondern die Beschränkungen sind es. 
Darum muss es gehen. 

(Beifall – Zurufe, u. a.: Hört, hört!)

Deshalb geht es auch darum, dass wir die Strukturschäden am 
Standort Baden-Württemberg begrenzen.

Die neuen Arbeitsmarktzahlen wurden angesprochen. Sie zei-
gen: Der Arbeitsmarkt reagiert schnell und auch spürbar. Im 
April hatten wir den höchsten Anstieg der Arbeitslosenzahl 
seit 2009; der Shutdown kostet damit Jobs. Im Land sind mo-
mentan 1,6 Millionen Beschäftigte in Kurzarbeit, im Bund so-
gar über zehn Millionen. Vor einem Jahr waren es gerade ein-
mal 7 000. Baden-Württemberg verliert 20 Milliarden € Wirt-
schaftsleistung im Monat. Wir dürfen deshalb die Kipppunk-
te nicht verpassen. Wir brauchen Perspektiven für Unterneh-
mer und vor allem auch für die Arbeitnehmer für einen Weg 
aus der Krise und auch für die Zeit nach Corona. 

(Beifall)

Deshalb müssen wir jetzt die Rückkehr ins Wirtschaftsleben 
klug und verantwortlich gestalten. Wir müssen der Konjunk-
tur wieder Schub geben. Vor allem müssen wir Arbeitsplätze 
sichern und dafür sorgen, dass die Wirtschaft und die Beschäf-
tigung schnell wieder aus eigener Stärke Fahrt bekommen, 
damit es wieder aufwärts- und weitergeht. 

Es ist klar: Die Lage war und ist ernst. Das Virus fordert uns 
heraus, und es bleibt auch eine Gefahr. Gesundheit steht wei-
terhin an erster Stelle. Deshalb war der Lockdown richtig und 
auch gerechtfertigt. Aber wir können dabei jetzt nicht stehen 
bleiben. Wir müssen vor allem jetzt schnell weiterkommen. 

Wir haben beherzt geholfen. Wir haben viel Geld mobilisiert 
und eingesetzt. Die Zahlen wurden von der Finanzministerin 
eben genannt. Wir haben Tausende Betriebe vor dem plötzli-
chen Aus bewahrt. Land und Bund haben gemeinsam eine 
breite und starke Brücke über die Talsohle gebaut. Das haben 
auch die Kultus- und die Wirtschaftsministerin sehr früh ge-
fordert. Und wir werden weiter mit einem Sofortprogramm II 

gezielt stützen und stabilisieren, damit wir die ökonomische 
Substanz des Landes schützen und vor allem erhalten – 

(Beifall)

für Selbstständige, für den Mittelstand und die Arbeitnehmer 
in unserem Land. 

Aber das Ziel in der sozialen Marktwirtschaft sind ja nicht 
möglichst große staatliche Ausfall- und Ersatzprogramme. 
Das Beste ist, wenn die Menschen zurück an die Arbeit kön-
nen, wenn die Betriebe wieder öffnen, das heißt, wenn der La-
den wieder läuft und wieder gutes Geld verdient wird. Darum 
muss es jetzt gehen. Dafür müssen wir jetzt die Bedingungen 
schaffen – mit aller Vorsicht und Vernunft, aber auch mit ei-
nem ganz bewussten Blick nach vorn. Wir müssen vor allem 
auch Wege beschreiben und beschreiten, wie wir Gesundheits-
schutz und – das füge ich hinzu – wirtschaftliche Aktivität 
gleichzeitig möglich machen. 

Wir haben inzwischen gut gelernt, mit Abstands- und Hygie-
neregeln umzugehen – selbst mit Masken. Das müssen wir 
jetzt flächendeckend einsetzen. Das, was auf Spielplätzen 
machbar ist, geht, denke ich, auch im Biergarten. 

(Zuruf: Aha! Und wann?)

Wir haben ja jetzt zum 20. April die ersten Öffnungen erlebt. 
Es gab keine neuen Ausschläge.

Die Leitlinie muss jetzt heißen: Dort, wo der Infektionsschutz 
sicher ist, muss auch eine Öffnung möglich sein. Heute stan-
den Überschriften in Medien: „Deutschland, öffne dich!“ Heu-
te ist zumindest der Tag, an dem die Ministerpräsidenten mit 
der Kanzlerin sprechen. Aber wir haben ja schon gehört, wie 
weit in Deutschland auch die Länder unterwegs sind.

Nur das kann letztlich auch der Maßstab für die heutigen Be-
ratungen sein: Wir müssen handeln, wir müssen vorangehen. 
Deshalb erwarten wir heute auch klare Entscheidungen für 
mehr Freiheit in Verantwortung. Darum muss es gehen.

(Beifall – Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Nie-
dersachsen macht es doch vor!)

Das heißt, wir müssen vom Krisenpaternalismus wieder zu-
rück und zur Eigenverantwortung finden. Wir müssen statt 
starrer Beschränkungen zu klugen Lösungen kommen. Des-
halb war es übrigens auch richtig, dass die Landesregierung 
die 800-m2-Regel im Einzelhandel schnell und restlos abge-
räumt hat.

(Beifall – Abg. Anton Baron AfD: Nach dem Gerichts-
urteil!)

– Ja, natürlich. – Das war richtig, und das war auch wichtig. 
Deshalb ist es dringlich, dass wir jetzt auch Gastronomie, Tou-
rismus und Eventbranche vor allem die Aussicht auf eine 
Startfreigabe geben. Wir sind dankbar, dass dafür ein gut durch-
dachtes Stufenkonzept des Tourismusministers, der Wirtschafts-
ministerin und der Kultusministerin auf dem Tisch liegt. Die-
ses Konzept müssen wir jetzt umsetzen. Da müssen wir jetzt 
vorankommen. 

In der Tat hat Mecklenburg-Vorpommern jetzt die Strände ge-
öffnet, 

(Vereinzelt Beifall)
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Bayern hat gestern ein Gesamtkonzept für Lockerungen vor-
gelegt. Und das, was Niedersachsen in der Gastronomie ab 
dem 11. Mai kann, das schaffen wir, sage ich heute einmal, in 
Baden-Württemberg auch.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Reinhart, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Schweickert zu?

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Am Ende meiner Rede 
gern.

Präsidentin Muhterem Aras: Wenn Sie dann noch Redezeit 
haben.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Aber wir brauchen im 
nächsten Schritt auch aktive wirtschaftspolitische Impulse, 
um das Wachstum sowohl auf der Nachfrage- als auch auf der 
Angebotsseite wieder anzukurbeln. 

Wir hatten gestern in der Fraktion Herrn Professor Lars Feld, 
den Chef des Sachverständigenrats, zu Gast. Er hat uns auch 
hier intensiv dargelegt: Wir müssen den Aufbruch nach der 
Krise nutzen, um auch als Standort besser, schneller, agiler, 
wettbewerbsfähiger, dynamischer, innovativer zu werden. Da-
rum muss es gehen. Das heißt, wir brauchen Investitionen in 
Technologie, in Forschung, in Innovation, in die Digitalisie-
rung, in moderne Infrastruktur. Deshalb wäre natürlich eine 
Haushaltssperre, über die wir vorhin diskutiert haben, kont-
raproduktiv.

(Beifall)

Es muss um Investitionen gehen. Da müssen wir Vorausset-
zungen schaffen. 

(Beifall)

Deshalb müssen wir auch ein neues Zukunftsinvestitionspro-
gramm schaffen, darüber sprechen. Ich begrüße die Diskussion 
um Konjunkturprogramme sowohl des Landes wie des Bun-
des. Einen Einbruch bei den öffentlichen Aufträgen darf es ge-
rade jetzt nicht geben, sonst droht nämlich die nächste Kri-
senwelle, eventuell gar im Bau oder im Handwerk. Das müs-
sen wir vermeiden. 

Wir brauchen eine Entlastung auch in der Bürokratie, bei Vor-
gaben, bei regulatorischen Bremsen – die müssen wir lösen. 
Dafür kann auch das Land viel tun. Dazu gehören auch Im-
pulse bei den Steuern. Dazu gehört übrigens auch die Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags, und zwar sofort und für alle, 
in toto 

(Beifall – Zurufe, u. a.: Aha!)

– ja, natürlich –, weil gerade Personenunternehmen und Selbst-
ständige davon besonders betroffen sind. 

Der Bundesfinanzminister hat jetzt außerdem Maßnahmen zur 
Verlustverrechnung vorgeschlagen; diese müssen wir auswei-
ten. Die 4,5 Milliarden €, die Minister Scholz zugestanden 
hat, können nur ein erster Schritt sein; da muss noch mehr 
kommen. Wir brauchen auch eine Unternehmensteuerreform, 
wie die Mittelstandsstrategie von Bundeswirtschaftsminister 

Altmaier sie darstellt. Er macht da einen wichtigen und auch 
einen guten Job zusammen mit dem Bundesfinanzminister. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Das habe ich bisher von 
niemandem gehört! – Gegenruf des Abg. Winfried 
Mack CDU: Das muss Sie doch freuen! – Gegenruf 
des Abg. Andreas Stoch SPD: Beim Wirtschaftsmi-

nister spricht man von einem Totalausfall!)

Wir brauchen natürlich auch das Gespräch über Kaufanreize. 
Aber wenn wir über Kaufanreize sprechen, auch über Kauf-
prämien für Autos – dazu kann man ordnungspolitisch natür-
lich geteilter Meinung sein; gestern fand ja ein Gipfel statt –, 
will ich schon sagen: Wichtig ist, dass wir hier alle in den 
Blick nehmen – neben der E-Mobilität und der Brennstoffzel-
le auch Plug-in oder 6d-Diesel. Ich teile nicht die Meinung – 
das gestatte man mir – z. B. des Kollegen Özdemir, der ges-
tern von „Betrug“ gesprochen hat, wenn man über Plug-in-
Hybride spricht. Ich glaube, das ist die falsche Diskussion.

(Zuruf)

Wir müssen die Autoindustrie in diesem Land sehr, sehr ernst 
nehmen. Deshalb ist es, wie ich glaube, auch wichtig, dass der 
Ministerpräsident die Grüne Jugend aufklärt, worum es wirk-
lich geht. 

(Heiterkeit und Beifall)

Wir waren immer für Technologieoffenheit. Wir wissen auch, 
dass wir noch lange auf den Verbrenner angewiesen sein wer-
den. Ziel ist es, verehrte Kolleginnen und Kollegen, dass wir 
unsere Schlüsselindustrie auf den Beinen halten, möglichst 
viele Jobs sichern und nicht mit dem Coronahebel politische 
Ideologievorgaben durchsetzen. 

Dazu gehören jetzt natürlich Hilfen für die Gastronomie, für 
die angesprochenen Messen, Caterer und vieles mehr, für al-
le Branchen. Wir brauchen auch dieses Programm II, das sich 
anschließen muss an das, was wir bisher haben. 

(Vereinzelt Beifall – Abg. Anton Baron AfD: Kon-
kretes Datum!)

Es geht darum, nach der Krise nicht eine Wunschwirtschaft 
vom Reißbrett hochzuziehen – das wird nicht funktionieren. 

(Zuruf)

Wir wollen eine starke soziale Marktwirtschaft mit sicheren 
Arbeitsplätzen, Wohlstand für alle, Innovation durch Wettbe-
werb, Freiheit in Verantwortung. Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, darauf kommt es an. Dafür stehen wir, und so wer-
den wir den Weg aus der Krise erfolgreich gehen können.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE erteile 
ich Herrn Fraktionsvorsitzenden Schwarz das Wort.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Das Ziel der grünen Landtagsfrakti-
on ist ganz klar: Wir wollen den Wirtschaftsstandort Baden-
Württemberg gut durch diese Krise bringen. 
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Nach der ersten Phase der Soforthilfe brauchen wir nun wei-
tere Maßnahmen, um die Wirtschaft wieder in Gang zu brin-
gen. Darum geht es heute; denn in Baden-Württemberg ist 
doch eines klar: Wir werden niemanden im Stich lassen.

(Beifall – Zuruf: Bravo!)

Wichtige Eckpunkte, wie wir der Wirtschaft eine Perspektive 
bieten können, hat der Ministerpräsident in der vergangenen 
Woche in der Regierungserklärung vorgestellt. Ich möchte 
drei Phasen unterscheiden: erstens die Phase des Schutz-
schirms im ersten Moment der Krise, zweitens die Überbrü-
ckungsphase, in der wir uns jetzt befinden, und drittens das 
Wiederingangbringen der Wirtschaft, also die Phase der Kon-
junktur-, Innovations- und Investitionsimpulse.

Als eines der ersten Bundesländer hat Baden-Württemberg ei-
nen Härtefallfonds mit Direktzahlungen aufgelegt; der Emp-
fängerkreis reicht von den Soloselbstständigen bis zu kleinen 
und mittleren Unternehmen. Darüber hinaus haben wir steu-
erliche Erleichterungen beschlossen. So konnten wir eine Wel-
le von Insolvenzen verhindern. Das war und ist gut für die 
Wirtschaft in unserem Land, sowohl für den Buchladen um 
die Ecke als auch für den Maschinen- und Anlagenbau. Da-
mit haben wir klar zum Ausdruck gebracht: Wir lassen nie-
manden im Stich. Ich bin der Landesregierung, der Finanzmi-
nisterin und der Wirtschaftsministerin sehr dankbar, dass wir 
diese Maßnahmen sehr schnell aufgelegt haben.

(Beifall)

Wir sind jetzt in der zweiten Phase der Soforthilfe. Allmäh-
lich läuft das öffentliche Leben wieder stärker an, immer un-
ter dem Vorbehalt des Gesundheitsschutzes. Die Maßnahmen 
der Soforthilfe müssen in dieser Überbrückungsphase ange-
passt werden. Was wir jetzt brauchen, sind passgenaue Instru-
mente für die einzelnen Branchen. Das reicht von den Künst-
lerinnen und Künstlern, die eben nicht auftreten können, bis 
hin zum Messebau, den Schaustellern, der Gastronomie, dem 
Tourismus, dem Busverkehr mit der Ausflugstouristik und den 
Veranstaltungen.

Ich bin der festen Überzeugung: Diese von den Folgen der 
Krise besonders betroffenen Branchen müssen wir gezielt un-
terstützen. Wir, das Land, gehen hier voran. Wir nehmen Geld 
in die Hand. Der Ministerpräsident hat in der vergangenen 
Woche ein Hilfsprogramm in dreistelliger Millionenhöhe an-
gekündigt. Das zeigt: Wir kümmern uns aktiv um die Wirt-
schaft in unserem Land. Das ist das richtige Vorgehen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall)

Ich möchte das an einem Beispiel auf den Punkt bringen, näm-
lich am Beispiel Nahverkehr und Busunternehmen. Busunter-
nehmen spielen gerade im ländlichen Raum eine tragende Rol-
le für den öffentlichen Nahverkehr. Aber diesen Unternehmen 
sind jetzt die Einnahmen aus der Schülerbeförderung und aus 
den touristischen Fahrten weggebrochen. Da muss etwas ge-
tan werden. Denn eine nachhaltige, eine moderne Mobilität 
im ländlichen Raum sowie leistungsfähige Busunternehmen 
sind auch nach der Krise wichtig. Deswegen begrüße ich, dass 
die Regierung hier an einem passgenauen Rettungsschirm ar-

beitet. Das ist das richtige Vorgehen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall)

Wichtig ist meiner Fraktion, dass wir die Arbeitsplätze in der 
Gastronomie und im Tourismus erhalten, dass wir den Betrie-
ben eine Perspektive bieten.

(Zuruf: 11. Mai, Herr Schwarz!)

Hier erscheint ein stufenweises Vorgehen sinnvoll. Wenn sich 
die Zahlen weiterhin so positiv entwickeln, kann ich mir gut 
vorstellen, dass wir die Gastronomie vor Pfingsten wieder öff-
nen können. 

(Zuruf: Was?)

Dann können wir sowohl die Außengastronomie als auch die 
Speisegastronomie vor Pfingsten wieder öffnen. Das ist, glau-
be ich, eine sehr wichtige Perspektive für die Betriebe.

Klar ist: In dieser schwierigen Situation müssen wir der Gas-
tronomie unter die Arme greifen. Uns geht es um eine geziel-
te Unterstützung, z. B. passgenaue Investitionszuschüsse für 
notwendige Umbauten, Hilfen für notwendige Anschaffungen 
in den Betrieben, Unterstützung der Gastwirte bei den Infek-
tionsschutzmaßnahmen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch hier gilt: Wir lassen niemanden im Stich. Dort, wo es 
notwendig ist, werden wir gezielt helfen und unterstützen. Das 
ist wichtig.

(Beifall – Zuruf: Die brauchen Einnahmen, Herr 
Schwarz!)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Schwarz, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Schweickert und des 
Herrn Abg. Karrais zu?

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ich lasse die Fragen gleich 
zu.

Zunächst will ich Ihnen ein paar Informationen zu den ande-
ren Branchen geben. Denn, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wir müssen darüber reden, ob wir branchenunabhängige Ins-
trumente zum Einsatz kommen lassen. Branchenunabhängi-
ge Instrumente haben den Vorteil, dass dann niemand durch 
das eng gespannte Netz der Förderprogramme fällt. Branchen-
offene Förderprogramme haben den großen Vorteil, dass wir 
alle berücksichtigen können. 

Beispielsweise geht es darum, Unternehmen bei ihrer Liqui-
dität unter die Arme zu greifen. Auch nach dem Auslaufen der 
Hilfsprogramme wird das notwendig sein, damit niemand in 
Insolvenz gehen muss. Ein Instrument dafür können Tilgungs-
zuschüsse sein. Das mindert die finanzielle Belastung, die 
durch die Rückzahlung der Kredite entsteht, und öffnet den 
Unternehmen weitere finanzielle Spielräume.

So bauen wir schnell und unbürokratisch eine Brücke in die 
Zeit nach der Krise. Das gibt den Unternehmen eine Perspek-
tive, und das sichert Arbeitsplätze in unserem Land.

(Beifall)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, in dieser zweiten Phase las-
sen wir in der Koalition gemeinsam ein großes Schiff in See 
stechen, ein großes Schiff namens Beteiligungsfonds Baden-
Württemberg.

(Zurufe, u. a.: Die grüne Arche Noah! – Titanic!) 

Die Einrichtung dieses Fonds steht kurz bevor. Der Beteili-
gungsfonds ergänzt das bestehende Instrumentarium an Un-
terstützungsmaßnahmen. Ziel des Beteiligungsfonds ist es, die 
Eigenkapitalbasis im Mittelstand zu stärken. Das ist notwen-
dig, da der Fonds des Bundes nur die größeren Unternehmen 
im Fokus hat. Unser Fonds richtet sich an die Unternehmen 
der Realwirtschaft, die bislang wirtschaftlich gesund waren 
und eine besondere Bedeutung für den Wirtschaftsstandort ha-
ben. Mit einem Volumen bis zu 1 Milliarde € wird sich das 
Land an diesen Unternehmen beteiligen. Mit diesem Schiff 
kommen wir gut durch schwere Wasser. Daher ist dieser Be-
teiligungsfonds aus Sicht der grünen Landtagsfraktion ein sehr 
wichtiges Instrument in dieser Krise.

(Beifall – Vereinzelt Lachen)

Weil hier teilweise Gelächter war, will ich es einfach noch ein-
mal auf den Punkt bringen: Der Beteiligungsfonds ist wich-
tig, um Arbeitsplätze für die Menschen in Baden-Württem-
berg zu sichern. Er ist wichtig, um den Kapitalmarktzugang 
für Unternehmen zu stärken. Er ist wichtig, um Liquiditätseng-
pässe zu beseitigen, damit Unternehmen wieder finanzielle 
Spielräume haben. Er ist ein gutes Instrument, um die wirt-
schaftliche Basis in unserem Land zu stärken. Wir begrüßen 
ihn daher ausdrücklich. Wir finden, das ist ein gutes Werk, was 
die Regierung hier vorgelegt hat. 

Deswegen kann ich überhaupt nicht verstehen, wenn Herr Ho-
felich Beamte in den Ministerien mit Messdienern vergleicht 
oder von einem Messdieneraufwuchs spricht. Ich finde: Ge-
rade bei diesem Beteiligungsfonds und in der aktuellen Krise 
haben Beamtinnen und Beamte, Menschen im Gesundheits-
ministerium, 

(Zurufe, u. a. Abg. Reinhold Gall SPD: Von denen re-
den wir auch nicht!) 

im Wirtschaftsministerium, im Finanzministerium und in den 
anderen Ressorts einen Bombenjob gemacht, eine richtig tol-
le Leistung gebracht. Dieser Beteiligungsfonds ist richtig, und 
wir unterstützen ihn, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall – Abg. Peter Hofelich SPD meldet sich.)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Schwarz, lassen Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Hofelich zu?

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ich lasse nachher die Zwi-
schenfragen zu, 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wenn die 
Redezeit abgelaufen ist!) 

aber ich habe noch drei Seiten Text, die ich gern vortragen 
möchte. 

(Zurufe) 

Denn ich habe ja vorher von drei Phasen gesprochen. Deswe-
gen möchte ich noch die dritte Phase ansprechen.

(Anhaltende Zurufe) 

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, ich 
darf um etwas mehr Ruhe bitten, vor allem in der ersten Rei-
he. – Herr Kollege Dr. Rülke und Herr Kollege Dr. Reinhart, 
vielen Dank. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP) 

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ich habe von der ersten 
Phase des Schutzschirms gesprochen, von der zweiten Phase 
der Überbrückungshilfen und von der dritten Phase, einen 
Weg aus der konjunkturellen Krise zu finden.

Jetzt geht es nämlich darum – Frau Walker hat es heute Mor-
gen richtigerweise angesprochen –, die Klimakrise zum einen 
und die Coronakrise zum anderen zusammen zu sehen 

(Zuruf: Prioritäten setzen!) 

und zu begreifen, dass die anderen Themen – künstliche Intel-
ligenz, Digitalisierung, Transformation unseres Wirtschafts-
standorts – weiterlaufen. 

(Zurufe) 

Deswegen müssen wir die Weichen richtig stellen. Ich spre-
che mich ganz klar für ein intelligentes Konjunktur- und In-
vestitionsprogramm aus, ein Konjunkturprogramm, das Wohl-
stand und Prosperität, Innovation und digitalen Wandel und 
die ökologische Transformation zusammenbringt. Das heißt 
auch für uns im Land: Wir müssen die Weichen richtig stel-
len, um das Wiederanlaufen der Wirtschaft dazu zu nutzen, 
Anstöße für Innovation, Digitalisierung, Forschung und Ent-
wicklung zu geben, das umzusetzen, was wir aus der Krise 
gelernt haben, etwa mit Blick auf das Gesundheitswesen und 
die Sozialwirtschaft, und besonders betroffene Branchen ge-
zielt zu unterstützen.

Daher ist in meinen Augen ein kluges Konjunktur- und Inves-
titionsprogramm ein Programm, dass die ökologische Trans-
formation der Wirtschaft voranbringt. Dann hätten wir eine 
Win-win-Situation in Baden-Württemberg für die Umwelt und 
für die Menschen in unserem Land.

(Beifall – Zuruf: Sehr gut!)

Ich möchte gern noch ein paar Punkte erwähnen, wie ich mir 
ein solches Impulsprogramm für das Land Baden-Württem-
berg gut vorstellen kann. 

(Abg. Anton Baron AfD: Was steht denn auf den letz-
ten zwei Seiten?)

Ich meine, wir müssen hier gezielt die Stärke, die wir mit den 
kleinen und mittleren Unternehmen in unserem Land haben, 
nutzen. Deswegen kann ich mir gut vorstellen, dass wir ein 
Programm zur Förderung von Forschung und Entwicklung, 
insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, auflegen, 
dass wir Anreize für die Kooperation von Forschungseinrich-
tungen mit mittelständischen Unternehmen ausbauen, um den 
Wissenstransfer von der Forschung in den Mittelstand zu un-
terstützen. 
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Für mich gehören dazu Wagniskapitalinstrumente für mittel-
ständische Unternehmen; denn gerade dort ist die Technolo-
gieintensität oft hoch, und Kredite sind dann kein geeignetes 
Finanzierungsinstrument. 

Wir brauchen, liebe Kolleginnen und Kollegen, eine umfas-
sende Weiterbildungsstrategie in Baden-Württemberg, um die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von kleinen und mitt-
leren Unternehmen auf die Herausforderungen der Digitali-
sierung, der künstlichen Intelligenz und der anstehenden Trans-
formationsprozesse vorzubereiten. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Machen Sie lieber da gar 
nichts und senken Steuern!) 

Ich bin der festen Überzeugung: Mit diesem gezielten Impuls-
programm können wir die Wirtschaft wieder gut in Fahrt brin-
gen. Lassen Sie uns gemeinsam und beherzt anpacken in der 
Phase der Soforthilfe, in der Phase des Brückenbaus, um da-
mit die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen und zugleich 
mit Konjunkturimpulsen die notwendige Transformation zu 
gestalten. 

Ich bin der festen Überzeugung: Mit einem solchen Plan wer-
den wir Baden-Württemberg gut aus der Krise bringen. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall – Zurufe)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Schwarz, es tut mir 
leid, Zwischenfragen sind jetzt nicht mehr zulässig, weil Sie 
keine Redezeit mehr haben. 

(Zurufe, u. a.: Unglaublich! – Das war doch seine Ab-
sicht! – Unruhe) 

– Wie bitte? Eine Zwischenfrage? 

(Zuruf: Eine persönliche Erklärung!)

– Eine persönliche Erklärung wollen Sie abgeben? Ach so. 

(Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Aber nur eine 
Minute, Herr Hofelich! Sie haben sich ja selbst be-

schnitten!)

– Moment! – Dann wird es am Ende Gelegenheit für eine per-
sönliche Erklärung geben. 

Für die SPD-Fraktion erteile ich das Wort Herrn Fraktions-
vorsitzenden Stoch. 

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Zunächst möchte ich der CDU-Fraktion 
ganz herzlich für die Beantragung der Aktuellen Debatte dan-
ken. Ich denke, wir haben in diesem Bereich – „Den Standort 
Baden-Württemberg gut durch die Krise bringen – der Wirt-
schaft Perspektiven geben!“ – eines der wichtigsten Hand-
lungsfelder für unsere Politik im Land und im Bund. Deswe-
gen wird dieser Themenbereich die Debatten für uns auch wei-
terhin hauptsächlich prägen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin mir sicher, 
ich brauche hier nicht noch einmal auf die Ausgangslage ein-
zugehen. Bei vielen Unternehmen, bei kleinen Selbstständi-
gen, bei Soloselbstständigen, bei Unternehmen aus ganz vie-

len Bereichen, sind durch die Coronakrise und teilweise auch 
durch die politischen Maßnahmen ganz erhebliche Einnahme-
ausfälle entstanden. Dort sind Menschen heute in einer exis-
tenziellen Krise. 

Deswegen werden wir – Entsprechendes haben wir vor eini-
gen Wochen hier im Landtag übereinstimmend beschlossen – 
in diesem Land Geld brauchen; wir werden sehr viel Geld 
brauchen. Wir werden einen handlungsfähigen Staat und ein 
Entgegenkommen des Staates, wir werden gute Politik für die 
Menschen in diesem Land brauchen. 

(Beifall)

Aber was die Menschen in diesem Land mit am wichtigsten 
brauchen und was vor allem auch Unternehmerinnen und Un-
ternehmer brauchen, was Firmen, aber auch Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer brauchen, sind Verlässlichkeit und 
Planbarkeit. Verlässlichkeit und Planbarkeit aber sind in die-
sen Tagen, zumindest im Land Baden-Württemberg, Mangel-
ware. 

(Abg. Anton Baron AfD: Genau!)

Genau deswegen zeigt sich nun das Problem, dass Ihre Poli-
tik noch zusätzliche Verwirrung stiftet. Das darf nicht sein. Es 
war sicher richtig, dass Mitte März viele Geschäfte schließen 
mussten. Aber wichtig wäre eben auch gewesen, bei der Wie-
dereröffnung im Handel nachvollziehbare Entscheidungen zu 
treffen, die gerecht sind und die rechtlich auch standhalten. 

(Beifall)

In anderen Bundesländern – 13 an der Zahl – war es eben 
möglich, dass die Verkaufsfläche verringert wird. Doch das 
wurde vom hiesigen Ministerpräsidenten abgelehnt. Das Er-
gebnis haben wir dann erleben dürfen: Ein Gericht musste sa-
gen, was geht und was nicht geht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn wir darüber 
reden, was Politik geben muss, nämlich Verlässlichkeit und 
Planbarkeit, dann kann man an dieser Stelle sagen: So jeden-
falls geht es nicht. 

(Beifall)

Es geht im Moment ja genau in dieser Weise weiter. Bis vor 
wenigen Tagen noch – bei manchen vielleicht bis vor weni-
gen Stunden – wurde gesagt: „Wir können in der Gastrono-
mie noch nichts tun.“ Ich höre jetzt, dass Ministerpräsidenten 
anderer Länder wie Mecklenburg-Vorpommern, wie Nieder-
sachsen – Stephan Weil –, aber auch der von Ihnen, Frau Ei-
senmann, so gelobte Herr Söder bereits einen Plan beschlos-
sen haben, welche Stufen möglich sind für Gastronomie – Au-
ßengastronomie, Innengastronomie – und Hotels. 

Was werden wir erleben? Wir werden heute eine Runde der 
Ministerpräsidenten erleben, und Baden-Württemberg wird 
eines der Länder sein, in denen es keinen solchen Plan gibt. 
Das ist zu wenig. 

(Beifall)

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, fordern 
wir seit Wochen einen Stufenplan. Wir brauchen einen Stu-
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fenplan für Baden-Württemberg, der die Sorgen der Menschen 
ernst nimmt und der vor allem auch dafür sorgt, dass nicht un-
nötig Existenzen von Firmen, von Unternehmen, dass aber 
vor allem auch keine Arbeitsplätze aufs Spiel gesetzt werden. 

Deswegen wird es auch diesmal nicht reichen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, wenn wir im Nachgang zum heu-
tigen Mittwoch wieder Freitagabend oder Samstagfrüh eine 
Verordnung bekommen, die ab Montag wirken soll. So kön-
nen Firmen nicht arbeiten. 

(Beifall)

Sie wollen Perspektiven bieten. Wir haben jetzt viel, viel Rhe-
torik, auch Poesiealbenrhetorik, von Herrn Reinhart und Herrn 
Schwarz gehört. 

(Zuruf: Standard!)

Sie wollen Perspektiven bieten; Sie können das, indem Sie 
Pläne und Strategien entwickeln. 

Ich bleibe beim praktischen Alltag. Die Soforthilfen von Bund 
und Ländern waren und sind richtig. Aber wir werden in den 
nächsten Wochen genau hinschauen müssen, wo wir den Men-
schen durch Öffnungsperspektiven wieder ein Stück weit Nor-
malität zurückgeben können. Dort muss dann auch die Wirt-
schaft so schnell wie möglich wieder auf eigenen Beinen ste-
hen. Aber in den Bereichen, in denen wir auf absehbare Zeit 
keine Möglichkeit haben werden – Herr Reinhart, ich nehme 
Ihr Wort „Sofortprogramm II“ auf –, im Bereich der Großver-
anstaltungen, im Bereich der Kleinbetriebe, der Selbstständi-
gen, der Solokünstler und Ähnlichen, aber auch in Bereichen 
wie z.  B. dem Messebau müssen weitere staatliche Hilfen 
möglich sein, wenn wir nicht erleben wollen, dass hier Ar-
beitsplätze und Firmen kaputtgehen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. 

(Beifall)

Dann muss ich auch ansprechen, dass es falsch und schlecht 
ist, wenn Firmen über Kammern und IHKs ihre Anträge bei 
der L-Bank einreichen, die Bearbeitung zwar bei Kammern 
und IHKs relativ schnell geht, aber dann über Wochen bei der 
L-Bank keine Anträge bearbeitet werden. 

(Zurufe, u. a.: Das stimmt doch nicht!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht nicht, dass 
durch diese Untätigkeit Unternehmen in die Krise geraten, es 
geht nicht, dass in diesem Fall Arbeitsplätze gefährdet wer-
den. Frau Ministerin, kümmern Sie sich um eine solche Pro-
blematik. 

(Beifall)

Ich möchte, wenn wir über Wirtschaftspolitik reden – das pas-
siert leider allzu selten –, über den zentralen Punkt, nämlich 
den Erhalt von Arbeitsplätzen sprechen. 

(Zuruf)

Die Sichtweise der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist 
in dieser Situation ebenso wichtig. Wir dürfen nicht nur über 
die Firmen sprechen und damit die Gewinne und Umsätze 

meinen, sondern wir müssen auch das Schicksal der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in den Blick nehmen.

(Zuruf)

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat dankenswerterwei-
se erreicht, dass der Zugang zu Kurzarbeit erleichtert wurde. 
Das ist enorm wichtig.

(Zuruf)

Über 100 000 Unternehmen in Baden-Württemberg haben in 
der Zwischenzeit das Instrument der Kurzarbeit genutzt. Die 
Alternative können Sie sehen, wenn Sie über den Großen 
Teich in die USA schauen. In den USA werden im Moment 
Massenentlassungen vollzogen. Dort sind Menschen arbeitslos, 
jeder wirtschaftlichen Perspektive beraubt, die in Deutschland 
in Kurzarbeit wären. 

Wir könnten diese Kurzarbeit auch sinnvoll für Weiterbildung 
und Weiterqualifizierung – nur mal so – nutzen. Wir haben in 
Baden-Württemberg und in Deutschland die Chance, über die 
Kurzarbeit qualifizierte Arbeitsplätze zu erhalten und den 
Menschen eine Perspektive zu geben, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. 

(Beifall)

Aber dann, Herr Reinhart, gehört jenseits der Rhetorik auch 
dazu, dass es in Baden-Württemberg in manchen Städten, viel-
leicht auch in der Fläche des Landes, schwierig ist, mit nur 
60 % des Gehalts über die Runden zu kommen. Die CDU im 
Bund hat sich leider verweigert. Wir wollten eine Anhebung 
auf 80 %, und zwar vom ersten Monat an. Die CDU hat dies 
verhindert.

(Widerspruch)

Sie hat erst ab dem vierten Monat das erhöhte Kurzarbeiter-
geld möglich gemacht. Das muss man eben auch sagen. Ih-
nen scheint das Schicksal der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer nicht so wichtig zu sein, meine sehr geehrten Damen 
und Herren.

(Beifall)

Neben dem Thema „Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“ 
möchte ich einen zweiten Grundsatz aufwerfen. Wir erleben 
jetzt und werden es weiter erleben, dass die Wirtschaft nach 
der öffentlichen Hand ruft. Wir sind auch bereit, entsprechend 
zu agieren. Aber wenn der Staat in einer nie gekannten Wei-
se in die Wirtschaft eingreift, um zu helfen, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, dann ist es auch legitim, dass die Po-
litik ein Wörtchen mitredet, wenn es um die Frage „Wofür ei-
gentlich?“ geht. 

Es darf nicht sein, dass Firmen, die jetzt Millionen oder gar 
Milliarden Euro an Hilfen vom Staat in Anspruch nehmen, 
nachher Dividenden oder Boni für Vorstände auszahlen, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall)

Denn das ist der falsche Umgang mit Steuergeld. Wenn wir 
über eine Kaufprämie für Autos reden, muss eines klar sein: 
Diese Kaufprämie muss, wenn wir sie beschließen, geeignet 
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sein, Arbeitsplätze in Deutschland, in Baden-Württemberg zu 
erhalten, und ist nicht dazu da, Dividenden von Aktionären 
oder Boni zu sichern.

(Beifall – Zuruf)

Genau deswegen, lieber Herr Reinhart, halten wir es für falsch, 
dass jetzt versucht wird, angesichts der Krise die Probleme, 
die unbestritten da sind, mit pauschalen Forderungen nach 
Steuersenkungen oder pauschalen Geschenken ohne Gegen-
leistungen zu verbinden. Ich glaube, wir brauchen jetzt eine 
sehr intelligente Politik, die die begrenzten Mittel, die dem 
Staat zur Verfügung stehen – das ist Geld des Steuerzahlers –, 
genau dort hingibt, wo es am dringendsten benötigt wird.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Sachverständi-
gengutachten!)

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist doch 
klar: Der Markt richtet es im Moment eben nicht allein. Wir 
brauchen einen handlungsfähigen Staat, vor allem brauchen 
wir einen finanziell handlungsfähigen Staat, der nicht ausge-
trocknet wird.

(Beifall)

Wir werden auch in der Phase zur Bewältigung der Krise öf-
fentliche Investitionen und Investitionsanreize für privates Ka-
pital brauchen. Ein sinnvolles Verständnis von sozialer Markt-
wirtschaft verbindet nämlich beides: einen handlungsfähigen 
Staat und privates Kapital.

Deswegen, meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie uns die Frage stellen, wie wir diese Krise am besten meis-
tern können. Wir sollten mit guten und sicheren Arbeitsplät-
zen und funktionierenden Firmen aus dieser Krise herauskom-
men. Aber lassen Sie uns die Chance auch nutzen, dass wir 
nach der Krise nicht da stehen, wo wir vor der Krise standen, 
nämlich in vielen Bereichen vor großen Umbauprozessen. Wir 
müssen versuchen, in der Lösung der Krise auch ein Stück 
weiter in die Zukunft zu kommen. Ich glaube, Baden-Würt-
temberg als Land der Tüftler und Arbeiter und Denker kann 
das schaffen.

Herzlichen Dank.

(Beifall – Abg. Karl Zimmermann CDU: Gut ge-
brüllt, Löwe!)

Präsidentin Muhterem Aras: Bevor ich Frau Abg. Wolle das 
Wort erteile: Frau Abg. Dr. Baum und Herr Abg. Räpple, ich 
darf Sie bitten, den Abstand einzuhalten. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Auch wenn 
es schwerfällt!) 

Das hat schon seinen Sinn. Ich finde, wir sollten hier vorbild-
lich mit solchen Maßnahmen umgehen. Wenn Sie schon un-
zertrennlich sind, dann nehmen Sie doch bitte eine Mund-
schutzmaske. – Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall – Zuruf des Abg. Stefan Räpple 
AfD) 

– Herr Abg. Räpple, es geht nicht nur um Sie, sondern es geht 
auch um den Schutz der Kolleginnen und Kollegen und auch 
unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Vielen Dank.

Jetzt hat Frau Abg. Wolle das Wort für die AfD-Fraktion.

Abg. Carola Wolle AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Im Titel der Aktu-
ellen Debatte schwingt Optimismus mit, für den es keinen An-
lass gibt. Das Land steht vor einer riesigen Pleitewelle. Die 
Zahl der Kurzarbeiter und Arbeitslosen steigt rasant. Um den 
Standort Baden-Württemberg gut durch die Krise zu bringen, 
ist es leider schon zu spät. Der kürzlich veröffentlichte Brand-
brief des Bundesverbands mittelständische Wirtschaft spricht 
dazu Bände.

Um den Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg war es aber 
bereits vor dem Auftreten des Coronavirus nicht mehr gut be-
stellt. Im allgemeinen Jubel über steigende Steuereinnahmen 
und verdeckt durch eine immer hysterischer werdende Klima-
debatte ging völlig unter, dass das Land bereits im zweiten 
Halbjahr 2019 in eine Industrierezession gerutscht ist. Das re-
ale Bruttoinlandsprodukt in Baden-Württemberg sank um 
0,1 %. Ich möchte daher festhalten: Die heimische Wirtschaft 
ging bereits angeschlagen in diese Krise.

Pandemien begleiten die Menschheit seit Jahrtausenden. Die 
Pest im Mittelalter, die Spanische Grippe Anfang des 20. Jahr-
hunderts sind gute Beispiele dafür. Daher warnten Epidemio-
logen schon seit Jahrzehnten vor dem Auftreten einer Pande-
mie. Es stellte sich also nicht die Frage, ob eine Pandemie 
kommt, sondern lediglich wann.

Daher hat das Robert Koch-Institut bereits 2012 dem Bundes-
tag einen Bericht zur Risikoanalyse im Bevölkerungsschutz 
vorgelegt. Dieser liest sich über weite Strecken hinweg wie 
die Chronologie der aktuellen Coronakrise. Sogar von mög-
lichen Versorgungsengpässen bei Arzneimitteln, Medizinpro-
dukten, persönlichen Schutzausrüstungen und Desinfektions-
mitteln ist dort die Rede.

Ich frage Sie: Wo waren die Vorbereitungen vom Bund und 
insbesondere in diesem Land dazu? 

(Beifall)

Dezember 2019: erste Meldung zu Covid-19 in China. 27. Ja-
nuar 2020: erster Fall in Deutschland, in Bayern. 25. Februar 
2020: erste Infektion mit dem Coronavirus in Baden-Würt-
temberg. 

Zu diesem Zeitpunkt gab es schon viele Tote in Italien. Jedem 
Verantwortlichen hier in dieser Landesregierung muss daher 
zu diesem Zeitpunkt klar gewesen sein, dass das Coronavirus 
nicht auf die leichte Schulter zu nehmen ist. Doch mit Helau 
und Alaaf ging es landab, landauf in den Karneval. Regiona-
le Feste fanden noch im März statt, wie z. B. der Schrieshei-
mer Mathaisemarkt mit über 26 000 Besuchern. Das haben 
Sie zugelassen. 

Hätte man bereits zu diesem Zeitpunkt besonnen reagiert, 
Großveranstaltungen untersagt, Abstandsregelungen vorgege-
ben und Hygienemaßnahmen eingeleitet, und hätte man vor 
allem über ausreichend Schutzausrüstung und Desinfektions-
mittel verfügt, so würden wir heute nicht über Rettungsmaß-
nahmen für die Wirtschaft in diesem Ausmaß diskutieren müs-
sen. 

(Beifall)
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Als dann die Infektionszahlen explodierten, kam die 180-Grad-
Wende: Der Sorglosigkeit folgte der Lockdown. Mangels Vor-
bereitung gab es kein differenziertes Vorgehen. Fast die ge-
samte Wirtschaft wurde alternativlos heruntergefahren. Über 
Wochen sind seitdem insbesondere Beratung und Vertrieb der 
heimischen Wirtschaft zur Auftragsgenerierung im Stillstand. 
Ganze Branchen, vor allem Gastronomie und Tourismus, sind 
bis heute noch komplett lahmgelegt. 

Der Dilettantismus in Bund und Land fügt mit einer Mischung 
aus Sorglosigkeit und panischer Überreaktion der baden-würt-
tembergischen Industrie nachhaltigen Schaden zu. Die Folgen 
werden die Bürger im Land bis hin in die Städte und Gemein-
den noch über Jahre hinaus belasten. 

In der Plenarsitzung am 19. März hat sich die AfD-Fraktion 
mit ihrem Änderungsantrag für Soforthilfe für Freiberufler 
und Selbstständige sowie für die Unterstützung von kleinen 
und mittleren Unternehmen eingesetzt. Die Landesregierung 
hat diese kleinen und mittleren Unternehmen und Freiberuf-
ler unbegreiflicherweise total vergessen. Hektisch wurde noch 
am selben Tag unter Kopie unseres AfD-Antrags nachgebes-
sert. Jeder, der sich das angeschaut hat, hat ein Regierungs-
schauspiel gesehen, das seinesgleichen sucht, das er noch nie 
gesehen hat. 

(Beifall)

Nicht das Coronavirus trägt die Schuld an der sich abzeich-
nenden Wirtschaftskrise, sondern die Unfähigkeit dieser Lan-
desregierung. 

(Beifall)

So viel zum Thema „Den Standort Baden-Württemberg gut 
durch die Krise bringen“.

Eine erste Perspektive vor allem für die Gastronomie, die Ho-
tellerie und für den Tourismus ist die Wiedereröffnung aller 
Betriebe, und zwar sofort, jetzt und heute. 

(Beifall – Zuruf: Bravo!)

Nur so ist zu retten, was überhaupt noch zu retten ist. Vor-
schläge liegen Ihnen aus dem Hotel- und Gaststättenbereich 
schon lange zuhauf vor. Jetzt, da die Fallzahlen deutlich sin-
ken, fehlt jede Rechtfertigung für einen derartigen Eingriff in 
die Eigentumsrechte der Unternehmer. 

Benötigt wird eine weitere Perspektive für die Rücknahme al-
ler Belastungen, die allen Unternehmen in den letzten Jahren 
auferlegt wurden. Dazu gehört vor allem die Belastung im Zu-
ge der sogenannten Energiewende. In Zeiten einer scharfen 
Rezession ist keinerlei Spielraum mehr für teure grüne Ste-
ckenpferde. Die Strompreise müssen runter auf ein internati-
onal wettbewerbsfähiges Niveau. 

(Beifall – Zuruf: Jawohl!)

Hierzu muss umgehend Schluss gemacht werden mit dem 
Windenergiewahn und ähnlichen grünen Fantastereien. Güns-
tige und vor allem verlässliche Energie ist für den Standort 
Baden-Württemberg zwingend notwendig. 

(Beifall)

Das heißt: Schluss mit der EEG-Umlage. 

(Beifall)

Dasselbe gilt für die Belastung der Automobilindustrie und 
deren Zulieferern. Auch hier muss die rein ideologisch be-
dingte Fixierung auf die batteriebetriebene Elektromobilität 
beendet werden. Die Hersteller müssen wieder die Fahrzeuge 
herstellen können, die günstig, umweltfreundlich und vor al-
lem von den Kunden gewünscht sind. Das sind eben keine 
Elektroautos. Das heißt, anstelle dieser hoch subventionierten 
Spielzeuge der „Bionaden-Bourgeoisie“ müssen wieder Fahr-
zeuge mit Verbrennungsmotor treten, selbstverständlich auch 
solche mit Wasserstoffantrieb. 

Die Gelder für den Ausbau der Ladestationen werden ab so-
fort sowieso für etwas anderes gebraucht. Wenn jetzt wieder 
von Kaufprämien zur Unterstützung der Automobilindustrie 
die Rede ist und dabei gefordert wird – wie schon zu hören ist 
–, dass gerade Verbrennungsmotoren auszuschließen sind, 
dann wurde wohl der Schuss noch nicht gehört. 

(Beifall)

Herr Dr. Reinhart, Sie haben sich dazu ja klar positioniert.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Er hat den 
Schuss gehört!)

Wie die Grenzwerte für Feinstaub und Stickoxide muss auch 
die CO2-Bepreisung zurück ins Gruselkabinett grüner Schön-
wetterfantasien.

(Vereinzelt Beifall)

Fahrverbote müssen umgehend aufgehoben werden.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Jawohl!)

Die Coronakrise hat deren Sinnlosigkeit am Beispiel des Ne-
ckartors in Stuttgart deutlich zutage gebracht.

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Genau! Bravo!)

Wer es ernst meint mit den Perspektiven für die heimische 
Wirtschaft, der sollte sich auch dafür einsetzen, dass der Green 
Deal der EU-Kommission auf dem Müllhaufen der Geschich-
te landet, bevor er auch nur ansatzweise umgesetzt wird. Da-
für müssen Sie sich dann auch einsetzen, Herr Dr. Reinhart.

(Beifall)

Deutschlands Anteil an den weltweiten CO2-Emissionen be-
läuft sich gerade einmal auf 2 %. Selbst dann, wenn es mög-
lich wäre, würden wir mit der Energiewende in Deutschland 
mit Sicherheit nicht das Weltklima retten. Wohl aber können 
wir die heimische Wirtschaft hier im Ländle retten. Um wei-
teren Schaden bei den Unternehmen zu verhindern und um 
die Arbeitsplätze in Baden-Württemberg zu sichern, müssen 
die Unternehmen in unserem Land weiterhin finanziell unter-
stützt werden. 

Obwohl diese Maßnahmen für die Unternehmen nur einen 
Tropfen auf den heißen Stein darstellen, reißen sie übergroße 
Löcher in den Staatshaushalt und auch in die Haushalte der 
Gemeinden. Da weder Bund noch Land über eine Gelddruck-
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maschine im Keller verfügen, verschulden wir uns dadurch in 
einem bis dahin nicht da gewesenen Umfang. Daher wird es 
Zeit, sich darüber Gedanken zu machen, woher das Geld über-
haupt kommt.

Die Erhöhung von Steuern und Abgaben darf hier keine Al-
ternative sein. Sonst werden die Bürger in unserem Land da-
von erdrückt, und der dadurch fehlende Inlandskonsum scha-
det der heimischen Wirtschaft. Stattdessen kommt neben dem 
bereits erwähnten Ende der Energiewende eine strikte Migra-
tionspolitik infrage. Bei korrekter Anwendung des Asylrechts, 
einer fortgesetzten konsequenten Grenzkontrolle und strikter 
Abschiebung abgelehnter Asylbewerber können erhebliche 
Mittel freigesetzt werden, 

(Beifall)

und zwar ohne den Schutz wirklich Verfolgter einzuschrän-
ken.

Meine Damen und Herren, wir stehen am Beginn einer wahr-
scheinlich beispiellosen Rezession in der Nachkriegszeit. Schuld 
daran ist nicht das Coronavirus, sondern die Unfähigkeit der 
Bundesregierung und der Landesregierung, damit umzuge-
hen.

(Vereinzelt Beifall)

Es ist Zeit, sich von teuren Luxusprojekten der letzten Jahre 
zu befreien ...

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Wolle, kommen 
Sie jetzt bitte zum Schluss. 

Abg. Carola Wolle AfD: ... und der heimischen Wirtschaft 
wieder Luft zum Atmen zu geben. Dies wäre eine Perspekti-
ve, die weit über die aktuelle Krise hinwegreichen würde.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt hat für die FDP/
DVP-Fraktion Herr Abg. Dr. Rülke das Wort.

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Erst putzen! 
– Gegenruf des Abg. Andreas Stoch SPD: Gründ-

lich!)

– Ach so, ja. 

(Zuruf – Das Redepult wird desinfiziert.)

– Gut, dass Sie aufpassen. – Jetzt dürfen Sie aber schon ein-
mal aufstehen.

(Abg. Anton Baron AfD: Die CDU hat drei Minuten 
überzogen, die Grünen haben zwei Minuten überzo-
gen! Frau Präsidentin, da sollten Sie schon fair sein! 

Schauen Sie sich mal die anderen Zeiten an!)

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst herzlichen Dank, 
Herr Kollege Reinhart, für diese Aktuelle Debatte. Ich habe 
vorhin schon gesagt: Da bleibt mir ja kaum mehr etwas zu sa-
gen, 

(Zuruf)

weil fast alles, was Sie gesagt haben, unseren vollen Beifall 
findet.

(Beifall)

Schade nur, dass der Ministerpräsident nicht hier ist, um das 
zu hören, was Sie am heutigen Tag gesagt haben. 

(Beifall)

Denn innerhalb der Landesregierung und insbesondere beim 
Ministerpräsidenten erkenne ich dann doch deutliche Diffe-
renzen zu Ihren heutigen Aussagen.

(Zuruf: Der war stets bemüht!)

In der vergangenen Woche habe ich mir erlaubt, in der Debat-
te über Zahlen zu reden, über die Entwicklung von Infekti-
onszahlen auch in Baden-Württemberg, über die Frage, inwie-
weit die an Corona Erkrankten unser Gesundheitssystem an 
die Grenzen der Belastung bringen. Das Ergebnis war schon 
in der vergangenen Woche, dass die ursprüngliche Begrün-
dung für den Shutdown zumindest mittlerweile entfallen ist, 
dass es eben nicht mehr notwendig ist, mit diesen Maßnah-
men erhebliche wirtschaftliche – Sie haben das erwähnt – und 
auch – das füge ich jetzt hinzu – soziale Kosten – um nur von 
Kindern zu reden, die wochenlang zu Hause eingesperrt sind 
und nicht in die Schulen oder in die Kindertagesstätten kön-
nen – in Kauf zu nehmen.

Also muss man sich immer wieder die Frage stellen: Ist es ge-
rechtfertigt, Freiheitsrechte zu beschränken und diese wirt-
schaftlichen und sozialen Kosten in Kauf zu nehmen? Ich sag-
te letzte Woche schon – das haben Sie zitiert oder von sich aus 
gesagt –: Das ist mir egal; derjenige, der Freiheitsrechte ein-
schränkt, muss dies begründen, nicht derjenige, der sie for-
dert.

(Beifall)

Jetzt sind wir also an dieser Stelle. Aber die Landesregierung 
tut sich schwer, zu handeln. Der Ministerpräsident kritisiert 
andere Ministerpräsidenten, die es wagen, in ihrem Land stra-
tegisch eine raschere Öffnung als Baden-Württemberg umzu-
setzen – beispielsweise Sachsen-Anhalt. Ich kann nur sagen: 
Ich habe vollstes Verständnis für den Ministerpräsidenten von 
Sachsen-Anhalt. Wenn man feststellt, dass es an einem Tag 
im ganzen Land Sachsen-Anhalt keine Neuinfektion gegeben 
hat, dann ist doch der Shutdown nicht mehr gerechtfertigt. Da-
für muss man doch Verständnis haben, auch in Baden-Würt-
temberg,

(Beifall)

es sei denn – diesen Eindruck habe ich –, dass manche in der 
Landesregierung die wirtschaftlichen und sozialen Kosten des 
Shutdowns nicht im Blick haben.

Selbst im Klub der Umsichtigen, Kretschmann und Schröder

(Heiterkeit – Zuruf: Söder! – Abg. Dr. Wolfgang Rein-
hart CDU: Schröder ist im Ruhestand!)

– Kretschmann und Söder; das war ein freudscher Verspre-
cher; wenn ich manchmal Söder sehe, sehne ich mich nach  
Schröder zurück –,

(Heiterkeit und Beifall)
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selbst in diesem Klub der Umsichtigen bleibt Ministerpräsi-
dent Kretschmann immer wieder auf der Strecke.

(Abg. Andreas Stoch SPD: So ist es!)

Das erste Mal haben wir das bei den Schulen erlebt. Da wird 
dann erzählt: „Mein Freund Markus und ich sind die Umsich-
tigen, die ganz besonders Vorsichtigen.“ Dann öffnet Söder 
die Schulen, und Kretschmann bekommt es nicht mit.

(Heiterkeit)

Dasselbe erleben wir jetzt bei der Gastronomie. Da erzählt er: 
„Wir sind die Umsichtigen, und die Gastronomie bleibt zu.“ 
Plötzlich kommt Söder mit einem Konzept, und Kretschmann 
bekommt es nicht mit.

(Beifall)

Wir haben diesen Stufenplan offensichtlich nicht.

(Zuruf)

Wenn es so weitergeht, dann stellen wir fest, dass unser Mi-
nisterpräsident Kretschmann in die Geschichte der Corona
krise als letzter Mohikaner des Shutdowns eingeht. Das ist 
nicht das, was wir im Land Baden-Württemberg brauchen, um 
mit dieser Krise umzugehen.

(Beifall)

Jetzt kommen wir zur Wirtschaft. Welche Folgen hat das Gan-
ze für die Wirtschaft? Die wirtschaftlichen Folgen werden dra-
matisch.

(Zuruf: Ja!)

Das zeichnet sich jetzt schon in vielen Bereichen ab. Dabei 
bewundere ich Wirtschaftsweise, die zur Stunde in der Lage 
sind, die Einbrüche des Bruttoinlandsprodukts aufs Komma 
genau auszurechnen. Aber gut, vielleicht gibt es ja Magier, die 
das können.

Klar ist aber, dass die Einbrüche sehr deutlich ausfallen wer-
den. Das Land ist in vielen Bereichen schlecht vorbereitet. 
Steuerpolitisch haben Sie einiges angesprochen. Ich füge hin-
zu: im Bereich der Arbeitsmarktpolitik, der Infrastrukturpoli-
tik. In vielen Bereichen gab es zu wenige Investitionen. Das 
merken wir jetzt in der Krise. Das haben wir bei den Schulen 
im Land Baden-Württemberg gemerkt. Diese Krise hat deut-
lich gemacht, dass wir bei der Digitalisierung nicht da sind, 
wo wir sein müssten. Das hat diese Krise deutlich gemacht.

(Beifall)

Jetzt wird das Ganze noch verschärft durch eine Strategie der 
zu langsamen und zu vorsichtigen Öffnung. Zu einem Zeit-
punkt, zu dem diese Maßnahmen nicht mehr angemessen sind, 
steht unsere Landesregierung auf der Bremse und verschärft 
absehbar die Krise. Das ist das Ergebnis, das wir haben wer-
den.

Deshalb kann man dem Kollegen Reinhart nur beipflichten: 
Es ist in vielen Bereichen höchste Zeit für Pläne – im Hotel- 
und Gaststättengewerbe, im Tourismus und auch in vielen an-
deren Bereichen; vielleicht, was ich durchaus einräumen will, 

abgesehen von Großveranstaltungen –, um wieder zur Nor-
malität zurückzukehren.

Ich glaube auch – ich möchte das Thema Regionalisierung 
nochmals aufgreifen –, dass es durchaus ein kluger Plan sein 
kann, zu sagen: Wir schauen auf die Regionen, schauen uns 
an, wie dort das Infektionsgeschehen ist, und können mögli-
cherweise regionale Maßnahmen ergreifen, wenn das Infek-
tionsgeschehen irgendwo wieder ansteigt. Das ist durchaus ei-
ne sinnvollere Politik, als zu sagen: Wir brauchen für ganz 
Deutschland eine Shutdown-Politik, wenn sich in einem be-
stimmten Bundesland das Infektionsgeschehen entsprechend 
entwickelt.

(Beifall)

Wir brauchen – Sie haben einiges davon angesprochen – ord-
nungspolitisch wirksame Maßnahmen. Jawohl, Herr Kollege 
Reinhart, Sie haben natürlich völlig recht: Der Solidaritätszu-
schlag muss vollständig und so schnell wie möglich abge-
schafft werden.

(Beifall)

Denn der Solidaritätszuschlag wirkt gerade auch für die klei-
nen Unternehmen, für die Personengesellschaften vollständig 
als Unternehmensteuer. Wir schlagen auch das Instrument der 
negativen Gewinnsteuer vor, beispielsweise nicht rückzahl-
bare Soforthilfen in der Größenordnung der im Vorjahr ge-
zahlten Gewinnsteuer. Wir müssen auch an die Innovation 
denken, die steuerliche Forschungsförderung. Das Instrument 
der Innovationsgutscheine, Frau Ministerin, sollten wir in die-
ser Phase ausbauen, um nicht nur für die Innovationspolitik, 
sondern auch für Existenzgründer in diesem Bereich etwas zu 
tun.

(Beifall)

Wir sollten die Gelegenheit auch zum Bürokratieabbau nut-
zen. Denn unser Ziel sollte es sein, dass wir nach der Corona-
krise nicht dieselbe baden-württembergische Wirtschaft vor-
finden wie vor der Krise, sondern eine bessere. Diese Chan-
cen kann man durchaus nutzen.

(Beifall)

Ich unterstreiche ausdrücklich das, was Sie zu Infrastruktur
investitionen gesagt haben. Es ist ein wenig durchdachter 
Plan, zu sagen: Wir treten jetzt auf die Bremse, wir machen 
eine Haushaltssperre, wir investieren nicht mehr. 

(Zuruf)

Das Gegenteil ist richtig: Wir müssen in die Infrastruktur in-
vestieren, damit wir diese Krise ausgleichen und das Land 
wieder in die Spur bringen. 

(Beifall)

Ein letztes Wort noch zum Thema Abwrackprämie: Es ist für 
eine Partei wie die FDP mit ordnungspolitischen Prinzipien 
nun nicht der Stein der Weisen, zu sagen, wir kommen zu 
branchenspezifischen Subventionen. Das ist völlig klar. Aber 
wenn man schon zu diesen branchenspezifischen Subventio-
nen kommt, dann gilt natürlich, dass es nicht ausreicht, die 
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Subventionen für die batterieelektrische Mobilität weiter zu 
erhöhen. Das Söder-Prinzip: Bisher haben wir 6 000 € Sub-
ventionen pro Fahrzeug, jetzt hauen wir noch einmal 4 000 € 
drauf, vielleicht kaufen die Menschen bei 10 000 € endlich 
die Dinger. 

In dem Landkreis, aus dem ich komme, sind 0,8 % der zuge-
lassenen Fahrzeuge batterieelektrisch. Damit werden Sie die 
Wirtschaft nicht in Schwung bringen. Das hat nun auch unser 
grüner Ministerpräsident verstanden und wehrt sich nicht, son-
dern fordert das sogar, nämlich zusammen mit Herrn Weil und 
Herrn Söder als Ministerpräsidenten der Autoländer. Ich freue 
mich schon auf die ganzen Debatten innerhalb der Grünen, 
nicht nur mit der Grünen Jugend, 

(Vereinzelt Heiterkeit)

sondern auch mit Leuten wie Herrn Hofreiter, wenn Herr 
Kretschmann ihnen dann erklärt, warum es jetzt Subventio-
nen für den Verbrennungsmotor gibt. Aber es ist klar: Wenn 
Sie etwas tun wollen und den Wirtschaftszweig nach oben 
bringen wollen, dann führt kein Weg am Verbrennungsmotor 
vorbei. 

(Beifall)

Wir begrüßen, dass unser Ministerpräsident in dieser Realität 
angekommen ist. 

Abschließend, Herr Kollege Reinhart, dann doch noch ein kri-
tischer Punkt: Sie haben das Hohelied des Plug-in-Hybrids 
gesungen. Ich empfehle Ihnen die aktuelle Ausgabe der „Wirt-
schaftswoche“, in der es eine Titelgeschichte über den Plug-
in gibt.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Rülke, für 
diese Geschichte ist jetzt keine Zeit mehr. 

(Heiterkeit – Vereinzelt Beifall)

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja. – Aber vielleicht 
noch die Literaturangabe, damit Kollege Reinhart das findet: 
„Wirtschaftswoche“.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Der Kollege Öz-
demir hat es Betrug genannt!)

Bei der Lektüre stellt er dann fest: Die Leute kaufen dann die-
sen Plug-in. Özdemir hat sogar recht, wenn er sagt: Betrug; 
die kaufen das, weil es steuerlich attraktiv ist; aber das Lade-
kabel ist, nachdem sie drei Jahre lang die schwere Batterie 
durch die Gegend gefahren haben und das Auto nach drei Jah-
ren Leasing wieder abgegeben haben, noch originalverpackt.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Denn die Leute wollen mit der Batterie halt nicht fahren, auch 
dann nicht, wenn man sie subventioniert. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Kommen Sie jetzt bitte 
zum Schluss.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Herzlichen Dank. 

(Beifall – Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Die Redezeit ist aufge-
braucht. – Mir liegt noch eine Wortmeldung von Herrn Kol-
legen Hofelich für eine persönliche Erklärung vor. Die schlie-
ßen wir jetzt hier an.

(Abg. Anton Baron AfD: Herr Hofelich, nur eine Mi-
nute, weil Sie sich vorhin selbst beschnitten haben!)

– Das brauchen Sie ihm nicht zu sagen.

Abg. Peter Hofelich SPD: Herr Kollege Schwarz hat vorhin 
eine Passage aus meiner Rede aufgegriffen, bei der es darum 
ging, dass wir auf die Stellenvermehrungen im Leitungsbe-
reich von Ministerien rekurriert haben. Dies hat in dem, was 
ich für die SPD-Fraktion vertreten habe, auch bereits im Rah-
men von zwei Doppelhaushaltsberatungen in dieser Legisla-
turperiode seinen Niederschlag gefunden. 

Es ist völlig klar, dass es ein kritischer Punkt war, dass wir 
insbesondere im Staatsministerium und im Innenministerium 
Stellenvermehrungen hatten, die nicht wirklich begründbar 
waren und bei denen wir davon ausgehen mussten, dass sie 
im Leitungsbereich vor allem zur Stützung von PR und von 
anderen Maßnahmen notwendig sind. Das war der politische 
Punkt, und darauf hat sich – ich habe den Text noch einmal 
durchgelesen – auch meine Bemerkung bezogen. 

Deswegen, Herr Kollege Schwarz, ist es grob falsch, wenn 
Sie auch noch den emotionalen Ausbruch des Kollegen Lucha 
jetzt sozusagen nutzen, um mir zu sagen, ich würde mich ge-
gen die Beschäftigten in den Ministerien stellen. Das Gegen-
teil ist der Fall. Wir schätzen die Arbeit in den Ministerien. 
Das brauchen Sie mir ohnehin nicht zu sagen. 

Deswegen sage ich Ihnen: Es war ziemlich schwach, sich in 
Wirklichkeit hinter den Ministerialmitarbeitern zu verstecken 
und nicht wirklich zu akzeptieren, dass Sie damals eine klare 
parlamentarische Kontroverse mit uns hatten, auf die ich dies-
mal auch wieder eingegangen bin. Ich erwarte, dass Sie dies 
auch zurücknehmen.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Gut, vielen Dank. – Jetzt 
haben Sie, Herr Abg. Dr. Gedeon, sich in dieser ersten Aus-
spracherunde doch noch gemeldet.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos]) 

– Wie bitte?

(Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos]: Das war 
bei Frau Aras angemeldet!)

– Gut. Dann ist das dem Wechsel geschuldet.

(Zuruf)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Das Problem ist jetzt vorwiegend 
noch ein psychologisches. Bald ist es ein wirtschaftliches Pro-
blem, dann ein politisches und dann gnade uns Gott. 

Was heißt „psychologisch“? Psychologisch heißt: Wir haben 
die Menschen verunsichert, wir haben sie verängstigt, wir ha-
ben sie neurotisiert. 
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Hygiene ist gut, meine Damen und Herren, aber zu viel Hy-
giene ist genauso schlecht wie zu wenig. Menschen, die stän-
dig der Auseinandersetzung mit Bakterien und Viren aus dem 
Weg gehen, können kein Immunsystem entwickeln, werden 
anfälliger als andere Menschen. Das fängt schon beim Hän-
de-Desinfizieren an. Sie machen sich die Haut damit kaputt, 
sie zerstören die harmlosen Keime und züchten die gefährli-
chen.

(Vereinzelt Beifall – Zuruf des Abg. Karl Zimmer-
mann CDU – Vereinzelt Heiterkeit)

– Ich habe diesen witzigen Zwischenruf leider nicht verstan-
den, sonst würde ich darauf eingehen.

Meine Damen und Herren, wir haben die Menschen neuroti-
siert und die Wirtschaft in eine Lähmungsstarre versetzt. Wir 
brauchen jetzt nicht eine Überprüfung der Maßnahmen, wir 
brauchen nicht ein Stufenprogramm, Herr Reinhart. Wir brau-
chen vielmehr ein klares Wort. Wir brauchen einen Exit mit 
einem Paukenschlag, der die unternehmerischen Kräfte, die 
Gestaltungskräfte wieder freisetzt, die wir jetzt brauchen, um 
aus der Krise herauszukommen. 

Wir brauchen einen Befreiungsschlag, der den Wahn zerstört, 
den wir, die Politik, hier selbst erzeugt haben.

(Vereinzelt Beifall)

Das ist die Sache. Vor allem müssen wir jetzt wieder auf Frei-
willigkeit und auf Aufklärung setzen – statt auf Dekrete, Ver-
bote und Gebote. Wir müssen es so machen, wie es die Schwe-
den von Anfang an gemacht haben.

Meine Damen und Herren, hören wir auf, hier herumzuschwa-
feln. Es ist nicht mehr die Zeit, zu schwafeln.

(Zuruf: Sie schwafeln!)

Es ist die Zeit, zu handeln. Stellen wir uns vor die Menschen. 
Wir haben die Macht dazu, zu sagen: Der Wahn ist vorbei, es 
läuft alles wieder normal – nicht irgendwann, sondern ab mor-
gen. Das ist jetzt unsere Aufgabe.

(Vereinzelt Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun darf ich Frau Minis-
terin Dr. Hoffmeister-Kraut für die Regierung ans Redepult 
bitten – wenn wir es noch einmal gereinigt haben.

(Abg. Anton Baron AfD: Wir möchten ein Datum, 
Frau Ministerin! 11. Mai!)

Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich, dass wir heu-
te über die Zukunft Baden-Württembergs, über die Zukunft 
der Wirtschaft und die Perspektiven in unserem Land disku-
tieren.

Die schwerwiegenden wirtschaftlichen Folgewirkungen der 
Coronapandemie treten immer deutlicher zutage. Die Mehr-
zahl der Branchen – das macht eben die Dimension dieser Kri-
se aus – und so gut wie alle Länder sind davon betroffen. Das 
hat es in der Nachkriegszeit so noch nie gegeben.

(Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

Die Gefahr plötzlich eintretender Kettenreaktionen und inter-
nationaler Schockwellen ist noch lange nicht ausgestanden – 
wir erleben das ja schon jetzt in der Realität –, allein schon 
deshalb, weil die meisten Länder über weniger Reserven und 
weniger gut ausgebaute wirtschaftlich-soziale Auffanginstru-
mente verfügen als wir hier bei uns in Baden-Württemberg, 
in Deutschland.

Lassen Sie mich eines voranstellen: Der Umstand, dass wir in 
Deutschland die gesundheitlichen Schäden der Pandemie

(Abg. Stefan Räpple AfD: Der Idiotie!)

mit relativ niedrigen Todeszahlen einigermaßen gut begren-
zen und dadurch eine gefährliche Überlastung des Gesund-
heitssystems vermeiden konnten,

(Abg. Stefan Räpple AfD: So ein Blödsinn!)

wird uns auch wirtschaftlich helfen und den Weg zu einem 
Wiederaufstieg leichter und vermutlich auch kürzer machen, 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Ist das Märchenstunde?)

als dies woanders, in anderen Ländern möglich sein wird. 

(Beifall – Zuruf des Abg. Stefan Räpple AfD)

Ich möchte hier auf Studien verweisen, etwa auf einen inter-
essanten Beitrag des Tübinger Ökonomieprofessors und IAW-
Direktors Wilhelm Kohler, der auf internationale Studien zu 
den Folgewirkungen der Spanischen Grippe vor rund hundert 
Jahren verweist. Diese empirischen Studien, die auf die USA 
bezogen waren, zeigen, dass die Regionen, die beim Schutz 
der Bevölkerung am erfolgreichsten waren, sich auch wirt-
schaftlich wieder am schnellsten erholen konnten. 

Was folgt daraus? Wir dürfen die Erfolge, die wir bei der Ein-
dämmung der Infektionszahlen und beim Gesundheitsschutz 
erzielt haben, nicht leichtfertig aufs Spiel setzen. 

(Beifall)

Der Weg zurück zur Normalität wird folglich nicht von heu-
te auf morgen möglich sein, aber er hat begonnen. Das Coro-
na-Infektionsgeschehen hat sich gut entwickelt. Wir sollten 
diesen Weg jetzt in wohlüberlegten Schritten gehen und fort-
setzen.

(Abg. Anton Baron AfD: 11. Mai!)

Deshalb sind weitere Öffnungen – bei einer Ladenfläche über 
800 m2 im Einzelhandel, bei Friseuren und in der Fußpflege 
– seit Montag dieser Woche richtig. 

Die schrittweise Öffnung von Schulen und Kinderbetreuung, 
die von unserer Kultusministerin konsequent, aber mit Augen-
maß vorangetrieben wird, damit die Menschen zur Arbeit ge-
hen können, ist auch für die Wirtschaft von enormer Bedeu-
tung.

Ebenso ist die jetzt möglich gewordene stufenweise Öffnung 
von Einrichtungen der außerschulischen beruflichen Bildung 
ein wichtiges Signal. Damit können die Prüfungsvorberei-
tungskurse wieder anlaufen, können sich die Auszubildenden 
auf ihren Abschluss vorbereiten.

(Beifall)
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Das sind wichtige Schritte, aber uns allen ist klar: Es bleibt 
noch einiges zu tun. Auch Unternehmen in den von Einschrän-
kungen weiterhin stark betroffenen Branchen, etwa in der Gas-
tronomie und der Hotellerie, brauchen eine klare Perspektive. 

Zusammen mit Tourismusminister Guido Wolf und den Wirt-
schaftsministern von Nordrhein-Westfalen und Niedersach-
sen habe ich in der Wirtschaftsministerkonferenz ein Stufen-
konzept vorgestellt, für das wir in Baden-Württemberg auch 
schon Abstands- und Hygieneregeln entwickelt haben.

(Abg. Anton Baron AfD: Wo ist dieser Plan?)

Ich erwarte – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Ministerin, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Dr. Schweickert zu?

Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: Ich würde das am Ende meines 
Beitrags tun; dann kann ich meine Ausführungen entsprechend 
mit Ihnen teilen, und wir können dann in die Diskussion ge-
hen.

(Zurufe, u. a. Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: 
Der Trick mit der Redezeit funktioniert aber nicht!)

Ich erwarte, dass die Regierungschefs von Bund und Ländern, 
die gerade tagen, heute den Weg für solche Öffnungskonzep-
te frei machen, die in den Ländern in eigener Verantwortung 
und unter Berücksichtigung der jeweiligen Infektionslage um-
gesetzt werden können. Der bayerische Ministerpräsident ist 
hier wieder einmal vorausgegangen.

(Zurufe)

Normalität heißt in Zeiten von Corona, dass wir Wirtschaft 
und Infektionsschutz so gut wie irgend möglich zusammen 
denken. Es darf kein Entweder-oder geben, sondern es muss 
ein Sowohl-als-auch geben.

(Beifall)

Dennoch ist uns allen klar: Es wird auf absehbare Zeit kein 
Zurück zum Status quo ante geben. Es bleiben gewisse Ein-
schränkungen bestehen. Es wird viele Unternehmen geben, 
deren laufende Einnahmen unter den laufenden Kosten sind. 
Dabei bleibt die Liquiditätsfrage akut.

Unsere mittlerweile mit dem Bundesprogramm zusammenge-
führte Soforthilfe für Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftig-
ten ist sehr erfolgreich, auch im Vergleich dazu, was es in an-
deren Ländern an Schwierigkeiten gab. Mittlerweile sind rund 
240 000 Anträge gestellt und Auszahlungen in Höhe von 1,6 
Milliarden € vorgenommen worden. Noch nie hat es ein För-
derprogramm in dieser Größenordnung gegeben. Mein herz-
licher Dank geht an dieser Stelle sowohl an die Industrie- und 
Handelskammern, an die Handwerkskammern für die erste 
Prüfung und die Annahme der Anträge als auch an die L-Bank 
für die weitere Prüfung und Auszahlung.

(Beifall)

Das Programm läuft noch bis Ende Mai. Natürlich müssen wir 
auch hier Wege aufzeigen: Wie soll es denn weitergehen?

Angesichts der beispiellosen Auswirkungen der Coronakrise 
auf die Wirtschaft in unserem Land müssen wir die Soforthil-
fe auch über das Ende dieses Monats hinaus fortsetzen, und 
zwar branchenübergreifend für alle Unternehmen, die weiter-
hin stark betroffen sind. Denn diese Betriebe tun sich schwer, 
Kredite in Anspruch zu nehmen, Kredite bewilligt zu bekom-
men, und deshalb müssen wir diesen Betrieben, wenn wir sie 
erhalten wollen, zur Seite stehen.

(Beifall)

Deshalb werden wir die Soforthilfe für Unternehmen von bis-
her 50 auf bis zu 100 Mitarbeiter und einen Direktzuschuss 
von bis zu 50 000 € erweitern. Hier sind wir natürlich auch in 
Gesprächen mit dem Bund, um eine Harmonisierung der Pro-
grammkulisse frühzeitig anzulegen. Doch auch hier warten 
wir nicht, bis der Bund in die Umsetzung geht, sondern wir 
gehen erneut voran.

Akuter Unterstützungsbedarf herrscht insbesondere in der 
ganzen Breite und Vielfalt der Hotels und Gaststätten in un-
serem Land. In dieser Situation wollen wir ihnen mit einem 
von Herrn Minister Wolf bereits angekündigten und auf den 
speziellen Bedarf der Branche abgestimmten Nothilfepro-
gramm zur Seite stehen. Geplant ist eine einmalige Liquidi-
tätshilfe in Höhe von 3 000 € für betroffene Betriebe des Gast-
gewerbes, die um jeweils 2 000 € für jeden Beschäftigten – in 
Vollzeitäquivalenten – erhöht wird.

(Beifall)

Abhängig vom tatsächlichen Liquiditätsbedarf und analog 
zum Verfahren bei der bisherigen Soforthilfe soll die Antrag-
stellung über die Industrie- und Handelskammern und die 
Auszahlung durch die L-Bank erfolgen. Das ist bundesweit 
ein einmaliges Signal der Solidarität und Hilfe für eine durch 
Corona besonders gebeutelte Branche, die mehr bedeutet als 
Essen und Trinken, sondern die für Kultur und Lebensquali-
tät bei uns im Südwesten steht.

Gleichzeitig sehe ich weitere Wirtschaftsbereiche mit beson-
derem Liquiditätsbedarf, beispielsweise die Schausteller in 
unserem Land. Ich werde deshalb noch in dieser Woche Ge-
spräche mit Vertretern des Schaustellergewerbes führen, um 
die Probleme, die dort entstehen, zu besprechen. Wir alle wis-
sen: Der Cannstatter Wasen ist abgesagt, das Oktoberfest ist 
abgesagt, Feste in dieser Art werden über längere Zeit nicht 
stattfinden. Das bedeutet für diese Bereiche quasi ein Berufs-
verbot.

Kurzfristig werde ich zudem weitere Gespräche mit Vertre-
tern besonders krisenbelasteter Branchen führen, die weiter 
mit Liquiditätsengpässen zu kämpfen haben.

Eine bundesweite Regelung wäre dabei natürlich wünschens-
wert; wir werden aber auch ohne den Bund vorangehen und 
hier eine eigene Konzeption entwickeln, um jederzeit Hand-
lungsfähigkeit zu zeigen und diese dann auch zu nutzen und 
umzusetzen.

Ich freue mich über die guten Rückmeldungen aus den Frak-
tionen zu unserem Beteiligungsfonds; denn auch der Beteili-
gungsfonds wird ein wichtiges Instrument sein, um Betriebe 
in dieser Coronakrise zu unterstützen, Betriebe, die durch 



	 7227

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020
(Ministerin Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut)

Überschuldung in ihrer Existenz bedroht sind, die Eigenkapi-
tal benötigen. 

Denn eines ist klar: Wir werden die kleineren und mittleren 
Betriebe in unserem Land nicht im Stich lassen, und wir wol-
len unsere mittelständische Wirtschaftsstruktur möglichst un-
beschadet durch diese schwere Krise bringen.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir müssen über die Abwendung 
einer unmittelbaren Insolvenzwelle hinaus den Blick aber na-
türlich noch weiter nach vorn richten, also auf die Frage, wie 
die Konjunktur wieder zum Laufen gebracht und wie der 
Standort Baden-Württemberg langfristig gestärkt werden kann. 
Es wird die eine durchschlagende und alles entscheidende 
Maßnahme nicht geben, sondern es wird auf einen intelligen-
ten Mix aus angebots- und nachfrageorientierten Instrumen-
ten auf Bundes- und auf Landesebene ankommen, angefan-
gen bei der Steuerpolitik, die ja auch heute schon in der De-
batte angesprochen wurde, über neue Weichenstellungen der 
Technologie- und Innovationspolitik bis hin zur Frage, wie 
wir generell Investitionen am Standort Baden-Württemberg 
attraktiver machen können. Um dieses weite Feld zu disku-
tieren, wird es noch einiger Aktueller Debatten bedürfen.

Aber lassen Sie mich schon mal einen für Baden-Württem-
berg ganz zentralen Punkt herausgreifen: Die Automobilindu-
strie ist unsere Schlüsselbranche, natürlich einschließlich der 
Zulieferindustrie und vieler Unternehmen des Maschinen- und 
Anlagenbaus, die wiederum von den Aufträgen der Autoher-
steller und der Zulieferer abhängen. Solange die Produktion 
dieses Schlüsselbereichs nicht durchgreifend wieder in Gang 
kommt, wird es keinen Aufschwung in Baden-Württemberg 
geben. 

Es stellt sich die Frage: Wie lassen sich möglichst viele Ar-
beitsplätze im Fahrzeugbau sichern?

(Abg. Anton Baron AfD: EU-Flottenverordnung!)

Deshalb brauchen wir eine nachfragestimulierende Maßnah-
me, egal, ob wir sie jetzt Kaufprämie oder Innovationsprämie 
nennen, die schnell wirkt. Diese Prämie sollte, um einen durch-
greifenden Effekt zu erzielen, so gestaltet sein, dass sie Neu-
fahrzeuge, aber auch Gebrauchtwagen

(Vereinzelt Beifall)

mit modernster Benzin- und Dieseltechnologie mit umfasst.

(Zuruf: Hört, hört!)

Sie sollte nach CO2-Ausstoß gestaffelt sein, denn selbstver-
ständlich wollen wir damit den Käufern und den Herstellern 
auch Anreize in Richtung umweltfreundlicher Antriebstech-
nologien geben und unsere klimapolitischen Ziele voranbrin-
gen. 

(Beifall – Abg. Anton Baron AfD: Nur für deutsche 
Produzenten, Frau Ministerin! – Gegenruf des Abg. 
Bernd Gögel AfD: Nein, nur für in Deutschland pro-

duzierte Fahrzeuge!)

Dahin gingen ja auch die konkreten Vorschläge der drei Mi-
nisterpräsidenten der Autoländer. Ich halte diese Vorschläge 
für richtig, und ich fände es auch gut, wenn wir uns in Berlin 
zusammen dafür einsetzen, denn wir müssen unserer Wirt-
schaft eine Perspektive bieten, und wir müssen schnell damit 
anfangen. 

Vielen Dank.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Lassen Sie jetzt die Fra-
ge des Herrn Abg. Dr. Schweickert noch zu?

Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: Ja, gern. 

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Frau Ministerin, vie-
len Dank. Sie haben ja eine längere Redezeit im Gegensatz zu 
den vorigen Kollegen.

Die Debatte heißt: „Den Standort Baden-Württemberg gut 
durch die Krise bringen – der Wirtschaft Perspektiven ge-
ben!“, von der CDU, von Ihrer Fraktion, beantragt. Ich habe 
jetzt von allen Rednern gehört: Finanzielle Hilfen sind wich-
tig, aber auch die Öffnungsperspektive, konkrete Öffnungs-
perspektiven. Alle haben gesagt, dass dies wichtig ist.

Ich habe aber in den letzten anderthalb Stunden von vier Per-
sonen, die entweder der Regierung oder den Regierungsfrak-
tionen angehören, zum Thema Tourismus jeweils unterschied-
liche Positionen gehört. Frau Sitzmann hat subsumiert: Schau-
steller, Messebauer und Gastronomen ohne Perspektive. Sie, 
Frau Ministerin, haben gerade gesagt: Es gibt einen Stufen-
plan, der vorliegt. Herr Reinhart hat in seiner „Oppositions-
rede“ gesagt, was Niedersachsen schaffe, könne Baden-Würt-
temberg auch. In Niedersachsen – das sollte man wissen – 
wird darüber diskutiert, ab Montag zu öffnen.

(Abg. Anton Baron AfD: 11. Mai!)

Und dann hat sich Herr Schwarz kraftvoll hingestellt und ge-
sagt: vor Pfingsten. 

Frau Ministerin, meine Frage an Sie: Wann wird denn jetzt 
die Öffnung der Gastronomie in Baden-Württemberg erfol-
gen? Ist es nicht ein Armutszeugnis, dass das Genießer- und 
Tourismusland Baden-Württemberg hier keine klare Position 
hat? 

(Beifall)

Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: Ich habe eine klare Position. Wir 
haben gestern auch im Rahmen der Wirtschaftsministerkon-
ferenz der Länder einen Zeitrahmen für die Gastronomie de-
finiert: 9. bis 22. Mai. Für Hotels haben wir als Zeitrahmen 
Ende Mai definiert. Wir haben uns also klar positioniert, und 
hinter dieser Positionierung stehe ich auch. Ich habe dies auch 
im Vorfeld schon deutlich geäußert. 

Vielen Dank. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, jetzt liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Wir können die Aktuelle Debatte unter Punkt 2 der Tagesord-
nung beenden. 

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf:

Aktuelle Debatte – Leben in Zeiten von Corona – welche 
Perspektive bietet die Kultusministerin Eltern und Kin-
dern in Baden-Württemberg? – beantragt von der Frak-
tion der SPD

Das Präsidium hat für diese Aktuelle Debatte ebenfalls eine 
Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. Hierauf wird die 
Redezeit der Regierung nicht angerechnet. Für die Ausspra-
che steht je Fraktion eine Redezeit von zehn Minuten zur Ver-
fügung. Ich bitte die Mitglieder der Landesregierung, sich 
ebenfalls an diesen Zeitrahmen zu halten.

Zunächst erteile ich Herrn Fraktionsvorsitzenden Stoch für 
die Fraktion der SPD das Wort.

Abg. Andreas Stoch SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Wenn dieses Land eine Schul-
klasse wäre, dann könnte man sagen: Es steht „Corona“ auf 
dem Stundenplan, jeden Tag, quer durch alle Fächer. Wir dis-
kutieren eine Gratwanderung – das haben wir heute Morgen 
ja bei mehreren Themenbereichen schon erlebt – zwischen 
notwendigen Einschränkungen und möglichen Lockerungen; 
denn wir wollen unsere Gesundheit schützen und dieses Land 
gleichzeitig am Laufen halten. 

(Zuruf: So ist es!)

Wir wollen irgendwie weitermachen; wir müssen weiterma-
chen. Wie wir aber weitermachen, ist zurzeit die allerwich-
tigste Fragestellung in der Politik. 

Umso mehr ärgert es mich, dass ein ganz wichtiger Bereich 
unserer Gesellschaft bei diesen Debatten – aus meiner Sicht 
– viel zu weit hintanstehen muss. Ich übertreibe sicher nicht, 
wenn ich sage, dass in den vergangenen zwei Wochen in der 
Öffentlichkeit mehr über die Möglichkeiten für den Profifuß-
ball gesprochen wurde als über Unterricht und Betreuung für 
die Kinder in unserem Land. Und das ist falsch, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. 

(Beifall)

Bei aller Liebe zum Fußball – Frau Eisenmann hat ja heute 
ein Interview in der „Stuttgarter Zeitung“ zum Thema Sport 
und vor allem auch zum Thema Profifußball gegeben –: Frau 
Eisenmann, was wir seit Wochenbeginn an den Schulen erle-
ben, ist ein Notbetrieb auf dem absolut kleinsten Nenner. We-
niger kann Baden-Württemberg gar nicht machen, ohne sich 
aus dem Konzert der übrigen Bundesländer zu verabschieden. 

Für Hunderttausende von Kindern in diesem Land geht die-
ser Notbetrieb eben weiter. Sie haben auch gesagt – Sie ha-
ben dies den Eltern zumindest angedeutet –: Es wird noch sehr 
lange dauern, möglicherweise bis zu den Sommerferien; Ki-
takinder und Grundschulkinder können bis dahin nicht son-
derlich viel erwarten. 

An diesem Notbetrieb, der die Kinder und die Eltern, der aber 
auch die Lehrerinnen und Lehrer enorm fordert und der den-

noch nicht auch nur ansatzweise die Qualität eines normalen 
Schulbetriebs erreichen kann, arbeiten sich Lehrer und Fami-
lien im Moment ab; vor allem betroffen sind aber die Kinder. 
Viele scheitern daran. Die Coronakrise unterstreicht viele Pro-
bleme, die wir Sozialdemokraten seit jeher beklagt haben. 
Aufgrund dieser Probleme haben wir – gegen viel Kritik und 
Widerstände – Konzepte wie die Ganztagsbetreuung, die Ge-
meinschaftsschulen, individuelles Lernen und vor allem auch 
eine zeitgemäße digitale Ausstattung vorangebracht. 

Die Coronakrise zeigt jetzt in aller Deutlichkeit – und noch 
mehr –, dass eine funktionierende digitale Bildungsplattform 
sehr wichtig wäre. Eine solche Bildungsplattform aber haben 
Sie, Frau Eisenmann, in Ihrer Regierungszeit vermasselt, und 
zwar durch schlechte Beauftragung und dadurch, dass dieses 
Projekt nicht gut nach vorn gebracht wurde. 

(Beifall) 

Wir brauchen eine Bildungsplattform, und wir brauchen in 
Baden-Württemberg digitale Möglichkeiten. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

– Erzählen Sie doch nicht immer den gleichen Mist, Herr 
Röhm! Lesen Sie das Gutachten des Rechnungshofs, dann 
können Sie – – 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Stoch, hier im 
Haus redet doch niemand Mist.

(Abg. Anton Baron AfD: Also wirklich!)

Abg. Andreas Stoch SPD: Danke, ich nehme es zurück. – Er-
zählen Sie doch nicht immer die gleichen falschen Tatsachen. 

(Zurufe – Unruhe) 

Ich möchte an dieser Stelle den Vorsitzenden des Landesel-
ternbeirats zitieren, der die Situation eindrücklich schildert:

Wir haben keine Möglichkeiten, auf digitale Bildungsan-
gebote auszuweichen, weil wir nach wie vor in der Stein-
zeit sind. ... Nachdem die Bildungsplattform ella zusam-
mengebrochen ist, stehen wir saublöd da.

Meine sehr geehrten Damen und Herren – – 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nicht noch einmal, bitte! 

Abg. Andreas Stoch SPD: Das war ein Zitat. Ich darf doch 
wohl noch zitieren. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Ein Zitat werde ich schon noch als Zitat bringen dürfen. 

(Zurufe) 

Das Wichtigste bei der Frage der digitalen Ausstattung sind 
nämlich die Bildungschancen für die Kinder in unserem Land. 
Faire Bildungschancen bieten wir nur dann, wenn wir es eben 
nicht vom Elternhaus und der sozialen Stellung der Familie 
abhängig machen, wie gut ein Kind lernen kann. Faire Bil-
dungschancen heißt, diese Kinder gerade jetzt nicht alleinzu-
lassen. Aber leider werden viel zu viele Kinder im Moment 
mit dieser Situation alleingelassen. 
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Wir lassen zu, dass sie die großen Verlierer dieser Krise wer-
den könnten. So kann das nicht bleiben, schon gar nicht, wenn 
wir damit rechnen müssen, dass uns dieses Virus noch lange 
Zeit beschäftigen wird. Wir brauchen eine Perspektive, wir 
brauchen Ideen für die Kinder in unserem Land. Genau das 
bleibt unsere Kultusministerin schuldig, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. 

(Beifall)

Denn während überall in der Politik, in allen Bereichen der 
Gesellschaft ein sinnvolles Weitermachen trotz Corona auf 
dem Stundenplan steht, ist die Kultusministerin bis heute nicht 
aus der ersten Alarmphase herausgekommen. „So wie früher 
geht es nicht, und wann es wieder so wie früher geht, wissen 
wir nicht.“ Sehr viel mehr hat man von Frau Eisenmann in all 
diesen Wochen nicht gehört – zumindest nicht zum Thema 
Schule. Ansonsten äußert sich Frau Eisenmann gern. Sie fin-
det z.  B., Herr Söder sei ein geeigneter Kanzlerkandidat – 
wahrscheinlich findet sie in der CDU niemanden, der geeig-
net wäre –, 

(Zuruf)

sie hätte gern eine frühere Öffnung der Gastronomiebetriebe, 
sie schlägt eine Senkung der Mehrwertsteuer vor. 

Frau Eisenmann hat für alles und jedes Zeit, aber bezahlt wird 
sie im Moment als Kultusministerin. In diesem Amt wäre zur-
zeit sehr viel Arbeit gefordert. Es müsste „Corona“ auf dem 
Stundenplan stehen, nicht Parteipolitik. 

(Beifall – Zurufe)

Um es einmal klar zu sagen: An den Schulen und in den Ki-
tas wird trotz Notbetriebs viel geleistet. Wir erleben Schulen, 
in denen die Rektoren und Lehrer in Eigenregie und mit viel 
privater Technik digitale Lösungen umgesetzt haben. Wir er-
leben Kommunen, die weit über das ihnen zumutbare Maß hi-
naus für eine Ausstattung sorgen. Es gibt die guten Beispiele, 
es gibt sogar viele davon. Aber sie sind eben nicht die Regel, 
und es gibt sie nicht wegen der Kultusministerin, sondern trotz 
dieser Kultusministerin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall)

Es gibt auch die Familien, in denen es gute Voraussetzungen 
für das Lernen zu Hause gibt. Das will ich gar nicht bestrei-
ten. Ein stabiles Netz, genügend Laptops und Tablets, Eltern 
mit flexiblen Arbeitszeiten – aber auch das ist nicht die Regel. 

Was ist mit denen, bei denen das eben nicht klappt? Die ha-
ben das Nachsehen, und zwar auf Dauer; denn so wie früher 
wird es ja so schnell nicht wieder sein – das wiederholt die 
Kultusministerin wieder und wieder, wenn es um ihre eigent-
liche Aufgabe geht. 

Was mich ärgert, ist die grundsätzliche Herangehensweise: 
Schulverwaltung dient den Schulen, und die Schulen dienen 
den Kindern. Eine gute Kultuspolitik muss immer vom Kind 
her denken.

(Zuruf)

Damit meine ich von allen Kindern her – von allen Kindern! 

(Zurufe)

Wir haben, wenn es um den Bildungserfolg geht, jahrelang da-
für gekämpft, die Schere zwischen Arm und Reich zu schlie-
ßen. Was in den letzten Wochen stattgefunden hat, bleibt ge-
nau dieses Denken schuldig. Es sind Ideen aus einer Wahr-
nehmungsblase, in der wohlsituierte Familien es schon irgend-
wie schaffen, zu Hause ein bisschen Lernstoff zu vermitteln. 
Die Bedeutung der Schule als Ort sozialen Lernens und von 
Bildungsgerechtigkeit bleibt dabei völlig auf der Strecke, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall)

Wenn es um Kitas geht, bricht eben auch die erzkonservative 
Schwärze durch. In der Argumentation und auch im Handeln 
geht es bei den Kitas nur darum, systemrelevant tätige Eltern 
arbeiten zu lassen. Kitas bleiben für Sie damit Indoorspiel-
plätze, „nice to have“. Die immense Bedeutung der frühkind-
lichen Bildung, die Begegnung von Kindern mit Erzieherin-
nen und Erziehern, die Begegnung der Kinder untereinander 
spielt in dieser Betrachtung keine Rolle. Deswegen muss 
schnellstmöglich für faire Bildungschancen auch wieder ein 
Betrieb an den Kitas in diesem Land möglich sein. 

(Beifall)

Deswegen, Frau Ministerin, dürfen die Eltern, Lehrer, Erzie-
herinnen und Erzieher und vor allem die Kinder mehr von Ih-
nen erwarten als bisher. Sie dürfen erwarten, dass auch Sie 
endlich einen Betrieb in Coronazeiten auf den Stundenplan 
schreiben, dass Sie Ihre Hausaufgaben machen. Dazu gehört 
es eben auch, die Eltern, Lehrer und Schulleiter rechtzeitig zu 
informieren. 

Ich darf aus einem Brief des Landeselternbeirats zitieren, in 
dem steht: 

(Zuruf)

Noch viel stärker nachgelassen hat sie, die Kultusminis-
terin unseres Landes, in den letzten vier Wochen. Von den 
oben beschriebenen Vorsätzen ist rein gar nichts übrig 
geblieben! 

Von Abstimmung mit den Betroffenen kann nicht einmal 
ansatzweise die Rede sein. Das letzte Gespräch mit der 
Ministerin hatte der LEB

– der Landeselternbeirat –

... vor ca. vier Wochen. Vorschläge, die der LEB notge-
drungen über die Presse lanciert, werden allenfalls ohne 
Begründung kurz abgefertigt; ...

(Zuruf des Abg. Raimund Haser CDU) 

Die Informationspolitik des Kultusministeriums kann man 
allenfalls als Desaster bezeichnen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, so geht man mit dem 
Thema Bildung und den Eltern in diesem Land nicht um. 

(Beifall – Zuruf)



7230

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020
(Andreas Stoch)

Eltern, Lehrer und Schüler dürfen erwarten, dass wir, genau 
wie in der Wirtschaft, genau wie in der Kultur und überall im 
öffentlichen Leben, nicht jammernd am Boden sitzen und be-
klagen, was nicht geht, sondern nach Lösungen suchen, nach 
dem, was eben gehen kann und gehen muss. 

Überall wird von Schutzschirmen geredet. Wir sagen, wir 
brauchen auch einen Schutzschirm für Schülerinnen und Schü-
ler, einen Schutzschirm für Lehrerinnen und Lehrer und für 
Erzieherinnen und Erzieher. Wir brauchen finanzielle Mittel, 
um den enormen Mehraufwand zu bestreiten. Wir brauchen 
endlich eine verlässliche digitale Ausstattung, und zwar auch 
in Vorbereitung des nächsten Schuljahrs, denn auch da wird 
noch kein Normalbetrieb möglich sein. Wir brauchen daher 
eine effektive Verzahnung von Präsenzunterricht und digita-
lem Lernen zu Hause. Das ist die Notwendigkeit der Stunde, 
Frau Ministerin.

(Beifall)

Wir brauchen diese Konzepte; wir brauchen sie dringend und 
schnell. Wir brauchen eine Mischung aus Präsenzunterricht 
und dem digitalen Lernen für Kleingruppen in einem Schicht-
modell. Wir werden noch lange nicht alle Schüler gleichzei-
tig an der Schule haben können. Aber Schulen brauchen jetzt 
endlich Orientierung. Schulen brauchen Konzepte und brau-
chen nicht Vertröstungen. Wir brauchen einen Fahrplan mit 
absehbaren Stufen, wie wir es vorhin schon besprochen ha-
ben: Wie geht es weiter, wenn es weitergehen kann?

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Es wird nachher heißen, man entwickle doch Szenarien und 
arbeite an Plänen. Das ist schön. Aber genau das heißt es aus 
Ihrem Mund bereits seit über einem Monat. Vorgelegt wurde 
bisher nichts, und als sich die Ministerpräsidenten mit der 
Kanzlerin auf erste Lockerungen verständigt haben, kam von 
Ihnen ein entschlossenes „Ich weiß ja nicht so richtig“, sodass 
ich meine Zweifel habe, dass Sie auch nur halbfertige Szena-
rien in der Schublade haben.

Was bleibt, ist eine enorme Unsicherheit für Hunderttausen-
de Familien, für Schulen, Lehrer und die Schüler und Kinder, 
eine Unplanbarkeit ohne Perspektive. 

(Zuruf des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU) 

Das hat nicht die Kultusministerin ausgelöst, sondern das Vi-
rus, gewiss; aber die Kultusministerin hat nichts unternom-
men, um diese Unsicherheit zu mindern. Corona gibt es in je-
dem Bundesland, aber in anderen Bundesländern gibt es kla-
rere Pläne, wie dieser Wiedereinstieg stattfinden soll. Wir wol-
len unseren Kindern im Moment sagen: Macht trotz Corona 
eure Hausaufgaben! Wir sagen der Kultusministerin: Machen 
Sie endlich gerade wegen Corona Ihre Hausaufgaben, Frau 
Kultusministerin!

Herzlichen Dank.

(Beifall – Das Redepult wird desinfiziert.)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun hat das Wort für die 
Fraktion GRÜNE Frau Abg. Boser.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Das hat jetzt keinen Bezug zu 
meinem Vorredner, aber das Pult ist ganz nass. Daran muss 
man sich erst gewöhnen. Da klebt alles.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Coronakrise bedeutet für uns alle und vor allem auch 
für Kinder und Familien tiefe Einschnitte. Dies müssen wir 
natürlich in all unseren Entscheidungen mit berücksichtigen. 
Ich bin daher der SPD auch sehr dankbar, dass wir heute an 
dieser Stelle nicht nur über Wirtschaft diskutieren, sondern 
auch über Bildung und die Chancen für Familien in der Co-
ronazeit. Denn je länger diese Coronakrise andauert, umso nö-
tiger ist Entlastung für die Familien, für die Kinder in unse-
rem Land, und zwar in finanzieller und in sozialer Hinsicht.

(Beifall)

Viele Familien haben sowieso schon einen großen Spagat zwi-
schen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Mit Homeof-
fice, Homeschooling wird das Ganze nicht einfacher, sondern 
viel schwieriger, und insbesondere für Alleinerziehende und 
Frauen bedeutet die Situation ein großes Maß an Herausfor-
derung, dies bestmöglich zu managen.

Unsere Fraktion hat daher ebenfalls Vorschläge erarbeitet, wie 
wir in dieser Situation Familien und Kinder entlasten und ih-
nen helfen können. Es hat übrigens jede Fraktion ebenfalls die 
Möglichkeit, anstatt zu kritisieren auch Vorschläge zu erarbei-
ten,

(Abg. Raimund Haser CDU: Sehr gut!)

denn ich glaube, an dieser Stelle sind wir alle gemeinsam ge-
fragt, das Bestmögliche zu erarbeiten, um unsere Situation 
insgesamt zu verbessern.

(Beifall)

Ich komme auch gleich auf diese Vorschläge, was wir Grünen 
uns da noch über das hinausgehend vorstellen, was das Kul-
tusministerium schon erarbeitet hat. Aber – das will ich an die-
ser Stelle auch sagen – wir sind nach wie vor mitten in der 
Krise. Ich finde, sämtliche Visionen, die ein Stück weit auch 
beinhalten, wir wären am Ende und es könne jetzt schnell al-
les wieder losgehen, halte ich für brandgefährlich. Ich glau-
be, wir müssen uns immer auch bewusst sein, dass wir in der 
aktuellen Situation vorsichtig und schrittweise vorgehen müs-
sen. Denn es zeigt sich: Solange das Virus nicht in allgemei-
ner Form bekannt ist, solange es keine wirksamen Medika-
mente gibt, solange wir keinen Impfstoff haben, wird es nur 
schrittweise vorangehen. Das müssen wir bei all unseren Ent-
scheidungen auch berücksichtigen.

Ich finde es wichtig, dass beispielsweise das Sozialministeri-
um die Tests ausweitet, dass das Wissenschaftsministerium 
die Studien für Kinder in Auftrag gegeben hat, weil beides 
dann auch Möglichkeiten bietet, daran abgeleitet weitere Ent-
scheidungen und Lockerungen auf den Weg zu bringen.

Ich finde wirklich auch schwierig, was hier immer wieder an-
geprangert wurde. Wir haben die Kinder nicht eingesperrt. 
Kinder können raus in die Natur gehen. Wir haben sehr schö-
ne Naturräume. 

(Beifall – Zurufe, u. a. Abg. Andreas Schwarz GRÜ-
NE: Sehr richtig!)

Sie haben die Möglichkeit, sich auch mit einem Freund drau-
ßen zu treffen, im Haus können sie sich sogar mit mehreren 
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Personen treffen. Ich halte es wirklich für ein fatales Signal, 
nach außen zu geben, wir hätten die Kinder eingesperrt. Das 
ist nicht so. Es ist natürlich für viele eine angespannte Situa-
tion, aber Kinder haben bei uns schon immer die Möglichkeit 
gehabt, rauszugehen. 

(Beifall – Abg. Raimund Haser CDU: Sehr gut!)

Wir wissen natürlich alle. Die sozialen Kontakte sind für Kin-
der und Jugendliche wichtig. Gerade auch die Kitaschließun-
gen und die Schulschließungen haben einen besonderen Ver-
lust des sozialen Kontakts zur Folge. Die Notfallbetreuung, 
wie wir sie in Baden-Württemberg eingerichtet haben, ist be-
reits jetzt eine große Entlastung, denn wir stellen bereits 50 % 
der Plätze für die Notfallbetreuung zur Verfügung. Bayern 
zieht da jetzt erst nach. Dessen muss man sich einfach auch 
bewusst sein. Wir haben die Kindertagespflege bereits seit 
Wochen geöffnet. Auch da zieht Bayern jetzt erst nach. Das 
muss man auch immer im Bewusstsein haben. 

Wir haben damit auch den Familien und den Kindern im Land 
bereits weitreichende Möglichkeiten gegeben, damit mit ei-
ner Notfallbetreuung auch die Kinder die Unterstützung be-
kommen, die sie brauchen, 

(Abg. Raimund Haser CDU: Und das funktioniert!)

zum einen, wenn die Eltern präsenzpflichtig arbeiten gehen, 
aber darüber hinausgehend auch für Alleinerziehende. Auch 
Kinder, die von der Jugendhilfe mit begleitet werden, haben 
hier die Möglichkeit, in die Notfallbetreuung zu gehen. Das 
möchte ich an dieser Stelle wirklich betonen. 

(Beifall)

Man muss dabei, aber auch bei allen weiteren Schritten, über 
die wir nachdenken, wirklich berücksichtigen: Es gibt zwei 
wesentliche Rückmeldungen zu der Notfallbetreuung, und 
zwar egal, ob im Kindergarten oder in der Schule. 

Zum einen haben wir an vielen Stellen überhaupt nicht das 
Personal, das die Notfallbetreuung umsetzen kann, weil Er-
zieherinnen und Erzieher oder Lehrerinnen und Lehrer auf-
grund von vulnerablen Gruppen nicht die Möglichkeit haben, 
ihrer Arbeit nachzugehen. Es gibt zum anderen aber auch an 
vielen Stellen eine große Zurückhaltung bei Eltern, weil sie 
sagen: In dieser Betreuungssituation will ich meine Kinder 
überhaupt nicht betreuen lassen, wenn ich mit Abstandsregeln, 
mit kontaktarmer Betreuung zu tun habe. Diese zwei Punkte 
müssen wir berücksichtigen. 

Deswegen wäre für uns, die Grünen, beispielsweise vorstell-
bar, dass wir Eltern-Kind-Gruppen ermöglichen, bei denen 
sich mehrere Familien zusammentun, um gemeinsam zu spie-
len, um rauszugehen – eingetragene Eltern-Kind-Gruppen, in 
denen auch der Infektionsverlauf nachvollziehbar ist. Bayern 
hat diese Eltern-Kind-Gruppen bereits vor zwei Wochen er-
möglicht. Das wäre eine Möglichkeit, über die Notfallbetreu-
ung hinaus nochmals Angebote für Familien zu machen. 

Auch die Öffnung von Spielplätzen wird jetzt erst mal ein 
wichtiger Beitrag für die Kinder sein. Aber ich bin mir ganz 
sicher: Es wird natürlich auch zu Frustsituationen führen, 
wenn man sich anschaut, dass eben nur eine begrenzte Anzahl 
von Kindern die Spielplätze nutzen kann. Da müssen sich die 

Kommunen auch Gedanken machen, ob man beispielsweise 
öffentliche Parks und Grünflächen – die in manchen Städten 
wohl gesperrt sind – für Familien öffnet, damit Kinder auch 
dort die Möglichkeit haben, zu toben und zu spielen. Ein we-
sentlicher Bestandteil von Kindheit besteht in Bewegung, und 
entsprechende Möglichkeiten müssen wir den Kindern auch 
an dieser Stelle zur Verfügung stellen. 

(Beifall)

Ich will an dieser Stelle auch die Öffnung der Bibliotheken 
und Mediatheken mit in die Betrachtung hineinnehmen. Auch 
hier gibt es zusätzliche Möglichkeiten für Familien, sich bei-
spielsweise Lesestoff zu holen. Auch dort können unserer An-
sicht nach kleine Angebote gestaltet werden, wie beispiels-
weise Vorleseangebote mit einer begrenzten Anzahl von Kin-
dern, wo man den Abstand einhalten kann. Solche Möglich-
keiten vor Ort zu prüfen und zu ermöglichen wäre einfach ein 
Vorschlag, den wir gern mit in die Diskussion nehmen. 

Aber wir alle wissen: Es wird für uns noch für lange Zeit kein 
normaler Lebensabschnitt in dieser Coronakrise sein. Deswe-
gen müssen wir auch immer berücksichtigen, welche Maß-
nahmen wir in allen Bereichen hinzuziehen können. 

Ich finde es wirklich beeindruckend, wie die Schulen in den 
vergangenen Wochen ihr Homeschooling aufgebaut haben, 
welche enormen Schritte da im Bereich der Digitalisierung 
geleistet wurden. Auch die Webinare beispielsweise, die für 
Lehrerinnen und Lehrer im Bereich der Digitalisierung zur 
Verfügung gestellt wurden, halte ich für ein sehr gutes Ange-
bot. Der Messengerdienst Threema, den wir jetzt haben, die 
Plug-in-Version von BigBlueButton – worüber es ja eine gro-
ße Diskussion im Zusammenhang mit Zoom gab –, stellen ei-
ne große Möglichkeit für die Schulen dar. 

Denn eines haben wir leider festgestellt: Der Kontakt zwi-
schen Lehrerinnen und Lehrern sowie Schülerinnen und Schü-
lern hat in den letzten Wochen an vielen Stellen nicht so op-
timal funktioniert. Da muss es einfach jetzt noch mal mit den 
neuen Möglichkeiten Angebote geben, damit Lehrerinnen und 
Lehrer in Kontakt mit ihren Schülerinnen und Schülern ge-
hen, damit diese auch wieder besser in das Unterrichtsgesche-
hen einbezogen werden. 

Es bleibt daher eine große Aufgabe, das Homeschooling wei-
ter zu verbessern. Wir haben bei uns in Baden-Württemberg 
das IBBW. Das könnte auch noch einmal Beispiele an die 
Schulen geben, wie das Homeschooling über Best Practice 
und andere Angebote verbessert werden kann. Da wäre ein-
fach die Möglichkeit, nochmals zu prüfen, was das IBBW da 
leisten kann.

Aber – das ist ein großer Punkt, den wir immer wieder fest-
stellen müssen – erfolgreicher Unterricht hängt derzeit stark 
von der technischen Ausstattung ab, und nicht jedes Kind hat 
zu Hause die technische Ausstattung, um diesen digitalen Un-
terricht wirklich optimal bestreiten zu können. Es fehlen zu 
Hause das Laptop, das Tablet. Eltern sind im Homeoffice, 
müssen selbst auf Geräte zurückgreifen oder es gibt überhaupt 
keine. 

Hier müssen wir auch kurzfristig prüfen, ob Mittel aus dem 
Digitalpakt für die Schulen zur Verfügung gestellt werden, da-



7232

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020
(Sandra Boser)

mit dort Leihgeräte für Schülerinnen und Schüler vorgehalten 
werden, die nicht über die technischen Voraussetzungen ver-
fügen. Der Digitalpakt gibt im Moment noch vor: Man braucht 
dafür den Medienentwicklungsplan. Aber vielleicht gibt es 
doch die Möglichkeit, in begrenztem Maß Mittel zur Verfü-
gung zu stellen, um Leihgeräte an die Schulen zu bringen.

(Beifall – Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD) 

Trotz all dieser digitalen Möglichkeiten werden sich die Schü-
lerinnen und Schüler in unserem Land den Lernstoff nicht 
komplett erarbeiten können. Wir werden deshalb auch – wie 
es das Kultusministerium schon angekündigt hat – freiwilli-
ge Ferienangebote unterstützen. Ich glaube, dass diese frei-
willigen Ferienangebote nicht nur den Lernstoff beinhalten 
müssen. Denn für viele Schülerinnen und Schüler brechen der-
zeit Kreativzeit, Bewegungszeit komplett weg. Die Schulen 
konzentrieren sich natürlich auf die Inhalte in den naturwis-
senschaftlichen Fächern, in den sprachlichen Fächern. Aber 
was bleibt davon übrig im Bereich Musik, im Bereich Kunst, 
im Bereich Sport? 

Auch darauf müssen wir in den Ferien den Blick lenken: Was 
können unsere Kommunen gemeinsam mit dem Land den 
Schülerinnen und Schülern in Baden-Württemberg zur Verfü-
gung stellen, damit sie Kreativzeit, damit sie Bewegungszeit 
bekommen? Wir haben die Möglichkeit, dazu über Musik-
schulen, über Künstler, über Vereine Angebote zu schaffen. 
Denn wir wissen ja auch: Nicht alle Kinder sind in Vereinen, 
wenn jetzt auch das Vereinsleben wieder zurückkommt. Vie-
le Kinder haben einfach nur an den Schulen – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Boser, jetzt 
muss ich Sie zwischendrin einfach einmal unterbrechen, weil 
es seit einer Weile eine Wortmeldung von der Kollegin Wölfle 
gibt, und fragen, ob Sie eine Zwischenfrage zulassen.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Nein, nein. Das geht mir von 
der Redezeit weg. Ich habe noch einiges zu sagen.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das wundert nicht.

Abg. Sandra Boser GRÜNE: Ich habe noch ein bisschen.

(Zuruf: Einfach ein bisschen schneller reden!)

Mir wäre es wirklich wichtig – ich kann auch noch ein biss-
chen schneller sprechen; das weiß ja jeder hier im Haus –, die-
se Ferienprogramme auch mit Angeboten, die über den Lern-
stoff hinausgehen, in den Blick zu nehmen. 

(Beifall)

Wir haben jetzt in der Krise viel gelernt, und ich glaube, wir 
können daraus auch für die Zeit nach Corona viel mitnehmen, 
was den Bereich der Digitalisierung und den Zusammenhalt 
in der Gesellschaft angeht.

Zum Schluss – ich bin gleich am Ende – möchte ich an die-
ser Stelle einfach allen engagierten Lehrerinnen und Lehrern 
danken, 

(Abg. Raimund Haser CDU: Ganz wichtig!)

die mit neuen Konzepten die Lernumgebung geschaffen ha-
ben, allen Erzieherinnen und Erziehern, die für die Kinder ei-

ne bestmögliche Betreuungssituation geschaffen haben, allen 
Schülerinnen und Schülern, die unter diesen Bedingungen an 
der Schule dranbleiben, und allen Eltern, die den Spagat zwi-
schen Homeoffice, präsenzpflichtigem Arbeiten und Home-
schooling machen. Allen vielen Dank. Sie sind unersetzlich. 

(Vereinzelt Beifall)

Ich freue mich, dass wir im nächsten Jahr vielleicht wieder 
über erfreulichere Dinge diskutieren können.

Herzlichen Dank.

(Beifall – Zuruf: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Als Nächstem darf ich 
Herrn Kollegen Haser für die CDU-Fraktion das Wort ertei-
len.

Abg. Raimund Haser CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Eine E-Mail eines Freundes 
von mir, vor ein paar Tagen geschickt, hat mit den Worten ge-
endet: „Jetzt wird es persönlich. Das bin ich. Ich pack das fast 
nicht.“ 

Ich glaube, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das ist 
das, was in uns sehr stark rumort. Mit „uns“ meine ich jetzt 
nicht nur uns Parlamentarier, sondern – das, glaube ich, darf 
ich sagen – uns junge Väter, die schulpflichtige Kinder zu 
Hause haben. Das teilen wir natürlich auch mit Hunderttau-
senden, mit Millionen Haushalten draußen vor unserer Tür. 
Ich glaube, dass dieses Gefühl „Ich pack das nicht mehr“ auch 
ein Stück weit der Boden für die Diskussionen ist, die uns in 
den letzten Tagen erreichen, die auch an Aggressivität zuge-
nommen haben, die plötzlich in E-Mails auftauchen, die wir 
inhaltlich vielleicht nicht verstehen, die drei Minuten später 
womöglich schon ganz anders ausfallen. 

Ich glaube, dieses „Ich pack’s nicht“, diese Situation müssen 
wir auch greifen. Ich habe das Gefühl, das liegt ein Stück weit 
auch daran, dass wir immer davon ausgegangen sind: Wir ma-
chen die Schulen zu. Dann kommen die drei Wochen. Dann 
kommen die Osterferien, und irgendwann, etwa am 19. April, 
nach den Osterferien ist es dann sicher auch mal wieder vor-
bei. 

(Zuruf von der SPD) 

Irgendwann in dieser Zeit hat man dann gemerkt – außer der 
SPD; alle anderen haben es vorher nicht gewusst –, dass es 
nicht wieder normal wurde und dass es ein sehr langer und 
mühsamer Weg wird.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Szenarien!)

Ich glaube, dass die Szenarien schon da waren. Aber zumin-
dest bei den Menschen auf der Straße gab es das Szenario, 
dass es schneller geht, als es jetzt gegangen ist. Wir alle ha-
ben noch die V- und U-Kurven usw. im Kopf. Ich glaube, das 
führt ein Stück weit auch zu der Unzufriedenheit, die draußen 
herrscht und die nachvollziehbar ist. Auch die Fragen: „Wann 
öffnen die Schulen wieder? Wann öffnen die Kindergärten?“ 
lassen sich nicht immer beantworten. Die Unzufriedenheit 
kann ich nachvollziehen. Es wird gesagt: Wir möchten auf 
Sicht fahren. Wir möchten ein Stück weit ein fixes Datum ha-
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ben. Wir möchten auch wissen, ob die alle wiederkommen. 
Wir möchten sozusagen ein Stück weit Verlässlichkeit haben.

Aber auf Sicht fahren und eine Verlässlichkeit, die auf der 
Nennung eines Datums basiert, widersprechen sich nun ein-
mal. Das Ministerium, die Frau Ministerin, wird uns daher ein 
schlüssiges Konzept des Kultusministeriums vorstellen – das 
zur Frage von Ihnen, Herr Stoch. Die Schlüssigkeit besteht 
dann aber eben nicht darin, immer Daten zu nennen.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Das hat niemand gesagt!)

Vielmehr besteht die Schlüssigkeit darin, dass das Konzept in 
sich schlüssig ist,

(Abg. Andreas Stoch SPD: So sieht es aus!)

dass Infektionsschutz und Bildung gleichermaßen gewährleis-
tet werden.

(Beifall – Abg. Andreas Stoch SPD: Wenn wir so et-
was hätten, wären wir schon viel weiter! – Weitere 

Zurufe)

Ich möchte unterstreichen, was Frau Boser gesagt hat, näm-
lich dass wir, was das Leben, auch der Kinder, betrifft, keinen 
Shutdown hatten. Das muss man wirklich unterstreichen, 
wenn man sich die Bilder aus Frankreich, Spanien, New York 
usw. anschaut. Wir haben da wirklich einen guten Weg gefun-
den, der trotzdem nicht zu höheren Infektionsraten geführt 
hat. Da darf man auch ein bisschen stolz sein, nicht nur auf 
das, was die Politik getan hat, sondern insbesondere auch auf 
die Art und Weise, wie die Menschen reagiert haben. Dafür 
ein großes Dankeschön für die Solidarität, die diese Gesell-
schaft in den letzten Wochen und Monaten gezeigt hat.

(Beifall)

Mit Normalität hat das alles aber nichts zu tun. Normal war 
eben gestern. Vielleicht wird es irgendwann wieder normal 
sein. Wir wissen aber noch nicht, wann das sein wird.

Ich möchte mich bei den Lehrerinnen und Lehrern, den Rek-
torinnen und Rektoren, den Sekretärinnen und Hausmeistern 
und den Eltern bedanken, die alle zusammen einen great Job 
machen. Liebe Frau Ministerin, geben Sie unseren Dank da-
für, dass sehr viele in der Kultusverwaltung Tag und Nacht 
für uns und die Menschen arbeiten, bitte auch in Ihr Haus wei-
ter. Auch Ihnen persönlich, Frau Ministerin, gebührt Dank. 
Denn die vielen E-Mails und die vielen SMS, die nicht alle 
lustig sind, müssen auch Sie verkraften. Vielen Dank für die 
Arbeit in den letzten Wochen.

(Beifall)

An einem Punkt möchte ich aber noch etwas konkreter wer-
den, als das bislang der Fall war. Das ist der digitale Bereich. 
Eine Gruppe möchte ich besonders herausstellen. Es gibt 
Menschen, die z. B. in Tag- und Nachtarbeit dafür gesorgt ha-
ben, dass Moodle auf BelWü nach einem anfänglichen Zu-
sammenbruch dann nach zwei oder drei Tagen funktioniert 
hat. Ein Serverumzug ist sehr anstrengend. Das hat funktio-
niert. Wir haben mittlerweile auch Threema mit dabei – Frau 
Boser hat es gesagt –, und haben auch die Möglichkeit, Vi-
deochats zu machen – nicht über unsichere, sondern über si-
chere Kanäle.

Herr Stoch, Sie haben vorhin gesagt, wir hätten halbfertige 
Konzepte in der Schublade. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Nicht mal!)

Das würde ich jetzt eher einmal auf den Bereich „ella“ bezie-
hen als auf das, worauf Sie es bezogen haben. Während wir 
hier noch debattieren – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Kollege Haser, las-
sen Sie eine Zwischenfrage von Herrn Abg. Dr. Fulst-Blei zu?

Abg. Raimund Haser CDU: Natürlich.

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Kollege Haser, vielen herz-
lichen Dank. – Das Thema „ella“ wurde vorhin auch in der 
Debatte schon angesprochen. Würden Sie mir zustimmen, 
dass im Rechnungshofbericht – ich weiß, dass Sie den Rech-
nungshofbericht gelesen haben; darüber haben wir intensiv 
gesprochen – ausdrücklich steht, dass die Verantwortung des 
Projekts „ella“ mit dem Jahr 2017 beginnt, das voll in Ihrer 
Regierungszeit liegt,

(Zurufe, u. a. Abg. Nicole Razavi CDU: Nice try!)

und dass dort klar definiert wurde, dass es nicht in Vorgänger-
zeiten begründet ist, dass „ella“ an die Wand gefahren wurde, 
sondern dass dies auf der Grundlage eines völlig unzureichen-
den Projektmanagements geschah? 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Wenn die Jacke 
im ersten Knopf verknöpft ist!)

Die Umsetzung – das hat der Rechnungshof Ihnen auf 87 Sei-
ten belegbar dargelegt – war völlig dilettantisch. Das können 
Sie hier heute nicht wegreden. Würden Sie mir da zustimmen?

(Lachen – Zurufe, u. a.: Nein!)

Abg. Raimund Haser CDU: Wie Sie schon erwartet haben, 
kann ich Ihnen natürlich nicht zustimmen. Dem Gelächter im 
Hintergrund kann ich entnehmen, dass die Frau Ministerin da-
rauf nachher noch näher eingehen wird.

(Beifall)

Während wir hier debattieren, sind 600 000 Lehrer und Schü-
ler auf Moodle aktiv. Es können mehr als 5 000 User gleich-
zeitig über das Videotool BigBlueButton online kommunizie-
ren. 925 Lehrer können bislang gleichzeitig Liveunterricht 
machen. Diese Zahlen steigen sukzessive mit jeder Stunde. 
Für den Messengerdienst Threema gibt es bisher 3 000 Lizen-
zen – da geht noch mehr, aber das ist angesichts der Kürze der 
Zeit eine sehr ordentliche Zahl.

Das zeigt, dass die Coronazeit auch der Wertstellung der Di-
gitalisierung insgesamt einen Schub gegeben hat. 

Die Übertragungsrate ist natürlich nicht überall auf dem Ni-
veau, auf dem sie sein sollte. Auch wenn wir dort Milliarden 
investiert haben, gibt es schwarze Löcher; das wollen wir 
nicht in Abrede stellen. 

Ich komme vom Land, aus einem Dorf mit 300 Einwohnern, 
und muss ehrlich sagen: Selbst an unserer Schule ist es mög-
lich, mit Threema und mit Moodle zu arbeiten. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Genau!)
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Auch wenn es viele Dörfer gibt, die vielleicht nicht in der Ge-
schwindigkeit, die man haben muss, angeschlossen sind, darf 
man bei dieser Gelegenheit auch einmal darauf verweisen, 
dass es sehr, sehr viele Häuser gibt, die über die Breitband-
ausstattung verfügen, die für Homeschooling reicht.

Die Coronazeit hat auch bewiesen, dass die Digitalisierung 
funktioniert, wenn man sie braucht und wenn man den Fokus 
darauf richtet. Damit meine ich jetzt nicht nur die Politik, son-
dern auch Lehrerinnen und Lehrer sowie Rektorinnen und 
Rektoren. Auch im Elternhaus ist jetzt klar, dass ein Handy 
allein wahrscheinlich gar nicht ausreicht. Ergo ist nun endgül-
tig bewiesen: Digitalisierung beginnt vielleicht doch nicht am 
Kabel, sondern wahrscheinlich im Kopf. 

Mehr denn je wird deutlich, dass es zwingend notwendig ist, 
strategische Investitionen in die Digitalisierung der Bildung 
zu tätigen. Aber welche Digitalisierung wollen wir denn? Stel-
len wir uns jetzt dauerhaft auf Homeschooling ein, stellen wir 
uns dauerhaft darauf ein, dass die Kinder zu Hause sind und 
nicht mehr in die Schule gehen? Oder müssen wir an unserem 
Weg festhalten, der heißt: Digitalisierung nicht als Ersatz, son-
dern als Add-on auf die Bildung in der Schule?

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Ich möchte ausdrücklich dafür werben, dass wir Digitalisie-
rung in diesen Coronazeiten nicht umdeuten, als ob der Com-
puter alles leisten könnte. Denn auch der VBE, der Verband 
Bildung und Erziehung, hat geschrieben: 

Qualität und Umfang des Präsenzunterrichts an der Schu-
le erreichen wir im Fernunterricht mitnichten.

Weil Bildung und Erziehung eben auch das Ergebnis einer 
Bildungs- und Erziehungsgemeinschaft sind, möchte ich den 
Menschen aus dieser Geschichte nicht ganz draußen haben. 
Früher hat man gesagt: „Wer es nicht im rechten Oberarm hat, 
der hat es vielleicht im linken.“ Heute gilt: „Wer es nicht im 
Kopf hat, hat es wahrscheinlich nirgends.“

Natürlich sind es die haptischen Voraussetzungen im Bil-
dungserfolg, die an den Geldbeutel gekoppelt sind. Das sehen 
wir leider. Aber sie sind nicht unbedingt systemimmanent. 
Denn hinter der Frage, ob ein Kind in der Bildung auch z. B. 
in dieser Zeit erfolgreich ist, steht die Frage: Welche Stellung 
hat Bildung in der Familie, welche Stellung hat Bildung in un-
serer Gesellschaft, also auch im Umfeld, und wie ist das rich-
tige Verhältnis zwischen dem, was der Staat leisten kann, und 
dem, was der Einzelne in dieser Zeit leisten muss?

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Wölfle würde 
ihre Zwischenfrage gern jetzt stellen. Lassen Sie sie zu?

Abg. Raimund Haser CDU: Nein. 

(Zurufe von der SPD) 

Denn auch das ist eine Lehre aus Coronazeiten: Der Unter-
richt wurde aus den Klassen in die heimischen Wohn- oder 
Kinderzimmer verlagert. Damit das klappt, braucht man aber 
nicht nur digitale Infrastruktur. Man braucht die Eigendiszip-
lin der Schüler, die wiederum das Ergebnis einer klaren Struk-

tur ist, die wiederum hohe Aufmerksamkeit erfordert und die 
das Ergebnis einer positiven Lernbeziehung ist. Merken Sie 
etwas? So funktioniert auch eine gute Schule. 

Deswegen, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, bei al-
lem Verständnis für Prüfungsstress in Coronazeiten, unkon-
ventionelle Lösungen, Unterschiede in der Lehrerschaft, was 
die Versorgung mit Materialien angeht: Wir müssen aufpas-
sen, dass wir nicht jedem und jeder in diesem System eine 
Ausrede liefern, warum dies oder das jetzt gerade nicht klap-
pen kann, warum der eine sich weiterhin der Digitalisierung 
seiner Schule verweigern kann, 

(Zuruf) 

warum der andere Moodle nicht nutzen will, warum die eine 
keine Prüfung schreiben will und warum der andere seine 
Hausaufgaben nicht rechtzeitig macht. Bei allem Verständnis: 
Auch wenn das Leben nicht den gewohnten Gang geht, heißt 
das nicht, dass Bildung stehen bleibt. 

Corona erinnert mich deshalb manchmal an einen Betriebs-
rundgang bei einem Mittelständler bei mir um die Ecke. Über 
dem Schreibtisch des Lageristen hing ein verstaubtes Schild. 
Auf diesem Schild stand: Sorry, aber wir sind hier nicht bei 
„Wünsch dir was“, sondern bei „So ist es“. 

Danke schön. 

(Beifall – Das Redepult wird desinfiziert.)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun hat Herr Abg. Dr. 
Balzer für die AfD das Wort.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Wünsch dir was! Ein trocke-
nes Redepult. – Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte 
Damen und Herren Kollegen Abgeordnete! Die Landesregie-
rung handelte spät, zu spät. Und wer zu spät kommt, den be-
straft das Leben. Das hat einmal Gorbatschow zu Honecker 
gesagt, als dieser Ewiggestrige des Kommunismus 1989 die 
Zeichen der Zeit nicht zu deuten wusste.

Und genau darum geht es leider auch in der Coronakrise. Die 
Regierungen – und zwar sowohl die Bundes- als auch die Lan-
desregierung – haben zu spät reagiert. Sie haben keine Vor-
sorge getroffen, und sie haben nun, um diese Versäumnisse 
wieder wettzumachen, mit ihren Maßnahmen überreagiert.

Nach neueren Veröffentlichungen soll Gorbatschow den Satz, 
den ich eingangs zitierte, gar nicht so gesagt haben. Er soll 
gesagt haben: „Ich glaube, Gefahren lauern auf diejenigen, 
die nicht auf das Leben reagieren.“ Das passt dann noch bes-
ser. Die Gefahren lauern gerade durch die Covid-19-Krank-
heit auf diejenigen, die nicht oder nicht schnell genug reagie-
ren. 

Deutschland war durch die Entwicklungen in China und spä-
ter auch in Italien gewarnt. Trotzdem wurde so spät reagiert. 
Warum? Warum hat man für Reisende aus China, aus Italien, 
aus Österreich nicht rechtzeitig die Grenzen geschlossen? Wa-
rum – diese Frage richtet sich an Frau Dr. Eisenmann – wur-
de zugelassen, dass die Heimkehrer aus den Skigebieten ihre 
Kinder wieder zur Schule schickten?

(Vereinzelt Beifall)
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Sie hätten zwei Wochen früher in Quarantäne zu Hause ver-
bringen müssen. Man hätte früher an die Eltern appellieren 
müssen. Die Eltern oder wenigstens die Kinder hätten sich, 
wenn sie Kontakt zu den Italien-Reisenden hatten, in Quaran-
täne begeben müssen. Das alles wurde nicht gemacht. Statt-
dessen wurde am 16. März die vollständige Schulschließung 
beschlossen – zwei Wochen zu spät.

Dasselbe gilt für die Tests. Um Infizierte zu erkennen, hätte 
man früher und umfangreicher testen müssen – besonders 
auch die Kinder. Das kann ja eigentlich nicht sein. Denn bei 
Kindern und Jugendlichen ist der Krankheitsverlauf in aller 
Regel weniger gravierend als bei Erwachsenen. Aber durch 
ihre vielfältigen Kontakte verbreiten sie das Virus natürlich 
besonders schnell weiter. Kinder müssen also auch getestet 
werden.

(Zuruf: Das Wissen haben Sie aber ganz schön für 
sich behalten in den letzten Monaten!)

– Nein, ich habe es in mehreren Vorträgen vorgetragen.

(Zuruf: Echt?)

Es ist aber auch eine große psychische Belastung für die Fa-
milien, wenn sie nicht wissen, ob das eigene Kind infiziert ist. 
Da ist den Familien in erster Linie Dank zu sagen. Sie haben 
in den letzten Wochen Großes geleistet. Sie haben die Kinder-
betreuung sichergestellt, und sie haben nach bestem Wissen 
und Können die Kinder auch bei der Erfüllung ihrer durch die 
Schule gestellten Aufgaben betreut.

Nun gilt es aber, dem Bedürfnis der Eltern nach Sicherheit 
Rechnung zu tragen und die Kinder und Jugendlichen auf In-
fektionen zu testen. Dann können diese sicher wieder in die 
Schule gehen, und zwar zügig. Und wir können, Sie können 
die Fälle, die doch noch auftreten – Infektionen nämlich –, 
besser nachverfolgen.

Durch die unterschiedlichen Meinungen gerade auch in der 
Ärzteschaft zu Mundschutzmasken gibt es große Unsicher-
heit. Zunächst kam die Mitteilung, sie würden nichts nützen, 
sie seien kontraproduktiv; Masken würden zu einer trügeri-
schen Sicherheit und damit zu Sorglosigkeit, was Hygiene- 
und Abstandsregelungen betreffe, verleiten. Inzwischen gibt 
es eine Pflicht, eine Mundschutzmaske zu tragen. Wie kann 
das eigentlich sein? Ganz einfach: Die Regierung – das gilt 
wieder für Bund und Land – hat die Vorsorge anscheinend ver-
nachlässigt. Es waren nicht genug Vorräte da, obwohl Atem-
schutzmasken außerhalb der Pandemiezeiten Pfennigartikel 
sind.

(Abg. Anton Baron AfD: Herr Maas hat sie dann 
schön verschenkt!)

– Kommt noch. – Hat man vielleicht deshalb den Mundschutz 
zunächst als überflüssig deklariert, um Hamsterkäufen vorzu-
beugen? Erst waren sie nicht zu haben, und jetzt ist es Vor-
schrift, sie zu tragen. Eigentlich unglaublich.

Genauso wie die Bundes- und die Landesregierung bei den 
Schließungen der Schulen zu spät reagierten, sind sie nun bei 
der Wiederöffnung zu langsam, zu wenig kraftvoll in der Ent-
scheidung. Das eine ist allerdings die Kehrseite der Medaille 
des anderen. 

Wir, die Alternative für Deutschland, haben in Zusammenar-
beit der bildungspolitischen Sprecher verschiedener Landtags-
fraktionen Vorschläge zur Wiederöffnung von Schulen und 
Bildungseinrichtungen erarbeitet.

(Zuruf: Brauchen wir nicht mehr!)

Meine Damen und Herren, natürlich ist Gesundheit das wich-
tigste Gut der Menschen und deshalb besonders zu schützen. 
Im Vordergrund muss der Schutz besonders gefährdeter Per-
sonen stehen. 

Maßnahmen, die dem Gesundheitsschutz dienen und dabei 
naturgemäß die Freiheit der Bewegung einschränken, müssen, 
wie jedes Regierungshandeln, evaluiert und immer wieder auf 
ihre Wirksamkeit geprüft werden, im Besonderen nach mehr-
wöchiger Umsetzung von Maßnahmen.

Wir erleben derzeit, dass in Krankenhäusern Betten frei blei-
ben für Coronapatienten und dass die Belegschaft, dass Ärz-
te und Krankenschwestern in Kurzarbeit gehen. Das ist ein 
Widerspruch in sich, zumal Routineoperationen zurückgestellt 
worden waren. 

Tatsache nach sechs Wochen Erfahrung mit dem Coronavirus 
ist: Die Regierung hat zu spät gehandelt. Schutzmasken wur-
den zu Beginn der Krise noch ins Ausland verschenkt. Der 
Außenminister unseres Landes hat sich hier wieder einmal 
völlig falsch verhalten. 

(Beifall)

Tatsache ist: Die große Krise mit Tausenden von Toten, die 
uns die Medien vorhergesagt haben, hat nicht stattgefunden 

(Zurufe, u. a.: Ja, zum Glück!)

und wird wohl auch – zum Glück – nicht stattfinden. 

(Zurufe – Unruhe)

– Das sage ich doch gerade: Sie wird zum Glück wohl nicht 
stattfinden.

(Zurufe)

Tatsache ist aber auch: Die Medien haben sich komplett zum 
Handlanger, zum Erklärer des Regierungshandelns machen 
lassen. 

Tatsache ist: Die 100 000 Toten und die Überforderung des 
Gesundheitssystems sind nicht eingetreten. Dank der Beschäf-
tigten ist unser Gesundheitssystem in einem stabilen, erfolg-
reichen und sicheren Zustand.

Was folgt daraus? Es ist also an der Zeit, dass sich die Lan-
desregierung, die Politik auf das besinnt, was eigentlich wich-
tig ist und was sie zu tun hat, nämlich die Freiheit für uns Bür-
ger zu gewährleisten

(Beifall)

und wirtschaftliches Handeln in den Betrieben zu ermögli-
chen. Das ist jetzt die primäre Aufgabe der Politik. Jetzt gilt 
es, den Weg zurück zu einer vernünftigen Haltung gerade auch 
in den Schulen und Hochschulen zügig zu gehen. 
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Dort herrscht große Unklarheit bezüglich des weiteren Ab-
laufs des Unterrichts. Ich hoffe, dass nachher, nach Ihrer Re-
de, Frau Ministerin, etwas mehr Klarheit in dieser Sache be-
steht, denn was wir bisher gehört haben, ist nicht wirklich ge-
eignet, um es heute Nachmittag den Schulen zu verkünden. 

Tatsache ist auch: Aufgrund des digitalen Unterrichts und der 
Unklarheit in den Schulen nehmen junge Menschen mehr oder 
weniger fleißig an den digitalen Angeboten der Lehrkräfte teil. 
Motivierte Schüler rufen die Unterrichtsaufgaben ab, aber an-
dere, weniger motivierte und interessierte, tun dies eben eher 
nicht. Gegen dieses Sich-nicht-Engagieren der Schüler hat der 
einzelne Lehrer nur geringe Möglichkeiten des Handelns. 

Das hängt natürlich mit dem familiären und häuslichen Um-
feld zusammen. Es gibt Eltern, die sich hier vorbildlich ver-
halten können. Es gibt andere Eltern, die das aus verschiede-
nen Gründen eben nicht können. Deshalb ist jetzt eine Rück-
kehr zum vollständigen geordneten Betrieb mehr als dringend 
erforderlich.

(Beifall)

Hilfreich ist in diesem Zusammenhang, dass gerade junge 
Leute dieses Covid-19-Virus am ehesten bewältigen können. 
Das Immunsystem gerade junger Menschen wird damit am 
leichtesten fertig. 

Erschwerend für einen zügigen Start ist natürlich – das wur-
de schon angesprochen –, dass viele Lehrkräfte und auch Er-
zieherinnen zu den Risikogruppen gehören. Hier ist also Fle-
xibilität des Ministeriums und der Schulleitungen erforder-
lich. 

Das gilt natürlich auch für die Prüfungen. Es kann nicht sein, 
dass wir jetzt die Situation haben, dass alle Schüler – ob sie 
dafür reif sind oder nicht, ob sie die erforderlichen Leistun-
gen gezeigt haben oder nicht – einfach in die nächste Klasse 
übernommen werden. Das kann nicht sein. 

Es kann auch nicht sein, dass öffentlich erklärt wird, dass die-
ses Abitur oder diese Medizinprüfung keine „Hammerprü-
fung“ sei. Meine Damen und Herren, so etwas gibt es gar 
nicht. Es gibt ordentliche Prüfungen auf Basis des gehaltenen 
Unterrichts und auf Basis der gültigen Lehrpläne sowie des 
von den Schülern oder Studenten selbst Gelernten – Punkt. 

Aufgrund der Wichtigkeit und des in der Bildung schon jetzt 
geschehenen Schadens ist ein zügiger Start des Unterrichts 
möglichst aller Klassen dringend erforderlich. 

Diese Krise hat gezeigt: Gemeinsames Lernen ist wichtig. Ho-
mogene Klassen sind sinnvoll und richtig. Tatsächlich gilt die 
alte Weisheit: Auf den Lehrer kommt es an. 

Das gilt sinngemäß auch für die Hochschulen. Dort sind die 
Hygiene- und Abstandsregeln naturgemäß leichter durchzu-
setzen und ist die Eigenmotivation der – natürlich älteren – 
Studenten auch durchaus höher.

Und natürlich: In bestimmten Fächern, technischen Fächern, 
in den Naturwissenschaften, lassen sich Onlineangebote leich-
ter durchsetzen und leichter wahrnehmen. Trotzdem: Das Ar-
beiten in den Laboren, in den Werkstätten oder im Windkanal 
einer Uni gehört dazu. Das bedeutet, dass auch dort Präsenz 

erforderlich ist. Das heißt: Zügig in den Normalzustand zu-
rückkehren.

Bei den Erzieherinnen gibt es Befürchtungen bezüglich der 
Ansteckung durch die Kinder und von den Kindern. Hier muss 
man sicher genauer hinschauen, wie groß in den nächsten Wo-
chen die Gruppen sein sollen. Aber eine Öffnung ist speziell 
bei den Waldkindergärten angezeigt. Diese Kinder sind stär-
ker abgehärtet – durch den Aufenthalt im Freien –, und des-
halb auch bitte hier zügig in die Normalität zurückkehren.

(Vereinzelt Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Balzer, bit-
te kommen Sie zum Schluss.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Komme ich. – Wie schon ge-
sagt: Kinder und junge Erwachsene gehören zu den robustes-
ten Gruppen der Gesellschaft und können die Ansteckung am 
ehesten abfedern. Zeit zum Lernen ist jetzt schon genug ver-
loren gegangen.

Danke fürs Zuhören.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Als Nächster hat Herr Abg. 
Dr. Kern für die FDP/DVP das Wort.

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Niemand bestreitet, dass die Kultus-
ministerin derzeit eine Herkulesaufgabe zu erfüllen hat, und 
dass sie sich hier hineinkniet, steht außer Frage.

(Vereinzelt Beifall)

Das anerkennt die FDP/DVP-Fraktion auch ganz ausdrück-
lich.

(Beifall)

Allerdings scheint es bei allem Engagement, als bliebe beim 
Tagesgeschäft die konzeptionelle Arbeit auf der Strecke. Ge-
schätzte Kollegin Boser, geschätzter Kollege Haser, das war 
schon eine ziemlich dünne Suppe, die Sie hier vorgetragen ha-
ben.

(Beifall)

Ich hätte mir deutlich mehr Konkretes gewünscht: Wie soll es 
denn tatsächlich konkret weitergehen? Dabei wäre es gerade 
in der jetzigen Zeit der Umbrüche und Veränderungen wich-
tig, über den Tag hinaus zu planen, Verlässlichkeit zu geben 
und die Erfahrungen der Coronazeit für die strategische Wei-
terentwicklung unseres Bildungswesens zu nutzen.

Deshalb will ich in dieser Debatte den Blick ganz ausdrück-
lich nach vorn richten: Welche Lehren für die Bildung kön-
nen bereits heute aus den bisherigen Erfahrungen gezogen 
werden? Beim Lernen sind weder die Mitlernenden noch der 
Lehrer ersetzbar. Welch fundamentale Rolle die soziale Di-
mension beim Lernen spielt, zeigt sich insbesondere dort, wo 
Eltern und Familien eben nicht in der Lage sind, einzusprin-
gen und ihre Kinder beim Lernprozess zu unterstützen. Gera-
de diese Kinder und Jugendlichen sind auf die Rückmeldun-
gen des Lehrers, auf eine Interaktion mit ihm, in besonderer 
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Weise angewiesen. Der durch Corona ausgelöste Schub für 
die Digitalisierung der Bildung hat all diejenigen widerlegt, 
die glaubten, man könnte das Lernen irgendwann mehr oder 
weniger vollständig individualisieren und den Lehrer durch 
einen Lernbegleiter ersetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall)

Zunächst möchte ich deshalb fünf Forderungen vorbringen, 
die aus Sicht der FDP/DVP-Fraktion akut und zeitnah umge-
setzt werden müssen.

Erstens: Wir brauchen einen Fahrplan für die vor uns liegen-
den Wochen und Monate. Lehrer, Eltern und Schüler brau-
chen jetzt Klarheit und Planungssicherheit und deshalb einen 
Fahrplan, wer wann wieder zur Schule geht, welche Angebo-
te Pflicht und welche freiwillig bzw. zusätzlich sind, wie die 
Rahmenbedingungen für das weitere Lernen zu Hause sind, 
welche IT-Ausstattung mit Hard- und Software eingesetzt 
wird.

Zweitens: Wir brauchen Raum, wir brauchen Räume für Bil-
dung. Erfolgreiches Lernen braucht eine förderliche Lernum-
gebung. Wir schlagen deshalb vor, in geeigneten derzeit noch 
geschlossenen Gebäuden zusätzliche Lernräume einzurichten, 
in denen Schülerinnen und Schüler unter Einhaltung des Ab-
standsgebots arbeiten können, insbesondere wenn sich die 
Rückkehr in die Schulen noch länger hinziehen sollte.

Wichtig sind hierbei aus unserer Sicht auch die beruflichen 
Schulen, von denen viele bereits jetzt ein Problem mit Raum-
kapazitäten haben. Wir fordern die Kultusministerin deshalb 
auf, auf die Kommunen zuzugehen und sie zu unterstützen, 
mit finanziellen Mitteln für das Aufsichtspersonal und die Hy-
gieneausstattung, aber auch direkt mit Schutzmaterialien.

Drittens: Wir brauchen einen Plan zur Öffnung der Kinderbe-
treuung. Wir brauchen in der Tat einen Plan, wie der Besuch 
von Kitas, Kindergärten und bei den Tageseltern wieder Nor-
malität wird, und zwar sowohl im Interesse der Eltern, die Be-
ruf und Betreuung vereinbaren müssen, vor allem aber auch 
im Interesse der Kinder, die mitunter gänzlich auf den Kon-
takt zu anderen Kindern verzichten müssen, und dies bereits 
seit über sieben Wochen. Ein vielversprechender Vorschlag, 
wie Kinderbetreuung unter der Prämisse des Gesundheits-
schutzes organisiert werden kann, ist z. B. der des Deutschen 
Kitaverbands.

Viertens: Wir brauchen ein Konzept für das Aufholen von Ver-
säumtem. Neben zusätzlichen Angeboten in den Ferien wäre 
der vom Philologenverband vorgeschlagene Freischuss mit 
der Möglichkeit einer freiwilligen Wiederholung ohne Nach-
teile durchaus eine Überlegung wert. Eines steht fest: Alle 
Schülerinnen und Schüler nur ins kommende Schuljahr zu ver-
setzen, ohne ihnen aber eine Perspektive für das Nachholen 
von Versäumtem zu geben, ist alles andere als ein echter Nach-
teilsausgleich. 

(Beifall)

Fünftens: Wir brauchen dringend mehr Tempo bei der Digi-
talisierung der Schulen. Wir brauchen eine entschiedene po-
litische Schwerpunktsetzung bei der Digitalisierung der Schu-
len. Wir brauchen eine Positivliste mit förderfähigen Syste-

men und Lösungen, die Definition einer digitalen Mindestaus-
stattung für die Schulen und ein Schul-IT-Beratungsangebot 
für Eltern. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über diese fünf Akutforde-
rungen hinaus sieht die FDP/DVP-Fraktion fünf bildungspo-
litische Schlussfolgerungen für die Zukunft. 

Erstens: Es kommt auf den Lehrer an. Wir müssen daher er-
hebliche Anstrengungen unternehmen, um die besten Köpfe 
als Lehrer zu gewinnen, sie aus- und fortzubilden und schließ-
lich auch zu halten. Dafür bedarf es guter Arbeitsbedingun-
gen und Perspektiven, vor allem aber pädagogischer Gestal-
tungsfreiheit.

Zweitens: Die Coronazeit hat gezeigt: Es ist im Grunde un-
verzichtbar, die Erziehungspartnerschaft zwischen Eltern und 
Lehrern eng zu leben. Neben kurzen Wegen der Kontaktauf-
nahme bedarf es darüber hinaus fester Formen des Austauschs, 
beispielsweise in Form von verbindlichen Eltern-Lehrer-Ge-
sprächen. 

Drittens: Wir wollen möglichst viele Wahlfreiheiten im Bil-
dungsangebot schaffen, um den unterschiedlichen Vorausset-
zungen und Bedürfnissen der Schülerinnen und Schüler ge-
recht zu werden. Zwischen gebundenen und offenen Angebo-
ten beim Ganztag wählen zu können gehört für uns ebenso da-
zu wie der Erhalt der Haupt- und der Realschulen, die Viel-
falt der beruflichen Schulen, der sonderpädagogischen Bil-
dungs- und Beratungszentren, die Stärkung der Realschulen 
und eine Wahlfreiheit zwischen G 8 und G 9 sowie die Mög-
lichkeit, eine Schule in freier Trägerschaft besuchen zu kön-
nen. Wir von der FDP/DVP fordern insbesondere die Grünen 
auf, in dieser Situation in sich zu gehen und ihre Blockade ge-
gen eine G-8/G-9-Wahlfreiheit aufzugeben, die neben der 
FDP/DVP auch von CDU und SPD mittlerweile befürwortet 
wird.

(Beifall)

Viertens: Die Digitalisierung der Schulen muss als gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe begriffen werden: Bund, Länder und 
Gemeinden sind deshalb aufgefordert, einen Digitalpakt 2.0 
zu vereinbaren und auch längerfristig die Finanzierung der di-
gitalen Infrastruktur, die Ausstattung von Schulen, Lehrern 
und Schülern mit Hard- und Software und die Wartung und 
Aktualisierung der Systeme sicherzustellen. Ausreichende 
Lehreraus- und -fortbildungsangebote im Bereich der digita-
len Bildung müssen vorhanden sein und die Kürzungen selbst-
verständlich wieder zurückgenommen werden. Das Fach In-
formatik mit den Inhalten weit über die Informationstechnik 
hinaus ist an allen weiterführenden Schulen mindestens als 
Wahlpflichtfach einzurichten. Gleichzeitig brauchen wir eine 
möglichst früh einsetzende Medienbildung. 

(Beifall)

Schließlich gilt es – fünftens –, die Eigenverantwortung der 
Schulen zu stärken. Die einzelnen Schulen sind bereits jetzt 
die zentralen Einheiten der Innovations- und Veränderungs-
prozesse. Sie – gerade deren Schulleiter – müssen mehr Per-
sonalverantwortung erhalten und über ein verlässliches Bud-
get sowie über inhaltliche Gestaltungsmöglichkeiten verfü-
gen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zeit des Lernens zu 
Hause während der Coronakrise hat Veränderungspotenzial 
freigesetzt. Dieses Veränderungspotenzial gilt es nach unse-
rer Überzeugung für die Entwicklung eines Bildungsangebots 
zu nutzen, das jedem jungen Menschen die Chance auf best-
mögliche Entfaltung eröffnet. Mehr Freiheit bedeutet dabei 
stets auch mehr Verantwortung. Das gilt für den Einzelnen wie 
auch für den Staat, der den verbindlichen Rahmen für das Bil-
dungswesen setzt. 

Deshalb hat der Staat die besondere Verpflichtung, für die bes-
ten Bedingungen für die Bildung der jungen Menschen zu sor-
gen; auch daran erinnern uns die großen Herausforderungen 
während dieser schwierigen Zeit. 

Ganz herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Anschließend hat das Wort 
für die Landesregierung Frau Ministerin Dr. Susanne Eisen-
mann. 

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich glaube, wir alle haben uns nicht vorstellen kön-
nen, dass wir überhaupt eine solche Zeit erleben und solche 
Diskussionen führen müssen. Wir haben uns nicht vorstellen 
können, dass wir – seit nunmehr Mitte März – Kitas und Schu-
len würden schließen müssen. Wer das einmal in seiner Vor-
stellung präsent hatte – und zwar nicht als Szene eines dritt-
klassigen Endzeitfilms – – In meiner Planung und in der Pla-
nung meiner Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kultusmi-
nisterium hat ein solches Szenario niemals eine Rolle gespielt. 
Deshalb ist das natürlich eine Situation, die für alle völlig neu 
ist und die auch nicht planbar war. Sicherlich kann man sich 
vieles wünschen, was man jetzt dringend brauchen könnte. 

Zunächst einmal möchte ich all denen danken, die all dies mit 
einem Sprung ins eiskalte Wasser bewerkstelligen mussten: 
Lehrerinnen und Lehrer, Rektorinnen und Rektoren, Erziehe-
rinnen und Erzieher, auch die Eltern – und übrigens auch die 
Kinder, die Schülerinnen und Schüler. Dies gilt aber auch für 
meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, und zwar auch die-
jenigen in der Kommunalverwaltung und vielen anderen Ver-
waltungen, die unglaublich viel arbeiten müssen. Das sind Ar-
beiten, die zeitaufwendig sind und Präsenz erfordern. Bei ih-
nen allen möchte ich mich ausdrücklich bedanken. 

Die Zeiten sind nicht einfach, aber dass wir all das gemein-
sam bewerkstelligen – mit allen Höhen und Tiefen und auch 
bei allen Schwierigkeiten, die es zugegebenermaßen gibt –, 
das nötigt mir großen Respekt ab. Meinen herzlichen Dank an 
all die, die vorndran arbeiten, die präsent sind. Das alles ist 
keine Selbstverständlichkeit.

(Beifall)

Dass die Situation ungewöhnlich ist, wissen wir. Dass diese 
ungewöhnliche Situation aber nach wie vor anhält, das bitte 
ich Sie alle – vor allem Sie, die Sie politische Verantwortung 
tragen –, in der Kommunikation nicht unberücksichtigt zu las-
sen. Ich meine nun gar nicht die laufende Diskussion; wir spü-
ren aber, glaube ich, alle, dass beispielsweise die E-Mails, die 

uns erreichen, die SMS-Botschaften, die Gespräche „grund-
aggressiver“ werden. 

Ich verstehe das auch. Raimund Haser hat es nicht nur als Ab-
geordneter, sondern auch als Papa gesagt: „Jetzt reicht es ir-
gendwann.“ Das hört man. Ich höre das auch im eigenen Um-
feld. Auch Sie kennen sicherlich den Cartoon im Netz – auch 
wenn nicht alles wirklich witzig ist, was im Netz steht; dies 
fand ich aber doch lustig –: Eltern sagen auf einmal: „Und ich 
dachte immer, es liegt am Lehrer!“

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Dies merken Eltern sicherlich hin und wieder beim Umgang 
mit dem eigenen Kind – Eltern, die beim Schulpensum unter-
schiedlicher Klassenstufen helfen müssen, die Kinder betreu-
en müssen, während sie daheim doch im Homeoffice arbeiten 
sollen und zusätzlich noch andere Belastungen haben. Das ist 
eine große Herausforderung, und ich verstehe, dass nun eine 
gewisse Ungeduld einsetzt, eine gewisse Genervtheit. Das 
kann man überhaupt niemandem vorwerfen. 

Ich würde mir allerdings manchmal eines wünschen: Wenn 
ich zum Teil sehe, dass meine Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die wochenends und abends an Hotlines sitzen – in mei-
nem Gehalt ist dies inbegriffen –, wirklich beschimpft wer-
den, als ob sie etwas dafür könnten – das gilt auch für ande-
re; ich weiß es nicht, aber im Sozialministerium, Manne 
Lucha, wird es nicht viel anders sein –, muss ich schon sagen: 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ein bisschen mehr 
Höflichkeit, ein bisschen Stil und ein bisschen mehr Klasse. 
Vor allem beim Umgang mit Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in der Verwaltung wünsche ich mir das; die können ge-
nauso wenig dafür wie wir alle hier.

(Beifall)

Deshalb bitte ich, dass wir argumentieren und deutlich ma-
chen, dass wir uns wünschen – – Ich habe das die Tage ge-
hört; deshalb zitiere ich es gern: „Das kann jetzt weg!“ – al-
so das Corona. Ich räume offen ein: Das sehe ich übrigens ge-
nauso. Das kann wirklich weg. Ich halte es maximal für über-
flüssig. 

Das Problem ist: Es ist aber nicht weg. Es geht auch nicht weg, 
indem wir nur sagen: „Es kann weg“, sondern es geht dann 
weg, wenn wir Bürgerinnen und Bürger dieses Landes eigen-
verantwortlich und diszipliniert dafür Sorge tragen, dass die-
ses Virus eingedämmt bleibt, weiter eingedämmt wird, dass 
wir die schützen, die gefährdet sind, die besonders gefährdet 
sind. Deshalb haben wir es auch selbst in der Hand. Aber es 
ist halt nicht weg. 

Solange klar ist, dass wir uns an Abstandsregeln halten müs-
sen, dass wir uns an Hygieneregeln halten müssen, wird kein 
Normalbetrieb, kein regulärer, vollständiger Betrieb in Schu-
len oder Kitas möglich sein. Es schließt einander aus. Des-
halb: Solange es Abstandsregeln für ganz Deutschland oder 
auch für Baden-Württemberg gibt, werden wir mit gesonder-
ten Konzepten reagieren müssen, auch wenn sich Eltern, Kin-
der, Schülerinnen und Schüler gern etwas anderes wünschen. 
Für diesen Wunsch habe ich Verständnis, aber die Realität 
lässt nun einmal noch nicht alles zu. 
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Um die Frage zu beantworten, wann es „normal“ – in Anfüh-
rungszeichen – weitergeht: Dann, wenn wir uns an keine Ab-
standsregeln mehr halten müssen. Das kann man als Größen-
ordnung sagen. Das befriedigt nicht den Wunsch dessen, was 
die Leute hören wollen, weil sie gern ein Datum hätten: 20. Mai, 
31. Mai, 15. Juli. Auch das verstehe ich. Genau in dem Mo-
ment, in dem wir keine Abstandsregeln mehr einhalten müs-
sen, können wir wieder stärker öffnen und können wir in ei-
nen Betrieb, wie wir ihn vor Corona kannten, zurückkehren. 
Wann das sein wird, weiß ich nicht. Ich glaube, es wird auch 
schwierig, denjenigen zu finden, der Ihnen dies verbindlich 
und zuverlässig sagen kann. 

Aber ich halte es, wie es viele meiner Vorrednerinnen und Vor-
redner sagten, für richtig, dass wir eine Perspektive brauchen 
– übrigens für alle politischen Themenfelder –, dass wir sa-
gen: Wenn Corona weiter eingedämmt bleibt, wenn es uns ge-
meinsam gelingt, dieses Virus im Griff zu halten, dann muss 
in den nächsten Schritten erstens, zweitens, drittens, viertens 
kommen. 

(Zuruf)

Diese Perspektive ist politisch notwendig,

(Beifall – Zuruf: Sehr gut! – Weitere Zurufe)

diese Perspektive bieten wir auch. – Ganz ruhig. Ganz ent-
spannt. 

(Zuruf: Fangen wir mit Erstens an!)

– Ja, wir fangen mit Erstens an. – Erstens fängt es einmal da-
mit an, dass Herr Stoch meinte, ich hätte überhaupt keine Kon-
zepte in der Schublade. Das stimmt, ja. 

(Zuruf)

Ich habe, Herr Stoch, wirklich alle Schubladen im Kultusmi-
nisterium aufgemacht und hineingeschaut – ganz lange hin-
eingeschaut.

(Vereinzelt Heiterkeit und Beifall – Zurufe – Unruhe) 

Das habe ich übrigens schon 2016 gemacht, als der Vorwurf 
kam, was mir alles an Konzepten fehlt.

(Zurufe, u. a. des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD)

Ich hätte mich, liebe SPD, sehr gefreut, 

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD) 

dass fünf Jahre Regierungsbeteiligung der Sozialdemokraten 
dazu geführt hätten, dass es für irgendetwas auch nur irgend-
ein Konzept gegeben hätte. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Beifall – Zurufe, u. a.: Oijoi-
joi! – Ja, ja! – Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei 

SPD) 

Was die Perspektive angeht – – Getroffene Hunde bellen. 

(Unruhe) 

Herr Fulst-Blei, es ist immer leichter, 

(Zuruf des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD) 

in der Opposition zu kritisieren, wenn man nicht selbst fünf 
Jahre – –

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sie sind seit vier 
Jahren Kultusministerin! Was haben Sie denn ge-
macht? Sie haben „ella“ an die Wand gefahren! – Oh-

Rufe – Weitere Zurufe)

– Herr Fulst-Blei – –

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sie können doch 
jetzt nicht auf 2016 verweisen! – Weitere Zurufe – 

Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Fulst-Blei, 
möchten Sie eine Zwischenfrage stellen? Dann würde ich fra-
gen, ob wir das zulassen können.

(Zurufe)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Nein, Herr Fulst-Blei braucht keine Zwischenfra-
ge zu stellen, Frau Präsidentin, ich kenne seine Frage.

(Unruhe) 

Sie ist kontinuierlich die gleiche. Deshalb traue ich mir Fra-
ge und Antwort zu. Es geht darum: Wenn beispielsweise das 
Thema Digitalisierung angesprochen wurde –  – Ich weiß 
nicht, was zwischen 2012 und 2016 daran gehindert hat, in 
Baden-Württemberg das schnelle Internet weiter auszubauen. 
Wir haben übrigens Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen 
und Lehrer, die nicht erreichbar sind. Mir ist es jetzt nicht ganz 
klar, aber eines weiß ich sicher: Die SPD war mit in der Re-
gierung. Deshalb ist es natürlich wichtig, zu sagen, was in den 
fünf Jahren passiert, wenn Sie auf die Themen zurückgreifen, 
an denen es jetzt fehlt. Das Thema ist nicht so ganz einfach 
zu beantworten.

(Zurufe)

Das Thema Perspektive – –

(Zurufe – Gegenruf: Die Ministerin redet!)

Ich kann auch der SPD gern – – Ja, selbstverständlich.

(Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Also möchten Sie jetzt 
doch ganz regulär eine Zwischenfrage stellen, oder können 
wir jetzt mit den Zwischenrufen aufhören?

(Zurufe)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Ich habe Zeit.

Beim Thema Perspektiven geht es darum: Ausgehend von der 
Grundlage, dass wir weiter Abstandsregeln haben, gehört es 
zur Ehrlichkeit, auch darauf hinzuweisen, dass – ich sagte es 
eben – Normalität auf dieser Basis noch lange nicht kommen 
kann, wenn wir maximal 50 % der Kinder in den Einrichtun-
gen oder in den Schulen haben können.
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Deshalb werden wir in Abstimmung mit den Kultusministern, 
und zwar egal, welcher Couleur – – Die derzeitige Präsiden-
tin der Kultusministerkonferenz ist Frau Kollegin Hubig von 
der SPD aus Rheinland-Pfalz, die den genau gleichen Weg ge-
hen wie wir. In Rheinland-Pfalz ist die SPD vielleicht nicht 
ganz so aufgeregt wie hier. Aber klar ist, dass wir mit den Stu-
fen nach der Schließung Mitte März begonnen haben. Wir ha-
ben die Notbetreuung von vornherein angeboten. Wir haben 
seit 27. April eine erweiterte Notbetreuung, die auch nachge-
fragt wird. Aber ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir noch 
vor den Pfingstferien, was das Thema Kitas angeht – Frau Bo-
ser, Sie haben auf die Öffnung der Spielplätze hingewiesen, 
was, glaube ich, ein wichtiges Signal ist –, von der erweiter-
ten Notbetreuung in eine eingeschränkte Regelbetreuung kom-
men, allerdings immer analog so, wie es die Träger auch leis-
ten können. 

Wir haben im Bereich der Erzieherinnen und der Erzieher, der 
Lehrerinnen und der Lehrer – auch das gehört zur Wahrheit – 
viele, die in der Risikogruppe sind. Wir haben die Aufgabe, 
diese zu schützen, und das tun wir auch. Deshalb haben wir 
natürlich auch nicht alle, die momentan arbeiten können, in 
der Präsenz und in der direkten Betreuung, sondern sie arbei-
ten von zu Hause aus, was als Lehrerin, als Lehrer geht, aber 
im Erzieherbereich nicht in gleicher Weise. Auch darauf müs-
sen wir Rücksicht nehmen. Wir können also nicht alle zeit-
gleich betreuen, zum einen ausgehend von Abstandsregeln 
und zum Zweiten ausgehend davon, dass wir gar nicht ausrei-
chend Personal haben, da viele zur Risikogruppe gehören.

Aber wir wollen ab Mitte Mai zu einer eingeschränkten Re-
gelbetreuung kommen mit der Zielsetzung, dass 50 % der Kin-
der in einem rollierenden System in der Einrichtung sein kön-
nen, sofern die Träger – die kommunalen und die freien Trä-
ger – dies leisten können. Das ist kein Vorwurf, sondern das 
müssen wir eng abstimmen, weil, wie gesagt, über 40 % – so 
die Rückmeldung der Träger – der Erzieherinnen und Erzie-
her nicht zur Verfügung stehen, weil sie als Angehörige der 
Risikogruppe nicht arbeiten können. Deshalb passen wir das 
an. Aber ich glaube, das ist ein wichtiger Schritt, den wir als 
Nächstes tun werden.

Was die Schulen angeht, haben wir in Abstimmung mit der 
Kultusministerkonferenz – heute auch als Vorlage zur Minis-
terpräsidentenkonferenz – folgende Schritte festgelegt: Wir 
beginnen am 4. Mai – dies ist auch erfolgt – an allen weiter-
führenden Schulen mit denen, die Prüfungen haben oder im 
kommenden Jahr Prüfungen haben. Ich möchte mich aus-
drücklich bei den Schulen bedanken, die es in guter und grund-
legender Vorbereitung hinbekommen haben, dass dies auch 
gut funktioniert, dass man auch gemeinsam jetzt Präsenzun-
terricht hat, um denjenigen helfen zu können, die Prüfungen 
haben, und denen auch den direkten Kontakt zur Lehrerin, 
zum Lehrer zu ermöglichen.

Zeitgleich haben wir seit 4. Mai kleine Lerngruppen in allen 
Schularten – auch das haben wir mehrfach kommuniziert – 
für Schülerinnen und Schüler, die wir mit digitalem Lernen 
nicht erreichen, wo die Lehrer sagen: „Da müssen wir uns da-
rum kümmern, dass der Bub oder das Mädel uns nicht ganz 
abhandenkommen.“ Das heißt, diejenigen, die sich schwertun 
mit diesem Lernen, bei denen wir Angst haben, dass sie uns 
abhandenkommen, sind auch seit 4. Mai in allen Schularten 

in Lerngruppen an den Schulen, und die Lehrerinnen und Leh-
rer können hier auch Druck ausüben. Das ist kein freiwilliges 
Angebot, sondern es muss gemacht werden, wenn die Lehre-
rin oder der Lehrer den Eindruck haben, hier muss man Schü-
lerinnen und Schülern helfen. 

(Beifall)

Auch hier gilt – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Ministerin, Herr Abg. 
Dr. Fulst-Blei möchte jetzt eine Zwischenfrage stellen.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Seien Sie mir nicht böse, aber ich habe vorher lan-
ge genug zugehört. Jetzt möchte ich meine Ausführungen ma-
chen. Sie sind ja daran interessiert, wie es weitergeht.

(Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt ist es aber gut.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Ab 18. Mai werden wir die Viertklässlerinnen und 
Viertklässler wieder in die Schulen lassen. Das heißt, in der 
zweiten Stufe wollen wir ab dem 18. Mai so, wie mit der Kul-
tusministerkonferenz auch abgestimmt – die Länder gehen 
diesen Weg ja gemeinsam –, zum einen die Abschlussklassen 
und zum anderen die Viertklässler wieder in die Schulen las-
sen. 

Nach den Pfingstferien – das ist Mitte Juni – werden wir wie 
alle anderen Bundesländer auch – auch darüber haben sich die 
Kultusministerinnen und Kultusminister der Länder bereits 
seit Längerem verständigt; das ist ja auch bekannt – in einem 
rollierenden System jedem Schüler, jeder Schülerin jeder 
Schulart und jeder Jahrgangsstufe ermöglichen, wieder Prä-
senzunterricht zu haben. 

Was heißt das? Auch hier gilt die Abstandsregel: maximal 
50 % der Schülerinnen und Schüler, mehr geht nicht. Übri-
gens wird das unterstützt durch die Tatsache, dass ich – ich 
sagte es eben – aufgrund von Risikozuweisungen auch nicht 
mehr Lehrerinnen und Lehrer habe. Die Klassen sind kleiner, 
man muss auseinandersitzen. Dafür brauche ich mehr Lehre-
rinnen und Lehrer. Deshalb können aber eben nicht alle zeit-
gleich in der Schule sein. Deshalb wird das rollierende Sys-
tem heißen, dass beispielsweise die Klassen 5 und 6 in der ei-
nen Woche, die Klassen 7 und 8 in der anderen Woche Prä-
senzunterricht haben und wir in eine Mischung aus Präsenz- 
und Fernunterricht eintreten. 

Das ist auch keine Alleinentscheidung Baden-Württembergs, 
sondern eine Entscheidung, die die Kultusminister gemein-
sam lange diskutiert haben, auch unter Hinzuziehung von 
Fachleuten. Das ist ein Vorgehen, das in Deutschland abge-
stimmt ist. Das ist auch richtig. Es kommt immer die Kritik, 
es würde jeder machen, was er will. Das stimmt nicht. Wir 
machen es vielleicht zeitlich versetzt, weil die Länder unter-
schiedliche Ferien haben und auch die Schuljahre unterschied-
lich lang sind. Baden-Württemberg hat jetzt späte Sommerfe-
rien, andere beginnen mit den Sommerferien schon deutlich 
früher. Aber das inhaltliche Vorgehen ist sehr wohl abge-
stimmt. 
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Deshalb beginnen wir nach den Pfingstferien – das sind dann 
sechs Wochen – damit, dass dann jeder Schüler, jede Schüle-
rin innerhalb dieser sechs Wochen in der Größenordnung von 
zwei Wochen Präsenzunterricht hat und es dann eine Kombi-
nation von Präsenz- und Fernunterricht gibt, wo Erlerntes ein-
geübt werden kann, wo Schülerinnen und Schüler begleitet 
werden können und wo wir natürlich auch das Thema „Digi-
tales Lernen“ intensivieren und verbessern können. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Ministerin, Frau Abg. 
Wölfle möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Nein, jetzt nicht, danke. – Deshalb werden wir auch 
die Frage, was die Gewichtung angeht – dazu haben wir uns 
ja schon geäußert – betrachten.

(Zuruf)

Es geht darum, dass wir uns auf Prüfungsinhalte – das ist jetzt 
der Fall – und danach auf die wirklichen inhaltlichen Schwer-
punkte konzentrieren, in den Grundschulen beispielsweise 
Deutsch, Mathe und Sachkunde. Es geht nicht darum, Prüfun-
gen schlechterdings nachzuholen. Es geht nicht darum, jedes 
Fach zu unterrichten, weil es auch kein Unterricht im norma-
len Sinn ist. Grundschülerinnen und Grundschüler werden in 
dieser Phase vielleicht zwei, drei Stunden in der Schule an-
wesend sein, mit unterschiedlichen Pausen, mit unterschied-
lichem Unterrichtsbeginn. 

Es geht nicht darum, irgendetwas anders zu machen als sonst, 
sondern es geht darum, darauf zu reagieren, dass wir durch 
Corona besondere Bedingungen haben, auf die wir Rücksicht 
nehmen müssen. Die schreiben Normalität und Realität nun 
mal so vor, wie wir sie momentan vorfinden. 

Vor diesem Hintergrund werden wir diese Angebote machen, 
sowohl in der Kita – ich sprach von einer eingeschränkten Re-
gelbetreuung – als auch rollierenden Unterricht – die Viert-
klässler bis zu den Pfingstferien ab 18. Mai und darüber hin-
aus nach den Pfingstferien über sechs Wochen alle Schülerin-
nen und Schüler in einem rollierenden System. Wir machen 
Vorschläge für die Schulen. Die Schulen können dies aber 
durchaus individualisiert umsetzen. Aber klar ist: Es wird ei-
ne Mischung von Präsenz- und Fernunterricht und digitalem 
Unterricht sein. 

Wir werden natürlich auch im kommenden Schuljahr darauf 
Rücksicht nehmen, dass dieses Schulhalbjahr nicht dem ent-
sprochen hat, was wir uns gewünscht hätten oder was natür-
lich grundsätzlich auch vorgesehen war. 

In den Sommerferien werden wir ergänzend dazu – daran ar-
beiten wir momentan – ein Konzept vorlegen, wie Schülerin-
nen und Schüler in einer Form von freiwilliger – in Anfüh-
rungszeichen – „Nachhilfe“ dort, wo sie das Gefühl haben, sie 
müssen nachlernen, sie fühlen sich nicht sicher genug, ein An-
gebot haben werden, das wir selbstverständlich finanzieren. 
An diesem Konzept arbeiten wir, sodass wir auch denen hel-
fen können, bei denen wir Sorge haben müssen, dass sie uns 
abhandengekommen sind und mit dieser Art des Lernens nicht 
weiterkommen. 

Damit es fair zugeht, gibt es auch kein Sitzenbleiben. Damit 
es fair zugeht, wird es auch so sein, dass wir uns die Prüfun-

gen natürlich, wie alle Bundesländer, angeschaut haben, dass 
sich die Schülerinnen und Schüler darauf verlassen können: 
Wir reagieren auf diese schwierige Situation, wir nehmen auf 
ihre individuelle Situation durch vielfältige Entscheidungen 
Rücksicht. Wir gehen gemeinsam auf Bundesebene vor, tref-
fen aber für Baden-Württemberg die Entscheidungen, die an-
stehen. Die habe ich Ihnen eben vorgestellt. 

Das sind die nächsten Schritte für den Bereich der Schulen, 
für den Bereich der Lehrer, für den Bereich der Eltern. Ich 
würde mir wünschen, wir könnten den Hebel wieder von null 
auf hundert umlegen. Das geht aber leider nicht. Aber ich 
glaube, das ist ein angemessenes und kluges Vorgehen, das 
die Kinder und die jungen Menschen auch im Blick hat. 

Vielen Dank. 

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, es liegen jetzt keine Wortmeldungen mehr vor. Wir ha-
ben Punkt 3 der Tagesordnung erledigt und gehen jetzt – – 

(Abg. Andreas Stoch SPD meldet sich.)

– Ja, bitte, Herr Abg. Stoch.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Ich möchte vor dem Ein-
tritt in die Mittagspause noch einen Geschäftsord-

nungsantrag stellen!)

Also dann haben wir jetzt Punkt 3 der Tagesordnung abgehan-
delt, und nun kommt etwas anderes. Gut.

Sie haben das Wort.

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen! Wir haben letzte Woche, am Mitt-
woch, hier im Landtag über die aktuelle Situation angesichts 
der Coronakrise und in diesem Zusammenhang auch über die 
Rolle des Parlaments gesprochen. Wir können heute einer Ein-
ladung des Staatsministeriums entnehmen, dass für etwa 15 Uhr, 
nämlich nach Abschluss der Videokonferenz der Ministerprä-
sidenten mit der Bundeskanzlerin, eine Pressekonferenz des 
Ministerpräsidenten geplant ist. 

Ich würde nicht auf die Idee kommen, das hier anzusprechen, 
wenn diese Konferenz in Berlin stattfinden würde. Aber die-
se Konferenz findet nicht in Berlin statt, sondern ist eine Vi-
deokonferenz. Deswegen wird es so sein, dass der Minister-
präsident nachher wahrscheinlich vom Staatsministerium aus 
diese Verhandlungen führt.

Ich halte es angesichts unserer Diskussion in der vergangenen 
Woche und auch der Zusagen des Ministerpräsidenten, was 
die Bedeutung des Parlaments in dieser schwierigen Situati-
on angeht, für äußerst angemessen, wenn wir heute Mittag 
nach Abschluss der Videokonferenz hier im Parlament, als 
Landtag von Baden-Württemberg die neuesten Entwicklun-
gen präsentiert bekommen.

(Anhaltender Beifall)

Ich glaube, der Respekt vor dem Landtag, der Respekt vor 
dem Parlament gebietet es, dass wir diejenigen sind, die aus 
dem Mund des Ministerpräsidenten hören, was als Ergebnis 
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der Verhandlungen der Ministerpräsidenten heute erarbeitet 
wird, und wir nicht über die Presse erfahren müssen, was für 
das Land Baden-Württemberg wichtig ist.

(Beifall)

Das Parlament ist der richtige Ort, meine sehr geehrten Da-
men und Herren. 

(Beifall)

Deswegen stelle ich hiermit den Antrag, dass der Ministerprä-
sident heute hier im Parlament Rede und Antwort steht und 
eben nicht in einer Pressekonferenz. Der erste Ort, an dem 
dies vollzogen wird, ist der Landtag von Baden-Württemberg. 
Diesen Antrag stelle ich und bitte Sie um Unterstützung.

(Anhaltender Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Schwarz, Sie 
haben das Wort gewünscht; Herr Abg. Dr. Rülke dann auch.

(Zurufe)

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Dem Ministerpräsidenten ist es im-
mer ein wichtiges Anliegen gewesen und ist es weiterhin ein 
wichtiges Anliegen – – 

(Zurufe, u. a.: „Gewesen“!)

– Halt, halt!

(Anhaltende Zurufe)

– Hören Sie einmal zu! 

Dem Ministerpräsidenten ist es immer ein wichtiges Anliegen 
gewesen und ist es weiterhin ein wichtiges Anliegen, das Par-
lament jederzeit und immer wieder aus erster Hand zu infor-
mieren. Der Ministerpräsident hat daher letzte Woche ange-
kündigt, das Parlament, 

(Zurufe) 

was weitere Rechtsverordnungen angeht, einzubeziehen.

(Zurufe)

Er hat angekündigt, dass er das Parlament in den weiteren 
Gang der Dinge einbeziehen wird. Der Ministerpräsident wird 
heute Nachmittag selbstverständlich die Abgeordneten des 
Landtags von Baden-Württemberg hier im Haus unmittelbar 
informieren. Es ist doch völlig klar,

(Zurufe)

dass der Ministerpräsident die Abgeordneten des Landtags – 
die erste Gewalt – informieren wird. Das ist völlig klar. 

Ich bitte darum, 

(Zurufe – Unruhe)

dass wir da ein geeignetes Verfahren finden, um den Bericht 
des Ministerpräsidenten auf die Tagesordnung zu setzen.

(Unruhe)

– Ich sage es nochmals: Dem Ministerpräsidenten ist es ein 
wichtiges Anliegen, den Landtag unmittelbar zu informieren. 
Ich schlage vor, dass wir heute Nachmittag dafür ein Zeitfens-
ter reservieren, 

(Zurufe – Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsiden-
tin)

damit der Ministerpräsident hier die Abgeordneten informie-
ren kann, und dass es danach eine Aussprache dazu gibt. Ich 
finde, es ist das richtige Vorgehen, die Diskussionen hier im 
Landtag zu führen. Deswegen schlage ich vor, das heute Nach-
mittag zu tun.

Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall – Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Wir fassen gleich die ver-
schiedenen Anträge zusammen. – Noch ein Geschäftsord-
nungsantrag, Frau Abg. Razavi? Ich hatte jetzt noch zwei 
Wortmeldungen, Frau Abg. Razavi, von Herrn Abg. Dr. Rül-
ke und Herrn Abg. Dr. Reinhart. Sollen wir diese vorziehen?

(Zurufe)

Herr Abg. Dr. Rülke, bitte.

(Zurufe – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Ich bitte um Aufmerksamkeit. – Herr Abg. Dr. Rülke.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Einen Satz des Kollegen 
Schwarz kann man unterstreichen: Dem Ministerpräsidenten 
ist es ein Anliegen  g e w e s e n ,  den Landtag immer zu 
unterrichten.

(Beifall – Zurufe, u. a.: „Gewesen“!)

Denn offensichtlich ist das ja nicht mehr der Fall.

(Zuruf: Ja!)

Respekt, dass Sie jetzt mit einer gewissen Geistesgegenwart 
versucht haben, die Situation zu retten.

(Heiterkeit)

Wir haben aber zu Beginn der heutigen Plenardebatte – ich 
bitte, da das Protokoll zu prüfen – von der Landtagspräsiden-
tin gesagt bekommen, der Ministerpräsident entschuldige sich 
für den gesamten Tag hier für diese Sitzung.

(Beifall – Zurufe, u. a.: Genau! – So ist es!)

Herr Kollege Schwarz, vor diesem Hintergrund muss man sich 
schon die Frage stellen: Für wie dumm halten Sie eigentlich 
dieses Parlament?

(Beifall – Zurufe, u. a.: Genau!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Rülke, wir 
haben einen Antrag zur Geschäftsordnung und einen „halben“ 
zweiten von Herrn – –

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wir haben eine Dis-
kussion zur Geschäftsordnung, Frau Präsidentin. Da sind wir 
gerade dabei.
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Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Gut. Dann fassen Sie sich 
bitte kurz. Für diese Fälle gilt eine Redezeit von einer Minu-
te.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja. 

(Zuruf: Wann kommt der Ministerpräsident? – Wei-
tere Zurufe)

Im Übrigen, Herr Kollege Schwarz, brauchen wir keine Re-
dezeit und kein Format für einen Auftritt des Ministerpräsi-
denten hier vorzusehen.

(Zurufe)

Der Ministerpräsident hat jederzeit die Gelegenheit, die Sit-
zung des Parlaments zu besuchen, und nach der Geschäfts-
ordnung auch jederzeit die Möglichkeit, das Wort zu ergrei-
fen.

(Beifall – Zurufe)

Wir hätten also gern gewusst, ob das so vorgesehen ist. Of-
fensichtlich nicht.

Eine weitere Frage, die noch zu klären wäre, ist: Wenn der 
Ministerpräsident vorhat, das Parlament zu informieren, wie-
so verkündet er dann über die Presse, heute Nachmittag eine 
Pressekonferenz einzuberufen?

Letzte Frage – jetzt haben wir 14 Uhr; die Pressekonferenz 
soll um 15 Uhr stattfinden –: Wann will er denn in der Zwi-
schenzeit das Parlament informieren, meine Damen und Her-
ren?

(Vereinzelt Beifall – Zurufe, u. a.: Ja!)

Es ist hier offensichtlich Ihr Ansinnen, das Parlament hinters 
Licht zu führen, meine Damen und Herren, und das geht in 
dieser Krise nicht.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Als Nächster hat Herr Abg. 
Professor Dr. Reinhart für die CDU das Wort.

(Zurufe – Unruhe)

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen!

(Zuruf: Eine Minute, Herr Reinhart! – Weitere Zuru-
fe)

Zu dem Geschäftsordnungsantrag möchte ich den ergänzen-
den Antrag stellen, dass wir die Regierung einschließlich des 
Ministerpräsidenten bitten, dass die Sitzung hier um 15 Uhr 
fortgesetzt wird und dass der Ministerpräsident hier seine Er-
klärung abgibt. Dann ist im Grunde genommen ein Win-win-
Prinzip gefunden. Denn ich bin der Meinung, wir sollten hier 
alle die Hoheit des Hohen Hauses, des Parlaments, unterstrei-
chen. Ich bin auch sicher, dass die Planungen ursprünglich an-
ders waren.

(Lachen – Zurufe)

Ich bin davon ausgegangen, dass der Ministerpräsident mög-
licherweise in Berlin vor Ort ist. Aber die Regierung wird an-
wesend sein. Dazu gehört auch der Ministerpräsident als Re-
gierungschef.

Wir haben immer betont, dass uns die Hoheit der ersten Ge-
walt wichtig ist, auch in solch einer Ausnahmezeit. Deshalb 
halte ich es für eine Selbstverständlichkeit, dass wir alle über-
einstimmend den Antrag unterstützen, dass uns um 15 Uhr 
hier die Regierung einschließlich des Ministerpräsidenten in-
formiert. Ich glaube, dann haben wir keinen Dissens in die-
sem Parlament.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Abg. Razavi, halten 
Sie Ihre Wortmeldung aufrecht? 

(Zuruf: Nein!)

Frau Staatsministerin Schopper, wollen wir Herrn Abg. Gö-
gel vorziehen? Rein chronologisch waren die Wortmeldungen 
anders, aber es macht vielleicht Sinn, die Parlamentarier zu-
erst dranzunehmen. 

(Zurufe)

Herr Abg. Gögel für die AfD-Fraktion, bitte. 

(Zurufe – Unruhe) 

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Zunächst einmal bedaure ich sehr, dass nicht die AfD-
Fraktion danach gefragt hat, wo der Ministerpräsident heute 
steckt. Das ist bedauerlich. Ich beglückwünsche den Kolle-
gen Stoch zu diesem Antrag. 

Auf der anderen Seite ist dann die Freude darüber auch schon 
wieder vorbei. Denn es ist, wie die Vorredner schon gesagt 
haben, ein Skandal, dass nicht einmal die Regierungsfraktio-
nen wissen, wo sich der Regierungschef heute aufhält. 

(Zurufe)

Er hat sich eigentlich für den ganzen Tag hier aus dem Parla-
ment abgemeldet. Das würden wir als Hintergehen des Parla-
ments bezeichnen. 

(Beifall – Zurufe)

Denn wenn man sich in unmittelbarer Nähe befindet und in-
nerhalb von fünf Minuten hier im Parlament sein kann, dann 
muss man sich nicht für den ganzen Tag aus dem Parlament 
abmelden. 

Wir bedauern bzw. Sie müssten es eigentlich bedauern, dass 
Sie heute Morgen die Beschränkung der Redezeit für solche 
Gelegenheiten auf 60 Sekunden wunderbar abgenickt haben. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ja, und die ist jetzt vor-
bei. 

Abg. Bernd Gögel AfD: Ich habe sie jetzt auch schon um fünf 
Sekunden überschritten. 

(Zurufe)
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Aber von solchen Debatten würde das Parlament leben, es 
würde der Demokratie guttun. 

(Beifall)

Denken Sie noch einmal darüber nach, ob die Entscheidung 
von heute Morgen die richtige war.

(Beifall – Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Staatsministerin Schop-
per hat sich zu Wort gemeldet. 

(Zurufe, u. a.: Zur Geschäftsordnung! Das ist ja et-
was ganz Neues!)

– In der Geschäftsordnung wird kein Unterschied gemacht, 
zu welchem Gegenstand.

(Zurufe, u. a.: Das ist trotzdem etwas Neues!)

– Das gibt es ab und zu einmal, dass es etwas Neues gibt. 

(Zurufe, u. a.: Das ist eine klassische Parlamentsdis-
kussion!)

Frau Staatsministerin Schopper, bitte.

(Zurufe: Das gehört sich nicht! – Weitere Zurufe)

Staatsministerin Theresa Schopper: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten, liebe Frau Präsidentin! Ich 
wollte, dass die Legenden jetzt nicht noch weiter seltsame 
Blüten treiben. Der Ministerpräsident hat sich für den ganzen 
Tag entschuldigt, weil die MPK auf ab 11 Uhr angesetzt ist 
und man nicht weiß, wie lange sie dauert. Es ist eine Video-
konferenz. Nur Ministerpräsident Söder und im Normalfall 
der Regierende Bürgermeister aus Hamburg Tschentscher als 
stellvertretender Vorsitzender der MPK sind vor Ort in Ber-
lin. Die anderen sind per Videokonferenz dabei. Die MPK 
dauert zurzeit noch an. Es ist auch noch kein Ende absehbar. 

Es ist so, dass wir eine Pressekonferenz angesetzt haben, aber 
es ist auch so, dass der Ministerpräsident hierher kommt und 
über die Ergebnisse berichtet. Ich hatte auch mit der Land-
tagspräsidentin Kontakt aufgenommen, um mit ihr zu bespre-
chen – – 

(Zuruf)

– Nein, das Gespräch hat noch nicht stattgefunden. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie hatten 
es aber vor! – Zuruf: Ah! – Weitere Zurufe)

Es war deutlich vor dieser Debatte, dass ich darum gebeten 
habe. Daher kann ich Ihnen alle Aufregung nehmen.

(Zurufe)

Der Ministerpräsident wird Sie hier über die Ergebnisse der 
MPK informieren.

(Zuruf: Vor der Presse? – Weitere Zurufe)

– Vor der Pressekonferenz.

(Beifall – Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Schwarz, hal-
ten Sie Ihre Wortmeldung aufrecht? – Es ist noch erforderlich. 
Also, bitte.

(Zurufe, u. a.: Die Redezeit von einer Minute ist um! 
– Sie haben keine Redezeit mehr!)

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich beantrage jetzt, dass wir heute 
Nachmittag den Tagesordnungspunkt „Bericht des Minister-
präsidenten zu den Ergebnissen der Ministerpräsidentenkon-
ferenz“ hier aufnehmen.

(Zurufe)

Das soll gegen 15 Uhr der Fall sein, 

(Zurufe)

sodass der Landtag aus erster Hand informiert wird.

(Zurufe, u. a.: Peinlich!)

Diesen Geschäftsordnungsantrag stelle ich hiermit.

(Zurufe – Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich bitte jetzt um Auf-
merksamkeit! Ich will einmal versuchen, das Ganze zusam-
menzufassen. Mir liegen drei identische Anträge vor. Der ers-
te ging von der SPD-Fraktion aus. Er wurde durch Herrn Abg. 
Dr. Reinhart für die CDU-Fraktion konkretisiert und von 
Herrn Abg. Schwarz für die Fraktion GRÜNE wiederholt.

(Lachen – Vereinzelt Beifall)

Ich muss Sie jetzt trotzdem noch bitten, darüber zu befinden, 
ob Sie dann so weit von der Tagesordnung abweichen wollen, 
dass Sie die Regierungsbefragung nach hinten schieben. Wir 
würden jetzt normalerweise in die reguläre Mittagspause ein-
treten – vorgesehen ist eine Stunde – und würden die Sitzung 
nach der Unterbrechung, wie das nach der Geschäftsordnung 
eigentlich vorgesehen ist, mit der Regierungsbefragung fort-
setzen.

Angesichts der gewissen Unsicherheit, die bei den Zeiten doch 
besteht, schlage ich Ihnen vor, dass wir die Regierungsbefra-
gung durchführen und anschließend den Herrn Ministerpräsi-
denten hierherbitten. Ich glaube, das ist realistisch, oder?

(Zurufe)

– Noch einmal, bitte. Frau Schopper, kann der Herr Minister-
präsident um 15:15 Uhr hier sein?

(Zurufe)

– Gut. Ich schlage Ihnen vor: Wir treten um 15:15 Uhr in die 
Regierungsbefragung ein und nehmen dann den Bericht des 
Ministerpräsidenten, den der Landtag hierhergebeten hat, als 
Punkt 5 in die Tagesordnung auf.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Unter der Voraussetzung, 
dass er nicht vorher eine Pressekonferenz gibt! Der 
Landtag ist der erste Ort! – Weitere Zurufe, u. a.: Wir 

können doch unterbrechen!)
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– Gut. Wir unterbrechen dann die Regierungsbefragung, da-
mit es die Möglichkeit gibt, dass der Herr Ministerpräsident 
das Parlament, den Landtag vor der Presse informiert.

Jetzt würde ich diesen Vorschlag zur Abstimmung stellen. – 
Müssen Sie noch einen Geschäftsordnungsantrag stellen, Herr 
Abg. Dr. Rülke? Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Wäre es nicht klü-
ger, einfach zu beschließen, der Ministerpräsident erhält das 
Wort, wenn er kommt?

(Vereinzelt Heiterkeit – Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das ist identisch mit dem, 
was ich Ihnen gerade vorgeschlagen habe.

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein – sie dauert bis 15:15 
Uhr – und gehen danach regulär vor, bis sich der Herr Minis-
terpräsident in der Lage sieht, zu kommen.

(Zurufe – Unruhe)

– Moment jetzt noch einmal!

(Zurufe)

– Was ist denn jetzt schon wieder los?

(Zuruf: Die Anträge muss man doch abstimmen!)

– Ja, ich bin doch gerade dabei.

(Zuruf)

– Wer schreit denn da herum?

(Zuruf: Hier, ich!)

– Dann gehen Sie doch einmal ans Redepult. Ich bin doch ge-
rade dabei, über den Vorschlag abstimmen zu lassen. Wenn 
Sie jetzt noch einen Augenblick Ruhe bewahren, stelle ich die 
Frage: Wer stimmt dem so gemeinschaftlich erarbeiteten Vor-
schlag zu? –

(Heiterkeit – Abg. Andreas Stoch SPD: Unser Antrag, 
mit Verlaub!)

Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Niemand. Auch 
wenn es etwas unkonventionell war, wir haben es über die 
Bühne gebracht.

Mittagspause bis 15:15 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung: 14:13 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 15:17 Uhr)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren! Wir 
setzen unsere Sitzung fort.

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf:

Regierungsbefragung

Als erstes Thema, gemeldet von der CDU-Fraktion, rufe ich 
auf:

W i r  v e r s o r g e n  u n s e r  L a n d

Ich darf für die CDU-Fraktion Herrn Abg. von Eyb das Wort 
geben.

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Frau Präsidentin! Im 
Zusammenhang mit den Diskussionen rund um das Agrarpa-
ket der Bundesregierung sowie dem Volksbegehren Arten-
schutz in Baden-Württemberg wurde deutlich, dass die Land-
wirtschaft mit Blick auf die Themen Tier-, Natur- und Um-
weltschutz teilweise in ein schlechtes Licht gerückt wurde und 
dass Landwirtinnen und Landwirte sich und ihre Arbeit nicht 
mehr wertgeschätzt fühlten. Diesem negativen Eindruck gilt 
es entgegenzuwirken. 

Die am 30. April 2020 gestartete Kampagne „Wir versorgen 
unser Land“ des Ministeriums für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz wurde ins Leben gerufen, um gezielt jene 
Menschen hervorzuheben, die täglich für unsere vielfältigen 
Lebensmittel sorgen und damit einen wichtigen Beitrag zur 
Versorgungssicherheit leisten.

Gerade vor dem Hintergrund der Coronapandemie gewinnt 
dies noch zusätzlich an Bedeutung, da Fragen der Versor-
gungssicherheit mit Lebensmitteln in den Vordergrund rücken. 

Fragen: Durch welche Maßnahmen soll die Kampagne dazu 
beitragen, die Wertschätzung für die Bäuerinnen und Bauern 
in unserem Land zu erhöhen?

Welche Akteure sind an der Umsetzung der Kampagne betei-
ligt? Wie können sich diese im Einzelnen einbringen? 

Werden alle Bereiche der Landwirtschaft, insbesondere auch 
konventionell wie ökologisch wirtschaftende Betriebe sowie 
die Ernährungswirtschaft insgesamt einbezogen? 

Wie soll eine mögliche breite Streuung der Initiative erreicht 
werden? Für diesen Fall habe ich nachher noch eine Zusatz-
frage. 

Danke schön.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Herr Abg. von 
Eyb. – Für die Landesregierung erteile ich das Wort – – Alles 
klar; wir machen nur langsam, weil das Redepult erst desin-
fiziert werden sollte. 

(Zuruf – Das Redepult wird desinfiziert.)

Daran müssen wir uns noch gewöhnen. Alles gut. – Danach 
hat für die Landesregierung Herr Minister Hauk das Wort.

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Durch welche Maßnahmen soll die Kampagne 
dazu beitragen, die Wertschätzung im Land zu erhöhen? So 
lautete die erste Frage, die Kollege von Eyb in der Regie-
rungsbefragung gestellt hat. Er hat schon in seiner Einleitung 
zu Recht darauf hingewiesen, dass Corona eine Rolle spielt.

(Unruhe)

– Ich weiß nicht, gibt es – – Ja, ich spreche so wie immer. Ich 
vermute mal, die Regie wird das dann schon machen.

Also: Corona spielt natürlich eine Rolle, aber der Landtag hat 
bereits bei den Haushaltsberatungen für das Thema „Regio-
nale Produktion“ und auch für das Thema „Marketing der re-
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gionalen Produktion“ ein Budget in den Haushalt eingestellt. 
Dieses sieht vor, dass wir nicht nur Imagekampagnen für re-
gionale Produkte machen, sondern auch regionale Produkte 
darüber bewerben, dass wir die Menschen, die dahinterstehen, 
näher beleuchten. Das ist die Zielsetzung dieser Kampagne.

Wie schnell das Thema Ernährungssicherheit in den Mittel-
punkt gerückt wird, haben wir während Corona erlebt. Des-
halb ist es sicher jedem von uns klar, dass wir auch die regi-
onale Landwirtschaft brauchen und dass sie nicht nur die Mit-
tel für unser Leben produziert, sondern auch einen fundamen-
talen Beitrag zur Versorgungssicherheit leistet.

Mehr Verbraucher achten nun beim Einkauf verstärkt auf re-
gionale Produkte. Viele kaufen wieder direkt auf den Höfen, 
bei den Bäckern, bei den Metzgern und in den Raiffeisenmärk-
ten ein. Das ist gut, und das soll auch so bleiben. Ich sage mal: 
Corona hat deshalb auch den Blick der Verbraucher geschärft 
und auf die Themen „Regionale Produktion“ und „Kurze We-
ge“ gelenkt. Corona hat den Blick auch dafür geschärft, dass 
es regional Bäuerinnen und Bauern geben muss, die produ-
zieren, dass die Produktion nicht auf der Bashingseite derer 
steht, die alles besser wissen und sagen: „Da sind Pestizide 
im Raum, da sind Brunnenvergifter im Raum, da sind Um-
weltverschmutzer im Raum“, und dass sich alles bei den Land-
wirten fokussiert. Es ist auch klar geworden, dass hier Men-
schen am Werk sind, die die Umwelt, die Landbewirtschaf-
tung und unsere Landschaft erhalten. Ich glaube, es ist auch 
Sinn dieser Kampagne, diesen ganzheitlichen Ansatz der Le-
bensmittelproduktion in das Bewusstsein zu rücken.

(Beifall – Zuruf: Sehr gut!)

Auch vonseiten der landwirtschaftlichen Verbände war eine 
solche Kampagne gefordert. Deshalb setzen wir das nicht al-
lein seitens des Ministeriums, sondern gemeinsam mit der 
Landwirtschaft um. Von verschiedenen Partnern wurden uns 
Betriebe vorgeschlagen, die in einem ersten Aufschlag im Mit-
telpunkt stehen, und zwar stellvertretend für alle 40 500 land-
wirtschaftlichen Betriebe im Land, seien es Biobetriebe oder 
konventionell wirtschaftende. Da haben wir keinen Unter-
schied gemacht. Gemeldet haben sich der Badische Landwirt-
schaftliche Hauptverband, der Landesbauernverband, „Land 
schafft Verbindung“, die Bodenseebauern und Maschinenrin-
ge, der Genossenschaftsverband Baden-Württemberg, die al-
le auch unterschiedlich vertreten sind und bei dieser Kampa-
gne mitmachen.

Wir wollen die Kampagne auch nicht so machen, dass wir in 
den Städten nur Plakatwerbung machen, die dann vier Wo-
chen steht. Wir wollen den Verbraucher vielmehr dort anspre-
chen, wo er einkauft. Deshalb machen unsere Partner mit. Die 
sind es, die sich mit engagieren. Ich freue mich, dass das eben 
nicht nur Produzenten und Hofläden sind, die Genossenschaf-
ten, also die Milch- oder Winzergenossenschaften genauso 
wie die ZGs, die Raiffeisenmärkte und dergleichen mehr, die 
dann auch alle die Kampagne mitbewerben und dafür Banner 
und Plakate ordern, die dann auch länger stehen als nur drei, 
vier, fünf Wochen, sondern über mehrere Monate hinweg. 
Vielmehr stehen auch die Menschen dafür, dass sie im eige-
nen Umfeld dafür letztendlich auch Marketing machen.

Alle Informationen sind auf unserer Seite „von-daheim.de“ 
anzusehen, die wir als Regionalkampagne, als Dach der Re-

gionalkampagne, gestaltet haben. Ab der nächsten Woche wer-
den im ganzen Land die Plakate und Banner der Betriebe mit 
dem Titel „Wir versorgen unser Land“ aufgehängt. 

Ich freue mich aber auch, dass sich das Ernährungsgewerbe 
beteiligt, nämlich das Ernährungshandwerk, die Bäcker und 
die Metzger, also die, die verarbeiten. Weil sie wichtige Mitt-
ler zwischen der Urproduktion im regionalen Sektor einerseits 
und dem Kunden andererseits sind, dürfen wir die verarbei-
tenden Betriebe, die Handwerker – stellvertretend Martin 
Grath –, einfach nicht vergessen.

(Vereinzelt Beifall)

Denn sie zählen zu dieser originären Regionalkette dazu, und 
es ist wichtig, dass diese Kette auch sichtbar wird und dass 
das regionale Handwerk dort einen deutlichen Schwerpunkt 
hat.

(Beifall)

Ein Schwerpunkt der Kampagne ist natürlich auch die App 
„VON DAHEIM BW“, die wir deutlich erweitert haben. Mitt-
lerweile sind dort 1 000 Hofläden, 58 Eierläden, 1 016 Bäcke-
reien, 553 Raiffeisenmärkte, 187 REGIOMATEN, 1 060 Metz-
ger und 322 Gastronomen gelistet. Die Verbraucher haben al-
so eine große Auswahl an Regionalität, bei der sie sich bedie-
nen können. Wir alle hoffen, dass dieser Zuspruch für die 
Landwirtschaft und für die Ernährungswirtschaft auch nach 
der Krise anhält. 

Ich hoffe auch, dass ich im Zuge noch weiterer zu erlassender 
Coronaverordnungen nicht noch einmal einem Beamten – 
nicht aus dem Landwirtschaftsministerium, aber aus einem 
anderen Ministerium – begegnen muss, der mit einem Raiff-
eisenmarkt nichts anzufangen weiß. 

(Zurufe) 

Als wir gefordert haben, in die Verordnung aufzunehmen, dass 
diese Märkte systemwichtig sind, weil sie nicht nur landwirt-
schaftliches Zubehör, sondern eben auch Nahrungsmittel ver-
kaufen, war das offensichtlich – jedenfalls in den Amtsstuben 
– nicht überall bekannt. Ich habe dann empfohlen: Ein Aus-
flug aufs Land erweitert den Horizont.

Welche Akteure – hat Herr Kollege von Eyb gefragt – sind an 
der Umsetzung beteiligt? Wir sind von unterschiedlichen Sei-
ten angesprochen worden. Ich habe die sechs Akteure, die mit 
dabei sind, genannt. Viele Landwirte – auch Hofladenbesitzer 
– kamen auf uns zu, haben die Idee gelobt und machen eben-
falls mit. Die Kampagne steht allen offen. Je mehr mitmachen, 
je mehr Gesichter hinter den wertvollen Produkten im Land 
sichtbar werden, umso besser. 

Die Plakate sind so gestaltet, dass man die Gesichter auch aus-
tauschen kann. Wer sich selbst gern im Konterfei sehen möch-
te, kann das tun. Das ist überhaupt kein Problem. Ich lade auch 
jeden Abgeordneten ein, soweit er Versorger ist – der Kolle-
ge Grath könnte es auch machen, bei allem Respekt –, sein 
Konterfei zu nehmen. Das ist alles denkbar und machbar. 

Das Wichtige ist, dass die Menschen einen regionalen Bezug 
haben und jemand dahintersteht, den man kennt. Ich denke an 
eine dieser Versicherungen, die es, glaube ich, nicht mehr gibt, 
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mit dem Herrn Kaiser. Das ist mir aus der Kindheit noch in 
Erinnerung geblieben: Der Herr Kaiser war für mich immer 
so ein Inbegriff eines seriösen Menschen, dem man vertraut. 
Als Kind wusste ich ja nicht, dass er ein Werbemann ist. Aber 
da hatte man Zutrauen. Zu den Menschen, die hinter den Pla-
katen stehen, hat man auch Zutrauen, weil sie aus den Regi-
onen stammen, weil man ihnen abnimmt, dass das, was sie 
tun, authentisch ist. Ich glaube, das ist ganz entscheidend.

Bei der Kampagne geht es auch nicht nur um Anbauarten, es 
geht nicht um bio oder konventionell; diese Diskussion füh-
ren wir dabei nicht. Wir zeigen dem Verbraucher, dass hinter 
jedem Produkt, egal, wie es angebaut oder produziert wird, 
hinter jedem Tierhalter ein Mensch und zum Glück meist ei-
ne Familie stehen, die ihre Arbeit mit Herzblut und Respekt 
vor der Natur und vor dem Verbraucher und vor allem für die 
Verbraucher machen. Es sind Biolandwirte genauso dabei wie 
konventionell wirtschaftende Landwirte. Ich glaube, wir soll-
ten auch nicht ständig diese Diskussion führen. Eine solche 
Diskussion ist eher geeignet, zu spalten, als dass sie zusam-
menführt.

Die Streuung erfolgt durch die Landwirte selbst sowie durch 
die Verbände. In der kommenden Woche werden wir bislang 
im ganzen Land 1 400 Banner als Bestellung haben und da-
neben rund 6 000 Plakate – die nicht wir verteilt haben, son-
dern bei denen die Landwirte, Hofläden etc. angerufen oder 
per Mail darum gebeten haben, welche davon zu bekommen. 
Diese Materialien werden nun verteilt.

Hinzu kommen die Bäcker und die Metzger. Ich muss auch 
dem Ernährungsgewerbe ein großes Kompliment aussprechen, 
den Bäckern und Metzgern, die sich ebenfalls zahlreich dar-
an beteiligen. Hierdurch gewinnt die Aktion natürlich noch 
mehr Breitenwirkung. Wir schaffen im Land eine breite Iden-
tifikation mit unseren Landwirten. Die Präsenz auf Instagram 
und auf Facebook kommt hinzu. Allein die aktuellen Zahlen 
auf unseren Accounts, die der Landwirte und der Verbände 
nicht mitgerechnet, zeigen das hohe Interesse. 

Die neue Aktion baut auf der seit 2017 bestehenden Kampa-
gne „Natürlich. VON DAHEIM“ auf, die bereits mit dem Bio-
zeichen Baden-Württemberg, dem Qualitätszeichen Baden-
Württemberg sowie den geschützten geografischen Angaben 
als zentrale Elemente der Kampagne gezielt auf unsere hei-
mischen Produkte aufmerksam macht. 

Ich will abschließend hinzufügen: Das Konterfei des Land-
wirtschaftsministers ist auf keinem der Plakate zu sehen. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Oh-Rufe – Zuruf: Das ist aber 
schade! – Unruhe) 

– Das finde ich auch schade.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Aber wir haben gesagt: Um erst gar keinen politischen Streit 
entstehen zu lassen – – Es gibt ja auch aktuellere Diskussio-
nen; dort sind teilweise Konterfeis zu sehen.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Mit der Jagdflinte 
wäre das auch nicht gut!)

Damit wäre ich für den Augenblick fertig. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. Aber es gibt wei-
tere Fragen. – Wir nehmen zu Protokoll, dass Sie nicht auf den 
Plakaten zu sehen sind. 

Die nächste Frage kommt von Herrn Abg. Weber. 

Abg. Jonas Weber SPD: Sehr geehrter Herr Minister, Sie ha-
ben gesagt, wie wichtig die lokale Vermarktung ist und wie 
wichtig auch Produkte aus Baden-Württemberg sind. Wir sind 
uns, glaube ich, einig, dass wir stolz auf die Vielfalt und die 
gute Qualität der Produkte sein können. 

Aber als Sozialdemokrat und auch als Verbraucher mache ich 
mir doch Gedanken über die Arbeitsbedingungen. Wenn ich 
die Milchbauern zum Milchpreis höre, ich die Fleischprodu-
zenten dazu höre, was die Preise betrifft, und vor allem, wenn 
ich dann höre, welch einen fürchterlichen Ausbruch an Coro-
na-Infektionen wir in einem fleischverarbeitenden Betrieb ha-
ben, wo die Arbeits- und Wohnbedingungen offensichtlich 
nicht wirklich großzügig sind, dann mache ich mir als Ver-
braucher sehr große Sorgen in Bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen. 

Deswegen frage ich Sie: Was tut das Ministerium für gute Ar-
beitsbedingungen und faire Entlohnung von Produzenten in 
der Landwirtschaft? 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Und das Essen schmeckt 
Ihnen trotzdem!)

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Bei den landwirtschaftlichen Betrieben handelt 
es sich im Wesentlichen um selbstständige Unternehmer; das 
ist also nicht unbedingt die klassische Klientel der Sozialde-
mokratie. Aber als Volkspartei, die Sie mal waren – Herr We-
ber –, beschäftigen Sie sich natürlich auch mit den Selbststän-
digen und den Unternehmern. 

Wenn es um die Arbeitsbedingungen geht, so müssen diese 
natürlich den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften entspre-
chen. Das ist vollkommen klar. Punkt. 

(Zuruf: Sie zeigen sich wie immer sehr souverän! – 
Weitere Zurufe) 

Damit ist das Thema auch erledigt. 

In anderen Branchen gilt, wenn es um Arbeitnehmer geht, die 
dort beschäftigt sind, das Gleiche. Die geltende Rechtslage ist 
der Rahmen, in dem sich das Ganze bewegen muss, und die-
se Rechtslage wird eingehalten. 

Das war in dieser Branche auch in einem fleischverarbeiten-
den Betrieb in Baden-Württemberg der Fall, einem der größ-
ten, die es bundesweit gibt. Ich bin ja froh, dass wir noch ei-
nen solchen baden-württembergischen Unternehmer haben – 
es ist übrigens einer, der vorbildlich wirtschaftet. Auch dort 
kann natürlich das Coronavirus – wie auch jede Grippewelle 
– zuschlagen. Dieses Virus hat dort auch zugeschlagen. Sie 
haben es gelesen: 200 Infizierte in einem Betrieb; Gott sei 
Dank war keiner von ihnen ernsthaft erkrankt, die meisten ha-
ben überhaupt keine Symptome gezeigt. Aber es gab 200 po-
sitiv Getestete. 

Diese Personen stehen unter Quarantäne, können aber weiter-
arbeiten, auch unter Quarantänebedingungen. Bei den Ernte
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helfern machen wir das auch so; wenn diese nach Deutsch-
land einreisen, stehen sie die ersten 14 Tage lang unter Qua-
rantäne, arbeiten aber dennoch.

Soziale Kontakte können Sie nicht gänzlich untersagen, und 
wir können nicht hinter jeden Menschen einen Wächter stel-
len, der ihn in seiner Freizeit begleitet. Das gilt übrigens nicht 
nur für Südosteuropäer, die hier ihr Geld verdienen, sondern 
das gilt auch für jeden Deutschen, der in einer Firma arbeitet. 

Präsidentin Muhterem Aras: Die nächste Frage kommt von 
Herrn Abg. Burger.

Abg. Klaus Burger CDU: Frau Präsidentin, herzlichen Dank, 
dass ich eine Zusatzfrage stellen darf. – Herr Minister, zu-
nächst einmal freue ich mich als Mitglied des AKs „Ländli-
cher Raum“ der CDU, dass unsere Kampagne, unsere Idee, 
unser Vorschlag so gut ankommt und so gut von der Regie-
rung umgesetzt wird. 

Ich selbst habe die App geladen. In der Tat erreicht mich da-
rüber jeden Tag eine Nachricht, dass ein weiterer Betrieb da-
zukommt. Das läuft. 

Die Kampagne hat verschiedene Zielrichtungen. Natürlich 
geht es zunächst einmal darum, das Image der Landwirtschaft 
in der Bevölkerung zu verbessern, aber auch darum, die In-
nen- und Eigenwirkung des Images der Landwirte zu verbes-
sern, sowie darum, dass der Zugewinn an der regionalen Ver-
sorgung von guten Lebensmitteln in höchster Qualität dem 
Verbraucher zugutekommt. 

Jetzt meine Frage: Wie schätzen Sie als Minister das Potenzi-
al der Wertschöpfung für die Landwirtschaft, für das produ-
zierende Gewerbe und das daran angeschlossene Gewerbe – 
z. B. Metzger, die nehme ich mit ins Boot – ein? Was wird da 
an Wertschöpfung möglich sein? 

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Das in Euro und Cent zu beziffern ist natürlich 
immer schwierig. Ich glaube, Henry Ford hat einmal gesagt: 
Ich weiß, dass jeder zweite Dollar für Marketing hinausge-
worfenes Geld ist, aber leider weiß ich nicht, welcher. 

Genau das ist das Problem beim Thema Marketing. Das weiß 
man nicht. Ich glaube, wir haben jetzt, in dieser Coronazeit – 
geplant war es eigentlich schon vorher –, einen Zeitpunkt er-
wischt, an dem die Sensorik der Bevölkerung für das Thema 
„Regionale Produkte“ eine höhere ist. Deshalb bin ich davon 
überzeugt, dass auch etwas haften bleibt, dass man damit 
Menschen erreichen kann, die mehr Zeit beim Einkaufen, auch 
im Supermarkt haben und sich ganz gezielt einmal anschau-
en, wo produziert wird, wo Regionalität vertreten ist, dass man 
Menschen überzeugen kann, ein teureres regionales Produkt 
anstelle eines unter Umständen günstigeren nicht regionalen 
Produkts zu erwerben. Ich glaube, das ist das ganz Entschei-
dende.

(Zuruf)

Wenn wir von den Hofläden hören – das hören wir –, dass der 
Zulauf hoch ist, der Zuspruch also gestiegen ist, wenn ich se-
he, dass die App deutlich mehr Nutzer hat als vor der Kam-
pagne, dann glaube ich, dass wir das Bedürfnis der Bevölke-
rung nach Regionalität, nach regionalen Produkten befriedi-

gen. Ich halte es für zwingend notwendig, dass wir das auch 
tun. 

Wir können nicht nur ständig von Ernährung, von guter Er-
nährung, von gesunder Ernährung, von ökologischer Produk-
tion, von tierschutzgerechter Produktion sprechen – all das 
machen wir –, aber das Ergebnis darf dann nicht mehr kosten 
als das aus Polen, aus der Ukraine oder aus Italien. Da muss 
man ganz klar sagen: Man muss die Wertigkeit gegenüberstel-
len. Wertigkeit bedingt höhere Kosten und bedingt auch hö-
here Kosten für den Endverbraucher. 

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Nun hat Herr 
Abg. Stein das Wort, um eine Frage zu stellen. 

Abg. Udo Stein AfD: Frau Präsidentin, Herr Minister! 

(Minister Peter Hauk schaut sich suchend um. – Abg. 
Udo Stein AfD steht an einem Mikrofon auf der Be-

suchertribüne.)

Oben.

(Minister Peter Hauk: Aha!)

– Ja, hier, hallo. – Sie haben gerade selbst gesagt, dass es auf-
grund der Coronakrise zu Ausfällen in der Landwirtschaft 
kommt, weil durch geschlossene Restaurants die Nachfrage 
gesunken ist. Ich habe die Frage: Haben Sie einen Haushalts-
puffer für die landwirtschaftlichen Betriebe, die das natürlich 
erst viel später merken, wenn sie ihre Produkte nicht mehr 
verkaufen können? 

(Zuruf – Gegenruf: Die Erdbeere, ja!)

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Nein. Ich habe nicht mehr Haushaltspuffer als 
das, was Sie, der Landtag, dem Einzelplan 08 eingeräumt ha-
ben. Genau das ist der Haushaltspuffer. Mehr gibt es nicht. 
Wir haben nicht mehr beschlossen; mir ist nicht mehr bekannt. 
Ich werde mich allerdings natürlich dafür einsetzen, weil es 
in der Tat manche Betriebe geben wird, die erst nachlaufend 
die Auswirkungen von Corona spüren. Ich werde mich dafür 
einsetzen, dass wir die Soforthilfen bis dorthin prolongieren 
können.

Aber die meisten Betriebe spüren das natürlich sofort. Derje-
nige, der Spargel anbaut, hat jetzt, wenn er das meiste an Gas-
tronomen absetzt, Absatzverluste, die nicht mehr aufholbar 
sind. Das ist vollkommen klar. Das heißt, er wird Soforthilfe 
jetzt beantragen, und er wird sie auch jetzt erhalten. Wenn er 
einen großen Betrieb hat – wir haben auch große Spargelan-
baubetriebe –, dann wird er zur L-Bank oder zur Landwirt-
schaftlichen Rentenbank marschieren und wird Liquiditäts-
darlehen erhalten, um seinen aktuellen Finanzbedarf befriedi-
gen zu können.

Insofern ist natürlich klar: Das, was einerseits in den Haus-
halten mehr konsumiert wird, fehlt andererseits in der Gast-
ronomie. Das ist auch nicht gänzlich gegeneinander aufwieg-
bar. Bei Spargel ist es augenfällig. Der meiste Spargel wird 
über die Gastronomie verkauft. Die fällt jetzt weg. Ich sage 
ganz offen: Ich bin auch deshalb so sehr dafür, dass wir jetzt 
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noch im Mai die Gastronomie öffnen, weil es das Infektions-
geschehen erlaubt. 

(Beifall)

Die Reproduktionszahlen sind niedrig, die Infektionszahlen 
sind niedrig. Deshalb bin ich froh darüber, dass wir einen kla-
ren Plan haben, dass wir noch im Mai öffnen, dass wir zumin-
dest zum Ausgang der Spargelsaison, die ja bekanntermaßen 
an Johanni endet, diesen Bereich noch mitnehmen und zumin-
dest diesen Teil der landwirtschaftlichen Betriebe, die Spar-
gelanbaubetriebe, noch etwas im gastronomischen Absatz mit-
nehmen können. Wir haben immer gesagt, Wirtschaft muss 
dann wieder gelockert werden, wenn die Infektionszahlen es 
erlauben. Die Infektionszahlen erlauben es. Jetzt muss man 
die Lockerung auch umsetzen. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Epple, Sie haben 
das Wort, um Ihre Frage zu stellen.

Abg. Konrad Epple CDU: Herr Minister, es wurde ja schon 
viel durch die vielen Fragen beantwortet. Ich könnte mich, 
falls Sie noch Konterfeis suchen, dafür antragen. Ich bin zwar 
kein Bauer, aber ich bin Metallbauer und würde mich enga-
gieren in der Truppe, die die Sachen mit dem Kollegen Ken-
ner zusammen verbraucht: „Kenner trinken Württemberger“. 

Aber jetzt die Frage: Wie ist die bisherige Resonanz dieser 
Kampagne, welche weiteren Schritte sind geplant und über 
welchen Zeitraum verteilt? Gute Aktionen haben ja meist 
schon etwas in der Hinterhand oder in der Schublade. 

Danke. 

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Die bisherige Resonanz ist gut. Wir haben so-
wohl bei Facebook wie bei Instagram gute Resonanz. Wir ha-
ben gute Zugriffszahlen bei der App. Aber noch wichtiger ist, 
dass die Beteiligten – die Hofläden, die Metzger, die Bäcker, 
Landwirte – Banner und Plakate geordert haben, sodass wir 
davon ausgehen können, dass – ich sage jetzt mal ganz grob 
als Hausnummer – im nächsten halben Jahr und damit auch 
über die Sommerzeit die Wirkung im Prinzip nachhaltig vor-
handen ist und das nicht nur eine Eintagsfliege ist, die dann 
morgen schon wieder verschwunden ist. Es wird am Ende ab-
gerechnet, aber nach der ersten Woche kann man sagen: Das 
läuft.

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Die nächste 
Frage kommt von Herrn Abg. Dr. Schweickert.

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Herr Minister, in die-
sem Zusammenhang möchte ich die Frage stellen, wie Sie die 
Delegierte Verordnung 592 der Kommission vom 30. April 
bewerten, die ja offiziell die Marktstörung im Bereich Obst, Ge-
müse, Wein festgestellt hat und jetzt im Rahmen der Krisen-
intervention Stützungsmaßnahmen vorschlägt. Welche Stüt-
zungsmaßnahmen werden da von Ihrer Seite unterstützt?

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Wir betreiben in der Soforthilfe gerade Stüt-
zungsmaßnahmen. Aufkäufe machen bei Gemüse wenig Sinn. 
Das ist, glaube ich, nachvollziehbar. Aber Liquiditätsstützen 
und Liquiditätshilfen – darum geht es der Europäischen Kom-
mission – sind sinnvoll, damit der Wettbewerb nicht verzerrt 

wird. Es wurden Marktstörungen festgestellt. Damit sind auch 
Stützungsmöglichkeiten für betroffene Unternehmen möglich, 
und davon machen wir Gebrauch.

Präsidentin Muhterem Aras: Die nächste Frage kommt von 
Herrn Abg. Weber.

Abg. Jonas Weber SPD: Sehr geehrter Herr Minister, Sie ha-
ben in Ihrer doch sehr knappen Antwort leider keine Zeit ge-
funden, sich intensiv zu den Erzeugerpreisen zu äußern. Das 
fand ich ein bisschen schade. Aber an einem Punkt muss ich 
doch widersprechen und auch nachfragen, ob Sie das wirklich 
ernst meinen.

Sie sagen, rechtlich sei das alles in Ordnung, was da in dem 
fleischverarbeitenden Betrieb los sei, und Sie hätten alles da-
für getan. Ich frage Sie ganz konkret: Warum haben wir kei-
ne Regelung, wie sie in Niedersachsen vorhanden ist, was die 
Größe der Wohnungen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter betrifft? Sie können das alles ja in bundesweiten Medien 
nachlesen. Warum können wir offensichtlich nicht Schritt hal-
ten mit Regelungen anderer Bundesländer, um die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ausreichend vor Infektionen zu schüt-
zen? 

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Da bin ich der falsche Adressat. Deshalb würde 
ich die Frage auch ungern beantworten, da die Gefahr, dass 
ich sie unvollständig oder gar unrichtig beantworte, groß wä-
re. Der richtige Adressat wären nämlich der Sozialminister 
oder die Wohnungsbauministerin. Die beiden sind für die Fra-
gen des Wohnungsbaus und der Sozialstandards zuständig. 

Ein fleischverarbeitender Betrieb ist ein Arbeitgeber wie je-
der andere auch. Wenn er direkt Mitarbeiter beschäftigt, dann 
heißt das nicht, dass er auch für deren Wohnungsgestellung 
zuständig ist. Das machen manche. Wenn er dann aber gar, 
wie das häufig gerade im Schlachtgewerbe der Fall ist, Sub-
unternehmer beschäftigt, die dann wiederum Arbeitnehmer 
beschäftigen, dann ist er für deren Unterbringung eben nicht 
selbst verantwortlich, sondern Dritte. 

(Zuruf)

Das ist keine Verantwortungsverlagerung, das ist freie Markt-
wirtschaft, soziale Marktwirtschaft. Jeder muss sich an Re-
geln halten. Die Regeln sind vorgegeben. Meines Wissens, 
nach Auskunft der Behörden vor Ort, hat sich dieser Betrieb 
an die Regeln, an die Gesetze gehalten. Es gibt also keinen 
Grund, da noch mal weiter nachzubohren oder nach Unrich-
tigkeiten zu suchen. Wenn Sie Hinweise haben, dass sich ein 
Betrieb nicht an Regeln gehalten hat, dann bitte ich Sie, dies 
einfach weiterzugeben. Dem gehen wir selbstverständlich 
nach. 

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Ich habe zwar 
noch weitere Wortmeldungen, aber unsere halbe Stunde ist 
genau um, und wir haben noch weitere Themen. Deshalb las-
se ich jetzt keine Fragen mehr zu diesem Thema zu. – Vielen 
Dank, Herr Minister Hauk. 

Ich rufe das nächste Thema auf, während der Tisch hier des-
infiziert wird, und zwar gemeldet von der Fraktion der FDP/
DVP: 
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V e r a n t w o r t u n g s v o l l e  G a s t g e b e r  u n d 
m ü n d i g e  G ä s t e  a l s  G a r a n t  d e r  W i e -
d e r e r ö f f n u n g  v o n  H o t e l s ,  d e r  G a s t -
r o n o m i e  u n d  d e s  T o u r i s m u s s e k t o r s

Ich darf das Wort Herrn Abg. Dr. Schweickert erteilen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Eigentlich war das Thema 
von uns, aber sie haben es kopiert! – Oh-Rufe – Wei-

tere Zurufe)

Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP: Wenn ich einmal an-
fange, bei Ihnen zu kopieren, Herr Baron, dann gebe ich Ih-
nen einen aus. 

(Abg. Anton Baron AfD: Die Partei der Wirtschaft!)

Der frühe Vogel fängt den Wurm. – Frau Ministerin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! „Verantwortungsvolle Gastgeber und 
mündige Gäste als Garant der Wiedereröffnung von Hotels, 
der Gastronomie und des Tourismussektors“ ist hier das The-
ma dieser Regierungsbefragung. Denn die wirtschaftliche Si-
tuation von Gastronomen, von Hoteliers und von weiteren im 
Tourismussektor tätigen Personen sowie der Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ist absolut alarmierend. 

Vor drei Monaten von der Landesregierung noch als Leitöko-
nomie gelobt, hat man jetzt ein bisschen den Eindruck, dass 
die Branche zumindest von manchen Teilen dieser Landesre-
gierung eher als „Leidökonomie“ gesehen wird. Viele Betrie-
be wissen, dass mit der Soforthilfe seit März in absehbarer 
Zeit der Schlüssel für eine etwaige Wiedereröffnung gar nicht 
mehr in die Hand genommen werden muss, wenn jetzt keine 
Öffnungsperspektive da ist. Wenn Sie sehen, was in diesem 
Bereich an Einnahmen ausfällt, können Sie das selbst nach-
rechnen. 

Und an der Gastronomie hängt viel. Hotels ohne Verköstigung 
funktionieren nicht. Tourismus ohne Verköstigung wird nicht 
funktionieren. Auch viele vorgelagerte Wirtschaftszweige – 
wir hatten es gerade vom Spargel, von Obst und Gemüse, aber 
Sie können auch mal die Hausbrauereien oder die Winzer in 
Ihrem Wahlkreis fragen, denen hiermit ein Absatzkanal ver-
schlossen wird – haben ein Problem. 

Es ist schon interessant: Mecklenburg-Vorpommern, ein Bun-
desland in Deutschland, öffnet Gastronomie und Hotellerie ab 
dem 9. Mai. Niedersachsen, auch ein Bundesland in Deutsch-
land, öffnet Gastronomie und Hotellerie ab dem 11.  Mai. 
Sachsen, auch ein Bundesland in Deutschland, öffnet Gastro-
nomie und Hotellerie am 15. Mai. Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Thüringen – alles Bundesländer in Deutsch-
land – öffnen Gastronomie und Hotellerie am 22. Mai. Bay-
ern, ein Freistaat, öffnet Gastronomie und Hotellerie stufen-
weise ab dem 18. Mai. 

Und was machen wir in Baden-Württemberg? Baden-Würt-
temberg, ein Bundesland in Deutschland, öffnet, wenn man 
Herrn Schwarz nimmt, zu Pfingsten, vor Pfingsten; es kann 
dann auch alles sein, es kann morgen sein. 

(Zurufe)

Da können wir dann die Spalterei der Worte betreiben. Herr 
Hauk spricht von Johanni, die Finanzministerin hat noch kei-

ne Öffnungsstrategie, der Fraktionsvorsitzende Reinhart sagt: 
„wie Niedersachsen“, also ab nächstem Montag, und die Frau 
Wirtschaftsministerin sagt: „zwischen dem 9. und dem 22. Mai“.

Meine Damen und Herren, wenn ich mir manchmal ansehe, 
wie der Klub der Umsichtigen – also Herr Söder und Herr 
Kretschmann – da agiert, dann muss ich sagen: Wir brauchen 
in Baden-Württemberg keinen Sonderweg. Die Infektionszah-
len rechtfertigen es in keinster Weise, dass wir hier zu einer 
Gastronomie- oder Kneipenprohibition kommen.

Deswegen frage ich jetzt den zuständigen Minister: Wann ge-
nau – mit Datum – gedenkt die Landesregierung der Gastro-
nomie wieder Öffnungen der Bewirtschaftung zu erlauben? 
Wie sehen die genauen Termine nach dem zusammen mit 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen vorgelegten Stufen-
plan aus? Verdient die ehemalige baden-württembergische 
Leitökonomie Tourismus nicht mehr als eine Landesregierung 
des Hinterherwackelns, die sich gemeinsam mit dem Saarland 
abstimmt? Und schließlich: Wie bewertet die Landesregierung 
die aktuelle Diskussion einer möglichen Öffnung der Gastro-
nomie nur unter strikten Auflagen zur Wahrung des Abstands-
gebots, und wie sieht es da bei den Einschränkungen z. B. 
beim Thema „Ausschank von alkoholischen Getränken“ aus?

Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung erteile 
ich das Wort Herrn Minister Wolf.

(Abg. Anton Baron AfD: Herr Minister, ich hoffe, Sie 
haben sich mit der Frau Wirtschaftsministerin abge-

stimmt!)

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Pro-
fessor Schweickert, ich finde es völlig richtig und danke Ih-
nen, dass Sie die Entwicklung im Tourismus und in der Gas-
tronomie angesichts der Pandemie zum Thema machen. Al-
lerdings sind die von Ihnen gestellten Fragen angesichts des-
sen, was aktuell heute passiert, natürlich teilweise überholt. 
Aber das werfe ich Ihnen nicht vor, sondern ich bin froh dar-
über, dass wir in dieser Situation schon mehr wissen als noch 
vor einigen Tagen. Das ist gut so.

Sie haben darauf hingewiesen, dass wir in der Tourismuskon-
zeption noch davon gesprochen haben, dass der Tourismus ei-
ne Leitökonomie für Baden-Württemberg ist – auch ange-
sichts der damit verbundenen Zahl sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigter in Baden-Württemberg und der damit ver-
bundenen Wertschöpfungsketten. Daran hat sich nichts geän-
dert.

Die Pandemie und deren Auswirkungen haben aber die Tou-
rismusbranche bis ins Mark getroffen. Diese Branche ist ge-
beutelt wie möglicherweise keine andere. Damit will ich nicht 
verniedlichen, dass die Pandemie gerade viele in irgendeiner 
Weise trifft. Aber die Tourismusbranche ist in besonderer Wei-
se hart und schwer gebeutelt.

Das liegt auch daran, dass etwas, was heute in der Tourismus-
branche – etwa in der Gastronomie – nicht verkauft wird, eben 
nie mehr verkauft werden wird. Das unterscheidet die Gast-
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ronomie etwa vom Handel. Deswegen ist es auch eine Bran-
che, um die wir uns jetzt in ganz besonderer Weise kümmern 
müssen. 

Aus diesem Grund haben wir frühzeitig diesen Dreischritt auf-
gezeigt: Wir brauchen ein psychologisches Signal für die Gas-
tronomie auch für die Zeit nach der Krise. Das ist mit dem Be-
schluss gelungen, die Mehrwertsteuer für die Gastronomie auf 
7 % abzusenken. Das hilft nicht heute, und es hilft sowieso 
nicht, solange die Betriebe noch nicht wieder öffnen dürfen. 
Aber es ist ein psychologisches Signal, dass man dann, wenn 
es wieder losgeht, aus dieser Krise herauskommt und man von 
dem, was man dann verkaufen kann, auch mehr an Erlös in 
der Tasche behält.

Zweitens brauchen wir ein weiteres Hilfsprogramm. Die Wirt-
schaftsministerin hat das heute Morgen in der Aktuellen De-
batte angesprochen. Wir haben das Programm gemeinsam 
konzipiert und auch mit der Gastrobranche diskutiert. Das 
muss jetzt kommen – ungeachtet der Frage, wie schnell die-
se Betriebe jetzt wieder an den Start gehen können. 

Ein Hilfspaket im Umfang von etwa 330 Millionen €, das je-
dem Betrieb eine Grundförderung von 3 000 € und dann pro 
Mitarbeiter jeweils 2 000 € an weiteren Zuschüssen zuweist, 
kann helfen, die weitere Durststrecke zu überbrücken.

Denn eines ist klar: Wenn die Gastronomie wieder an den Start 
geht, wird sie es noch über längere Zeit schwer haben, die Er-
löse zu erzielen, die sie braucht, um angesichts der Restrikti-
onen, die sich aus der Coronakrise zwingend ergeben, dauer-
haft überleben zu können.

Der dritte Schritt: Ja, wir haben in Baden-Württemberg früh-
zeitig diesen Dreistufenplan entwickelt – auch hier haben 
Wirtschaftsministerium und Tourismusministerium Hand in 
Hand gearbeitet. Dieser Plan kommt übrigens initial aus Ba-
den-Württemberg und wurde dann mit Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen abgestimmt, um auch in einem größe-
ren Verbund argumentieren zu können. 

Das Hauptziel dieses politischen Vorgehens war, diese Bran-
che überhaupt auf den Schirm der Politik zu bringen. Denn 
wenn eines die Branche frustriert hat, dann war es die Tatsa-
che, dass weder die Kanzlerin noch die Ministerpräsidenten 
im Anschluss an die bisherigen Gespräche über diese Bran-
che auch nur ein Wort verloren haben. Das hat sie bis ins Mark 
erschüttert.

(Beifall)

Deswegen war es zwingend notwendig, diese Thematik jetzt 
auch auf den politischen Schirm zu bringen. Das ist mit die-
sem Dreistufenplan gelungen, wenngleich ich einräumen will, 
dass es da in der weiteren Abfolge auch Verschiebungen in-
nerhalb der einzelnen Stufen geben kann. 

Wir in Baden-Württemberg haben uns davon leiten lassen, da-
mit zu beginnen, die Veranstaltungen unter freiem Himmel an 
den Anfang zu stellen. Es sagen auch alle Experten, dass die 
Infektionsgefahr unter freiem Himmel weit geringer ist als in 
geschlossenen Räumen. Und dann haben wir aber sehr schnell 
die Gastronomie, die Hotellerie, die Ferienwohnungen, Ur-
laub auf dem Bauernhof, die Dauercamper. Das alles muss 
dann schnell kommen. Nach allem, was wir auf den heutigen 

Tag vorbereitet haben und wovon ich ausgehe, wird es die Per-
spektive geben, dass die Gastronomie rechtzeitig auf Pfings-
ten – – Der 25. Mai scheint mir als Tag so unrealistisch nicht 
zu sein. 

Es war immer unser Ziel, im Bereich der Außenbewirtschaf-
tung einen Probelauf vorschalten zu können. Die Gastrono-
men sagen mir: „Wir brauchen Zeit zur Vorbereitung. Wir wol-
len auch keinen Start, der nicht professionell ist.“ Die Gast-
ronomen brauchen den Vorlauf, um die Betriebe für die erneu-
te Öffnung entsprechend vorzubereiten. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang eine Anmerkung, 
die für die ganze Diskussion derzeit gilt: Ich glaube, der Staat 
muss verstärkt dazu übergehen, den Menschen auch wieder 
mehr Eigenverantwortung zu übertragen und ihnen mehr zu-
zutrauen.

(Beifall – Zurufe, u. a.: Bravo!)

Ich vertraue den Gastronomen dieses Landes, dass sie in der 
Lage sind, die Betriebe so zu organisieren, 

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

dass die Hygienevorschriften eingehalten werden. 

(Abg. Anton Baron AfD: Richtig!)

Wenn es im Einzelfall nicht klappt, dann muss man ein Ex-
empel statuieren und gegebenenfalls einen Betrieb auch wie-
der einstellen.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Ich habe mehrere Wortmeldungen. Zunächst hat Herr Abg. 
Pix das Wort. 

Abg. Reinhold Pix GRÜNE: Vielen Dank, Frau Präsidentin. 
– Herr Minister Wolf, wie beurteilen Sie die Stellungnahme 
der Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten zu dem The-
ma, wonach bei einer vorsichtigen Öffnung auch entsprechend 
kontrolliert wird und dies mit dem vorhandenen Personalstab 
eigentlich kaum möglich ist?

Zum anderen war die Tourismusbranche in Baden-Württem-
berg bisher immer exportunabhängig und galt als relativ si-
cher. Ich erinnere an die große Wirtschafts- und Finanzkrise 
im Jahr 2008. Da gab es im Tourismus kaum Rückgänge, wie 
es sie in den sonstigen Wirtschaftsbranchen gegeben hat. Die-
ses Mal ist der Tourismus aber leider sehr gebeutelt. Da stellt 
sich die Frage, ob die Hygienestandards entsprechend erbracht 
werden, damit wir die Coronakrise auf Dauer überwinden 
können. Wie beurteilen Sie dazu die Eckpunkte, die der DE-
HOGA vorgestellt hat? Ich habe mir einmal die Mühe ge-
macht, das anzuschauen. Man braucht sehr viel Zeit, sich das 
zu Gemüte zu führen. Ich kenne keine Branche, die das so um-
fassend gemacht hat.

Auch in Gesprächen mit dem DEHOGA habe ich immer da-
rauf hingewiesen, dass es auf sie selbst ankomme, dass die 
Politik, wenn sie entsprechende Vorsichtsmaßnahmen berück-
sichtigen, dann auch reagiert. Ich bin sehr froh, dass unser Mi-
nisterpräsident eigentlich bei jedem öffentlichen Auftritt be-
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sonders auf die Krise in der Tourismusbranche hingewiesen 
hat. Ich bin auch froh, dass wir da den langsamen Wiederein-
stieg beginnen.

Abschließend habe ich noch die Frage – Auslandsreisen wer-
den ja wahrscheinlich auf längere Zeit noch nicht möglich 
sein –: Wie sehen Sie die Kompensationsmöglichkeiten in der 
Tourismusbranche, sprich Gastronomie und Hotellerie, auf-
grund einer verstärkten Inlandsnachfrage, die nach einer Öff-
nung dort stattfinden wird? Und: Wie bewertet man das dann 
unter Coronahygienegesichtspunkten?

Vielen Dank.

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Herr Kol-
lege Pix, zum einen zu den von Ihnen angesprochenen Kont-
rollmechanismen: Da muss ich einfach einräumen, dass ich 
das Zutrauen habe, dass das funktioniert. Da muss man viel-
leicht im einen oder anderen Bereich auch personell etwas 
nachsteuern, wenn eine neue Aufgabe verstärkt auf uns zu-
kommt. Aber Sie haben zu Recht auf die vom DEHOGA selbst 
formulierten Hygieneregeln verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, tun wir nicht so, als hätte 
der DEHOGA diese erst im Zuge der Coronakrise erfunden. 
Unsere Gastronomie hat mit Hygieneregeln und der Einhal-
tung von Hygieneregeln auch längst vor Corona 

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Schon immer!)

gearbeitet. Das ist dort gang und gäbe. 

Deshalb tut es mir auch für die Branche ein bisschen weh, 
wenn in der öffentlichen Diskussion immer wieder der Ein-
druck erweckt wird, wir könnten die Betriebe noch nicht öff-
nen, auch vor dem Hintergrund ausgiebiger Gelage, die dort 
stattfänden, und dem Umstand, dass das Social Distancing 
dann nicht mehr gewährleistet würde. Ich will Ihnen zustim-
men, dass das, was der DEHOGA selbst an Kriterien vorge-
legt hat – für deren Einhaltung in seinen Betrieben er auch 
bürgt –, die besten Voraussetzungen dafür sind, dass wir jetzt 
auch in der Gastronomie Lockerungen vornehmen können. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich dies auch kurz un-
ter dem juristischen Aspekt beleuchten. Was wir derzeit tun, 
ist ein massiver Eingriff in Freiheitsrechte von Einzelnen, in 
die Berufsausübungsfreiheit und vieles andere mehr. Es sind 
massive Eingriffe. In dem Maß, in dem sich eine Stabilisie-
rung der Infektionszahlen und ein Absinken der Reproduk
tionsrate auf dauerhaft deutlich unter 1 zeigt – das waren üb-
rigens immer wieder die politisch vorgegebenen Ziele, die 
man erreichen muss; jetzt sind wir schon dauerhaft unterhalb 
dieser vorgegebenen Grenzwerte –, steigen auch die rechtli-
chen Hürden – es geht um die Verhältnismäßigkeit –,

(Abg. Anton Baron AfD: So ist es!)

derartige Eingriffe in Freiheitsrechte vorzunehmen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Richtig!)

Deshalb müssen wir hier auch aus juristischen Gründen ent-
sprechend reagieren. 

(Beifall)

Zu Ihrer dritten Frage, Kollege Pix: Ja, aus jeder Krise ergibt 
sich auch eine Chance. Ich glaube, das wollten Sie mit Ihrer 
Frage auch zum Thema machen. Wir wollen in diesem Jahr 
ganz gezielt „Urlaub im Ländle“ – jetzt auch in Zeiten der Kri-
se, infolge der Krise – zum Motto machen. Wir wollen durch 
die Angebote innerhalb Baden-Württembergs die Menschen 
dazu animieren, auf Flugreisen in irgendwelche europäischen 
Nachbarländer zu verzichten und ihr Land zur Erholung, zur 
Freizeit zu nutzen und dann auch hier in Baden-Württemberg 
ihr Geld auszugeben. Ich glaube, darin steckt auch die Chance, 
sehr viel Solidarität der Bevölkerung mit den touristischen 
Betrieben in unserem Land zum Ausdruck zu bringen. 

An dieser Stelle will ich Ihnen sagen: Ich erlebe es als sehr 
positiv, wie viele Menschen vor Ort die Take-away-Angebote 
ihrer Gastronomen nicht nur nutzen, um die Küche kalt zu las-
sen, sondern vor allem in Anspruch nehmen, um die örtliche 
Gastronomie zu unterstützen. Das ist ein schönes Zeichen der 
Solidarität. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Die nächste Frage kommt von 
Herrn Abg. Dr. Rapp.

Abg. Dr. Patrick Rapp CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
Herr Minister! Zunächst einmal danke schön für die bisheri-
gen Ausführungen. Ich bin froh, dass Sie dargelegt haben, wa-
rum Tourismus, Gastronomie und Hotellerie überhaupt in der 
Situation sind, in der diese Branche momentan steckt. 

Ich will aber auf der anderen Seite auch das aufgreifen, was 
Sie eben gesagt haben, und eine Frage damit verbinden. Das 
bezieht sich auf die Bedeutung, auch auf die Wertschätzung, 
die den Gastronomen entgegengebracht wird, und auf die 
Qualität, die der Tourismus in Baden-Württemberg in seiner 
Gänze darstellt. 

Das führt mich dazu, den Blick in die Zukunft zu richten. Des-
wegen will ich zwei Bereiche anschneiden. Zum einen: Teil-
weise haben die Gastronomen Ängste, dass sie mit den redu-
zierten Öffnungsphasen nicht an jeder Stelle umgehen können 
oder dass das auch zu wenig ist. Gibt es da auch Konzepte sei-
tens des Ministeriums? Ich denke an zeitlichen Versatz usw.

Ein zweiter Punkt: In der Öffentlichkeit wird in manchen Krei-
sen sehr oft die jetzt im Bund beschlossene Vereinheitlichung 
der Mehrwertsteuer im Bereich der Speisen kritisiert. Aber 
das gab es im Bereich der Übernachtungen und der Beherber-
gungen ja schon einmal. Da waren die Effekte sehr positiv. In-
sofern frage ich Sie, wie Sie das beurteilen.

Vielen Dank.

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Herr Kol-
lege Dr. Rapp, zur ersten Frage: Ich glaube, es werden sehr 
individuelle, maßgeschneiderte Konzepte sein. Es geht auch 
ein bisschen um die vorhandenen Räumlichkeiten, die es da-
bei auszunutzen gilt. Ich halte übrigens auch nicht so sehr viel 
von der klaren Vorgabe, die ich jetzt aus Niedersachsen höre: 
Öffnung, aber nur maximal 50 % Gäste. Ich glaube, das ist der 
falsche Ansatz.

(Vereinzelt Beifall – Abg. Anton Baron AfD: Ja, das 
ist Quatsch!)
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Wir müssen die Abstandsregeln vorgeben. 

(Abg. Anton Baron AfD: Genau!)

Und da muss jeder Betreiber individuell entlang seiner Räum-
lichkeiten entscheiden, wie viele Gäste er aufnehmen kann, 
um die Abstandsregeln einzuhalten. 

Es macht übrigens einen Unterschied, ob fünf Familien kom-
men, da innerhalb der jeweiligen Kohorte ganz andere Ab-
standsregelungen gelten, oder ob zehn, zwölf, 14 Paare kom-
men, die sich in anderen Abständen niederlassen müssen. In-
sofern ist das, glaube ich, eine ganz individuelle Gestaltung, 
die wir den Gastwirten überlassen dürfen. 

Übrigens, wofür ich auch plädiere: Ich höre, dass viele Kom-
munen Gaststätten mit Außenbewirtschaftungsflächen bereits 
zugesagt haben, diese Flächen maximal zu erweitern, ohne 
jetzt die Sondernutzungsgebühren entsprechend zu erhöhen. 
Das heißt, diese Gaststätten bekommen dann mehr Fläche im 
Freien, um dort auf größerer Fläche mehr Gäste bedienen und 
bewirten zu können. 

Jetzt fällt mir in diesem Zusammenhang – bedienen und be-
wirten – gerade ein, dass mir der Kollege Dr. Schweickert 
noch die Frage gestellt hat, ob man in diesem Zusammenhang 
über ein Alkoholverbot diskutieren müsse.

(Zurufe, u. a.: Was?)

– Nein. Der Kollege Schweickert hat nicht in den Raum ge-
stellt, ob es nicht sinnvoll wäre, ein Alkoholverbot auszuspre-
chen, sondern er hat eine gelegentlich wahrnehmbare Stim-
me, ob es ein Weg sein könnte, keinen Alkohol auszuschen-
ken, zum Thema gemacht. Auch da muss ich sagen: Eigen-
verantwortung ist gefragt.

(Beifall)

Ich traue den Wirtsleuten und den Gastronomiebetreibern wie-
derum zu, dass sie darauf achten, dass Exzesse verhindert wer-
den. 

Kollege Dr. Rapp, Sie haben noch eine zweite Frage gestellt 
– 7 % Mehrwertsteuer –: Den Königsweg gibt es nicht. Bei 
jeder Entscheidung, die man im Steuerrecht trifft, gibt es na-
türlich Befürworter und Gegner. Aber ich finde, wir sind jetzt 
in einer absoluten Ausnahmesituation. Wann, wenn nicht jetzt, 
sollten wir den Gastronomiebetrieben dieses Signal geben?

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

– Ja. Es wird auch nicht richtiger, indem Sie es immer wie-
derholen. Das ist schon klar. Es hat der Letzte kapiert, dass 
die Betriebe davon erst profitieren, wenn sie wieder öffnen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Genau! So ist es!)

Aber dann haben sie eben von dem, was sie verkaufen, mehr 
in der Tasche. Und sie werden auf weitere Sicht weniger ver-
kaufen können. Deswegen ist es wichtig, dass ihnen mehr in 
der eigenen Tasche verbleibt, und deswegen ist das das poli-
tisch richtige Signal. Es ist eine Maßnahme, die zunächst ein-
mal für ein Jahr gilt. Aber ich bin mir relativ sicher, dass die 
Branche auch in einem Jahr noch nicht derart aus der Krise 
gekommen ist und man über eine Verlängerung wird reden 
müssen.

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Abg. Wölfle, Sie erhal-
ten das Wort, um Ihre Frage zu stellen.

Abg. Sabine Wölfle SPD: Herr Minister Wolf, zunächst ein-
mal bin ich Ihnen dankbar, dass Sie noch einmal klargestellt 
haben, dass gerade aus der Gastronomie sehr, sehr viele Vor-
schläge gekommen sind. Dort hat man sich wirklich Mühe ge-
macht; das kann ich nur bestätigen. Ich habe mit vielen Be-
trieben gesprochen und habe Kontakt mit dem DEHOGA, auf 
Landesseite und auch im Wahlkreis. Ein bisschen Eigenver-
antwortung haben Sie ihnen auch zugesprochen. Dafür erst 
einmal Dank.

Was mich interessieren würde: Sie haben in der letzten Wo-
che im Ausschuss ein Hilfspaket im Umfang von 328 Millio-
nen € angedeutet. Wenn ich die Pressemitteilung, die heute 
aus dem Wirtschaftsministerium kam, richtig interpretiere, 
steht die CDU-Fraktion hinter diesem Paket. Von den Grünen 
haben wir bisher noch nichts gehört – eher, dass man keine 
Branchenunterstützung möchte. Vielleicht können Sie das 
klarstellen.

Nachdem wir jetzt wissen, welche Lockerungen auf uns res-
pektive auf die Branche zukommen, stellt sich die Frage: 
Greift das Paket dennoch? Denn viele Betriebe – Sie kennen 
die Studie des DEHOGA: 40 % der Betriebe – sind trotzdem 
gefährdet. Wird das in vollem Umfang kommen, um den Be-
trieben jetzt ein Stück weit wieder auf die Füße zu helfen?

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Ja, die Ei-
genverantwortung möchte ich einfach noch einmal unterstrei-
chen. Übrigens reden wir nicht nur über die Eigenverantwor-
tung der Gastronomiebetreiber, wir sprechen auch über Eigen-
verantwortung, was jeden einzelnen Gast angeht. 

Wenn Sie einmal beobachten, wie wir alle miteinander umge-
hen, stellen Sie fest, dass sich in den letzten Wochen schon 
verdammt viel verändert hat. Ob wir das persönlich immer so 
gut finden, ist eine andere Frage, aber wir begegnen uns in ei-
ner ganz anderen Form, halten Distanz und haben uns auch 
bestimmte Höflichkeiten abgewöhnt. Ich hoffe, dass wir uns 
diese irgendwann wieder einmal angewöhnen dürfen. Ich will 
damit nur sagen: Das Thema Eigenverantwortung geht an al-
le.

Hilfspaket: Frau Kollegin Wölfle, Sie waren ja dabei, als ich 
es im Europaausschuss vorgestellt habe. Ich fand, dass ich be-
merkenswert viel Zustimmung bekommen habe. Sie fragten 
nach den Grünen – für die kann ich nicht sprechen, aber im 
Europaausschuss hat es Frau Saebel für die Fraktion GRÜNE 
getan. Sie hat das Programm – ich hoffe, ich darf das so zitie-
ren; sie hat das dort ja zum Ausdruck gebracht – sehr positiv 
gewürdigt und gutgeheißen. Vom Ministerpräsidenten selbst 
ist mir aus Verlautbarungen geläufig, dass er ganz speziell die 
Hotellerie und Gastronomie als eine Branche genannt hat, die 
es noch einmal in besonderer Weise zu unterstützen gilt. 

Insofern habe ich keinen Zweifel, dass wir uns einig werden. 
Das Konzept ist ja stimmig. Auch unser Koalitionspartner – 
davon bin ich überzeugt – wird sich vernünftigen Vorschlä-
gen nicht verschließen. Insofern werden wir uns da sicherlich 
finden.

(Beifall)
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Das Hilfsprogramm – das sage ich wirklich guten Willens, es 
gemeinsam hinzubekommen – soll natürlich jenen dienen, de-
nen das Wasser jetzt wirklich bis zum Hals steht. Da fällt jetzt 
auch niemand heraus, wenn er am 15., am 18. oder am 25. Mai 
vielleicht wieder öffnen darf. Dann hat derjenige immer noch 
nicht das, was er braucht. 

Wir wollen mit diesem zweigleisigen Verfahren also im Grun-
de eine Soforthilfe, um jetzt ein bisschen Luft schnappen zu 
können, und andererseits eine Lockerung, um die Betriebe 
wieder in die Lage zu versetzen, wirtschaftlich so unterwegs 
zu sein, dass sie auch Geld verdienen. Das eine schließt das 
andere nicht aus. Wir gehen davon aus, dass 80 % der Bran-
che auf dieses Paket zugreifen werden. 

(Zuruf)

Präsidentin Muhterem Aras: Moment, ich habe noch meh-
rere Wortmeldungen. Das geht nach Fraktionsstärke. Die nächs-
te Frage kommt jetzt von Frau Abg. Wolle. 

Abg. Carola Wolle AfD: Vielen Dank, Herr Minister. – Herr 
Dr. Schweickert, wir wollten in dieselbe Richtung Fragen zum 
Thema Gastronomie stellen. Das hat sich eben gedoppelt, aber 
das ist, sage ich einmal, nicht schlimm. Es ist gerade ein ak-
tuelles Thema.

Herr Minister Wolf, ich gebe Ihnen recht: Die Menschen be-
nehmen sich inzwischen so. Jeder hat zum Schluss kapiert, 
dass man Abstand halten muss. Der Umgang miteinander ist 
höflich. 

(Zurufe – Unruhe)

– Natürlich gibt es immer Ausnahmen, aber die große Mehr-
heit hat es hoffentlich verstanden; sagen wir es einmal so.

Auch ich hatte die Frage nach den 328 Millionen €. Auch mich 
hätte interessiert, wie sich Ihr Koalitionspartner dazu stellt. 

Die zweite Frage wäre gewesen: Schweden geht ja einen ganz 
anderen Weg. Insbesondere die Gastronomie hat man dort  
nicht geschlossen wie bei uns. Wie sehen Sie im Nachhinein 
die Entscheidung bezüglich Hotellerie und Gastronomie, dass 
wir dort sehr extrem, so sage ich mal, alles zugemacht haben? 
Sehen Sie das als richtig an? Wie stellen Sie sich das zukünf-
tig vor? Welches weitere Vorgehen ist aus Ihrer Sicht sinn-
voll?

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Ich will 
Ihre Frage aus einer anderen Motivation heraus beantworten. 
Wenn Sie sehen, wie wir gestartet sind, wie sich die Infekti-
onszahlen auch bei uns explosionsartig entwickelt hatten, 
wenn Sie sehen, welche Bilder aus Norditalien wir damals zur 
Kenntnis nehmen mussten, dann können wir, glaube ich, heu-
te schon auch dankbar sein und uns bewusst sein, dass Poli-
tik vielleicht nicht alles, aber vieles richtig gemacht hat, und 
in dieser Situation feststellen, dass uns solche Entwicklungen 
in Deutschland und in Baden-Württemberg erspart geblieben 
sind. Das ist erst einmal ein großer Erfolg.

(Beifall)

Ich hätte mir auch nicht vorstellen wollen – und ich will es 
mir übrigens auch in der Zukunft nicht vorstellen –, dass wir 

in Baden-Württemberg und in Deutschland in eine Situation 
geraten, in der der behandelnde Arzt angesichts eines Man-
gels an Beatmungsgeräten entscheiden muss, bei welchem Pa-
tienten entlang der Altersstruktur das Gerät eingeschaltet bleibt 
und bei welchem es abgeschaltet wird. Das sind schlimme 
Entwicklungen, die wir aus anderen Ländern kennen. So et-
was wollen wir in unserem Land verhindern. Deshalb hat die 
Politik umsichtig gehandelt, und deshalb war es gut, dass wir 
rechtzeitig die notwendigen Maßnahmen ergriffen haben.

Aber in dem Maße, in dem es uns gelungen ist, stabile Infek-
tionszahlen und eine niedrige Reproduktionsrate zu erzielen, 
in dem Maße sind wir – davon bin ich überzeugt – auch ver-
anlasst, wieder Lockerungsmaßnahmen im jetzt breit disku-
tierten Stil vorzunehmen.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Jetzt habe ich 
noch zwei Wortmeldungen. In Anbetracht der kurzen Zeit 
kann ich nur noch eine gestatten, und zwar die von Herrn Abg. 
Keck. – Bitte.

(Minister Guido Wolf schaut sich suchend um. – Abg. 
Jürgen Keck FDP/DVP steht an einem Mikrofon auf 

der Besuchertribüne.)

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Hier oben! Hallo! – Herzli-
chen Dank. Zahlreiche Ausführungen, die Sie schon getätigt 
haben, stellen ja, so sage ich einmal, dar, dass die Gastrono-
mie und die Hotellerie zum Öffnen bereitstehen. Mir stellt sich 
die folgende Frage: Warum nicht die Gastronomie abkoppeln? 
Sie sagten, Sie hätten mit verschiedenen Gastronomen gespro-
chen und erfahren: Sie brauchen eine Vorbereitungszeit viel-
leicht bis Ende Mai.

Bei der Hotellerie ist es jedoch einfacher. Ich rede jetzt nicht 
von den großen Hotelketten, sondern von kleinen, familien-
geführten Unternehmen, denen inzwischen finanziell die Pus-
te ausgeht. Warum sollten sie nicht früher öffnen? Der Well-
nessbereich ist gesperrt, es gibt kein Frühstücksbuffet; nichts 
wäre einfacher, als die Zimmer zu öffnen und die Menschen 
dort Gast sein zu lassen. Dann könnten die kleinen, familien-
geführten Unternehmen Geld verdienen.

Warum also nicht Gastronomie und Hotellerie entkoppeln und 
die Hotellerie früher öffnen lassen?

Gerade eben kommt auch die Meldung: Man kann es den Leu-
ten einfach nicht vermitteln, warum die Fußballbundesliga 
jetzt offensichtlich bereits Mitte Mai wieder mit dem Betrieb 
beginnen darf, die Hotellerie jedoch erst Ende Mai. Das ist 
verlorene Zeit. Da wäre eigentlich jeder Tag wichtig.

(Beifall)

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Also, mir 
haben viele Gastronomen und Hoteliers immer auch gesagt, 
dass man beide Branchen beieinander lassen soll, wie sie üb-
rigens auch immer sagen, wir sollten nicht pauschal die Well-
nessbereiche schließen, wenn wir die Hotels an sich öffnen. 
Ja, da wird es auf Sicht schon noch differenzierte Einschät-
zungen geben.

Herr Keck, wir sind uns doch einig: Das Ziel muss jetzt sein, 
Gastro und Hotellerie möglichst schnell wieder an den Start 
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zu bringen. Wenn da die eine oder andere Branche eine Wo-
che Vorsprung hat, kann man lange darüber diskutieren. Mein 
Ziel war und bleibt, rechtzeitig auf Pfingsten Gastronomie und 
Hotellerie zu öffnen, damit diese Branchen wieder eine wirk-
liche Perspektive und die Möglichkeit, Einnahmen zu erzie-
len, bekommen.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank, Herr Minister. – 
Ich habe weitere Wortmeldungen, aber das geht nicht mehr.

(Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos] meldet 
sich.)

– Herr Abg. Dr. Gedeon, Moment! Erst müssen wir Tagesord-
nungspunkt 4 beenden. – Die anderen Themen kann ich nicht 
aufrufen, weil die für die Regierungsbefragung zur Verfügung 
stehende Stunde jetzt voll ausgeschöpft ist.

Punkt 4 der Tagesordnung ist damit beendet.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 6 aufrufe – – Herr Abg. Dr. 
Gedeon, Sie melden sich zur Geschäftsordnung?

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ich wollte noch 
eine Frage stellen, aber das kann ich nicht.

Präsidentin Muhterem Aras: Nein. 

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ich stelle jetzt den 
folgenden Geschäftsordnungsantrag: Der Landtag beschließt 
die Rücknahme sämtlicher Coronarestriktionen gegenüber 
dem Hotel- und Gaststättengewerbe mit sofortiger Wirkung. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Gedeon – –

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Begründung: Ich 
wollte den Herrn Minister fragen: Was spricht dagegen, dass 
wir das beschließen?

(Zurufe – Unruhe) 

Es spricht nichts, aber auch gar nichts dagegen. Ein solcher 
Beschluss ist das einzig Sinnvolle, was wir hier machen kön-
nen, meine Damen und Herren. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Gedeon, Ihr 
Wortbeitrag ist kein Geschäftsordnungsantrag.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Stattdessen wird 
hier ständig um den heißen Brei herumgeredet. Ein Termin 
wird nicht genannt. Nennen Sie wenigstens einen Termin. Ich 
beantrage jetzt die Abstimmung.

(Anhaltende Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Gedeon, Ihr 
Wortbeitrag war kein Geschäftsordnungsantrag. 

(Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos]: Natürlich 
war er das! – Gegenrufe: Nein! – Abg. Dr. Wolfgang 

Gedeon [fraktionslos]: Abstimmung!) 

Es gibt keine Debatte darüber. Aber das war kein Geschäfts-
ordnungsantrag.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos]) 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜ-
NE, der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der FDP/DVP – Gesetz zur Änderung der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg – Drucksache 
16/7462

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Ausschus-
ses – Drucksache 16/8033

Berichterstatter: Abg. Rüdiger Klos

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Allge-
meine Aussprache eine Redezeit von fünf Minuten je Frakti-
on festgelegt.

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Frau Abg. Wal-
ker.

(Unruhe)

– Ich fände es schön, wenn wir jetzt wieder etwas ruhiger wä-
ren. Vielen Dank.

Abg. Thekla Walker GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Jede Verschuldung ver-
schiebt Lasten in die Zukunft und macht künftige Generatio-
nen von Wachstum abhängig, weil sie nur mit weiterem Wachs-
tum den Schuldendienst ohne Wohlstandseinbußen werden 
leisten können. Schulden sind deshalb nicht per se falsch oder 
ungerecht, sie müssen aber in eine Politik eingebettet sein, die 
gleichzeitig die Chancen und die Gestaltungsspielräume zu-
künftiger Generationen im Blick hat und erweitert.

Deshalb tun heutige Haushaltsgesetzgeber gut daran, verant-
wortungsvoll und zurückhaltend mit Kreditaufnahmen umzu-
gehen. Wir tun gut daran, wo immer möglich, Vorsorge für 
künftige Krisen, Risiken und Belastungen zu treffen. Von die-
sem Geist war die Finanzpolitik der letzten Jahre getragen, 
und sie ist es auch heute noch – trotz neuer Schulden in der 
Coronakrise. Unser Ziel und unser Leitbild bleibt eine nach-
haltige Finanzpolitik, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Auch der interfraktionelle Gesetzentwurf von Grünen, CDU, 
SPD und FDP/DVP zur Verankerung der Schuldenbremse in 
der Landesverfassung ist von diesem Grundgedanken der Ver-
antwortung und des nachhaltigen Umgangs mit den Finanzen 
getragen. Dafür will ich den Kolleginnen und Kollegen der 
Fraktionen, die den Gesetzentwurf eingebracht haben, noch-
mals sehr herzlich danken.

Die Coronapandemie führt uns allen vor Augen, wie schnell 
und wie tief greifend sich finanzpolitische Rahmenbedingun-
gen ändern können, und sie zeigt uns, wie wichtig es ist, Ri-
sikovorsorge zu betreiben, Haushaltspläne nicht auf Kante zu 
nähen, um flexibel reagieren zu können – wenn nötig, auch 
mit dem Instrument der Kreditaufnahme. Deshalb war es gut, 
dass wir die Ausnahmetatbestände und die Möglichkeiten, von 
den Bestimmungen der Schuldenbremse abzuweichen, im 
letzten Jahr schon in der Landeshaushaltsordnung verankert 
haben. Diese Ausnahmen haben in den letzten Wochen ihre 
ganz große erste Bewährungsprobe bestanden, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall)



7256

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020
(Thekla Walker)

Zu diesem Gesetzentwurf liegt uns nun in der zweiten Lesung 
das Ergebnis der Anhörung vor. Diese Ergebnisse bestätigen 
den eingeschlagenen Weg. Ich bedanke mich an dieser Stelle 
bei den kommunalen Landesverbänden, beim Rechnungshof, 
beim ifo Institut und beim Bund der Steuerzahler für ihre 
Rückmeldungen und die sachverständige Auseinandersetzung 
mit unserem Entwurf.

Neben der großen Zustimmung zur vorgeschlagenen Verfas-
sungsänderung gab es einige wenige Änderungsanregungen, 
die aber – da sind wir uns fraktionsübergreifend einig – zu 
keinen Änderungen am vorliegenden Gesetzentwurf führen 
müssen.

Meine Damen und Herren, in der ersten Lesung des interfrak-
tionellen Gesetzentwurfs Anfang Februar haben wir noch un-
ter gänzlich anderen Vorzeichen debattiert. Durch die Coro-
napandemie hat sich die Haushaltssituation von einem auf den 
anderen Tag radikal verändert. 

Nach Jahren der Schuldentilgung waren wir auf einmal ge-
zwungen, in einem hohen Umfang Kreditermächtigungen zu 
beschließen; vielleicht müssen weitere folgen. 

Das zeigt aber: Die Schuldenbremse bewährt sich in der Kri-
se. Sie ist keine Schönwetterveranstaltung, sondern ist auch 
für schweren Seegang gestrickt. Sie ist eben nicht die schwar-
ze Null, sondern ein flexibles und wirtschaftspolitisch kluges 
Instrument. Dabei ist sie nicht etwa eine Anknüpfung an frü-
here Zeiten, in denen immer neue Schulden gemacht wurden 
und der Schuldenstand immer nur weiter und weiter aufwuchs. 
Nein, die Schuldenbremse zwingt uns heute dazu, Schulden 
auch wieder abzutragen. Im Aufschwung gibt es klare Schul-
dentilgungsverpflichtungen; Notfallkredite müssen nach ei-
nem gesetzlich definierten Tilgungsplan wieder abbezahlt wer-
den. 

Jetzt, in der Pandemiesituation, können wir froh sein, dass wir 
die Schuldenbremse in der Landeshaushaltsordnung veran-
kert haben und neue Schulden machen können. Wir können 
andererseits aber auch froh sein, dass es dazu einen Tilgungs-
plan mit klaren Tilgungsverpflichtungen gibt. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Änderung der Lan-
desverfassung gehen wir also folgerichtig den nächsten Schritt 
und verleihen diesem wichtigen Instrument Verfassungsrang. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Wald. 

Abg. Tobias Wald CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren! Die vor zehn Jahren im Grund-
gesetz verankerte Schuldenbremse ist eine wichtige Leitplan-
ke für die Haushaltspolitik der Zukunft. Die Implementierung 
der grundgesetzlichen Schuldenbremse in der Landesverfas-
sung ist ein Meilenstein in der Geschichte der baden-württem-
bergischen Haushalts- und Finanzpolitik. Wir Parlamentarier 
haben bereits Geschichte geschrieben, bevor wir der Landes-
verfassung die Schuldenbremse ins Stammbuch schreiben 
konnten. Mitte März, in einer Sternstunde dieses Parlaments, 
konnten wir im Konsens der demokratischen Parteien das Ge-

setz zur Feststellung einer Naturkatastrophe, der Höhe der 
Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines Tilgungs-
plans entlang der Haushaltsordnung verabschieden.

Die Legislative hat damit die Exekutive in die Lage versetzt, 
schnell zu entscheiden und Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Coronapandemie und deren Folgen auf den Weg zu bringen – 
ein wichtiger Schritt. Es war richtig und wichtig, dass wir im 
Zuge der Planaufstellung des letzten Doppelhaushalts die 
Grundlagen der Schuldenbremse schon einfachgesetzlich, im 
Landesrecht korrekt ausgestaltet haben. Dies hat sich nicht 
nur als richtungweisend erwiesen, sondern auch und vor al-
lem als vorausschauend. 

Es war ein exemplarischer Schulfall der Schuldenbremse, den 
wir nun wegen der Coronapandemie leider bereits erleben 
mussten; das hätten wir uns vor wenigen Monaten nicht vor-
stellen können. 

Die wesentlichen Eckpunkte des Gesetzentwurfs zur Ände-
rung der Verfassung des Landes Baden-Württemberg sind die 
Vorgabe zum Ausgleich des Landeshaushalts ohne neue Kre-
dite, die Möglichkeit der Kreditaufnahme in besonderen Aus-
nahmesituationen – Naturkatastrophen und andere Notsitua-
tionen –, die Umsetzung einer Konjunkturkomponente nach 
dem sogenannten Produktionslückenverfahren und der Aus-
gleich des Kontrollkontos nach dem heutigen Regime. 

Hinweisen möchte ich darauf, dass der Ausgleich des Kont-
rollkontos erfolgen wird. 

An dieser Stelle möchte ich den Blick auch auf das Anhö-
rungsverfahren zum Gesetzentwurf richten. Ich danke den 
Verbänden und Institutionen, die sich hierzu geäußert haben. 
Alle Verbände und Institutionen, die zum Gesetzentwurf Stel-
lung genommen haben, begrüßen die Verankerung der Schul-
denbremse in der baden-württembergischen Landesverfassung 
ausdrücklich. Das freut uns. Wir haben uns intensiv mit den 
Anregungen auseinandergesetzt. 

Nach dem Verständnis der CDU-Landtagsfraktion gehören zu 
den Kommunen als Oberbegriff nicht nur die Städte und Ge-
meinden, sondern auch die Landkreise und die Zweckverbän-
de. Für diese gilt die neue Schuldenbremse natürlich nicht. 
Aus Artikel 109 Absatz 3 des Grundgesetzes ergibt sich, dass 
die Schuldenbremse nur für Bund und Länder gilt. Der künf-
tige Ausgleich des Landeshaushalts kann und darf nicht zu-
lasten der kommunalen Haushalte gehen. 

Gerade in Zeiten wie diesen müssen wir, das Land, unseren 
Kommunen auch weiterhin als starker Partner verlässlich zur 
Seite stehen, meine Damen und Herren. Wir müssen gerade 
in diesen außergewöhnlichen Zeiten kurz- und mittelfristig 
dafür Sorge tragen, dass die Leistungsfähigkeit unserer Kom-
munen auf weiterhin hohem Niveau bleibt.

Lassen Sie mich noch kurz den Fokus auf die Diskussion um 
die Schuldenbremse vor Corona richten. Der Staat hatte in den 
vergangenen Jahren sicherlich kein Einnahmeproblem. Des-
halb war es ihm auch möglich, Mittel für Investitionen in ei-
nem hohen Maß zur Verfügung zu stellen. Das haben wir auch 
getan. Die Forderung nach einer Lockerung der Schulden-
bremse für Investitionen wurde immer wieder mit dem faden-
scheinigen Argument untermauert, dass der Staat so zusätzli-
che Mittel für Investitionen in die Hand nehmen könne. 
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Meine Damen und Herren, das, glaube ich, ist falsch. Ich bin 
der vollen Überzeugung, dass dies eben nicht zu mehr Inves-
titionen führen würde; denn die vorhandenen Mittel würden 
weniger für investive Maßnahmen als vielmehr für Konsum 
und andere strukturelle Ausgaben verwendet. 

Nach einer Untersuchung des ZEW in Mannheim in diesem 
Jahr sehen die Finanzmarktexperten nicht in der Schulden-
bremse selbst das maßgebliche Hindernis für höhere Investi-
tionen, sondern vor allem in der Bürokratie, in den Kapazi-
tätsengpässen in der Wirtschaft, beispielsweise der Bauwirt-
schaft, und in den politischen Widerständen der jeweils Be-
troffenen. 

Meine Damen und Herren, wir werden die Schuldenbremse 
nicht aufweichen. Wir stehen für eine nachhaltige Haushalts- 
und Finanzpolitik. Wir nehmen damit Rücksicht auf die nächs-
ten Generationen. Das ist mir sehr wichtig.

Ich danke den Kolleginnen und Kollegen der Fraktion GRÜ-
NE, der SPD- und der FDP/DVP-Fraktion für die guten und 
konstruktiven interfraktionellen Beratungen. Danken möchte 
ich unserer Finanzministerin Edith Sitzmann, unserer Finanz-
staatssekretärin Gisela Splett sowie allen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern im Finanzministerium. Sie haben den interfrak-
tionellen Dialog sehr gut, fachlich fundiert moderiert und na-
türlich auch begleitet.

Danken möchte ich abschließend auch für die guten Beratun-
gen im Finanzausschuss, auch Herrn Stickelberger als Vorsit-
zendem des Ausschusses.

Meine Damen und Herren, wir haben für unser Land eine sehr 
gute Lösung gefunden. Darauf können wir stolz sein, und da-
für können wir dankbar sein. 

Herzlichen Dank.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, wir 
hatten heute Vormittag, vor der Mittagspause, vereinbart, ei-
nen weiteren Punkt als neuen Punkt 5 auf die Tagesordnung 
zu nehmen: Regierungsinformation durch den Ministerpräsi-
denten. Wie Sie sehen, ist Herr Ministerpräsident Kretsch-
mann inzwischen anwesend. 

Ich würde jetzt vorschlagen, dass wir Punkt 6 nachher in der 
entsprechenden Redenreihenfolge fortsetzen und jetzt die Re-
gierungsinformation durch Herrn Ministerpräsident Kretsch-
mann vornehmen.

Ich rufe jetzt den neuen Punkt 5 auf:

Regierungsinformation – Bericht des Ministerpräsidenten 
zu den Ergebnissen der Ministerpräsidentenkonferenz

und Aussprache

Heute Vormittag haben wir nicht über die Redezeiten gespro-
chen. Allerdings würde ich Ihnen aufgrund der Aktualität und 
der Wichtigkeit des Themas freie Redezeit vorschlagen – au-
ßer, Sie wollen eine Beschränkung.

Wenn sich jetzt kein Widerspruch erhebt, dann stelle ich – –

(Zurufe, u. a. des Abg. Anton Baron AfD – Unruhe) 

– Moment, Herr Abg. Baron. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Einfach nach 
Geschäftsordnung!)

Es geht nach der Geschäftsordnung. Es wurde heute Vormit-
tag so besprochen. – Im Anschluss an die Regierungsinforma-
tion findet die Aussprache statt. Hierfür gilt nach § 83 a – –

(Zurufe, u. a. des Abg. Anton Baron AfD)

– Herr Abg. Baron, warten Sie einmal. – Nach § 83 a Absatz 3 
Satz 5 der Geschäftsordnung beginnt nach der Regierungsin-
formation des Ministerpräsidenten ein Redner, eine Rednerin 
der Oppositionsfraktionen. Dieses Mal wäre die FDP/DVP an 
der Reihe. Es gibt eine Reihenfolge, die von der Verwaltung 
festgehalten wird. Sie können sicher sein: Das ist auch kor-
rekt. 

Wenn ich jetzt keinen erheblichen Widerspruch sehe – den ich 
nicht feststelle –, dann verfahren wir so.

Ich erteile das Wort Herrn Ministerpräsident Kretschmann für 
die Regierungsinformation.

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Verehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte Sie 
über die Besprechung der Länderchefs mit der Kanzlerin in-
formieren. Dabei muss ich vorausschicken, dass wir eine Rei-
he wichtiger Fragen leider nicht mehr behandelt haben. Der 
Grund dafür ist, dass einige Länder in den vergangenen Ta-
gen vorgeprescht sind und sehr konkrete Lockerungspläne an-
gekündigt oder sogar beschlossen haben.

(Zuruf)

Aus meiner Sicht wird diese Entwicklung die Akzeptanz der 
Maßnahmen erschweren. Deshalb habe ich im Vorfeld dieser 
Konferenz bewusst keine eigenen Pläne veröffentlicht, ge-
schweige denn sind solche beschlossen worden, obwohl wir 
natürlich auch solche Pläne in der Schublade hatten.

(Zurufe, u. a.: Hört, hört!)

In der Folge haben sich Bund und Länder heute darauf ver-
ständigt, dass künftig einige Bereiche – das ist eine Folge des-
sen, was ich gerade gesagt habe – wie Gastronomie, Touris-
mus oder Kultur nun landesspezifisch und vor dem Hinter-
grund des jeweiligen lokalen Infektionsgeschehens geregelt 
werden. Wir haben aber auch vereinbart, dass wir weiter ei-
nen gemeinsamen Rahmen sicherstellen wollen, z. B. durch 
gemeinsame Hygiene- und Abstandskonzepte der jeweiligen 
Fachministerkonferenzen.

Folgende gemeinsame Beschlüsse haben die Kanzlerin und 
die Länderchefs heute gefasst:

Erstens: Wir waren uns einig, dass Abstandhalten weiter obers-
tes Gebot sein muss, wenn wir jetzt schrittweise weitere Öff-
nungen vornehmen. Der Mindestabstand von anderthalb Me-
tern ist unsere schärfste Waffe im Kampf gegen die Pandemie.

(Beifall)
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Deshalb werden wir ihn noch für lange Zeit brauchen. Das 
Gleiche gilt für die Pflicht, in bestimmten öffentlichen Berei-
chen zumindest eine Alltagsmaske zu tragen. Die Kontaktbe-
schränkungen haben wir im Grundsatz bis zum 5. Juni verlän-
gert. Sie wissen, das ist ein starker Grundrechtseingriff.

(Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Ja, und der ist 
nicht mehr gerechtfertigt! – Abg. Dr. Christina Baum 

AfD: Mit welcher Begründung?)

Deswegen haben wir uns angesichts der niedrigen Infektions-
zahlen auf eine Erleichterung verständigt. Bisher durfte man 
nur mit einer weiteren Person oder mit den Menschen, mit de-
nen man zusammenlebt, auf die Straße gehen. Künftig darf 
man auch mit mehreren Personen eines weiteren Hausstands 
– also einer anderen Familie oder Wohngemeinschaft – hin-
ausgehen. 

Zweitens – das ist uns sehr wichtig – haben wir ein Konzept 
für den Umgang mit regionalen und lokalen Infektionshot-
spots beschlossen. Um die Zeitspanne zu überbrücken, bis ein 
Impfstoff vorliegt, brauchen wir eine möglichst große Kont-
rolle des Infektionsgeschehens. Das bedeutet erstens, dass die 
Zahl der Neuinfektionen möglichst niedrig sein muss, weil 
wir nur so die Nachverfolgung sicherstellen können. Daher 
gelten weiter die harten Einschränkungen, damit die Zahl wei-
ter sinkt und dann niedrig bleibt. Das bedeutet zweitens, dass 
wir neue Infektionsherde schnell erkennen und eindämmen 
müssen. Dafür haben wir ein Konzept für eine lokale Eindäm-
mung beschlossen.

Das Konzept sieht Folgendes vor: Wenn ein Landkreis inner-
halb von sieben Tagen mehr als 50 Neuinfektionen auf 100 000 
Einwohner zu verzeichnen hat, die nicht an einem klar be-
grenzten Ort wie etwa einem Altenheim oder einer Landes-
erstaufnahmeeinrichtung auftreten, müssen regional konse-
quente Beschränkungen eingeführt werden. Es geht also dar-
um, regionale und lokale Brandherde umgehend durch schnel-
le, örtlich begrenzte Beschränkungen zu bekämpfen. Das ist 
wichtig, da ja alle Öffnungen das Risiko mit sich bringen, dass 
die Zahl der Infektionen wieder zunimmt. Wir haben in der 
Vergangenheit gesehen, dass gerade lokale Infektionsherde zu 
einem echten Problem werden können. 

Das ist sozusagen der wichtigste Beschluss heute. Wir gehen 
weiter in den Öffnungen, haben aber bestimmte Grundstruk-
turen erhalten, die etwa Abstände und Kontakte betreffen, 
auch wenn es hierbei Erleichterungen gibt. Das heißt aber, 
dass dann, wenn lokale Brandherde auftreten, sozusagen lo-
kale Lockdowns stattfinden. Das muss allen klar sein.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Ministerpräsident, lassen 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abg. Dr. Baum zu? 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Nein. – Drittens 
werden Bund und Länder bei den Bürgerinnen und Bürgern 
gemeinsam für die Nutzung der vom Bund geplanten Tracing-
App werben. Bei der App setzen wir auf Datenschutz und 
Freiwilligkeit, aber vor allem auch auf das Verantwortungs-
bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger. Es wird entschei-
dend sein, dass große Teile der Bevölkerung die App nutzen. 
Sie ist ein wichtiges Instrument, um die Infektionsketten nach-
vollziehen und unterbrechen zu können. Deshalb appelliere 
ich an den Bund, die App bald an den Start zu bringen. Wir 
haben hier schon viel Zeit verloren. 

Viertens haben wir uns auf einen gemeinsamen Rahmen für 
weitere Öffnungsschritte geeinigt, nämlich bei den Schulen, 
bei der Kinderbetreuung, für den Sport. 

Bei den Schulen haben wir beschlossen, den Unterricht für al-
le Schülerinnen und Schüler schrittweise wieder aufzuneh-
men. Auch hier gelten natürlich die Abstands- und Hygiene-
regeln. Nur so kann es funktionieren. Ziel ist es, dass abhän-
gig vom Infektionsgeschehen alle Schülerinnen und Schüler 
vor den Sommerferien tage- oder wochenweise die Schule 
wieder besuchen können. 

In Baden-Württemberg gehen ja bereits seit dieser Woche die 
Jugendlichen wieder in die Schule, bei denen in diesem oder 
im nächsten Jahr die Abschlussprüfungen anstehen. In einem 
nächsten Schritt werden die Viertklässler voraussichtlich ab 
dem 18. Mai wieder starten. In einem weiteren Schritt sollen 
dann nach Pfingsten alle Schüler der anderen Klassenstufen 
in einem rollierenden System wieder an die Schulen kommen. 
Außerdem werden für die Schülerinnen und Schüler, die wir 
mit dem Fernlernen in den vergangenen Wochen nicht erreicht 
haben, Lerngruppen an den Schulen eingerichtet. In den Som-
merferien wird es zudem freiwillige Lern- und Förderange-
bote geben. 

Auch bei der Kinderbetreuung haben wir uns auf einen ge-
meinsamen Rahmen für eine stufenweise Öffnung verständigt. 
Ab dem 11. Mai wird in allen Ländern eine flexible und stu-
fenweise Erweiterung der Notbetreuung eingeführt. Dabei soll 
sichergestellt werden, dass jedes Kind, das nach den Sommer-
ferien in die Schule kommt, vorher noch einmal die Kita be-
suchen kann. Bei uns in Baden-Württemberg haben wir die 
Notbetreuung ja schon seit dem 27. April deutlich ausgewei-
tet. 

Über eine weiter gehende Öffnung bei der Kinderbetreuung 
werden wir entscheiden, sobald Mitte Mai die Ergebnisse un-
serer Studie vorliegen. In dieser Studie lassen wir derzeit un-
tersuchen, in welchem Maß Kinder ansteckend sind und wie 
häufig sie sich selbst anstecken. 

Beim Sport haben die Kanzlerin und die Ministerpräsidenten 
beschlossen, kontaktlosen Outdoorsport unter freiem Himmel 
wieder zu erlauben. Damit ist Sport im Freien gemeint, bei 
dem man die Abstandsregeln unproblematisch einhalten kann, 
also z. B. Tennis, Leichtathletik oder Golf. Für Baden-Würt-
temberg werden wir das bereits für die kommende Woche be-
schließen. 

Fünftens halten Bund und Länder die Fortsetzung des Spiel-
betriebs der Ersten und Zweiten Fußballbundesliga ab der 
zweiten Maihälfte unter dem von der DFL erarbeiteten Schutz-
konzept für vertretbar. 

(Zuruf: Und der Amateursport?)

Mir ist bewusst, dass das sehr umstritten ist. Das wird sehr, 
sehr kontroverse Diskussionen auslösen. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Jetzt schon!)

Da gibt es harte Befürworter und genauso harte Gegner. Für 
mich war ausschließlich die Frage entscheidend, welche Aus-
wirkungen die Fortsetzung des Spielbetriebs auf das Infekti-
onsgeschehen hat. Die Risiken halte ich für epidemiologisch 
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vertretbar, wenn das Schutzkonzept strikt eingehalten wird. 
Die Voraussetzungen sind vor allem engmaschiges Testen – 
dabei dürfen die Tests nicht zulasten medizinisch notwendi-
ger Tests aus anderen Bereichen gehen –, Einhaltung der Qua-
rantäneregeln bei Infektionen. Hier darf es keinen Sicherheits-
rabatt geben. 

Ich will noch einmal sagen – das haben wir heute nicht ange-
sprochen, das will ich Ihnen aber sagen –, dass ich mir ein 
ähnliches Vorgehen auch für andere Branchen und Berufe vor-
stellen kann, z. B. aus dem Kulturbereich. Auch da gibt es ja 
sozusagen Gruppen, die nicht kontaktlos arbeiten können. Ich 
denke beispielsweise an eine Ballettkompanie oder an ein 
Schauspielensemble. Auch sie könnten unter ähnlichen Vor-
aussetzungen wie die Bundesligaspieler wieder trainieren und 
spielen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP) 

Exakte Überlegungen, die wir hier anstellen, sind heute auf 
der MPK nicht besprochen worden. 

Sechstens sollen künftig überall in der Republik auch Ge-
schäfte mit mehr als 800 m2 Verkaufsfläche öffnen dürfen. Da-
für sollen strenge Regeln gelten, um möglichst zu vermeiden, 
dass zu viele Menschen in den Geschäften sind oder sich War-
teschlangen bilden. Das ist bei uns ja schon geregelt.

Siebtens wurde beschlossen, dass Bewohner von Pflegehei-
men, Krankenhäusern oder Behinderteneinrichtungen regel-
mäßig Besuch durch eine ausgewählte Person erhalten kön-
nen. Das ist wichtig, damit alte Menschen oder Menschen mit 
Behinderungen nicht vereinsamen. Gleichzeitig versuchen 
wir, das Infektionsrisiko dadurch zu minimieren, dass nur ei-
ne einzige Person zu Besuch kommen darf – das aber regel-
mäßig. Selbstverständlich müssen auch dabei strenge Hygie-
nevorschriften eingehalten werden. Wir wissen, bei den ange-
sprochenen Bewohnern handelt es sich um besonders vulne-
rable Gruppen. 

Diese Vereinbarungen werden wir in Baden-Württemberg 
schnell umsetzen.

Meine Damen und Herren, wie ich bereits sagte, hat auch mei-
ne Regierung in den vergangenen Tagen und Wochen inten-
siv an einem Stufenplan gearbeitet, wie und wann wir Wirt-
schaft und Gesellschaft im Land weiter öffnen können. Wir 
sind damit nur nicht vor der heutigen Besprechung der Kanz-
lerin mit den Länderchefs hausieren gegangen – sehr bewusst 
und im Gegensatz zu anderen.

(Beifall)

Ich möchte Ihnen diese Stufenplanung kurz vorstellen. Der 
Plan folgt weiterhin dem Prinzip der Umsicht und Vorsicht – 
so, wie wir es auch mit Bayern abgestimmt haben. Unser 
oberstes Ziel ist und bleibt der Schutz der Gesundheit der 
Menschen in Baden-Württemberg. Dementsprechend bleibt 
auch weiterhin der Infektionsschutz der wichtigste, grundle-
gende Maßstab unseres Handelns. Eine zweite Infektionswel-
le wollen wir unbedingt vermeiden.

Wie ich Ihnen in den letzten Tagen und hier im Plenum schon 
gesagt habe, ist der Stufenplan in Form eines Ampelsystems 
ausgestaltet. Es folgt klaren, nachvollziehbaren Kriterien: ers-

tens dem Ansteckungsrisiko. Hier stellt sich die Frage, wie 
hoch die Infektionsgefahr ist, wenn man einen bestimmten 
Bereich wieder öffnet – z. B. Restaurants oder den Outdoor-
sport.

Zweitens prüfen wir, ob es eine Möglichkeit gibt, ein wirksa-
mes Konzept zur Minimierung des Infektionsrisikos zu ent-
wickeln, also, wie gesagt, Abstands- und Hygieneregeln so-
wie eine Maskenpflicht wie beim Einkaufen.

Drittens schätzen wir ab, ob eine solche Konzeption zur Risi-
kominimierung wirksam durchgesetzt und auch deren Einhal-
tung kontrolliert werden kann. Dabei können wir umso schnel-
ler lockern und öffnen, je besser sich die Infektionszahlen ent-
wickeln. Sollten sie sich allerdings wieder verschlechtern, 
müssten Lockerungen und Öffnungen auf später verschoben 
oder sogar befristet zurückgenommen werden. 

Dieser Vorbehalt ist mir aus zwei Gründen besonders wich-
tig. Zum einen müssen wir eine zweite Welle und damit eine 
mögliche Überlastung des Gesundheitssystems unbedingt ver-
meiden. Zum anderen sollen auch keine falschen Erwartun-
gen und Hoffnungen geweckt werden. Darum umfasst das 
System natürlich – wie bei einer Ampel gewohnt – drei Far-
ben: grün, gelb und rot.

Alles, was dem grünen Bereich – das sind die Stufen 0 und 1 
– zugeordnet ist, haben wir bereits geöffnet oder werden wir 
in einem nächsten Schritt am 11. Mai wieder öffnen. In die 
Stufe 0 gehören der Einzelhandel, Friseure, alle nicht körper-
nahen Dienstleistungen, Gottesdienste, Museen und Ausstel-
lungshäuser, Zoos und botanische Gärten sowie der Schulun-
terricht für Schülerinnen und Schüler, bei denen in diesem 
oder im nächsten Jahr die Abschlussprüfungen anstehen. Auch 
die Notbetreuung für Klein- und Grundschulkinder haben wir 
deutlich erweitert.

Mit der Stufe 1 verfolgen wir dann ab dem 11. Mai weitere 
Öffnungen unter strengen Hygienevorgaben und Infektions-
schutzmaßnahmen, die ebenfalls zum grünen Bereich gehö-
ren. Dazu zählen Outdoorsportanlagen für Kontaktlossportar-
ten wie z. B. Leichtathletik, Tennis oder Golf, ferner Musik-
schulen, Fahrschulen, körpernahe Dienstleistungen wie bei-
spielsweise Massage-, Kosmetik- oder Nagelstudios. 

Alles, was dem gelben Bereich der Stufe 2 zugeordnet ist, wird 
nach heutigem Stand des Infektionsgeschehens vor Pfingsten 
geöffnet werden. Dazu gehören die Rückkehr der Viertkläss-
ler in die Schule, die Öffnung der Außengastronomie und der 
Campingplätze sowie kontaktarme Ausflugsziele wie z. B. der 
Fahrrad- oder Bootsverleih.

Für das weitere Vorgehen habe ich meiner Landesregierung 
Folgendes vorgeschlagen: Danach sind mögliche weitere Öff-
nungen im gelben Bereich der Stufe 3 zugeordnet. Sollte die 
Infektionsrate weiter stabil bleiben, wären Öffnungen im In-
nenbereich von Speisegaststätten und bei den Schulen mög-
lich. 

Ab Pfingsten können dann in Stufe 4 weitere Einrichtungen 
aus den Bereichen Sport und Tourismus öffnen: Tanzschulen, 
Kletterhallen, Sporthallen, Besucherzentren, Freizeitparks. 
Natürlich sind dabei immer strenge Hygienevorgaben und In-
fektionsschutzmaßnahmen einzuhalten.
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Allem, was dem roten Bereich zugeordnet ist, können wir 
nach heutigen Maßstäben aus epidemiologischer Sicht keine 
konkrete Öffnungsperspektive bieten.

(Zuruf)

Dazu gehören vor allem Großveranstaltungen wie Messen, 
Kongresse, Volksfeste und Sportveranstaltungen sowie Frei-
zeit- und Kultureinrichtungen wie Theater, Kinos, Diskothe-
ken und Musikfestivals. Für den Gastronomie- und Touris-
musbereich gehören dazu der Innenbereich von Kneipen und 
Bars sowie Sauna- und Wellnessbetriebe. Für diese Bereiche 
müssen aufgrund ihrer Natur stringente Hygienekonzepte er-
arbeitet und geprüft werden. Diese liegen noch nicht vor. Da-
her können wir zum heutigen Stand nicht abschätzen, wann 
diese Bereiche wieder öffnen können. Wir müssen das auch 
erst mit den Ministerien schlussabstimmen.

Meine Damen und Herren, das sind die Bereiche. Klar ist na-
türlich, dass man jetzt an eine Oper sehr viel einfacher mit be-
stimmten Kriterien wird herangehen können als an das Cann-
statter Volksfest, das sicher sehr weit in die Zukunft gescho-
ben wird.

Im Kulturbereich geht es immer um drei Bereiche: Zuschau-
er, Beschäftigte und Spieler. Diese erfordern jeweils unter-
schiedliche Herangehensweisen. Das muss man sorgfältig prü-
fen und aufeinander abstimmen. 

Das heißt, rot bleibt nicht rot – wenigstens bei vielen, die da 
aufgeführt sind. Vielmehr müssen sie erst mit Konzepten un-
terlegt werden. Dann können sie in den gelben Bereich rü-
cken, und dann kann man dafür auch eine Ausstiegsperspek-
tive formulieren.

So weit, meine Damen und Herren. Vielen Dank.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Nun erteile ich 
das Wort für die FDP/DVP-Fraktion Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Dr. Rülke.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst, Herr Ministerprä-
sident, namens meiner Fraktion herzlichen Dank für diese In-
formation, auch wenn ich nicht verhehlen kann, dass das Ver-
fahren am heutigen Tag schon etwas merkwürdig gewesen ist. 
Das kann Ihnen ja nicht entgangen sein. So hat der Landtag 
von Baden-Württemberg nun erfahren, dass Sie das Ziel hat-
ten, nach dieser Konferenz die Presse zu informieren, wobei 
die Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg aber 
auf dem Stand waren: Der Ministerpräsident hat sich für den 
gesamten Plenartag entschuldigt. Ich hätte schon erwartet, 
Herr Ministerpräsident, dass Sie dazu ein paar Worte sagen 
und uns diesen Zusammenhang erklären. Oder war es so, dass 
Sie tatsächlich Ihre Pläne geändert haben, nachdem Sie ein-
sehen mussten, dass es einfach nicht geht, dass der Minister-
präsident an einem Plenartag mit der Presse, aber nicht mit 
dem Parlament redet?

(Beifall)

Dann sprachen Sie wieder von Vorpreschen. Sie haben in den 
letzten Tagen häufiger zu verstehen gegeben, dass Ihnen bei-

spielsweise nicht gefällt, dass der Ministerpräsident von Sach-
sen-Anhalt zu einer Lockerung bei den Kontaktbeschränkun-
gen kommt. Allerdings ist es offensichtlich so, dass es in Sach-
sen-Anhalt Tage ohne eine einzige Neuinfektion gibt. Das 
rechtfertigt Kontaktbeschränkungen einfach nicht mehr. Denn 
– ich darf eine Aussage des Kollegen Reinhart vom heutigen 
Vormittag zitieren und auch das, was ich in der letzten Woche 
selbst gesagt habe – der geistige Urheber ist ja Herr Papier, 
der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsgerichts, der 
gesagt hat: Diejenigen, die Freiheitsrechte einschränken, sind 
in der Rechtfertigungspflicht, nicht diejenigen, die sie fordern. 

(Beifall)

Deshalb ist es eben nicht gerechtfertigt, Kontaktsperren auf-
rechtzuerhalten, wenn es, wie im Land Sachsen-Anhalt, kei-
ne Neuinfektionen mehr gibt. Da wäre etwas mehr Verständ-
nis nachvollziehbar. 

Sie haben ja offensichtlich am heutigen Tag auch einem Kon-
zept zugestimmt, das in diese Richtung geht. Sie haben vor-
hin gesagt, der eigentlich wichtigste Beschluss des heutigen 
Tages seien künftige Maßnahmen, die eher regional ausge-
richtet sind. Wenn nämlich über sieben Tage hinweg in einer 
Region auf 100 000 Einwohner mehr als 50 Neuinfektionen 
feststellbar seien, dann müsse man darauf reagieren, um lo-
kale Infektionsherde zu isolieren und die Ausbreitung zu ver-
hindern. Das ist der heutige Beschluss.

Ich habe am heutigen Vormittag gesagt – das lief ja schon über 
den Ticker –: Das ist nachvollziehbar. Denn wir haben sowohl 
in Deutschland als auch insbesondere in Italien oder Frank-
reich festgestellt, dass aus Hotspots solche schwierigen Infek-
tionslagen – genau das ist das Problem bei dieser Krankheit – 
entstehen können. Deshalb ist es auch nachvollziehbar, dass 
man sagt: „Wir tun uns schwer, in absehbarer Zeit beispiels-
weise Fußballspiele mit 80 000 oder 100 000 Zuschauern zu-
zulassen.“ Auch die regionale Komponente der Seuchenbe-
kämpfung ist nachvollziehbar.

Dann muss man aber auch den Regierungschefs einzelner 
Bundesländer zugestehen, dass sie regional unterschiedliche 
Entscheidungen treffen, und darf nicht immer fordern, dass 
16 Regierungschefs zur Befehlsausgabe durch die Kanzlerin 
gehen und anschließend die ganze Republik im Gleichschritt 
marschiert. Das ist der falsche Weg der Seuchenbekämpfung, 
meine Damen und Herren.

(Beifall – Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD) 

Nun sagen Sie, die Kontaktbeschränkungen seien weiter not-
wendig – einen Abstand von 1,5 m halten, eine Alltagsmaske 
tragen. Und weiterhin wird Menschen in unserem Land vor-
geschrieben, ob sie sich treffen dürfen oder nicht. 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Wahnsinn!)

Dies bedeutet eine Einschränkung von Grundrechten auch in 
naher Zukunft. 

Ich kann nur noch einmal daran erinnern, wie die Grundrechts
einschränkung immer begründet worden ist: Sie wurde mit ei-
nem exponentiellen Anstieg der Zahl der Infektionen begrün-
det, mit der Gefahr einer Überlastung des Gesundheitswesens, 
die dazu führen könne, dass am Ende Schwerkranke nicht 
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mehr angemessen behandelt werden könnten und es zur  
Triage komme, dass also Ärzte entscheiden, wer noch behan-
delt wird und wen man sterben lässt. Das war die Rechtferti-
gung. Und wenn ich mir die aktuellen Zahlen anschaue, muss 
ich sagen: Diese Einschränkung der Grundrechte ist eben nicht 
mehr gerechtfertigt. Eine Begründung, die nachvollziehbar 
ist, sind uns all diejenigen, die heute verhandelt haben, schul-
dig geblieben. Diese Maßnahmen, die Einschränkungen der 
Grundrechte sind nicht mehr nachvollziehbar.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Rülke, lassen 
Sie eine Zwischenfrage der Frau Abg. Dr. Baum zu?

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Ja. Ich gehe davon 
aus, sie ist kompetent.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Die Frage oder die 
Person?)

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sehr freundlich, Herr Rülke. 
– Wir sehen ja jetzt, dass wir bezüglich der Corona-Epidemie 
eigentlich die gleiche Einschätzung der Lage haben. Warum 
haben Sie dann heute Vormittag unserem Dringlichkeitsantrag 
bezüglich einer Neubewertung nicht zugestimmt?

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Sie können sich 
wieder setzen. Ich habe die Frage verstanden.

(Heiterkeit)

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sie können mir auch gern so 
antworten.

Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Frau Baum, Sie ha-
ben gerade behauptet, wir hätten die gleiche Einschätzung der 
Coronakrise. Ich zitiere noch einmal Ihren Fraktionsvorsit-
zenden, Herrn Gögel. Er hat am 19. März erklärt:

Wenn Sie die Pandemie eindämmen wollen, müssen Sie 
die Menschen zwangsweise separieren und deshalb auch 
eine Ausgangssperre verhängen.

Frau Baum, das ist das Gegenteil von dem, was die FDP ver-
tritt. Es trifft eben nicht zu, dass wir dieselbe Meinung vertre-
ten würden. Es ist nur so, dass Sie in einem Anflug von De-
menz Ihre Auffassung geändert haben, weil Sie der Meinung 
sind, dies bringt Ihnen populistisch mehr. Das ist Ihre Politik 
von der AfD.

(Beifall – Zurufe, u. a. der Abg. Dr. Christina Baum 
AfD)

Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident, es ist not-
wendig, eine andere, eine bessere Begründung zu liefern, als 
sie Ihnen am heutigen Tag gelungen ist. Und die Begründun-
gen werden ja auch ständig gewechselt. Wie gesagt, zunächst 
war die Rede davon: „Wir müssen darauf achten, dass das Ge-
sundheitswesen nicht überlastet wird.“ Dann wurde von ei-
nem Verdopplungszeitraum geredet – 14 Tage. Der Verdopp-
lungszeitraum liegt inzwischen bei über 70 Tagen. Deshalb 
hat man sich davon verabschiedet. 

Dann kam der Reproduktionsfaktor. Es wurde behauptet, die-
ser Faktor könne mit den bisherigen Maßnahmen gar nicht un-

ter 1 sinken. Und wenn er wieder auf 1,1 steigen würde, wä-
re das Gesundheitssystem spätestens im Oktober am Ende. In-
zwischen liegt der Reproduktionsfaktor deutlich unter 1 – bei 
allen Unschärfen, die das Robert Koch-Institut da immer wie-
der einräumen muss.

Dann hieß es vom Robert Koch-Institut plötzlich, man möge 
den Reproduktionsfaktor nicht absolut setzen, sondern es ge-
he auch um die Gesamtzahl der Infizierten. Die ist mittlerwei-
le deutlich gesunken. 

Anschließend hat man vor einer zweiten Welle gewarnt, und 
jetzt geht es plötzlich um das lokale Geschehen.

Meine Damen und Herren, bei dieser Widersprüchlichkeit ei-
ner Seuchenbekämpfungspolitik, einer Widersprüchlichkeit 
der Regierungspolitik brauchen Sie sich nicht darüber zu wun-
dern, dass die Akzeptanz dieser Politik in der Bevölkerung 
schwindet und Sie eine Entwicklung erleben, in der die Wut 
der Menschen steigt. Sie laufen mit dieser Politik Gefahr, die 
Bevölkerung zu verlieren. Sie müssen diese Maßnahmen bes-
ser erklären. Am heutigen Tag haben wir keine Erklärungen 
gehört.

(Beifall)

Richtig ist es, eine Tracing-App anzubieten. Es gefällt uns gut, 
wenn hier das Prinzip der Freiwilligkeit genannt wird und sie 
eben nicht verpflichtend zu nutzen ist – Pläne, wie sie Herr 
Spahn jetzt zurückziehen musste. Wenn Sie, Herr Minister-
präsident, davon redeten: „Es wurde Zeit verloren“, hätten Sie 
vielleicht auch einmal den Mut haben können, an dieser Stel-
le die von Ihnen so verehrte Bundeskanzlerin zu kritisieren. 
Ich lese überall: Alles, was Sie machen, stimmen Sie mit der 
Bundeskanzlerin ab. Es geschieht nichts, was die Bundeskanz-
lerin nicht will. Aber die Bundeskanzlerin und ihre Regierung 
verantworten, dass wir diese App noch nicht haben, weil die 
Bundesregierung bis vor gut einer Woche einem zentralen An-
satz gefolgt ist und erst dann den Ansatz geändert hat. Das ist 
ein Versagen der Bundesregierung; das kann man an dieser 
Stelle einmal deutlich sagen.

(Beifall – Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD) 

Sie sprachen davon, schrittweise die Schulen zu öffnen – nach 
Pfingsten, in einem rollierenden System – und anschließend 
die Kindertagesstätten mit einzubeziehen. Das klang, Herr Mi-
nisterpräsident, als stünde dieser Plan schon unumstößlich 
fest. 

Sie haben dann in einem Nebensatz die Studie erwähnt, die 
Ihre Landesregierung in Auftrag gegeben hat. Ich glaube, die-
se Studie und deren Ergebnisse sind schon wichtig. Denn 
wenn es so ist, wie Professor Henneke aus Freiburg, Kinder-
infektiologe am Universitätsklinikum, sagt – dass nämlich der 
Krankheitsverlauf, der Infektionsverlauf bei Kindern und Ju-
gendlichen nicht nur im Schnitt deutlich milder ist als bei Äl-
teren, sondern dass Kinder diese Infektion eben auch deutlich 
seltener weitergeben –, dann kann dieser Plan nicht so blei-
ben, sondern dann muss er sich verändern. 

Es stellt sich also schon die Frage, inwieweit diese Ergebnis-
se noch geeignet sind, den Plan, den Sie am heutigen Tag für 
Kindertagesstätten und für Schulen vorgestellt haben, zu ver-
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ändern. Wenn es möglich ist, Herr Ministerpräsident, dass die-
se Studie den Plan verändert, dann kann man Ihnen und Ihrer 
Regierung nur raten, sich besser darauf vorzubereiten, als es 
im Moment der Fall gewesen ist. 

Denn wir stellen fest: Baden-Württemberg ist nicht nur zu-
sammen mit dem Saarland das letzte Bundesland, das wieder 
in den Schulunterricht eingestiegen ist, sondern unser Land 
war offensichtlich auch nicht hinreichend vorbereitet. Wenn 
Sie auf diese Studie reagieren wollen, dann können Sie mit 
den Vorbereitungen nicht erst anfangen, wenn die Studie vor-
liegt. 

Deshalb wäre Ihnen anzuraten, sich flexibler auf das vorzu-
bereiten, was da möglicherweise kommen könnte und was 
auch wünschenswert wäre, nämlich eine raschere und umfäng-
lichere Öffnung der Schulen und Kindertagesstätten, als Sie 
das offensichtlich vorhaben – falls die Studie es hergibt. 

Sie sprachen über den Sport. Ich darf Sie zitieren. Sport ist 
möglich: kontaktlos, outdoor, im Freien. Sie haben dann schon 
angedeutet, dass die Fußballbundesliga dazu im Grunde nicht 
passt. Outdoor ja, im Freien auch, aber kontaktlos dürften die 
Spiele in der Fußballbundesliga nicht verlaufen.

Nun kann man natürlich sagen: „Dort war der Druck beson-
ders groß.“ Das stimmt. Wer die Nachrichtenlage verfolgen 
konnte, hat festgestellt: Niemand äußert sich so häufig zu der 
Notwendigkeit der Überwindung des Shutdowns wie Fußball-
bundesligisten. Ich habe auch nichts dagegen. Aber mit wel-
chem Recht sagen wir eigentlich Gastronomen, dass sie ihr 
Gasthaus nach wie vor nicht öffnen dürfen, wenn gleichzeitig 
so viel Energie für die Fortsetzung von Geisterspielen in der 
Fußballbundesliga aufgebracht wird? Das ist schlicht nicht 
nachvollziehbar.

(Beifall)

Darüber hinaus sprachen Sie davon – zumindest mir ist nicht 
so ganz klar geworden, wie das gemeint ist –, dass Ballett und 
Schauspiel dann auch möglich sein müssten. Habe ich das 
richtig verstanden? Ballett wird also geprobt, 

(Zuruf: Bloß Außenbereich!)

Schauspiel wird geprobt, aber es gibt dann keine Aufführun-
gen?

(Unruhe)

Oder gibt es Aufführungen – mit einem entsprechenden Hy-
gienekonzept? 

Was bedeutet das für andere Veranstaltungen? Kann beispiels-
weise ein Musikverein, der mit einem solchen Konzept mög-
licherweise für eine Aufführung proben kann, dann auch da-
mit rechnen, eine Aufführung machen zu dürfen? Kann er da-
mit rechnen, dass Publikum kommen darf? Und, wenn ja, un-
ter welchen Bedingungen? 

Also, Sie sprachen davon, Schauspiel und Ballett müssten ei-
nen ähnlichen Plan vorlegen wie die Fußballbundesliga. Heißt 
das, dass dann eine Balletttruppe auch 14 Tage in Quarantä-
ne geht und jeden Tag getestet wird, und nach 14 Tagen kann 
sie auftreten? Das ist wahrscheinlich nicht sonderlich realis-

tisch. Da würden wir uns schon etwas mehr Aufklärung wün-
schen.

Gut ist, dass Sie sich jetzt endgültig von der 800-m2-Regelung 
verabschieden. Das haben wir Ihnen ja schon früher geraten.

Gut ist, dass es bei den Altenheimen zu Lockerungen kommt 
– natürlich unter entsprechenden Sicherheitsvorkehrungen; 
das ist angesichts der vulnerablen Gruppen klar –, dass es die 
Möglichkeit gibt, dass solche Menschen dann wieder in Kon-
takt mit ihren Angehörigen treten.

Nicht so ganz klar geworden ist aber: Was haben Sie mit der 
Gastronomie vor? Ich habe irgendetwas von Außengastrono-
mie gehört. Wann soll das losgehen? Ihre Wirtschaftsministe-
rin hat gefordert: am Muttertag. Vom Muttertag habe ich bei 
Ihnen jedoch nichts gehört. Vor Pfingsten? Okay. Und nach 
Pfingsten dann Tanzschulen, Freizeitparks etc.

Ich habe ja ein gewisses Verständnis dafür, dass Sie mit Ihrer 
Regierung vielleicht ein paar Tage brauchen, um die entspre-
chenden Verordnungen auszuarbeiten. Was ist denn beispiels-
weise die konkrete Voraussetzung dafür, dass ein Freizeitpark 
öffnen darf? Welche Abstandsregelungen sind dann notwen-
dig, welche Hygienebestimmungen sind dann einzuhalten? 
Wir würden uns wünschen, dass Sie das schon einmal deut-
lich machen.

Das muss dann aber auch für alle gelten. Es darf nicht so sein, 
dass nur der Fußballbundesliga Kontaktsport genehmigt wird 
und allen anderen nicht. Es darf auch nicht so sein, dass die 
Tests machen müssen und die anderen nicht. Wir brauchen 
vielmehr nachvollziehbare Kriterien, die auch wirklich für al-
le gelten und bei denen nicht Einzelnen, die besonders laut 
schreien, eine Extrawurst gebraten wird. Denn genau das ist 
der Grund dafür, dass in der Bevölkerung die Akzeptanz 
schwindet.

(Beifall)

Erstellen Sie also bitte möglichst bald klare Kriterien, und ge-
ben Sie diese Kriterien dann auch an die Betroffenen weiter, 
aber möglichst nicht sonntagabends um 23 Uhr und mit der Er-
wartung gegenüber den Kommunalen, das Ganze dann Mon-
tagmorgen um acht umzusetzen.

Also, es sind viele Fragen offengeblieben, Herr Ministerprä-
sident. Der Landtag von Baden-Württemberg und unsere Mit-
bürgerinnen und Mitbürger erwarten da zu Recht noch eine 
ganze Menge Antworten.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Vielen Dank. – Für die Frak-
tion GRÜNE erteile ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzen-
den Schwarz.

Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Ministerpräsident, vielen Dank 
für die schnelle und ausführliche Information des Parlaments 
nach der Ministerpräsidentenkonferenz. Ich begrüße es aus-
drücklich, dass die Abgeordneten aus erster Hand informiert 
werden.

(Lachen – Zurufe – Unruhe)
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Ich finde das auch sehr notwendig, und ich begrüße es aus-
drücklich, Herr Ministerpräsident, dass Ihre Landesregierung 
eine transparente Öffentlichkeitsarbeit praktiziert.

(Lachen – Zurufe – Unruhe)

Sie haben nach jeder Ministerpräsidentenkonferenz die Bür-
gerinnen und Bürger in diesem Land informiert. Ich finde: 
Diese transparente Haltung heute gegenüber dem Parlament 
und grundsätzlich gegenüber der Öffentlichkeit ist wichtig, 
Herr Ministerpräsident.

(Beifall)

Ich möchte Ihre Haltung ganz klar bekräftigen und auch für 
meine Fraktion sagen, dass wir den Weg, den Sie heute mit 
der Kanzlerin sowie Ihren Kolleginnen und Kollegen bespro-
chen haben, mitgehen. Es ist in meinen Augen ein Weg des 
Ausgleichs, ein Weg der Verantwortung sowohl für das Leben 
der Menschen in unserem Land als auch für das gesellschaft-
liche Leben und für die wirtschaftliche Kraft unseres Landes. 
Das ist bei der Landesregierung gut aufgehoben. Dieser Weg 
erhöht die Planbarkeit. Das ist vernünftig, das ist verlässlich, 
und das ist verantwortungsvoll, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall)

Ich bin Ihnen dankbar, Herr Ministerpräsident, dass Sie sich 
in den letzten Tagen nicht am Wettbewerb der Marktschreier 
beteiligt haben. Ihren Ausführungen entnehme ich: Die Lan-
desregierung wahrt hier Maß und Mitte mit einem Kurs der 
angemessenen Maßnahmen auf der Grundlage wissenschaft-
lich basierter Daten. Ich bin mir sicher: Mit diesem Kurs von 
Maß und Mitte, mit dem Wahren der Verhältnismäßigkeit, dass 
wir unsere Maßnahmen immer auf der Grundlage wissen-
schaftlich basierter Daten treffen, können wir auch gut die Kri-
se überwinden.

(Beifall)

Ich möchte nochmals in Erinnerung rufen, auch Ihnen, Herr 
Kollege Rülke: Mit diesem Virus können wir nicht verhan-
deln. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Mir ist das am Beispiel der Sporttaucher aus Innsbruck sehr 
eindrücklich geworden. Es waren sechs Sporttaucher – nicht 
Amateurtaucher, sondern Sporttaucher –, die etwas jünger als 
ich waren, kerngesund. Sie hatten Corona, waren positiv ge-
testet, waren infiziert. Nach einigen Wochen waren sie gene-
sen. Nach wiederum fünf bis sechs Wochen gingen sie zu ei-
nem Sportmediziner. Der Sportmediziner musste eine deutli-
che Sauerstoffunterversorgung feststellen. Das ist für mich ein 
Warnsignal: eine deutliche Sauerstoffunterversorgung. Das 
heißt, obwohl das sportliche Leute waren, obwohl die mal ih-
ren Tauchschein bekommen hatten, kam es an ihrer Lunge zu 
erheblichen Schädigungen, die durch die Genesung nicht be-
hoben worden sind. Das sollte ein Warnsignal sein. Die haben 
ihren Tauchschein am Ende nicht mehr bekommen. 

Deswegen, glaube ich, tun wir alle gut daran, weiter dafür zu 
sorgen, dass sich das Virus nicht verbreitet, die Verbreitung 

einzudämmen und den Gesundheitsschutz nach vorn zu stel-
len, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall)

Wichtig ist uns, dass die Bundesländer hier vom Grundsatz 
her gemeinsam vorgehen und dass lokalen Gegebenheiten 
Rechnung getragen wird. Denn es zeigt sich ja: Die Entwick-
lung des Virus ist in den einzelnen Regionen, in den einzel-
nen Bundesländern jeweils eine andere. Deswegen finden wir, 
Herr Ministerpräsident, die regionale Differenzierung, die Sie 
besprochen haben, zielführend. 

Herr Rülke, zu dieser regionalen Differenzierung gehört, dass 
wir feststellen müssen: Baden-Württemberg und Bayern sind 
große Ballungsräume für dieses Virus und verzeichnen die 
größte Zahl von Infektionen. Das heißt: Vergleiche mit Meck-
lenburg-Vorpommern oder mit Sachsen-Anhalt und Hinwei-
se auf Öffnungen, die Mecklenburg-Vorpommern für Strände 
und Sachsen-Anhalt jetzt für die Gastronomie vornehmen 
können, gehen fehl. Da haben Sie Äpfel mit Birnen vergli-
chen, Herr Kollege. Das passt nicht. Wir müssen die Situati-
on in unserem Land berücksichtigen. Das sind wir den Bür-
gern unseres Landes schuldig.

(Beifall – Zuruf: Genau! – Weitere Zurufe)

Die Strategie für das Land Baden-Württemberg muss sein, so 
viel gesellschaftliche, soziale und wirtschaftliche Aktivität wie 
möglich zu eröffnen und sich dabei so streng wie nötig an die 
Einschränkung der Kontakte zu halten. Ich glaube, mit die-
sem Vorgehen sind wir gut aufgestellt. 

Wir begrüßen die Ampelsystematik, die Sie, Herr Minister-
präsident, präsentiert haben. Denn mit diesem Ampelmodell 
wird der jeweilige Bereich mit fachlicher Expertise bewertet. 
Es geht also nicht nur um regionale Differenzierung. Vielmehr 
verstehe ich die Ampelsystematik, die Sie präsentiert haben, 
so, dass jede Branche, jeder Sektor – Gastronomie, Verkehrs-
gewerbe, Veranstaltungen, Bildung, Kindertagesstätten – un-
terschiedlich bewertet werden.

Wir halten es für wichtig, dass diese Bewertung anhand von 
epidemiologischen Gesichtspunkten erfolgt. Hier werden dann 
klare Kriterien herangezogen – und das macht die Debatte 
wieder transparent. Dann sind wir nicht beim Marktschreier, 
bei demjenigen, der am lautesten schreit, sondern wir sind auf 
einem klaren, planbaren und nachvollziehbaren Weg. Und das 
ist wichtig, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall)

Uns in der grünen Landtagsfraktion geht es um das ganze 
Land, nicht um eine Lobby, die am lautesten schreit. Mit dem 
Stufenplan bietet die Landesregierung – Herr Ministerpräsi-
dent – eine Perspektive auf der Basis konkreter wissenschaft-
licher Kriterien. Herr Dr. Rülke, die Wissenschaft überprüft 
sich nämlich regelmäßig. 

(Zuruf des Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP)

Die Wissenschaft wird durch regelmäßige Überprüfung, durch 
Diskurs, besser. Deswegen bin ich sehr froh, dass in Deutsch-
land im Bund Angela Merkel und in Baden-Württemberg Win-
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fried Kretschmann regieren – und eben nicht Christian Lind-
ner oder Hans-Ulrich Rülke. Das sage ich Ihnen hier ganz of-
fen. 

(Beifall)

Die Ampelsystematik ist in unseren Augen ein entscheiden-
der Schritt auf einem planvollen Weg zur Normalität. Dieser 
Stufenplan, diese Ampelsystematik schafft eine realistische 
und zeitlich abschätzbare Perspektive für alle Lebensbereiche. 
Wir können damit genau das, was wir heute Morgen unter Ta-
gesordnungspunkt 2 diskutiert haben – der Gastronomie und 
den anderen Branchen eine Perspektive geben –, einlösen, 
weil diese Ampelsystematik transparent, übersichtlich und für 
alle nachvollziehbar ist. 

(Beifall)

In der Praxis müssen die Stufen der schrittweisen Öffnung an 
der Entwicklung der Infektionszahlen und der Wirkung der 
ergriffenen Hygienekonzepte ausgerichtet werden. Dort, wo 
Lockerungen noch nicht möglich sind – Herr Ministerpräsi-
dent, Sie haben von roten Bereichen gesprochen –, bin ich klar 
dafür, dass wir, das Land, die Betroffenen unterstützen. Das 
haben wir heute Morgen deutlich gemacht. 

Ich sage es an dieser Stelle noch einmal: Wir werden da nie-
manden im Stich lassen. Die Gastronomie lassen wir nicht im 
Stich, die Busunternehmen lassen wir nicht im Stich, und den 
Tourismus lassen wir nicht im Stich. Gerade diejenigen, die 
dem roten Bereich zugeordnet sind, werden in den nächsten 
Tagen und Wochen sehr stark unsere Unterstützung brauchen. 
Die bekommen sie von uns, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Ich möchte noch einmal einige Ihrer Punkte aufgreifen. Ich 
finde, wir, der Landtag, sollten geschlossen das Signal aus-
senden, dass Abstandhalten wichtig ist. Das hat nämlich nicht 
jeder hier verstanden. Selbst, wenn Sie es nicht verstehen und 
hier bewusst provozieren wollen, gibt das ein ganz schlech-
tes Bild gegenüber der Öffentlichkeit. Das ist das Signal Num-
mer 1, das wir aussenden sollten.

(Beifall)

Wenn Sie wollen, dass wir wieder zur Normalität übergehen 
können, wenn Sie wollen, dass die Maßnahmen beendet wer-
den, dann müssen Sie Abstand halten. Dann ist jeder von uns 
gefordert. 

Als Abgeordnete haben Sie eine Vorbildfunktion, und dieser 
sollten Sie hier auch gerecht werden, meine Damen und Her-
ren von der AfD. 

(Beifall)

Wir begrüßen es, Herr Ministerpräsident, dass Sie Lockerun-
gen für Familien besprochen haben. Wir finden, es ist wich-
tig, dass eine Familie mit einer anderen Familie nach draußen 
gehen kann. Herr Minister Wolf und auch der Kollege Pix ha-
ben dargelegt, dass das Land Baden-Württemberg, was Tou-
rismusdestinationen angeht, sehr viel zu bieten hat. Daher tei-
len wir diesen Ansatz, dass auch zwei Familien gemeinsam 
nach draußen gehen können. Wir finden das richtig. 

Auch dass jede Schülerin und jeder Schüler noch vor den 
Sommerferien in die Schule geht, halten wir für das richtige 
Vorgehen, und dass Sie, Frau Ministerin, Lerngruppen für 
schwächere Schüler, die jetzt mit dem Homeschooling an 
Grenzen gekommen sind, anbieten, finden wir ebenfalls rich-
tig. Bitte gehen Sie diesen Weg weiter. Er nützt den Menschen 
in unserem Land, er nützt unserer Bevölkerung. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Der Kollege Schweickert hat mich gefragt, wie wir zur Gas-
tronomie stehen. Sie haben die Antwort bekommen: Diese 
Ampelsystematik ermöglicht es uns, vor den Pfingstferien die 
Außengastronomie und die Speisegastronomie zu öffnen. Da 
wird es vielleicht die eine oder andere Änderung geben; man 
wird möglicherweise mehr Abstand halten. Ich bin sehr dafür, 
Herr Schweickert, dass wir die Gastronomen dann gezielt un-
terstützen. Wenn sie entsprechende Investitionen tätigen müs-
sen und dafür Unterstützung brauchen, haben sie unsere vol-
le Unterstützung. Wir lassen sie bei dieser Krise nicht im 
Stich; das kann ich ganz klar sagen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall)

Wir haben in meinen Augen ein gutes Gesamtkonzept erläu-
tert bekommen. 

Ich nehme wahr: Es ist ein atmendes System. Wenn die Infek-
tionszahlen weiter niedrig bleiben, wenn die Infektionszahlen 
weiter sinken, dann können weitere Bereiche auf „Grün“ ge-
schaltet werden. Wenn die Zahlen wieder steigen sollten, ha-
ben wir Anhaltspunkte dafür, in welchen Bereichen gegebe-
nenfalls wieder Beschränkungen vorgenommen werden müs-
sen. Dieses atmende System wird uns in den nächsten Wochen 
begleiten. 

Insgesamt erhöht diese Ampelsystematik die Planbarkeit. Das 
ist vernünftig, das ist verlässlich, das ist verantwortungsvoll. 
Wir gehen diesen Weg mit, meine Damen und Herren.

Herzlichen Dank.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Reinhart. 

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Verehrte Frau Präsiden-
tin, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir haben bereits 
heute Morgen vielfach darüber debattiert, dass die Corona-
Infektionskurve inzwischen guten Grund zur Hoffnung gibt. 
Was uns der Ministerpräsident eben aus der Ministerpräsiden-
tenkonferenz mit der Kanzlerin geschildert hat, unterstreicht 
das. Dafür sind wir zunächst einmal dankbar; denn das ist ei-
ne Entwicklung, die wir alle uns gewünscht haben. Es wäre 
viel schlimmer, würden wir heute in die andere Richtung de-
battieren müssen. Die Reproduktionszahl ist konstant weit un-
ter dem Wert 1. Damit haben wir eine stabile Lage. Gott sei 
Dank ist auch eine zweite Welle nicht in Sicht. 

Ich habe heute Morgen schon einmal gesagt: Auch ein Anti-
körpertest wird jetzt in naher Zukunft vorhanden sein. Des-
halb ist es gut und richtig, dass wir jetzt weitere Schritte der 
Öffnung gehen. 
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Es ist natürlich auch gut und richtig, Herr Ministerpräsident, 
dass Sie jetzt hier im Parlament über das Gespräch der Län-
derchefs mit der Kanzlerin berichten und nicht im Staatsmi-
nisterium vor der Presse. Dies hat sich heute, denke ich, op-
timal ergeben, da wir heute tagen. Es gehört auch zum Selbst-
verständnis des Parlaments, dass wir nicht nur das mittragen, 
was die Regierung bekannt gibt, sondern dass wir Seit’ an Seit’ 
unterwegs sind; denn es sind besondere Zeiten, außergewöhn-
liche Zeiten, Zeiten, die uns allen derzeit Tag und Nacht viel 
abfordern – jedem Regierungsmitglied, aber auch den Abge-
ordneten. Denn im Grunde genommen sind wir alle seit acht 
Wochen in einem Ausnahmezustand. 

Wir alle erhoffen uns Normalisierung und auch Normalität. 
Dazu gehört – ich denke, wir sind an diesem Punkt angekom-
men –, dass wir jetzt im üblichen Verfahren, auch mit Kabi-
nettsvorlagen, das legitimieren, was uns die Regierung vor-
gibt und vorschlägt. Bund und Länder – so, wie Sie uns das 
jetzt dargestellt haben – nutzen damit die Freiräume, die das 
Infektionsgeschehen zulässt. Sie folgen damit aber auch – wir 
haben das hier auch oft besprochen, auch angemahnt – den 
verfassungsrechtlichen Notwendigkeiten. Ich will es noch ein-
mal wiederholen: Nicht die Öffnung ist begründungspflichtig, 
sondern die Beschränkung. Das besagt unsere Verfassung, das 
ist unser Verständnis.

(Beifall)

Ich finde, es ist zu Recht dargelegt worden: Dort, wo der In-
fektionsschutz sicher ist, muss auch eine Öffnung möglich 
sein. Das ist unsere Leitlinie, und so müssen wir jetzt auch die 
von Ihnen vorgetragenen Ergebnisse der Ministerpräsidenten-
konferenz umsetzen. Wir erwarten, dass diese Umsetzung zeit-
nah, transparent und natürlich auch in Zukunft unter Einbin-
dung des Parlaments geschieht und auch geschehen kann. Ich 
glaube, das ist jetzt auch zeitlich machbar – auch regional.

(Vereinzelt Beifall)

Es wurde dargestellt: Wenn sich mehr als 50 Neuinfektionen 
auf 100 000 Einwohner in einer Woche ergeben, muss man 
vor Ort, regional, an diesem Hotspot wieder den Schritt zu-
rückgehen. Ich finde, das ist ein kluger Weg. 

Ich habe gesehen, dass diese Beschlüsse in vielen Teilen jetzt 
den Ländern Hoheiten übertragen. Sie haben dargelegt: Die 
Länder werden in eigener Verantwortung vor diesem Hinter-
grund einen ganzen Katalog selbst entscheiden und bestim-
men: Theater, Oper, Konzerthaus, Kinos, Hochschulen, Kin-
derbetreuung, Volkshochschule, Musikschulen, Bars, Klubs, 
Diskotheken, Messen, Fahrschulen, Massagepraxen, Sportbe-
trieb, Fitnessstudios, Sport- und Freizeiteinrichtungen, klei-
nere öffentliche und private Veranstaltungen etc.

Warum zitiere ich das? Ich finde, auch wenn ich mich wieder-
hole – – Ich empfehle jedem auch die Lektüre des heutigen 
Kommentars in der FAZ von Jasper von Altenbockum. Ich zi-
tiere:

Die Beschwerden über den „Flickenteppich“ werden wie-
der zunehmen. Aber sie waren selten so unbegründet wie 
jetzt. Die Länder nutzen bei der Coronabekämpfung zu 
Recht den Vorteil des Föderalismus, je nach Lage und Re-
gion den besten Weg aus der Krise zu finden.

Da kann ich nur sagen: Das ist richtig so.

(Beifall)

Wo, wenn nicht hier, und wann, wenn nicht jetzt, sind wir ge-
fordert – und wer, wenn nicht wir? –, regional, vor Ort, direkt, 
unmittelbar genau mit den Vorschlägen der Regierung pass-
genaue Lösungen zu finden? Ich habe in den letzten Wochen 
und Monaten auch, wie ich finde, manche überhebliche Stim-
me aus der Partymeile Berlins vernommen, zu der ich schon 
sagen will: Es ist nicht Zentralismus angesagt, vielmehr kön-
nen regionale Lösungen zielgerechter und passgenauer ange-
gangen werden.

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Reinhart, lassen 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Bitte sehr.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Danke, Herr Professor Reinhart, für 
das Zulassen der Zwischenfrage. – Ich bin Ihrer Meinung: Es 
ist der Moment, Subsidiarität umzusetzen. Aber die Frage zielt 
jetzt auf die Tourismusindustrie. Der Minister für Tourismus 
hat gestern im Fernsehen klar gesagt, dass es ihm eigentlich 
zu langsam gehe. Wie ist die Position der CDU-Landtagsfrak-
tion zur Öffnung der Tourismusbranche?

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herr Kollege Klos, ich 
kann Ihnen versichern: Zwischen die CDU-Fraktion und den 
Tourismusminister, auch die Wirtschaftsministerin, die Kul-
tusministerin, den Innenminister und den Landwirtschaftsmi-
nister passt kein Blatt. Wir haben sozusagen eine gemeinsa-
me Position.

(Beifall – Zuruf: Sehr gut! – Weitere Zurufe)

Insoweit können Sie ganz beruhigt sein.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Social Distancing! Da 
langt das Papier nicht! – Weitere Zurufe)

Ich kann Ihnen aber versichern: Ich bin überzeugt davon – das 
war auch in den Stellungnahmen des Kollegen heute zu hö-
ren –: Es gibt eine wichtige Branche, zu der der Vorschlag ge-
kommen ist, dass dort eine wichtige Hilfe notwendig wird. 
Das haben sowohl die Minister, die ich gerade genannt habe, 
als auch die Finanzministerin heute Morgen zu Recht unter-
strichen. Wir brauchen ein Programm für diese Branche, weil 
sie mit über 80 % natürlich besonders hart betroffen ist und 
es daher rasch gehen muss. Es ist gut, dass das Programm im 
Mai kommen wird – auch nach diesem Ampelsystem –, dass 
spätestens am 18. Mai eine Öffnung der Außenbereiche und 
am 25. Mai, also noch vor Pfingsten, auch eine Öffnung der 
Innenbereiche der Gastronomie möglich werden. Uns liegt 
das am Herzen. Es gibt den klaren Vorschlag: 3 000 € plus 
2 000 € für jeden Mitarbeiter. Das ist ein konstruktiver, klarer 
Vorschlag. Wir wollen dieser Branche, aber auch dem ganzen 
Mittelstand in Baden-Württemberg helfen. Wir wollen sagen: 
Baden-Württemberg is not for sale. Wir wollen unsere Wirt-
schaft retten. Das ist unser Anliegen. Wir wollen auch Insol-
venzen vermeiden.

(Beifall)
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Deshalb kommen wir jetzt auch in der Umsteuerung vom 
Lockdown, vom Verbot wieder zur Ermöglichung und damit 
auch zu mehr Eigenverantwortung. Wir wahren die Vorsicht; 
das hat der Ministerpräsident angesprochen. Aber wir schaf-
fen jetzt auch Perspektiven. Das ist wichtig. Wir müssen jetzt 
den Menschen auch Hoffnung machen. Ich glaube, das ist zu 
Recht unterstrichen worden.

Es ist vertretbar und gerade jetzt auch für unser Miteinander 
essenziell, dass die Kontaktbeschränkungen etwas gelockert 
werden, auch Öffnungen erfolgen und sich wieder mehr Per-
sonen begegnen können. 

Die Kultusministerin hat heute Morgen auch für den Sport ge-
sagt: Das ist wieder möglich. Das ist auch für viele Menschen 
wichtig. Ebenso wurde klar dargestellt, was uns im Fahrplan 
für die Schulen erwartet. Auch das ist damit ein richtiger Weg 
von Öffnung und Verantwortung, nachdem wir klar gehört ha-
ben: Spätestens nach Pfingsten findet zu 50 % Präsenzunter-
richt statt und wird die andere Hälfte daheim im Fernunter-
richt unterrichtet, und ebenso werden bei den Kitas jetzt die 
Betreuungen ausgeweitet und sichergestellt. 

Ich glaube, es ist auch wichtig, dass uns die Landesregierung 
jetzt einen Stufenplan präsentiert hat. Damit können sich die 
Menschen vor allem auf das einstellen, was kommt. Wir ha-
ben damit eine risikosensible Roadmap auch für den Weg zu-
rück ins Leben. 

Ich finde – der Kollege Schwarz hat es heute Morgen auch 
dargestellt, als wir über die Wirtschaft gesprochen haben –, 
wir müssen immer sehen: Gesundheitsschutz ist uns das höchs-
te und wichtigste Anliegen, aber gleichzeitig muss auch die 
Gesundheit der Wirtschaft weiterhin sichergestellt werden. 
Denn sie ist überhaupt erst die Basis für die Leistungsfähig-
keit, auch für unser Gesundheitssystem. Auch darauf kommt 
es uns an, und die Arbeitsplätze sind uns auch wichtig, gera-
de in der Wirtschaft, wenn wir jetzt die Kurzarbeiterzahlen se-
hen. 

(Beifall)

Deshalb glaube ich, wir haben jetzt auch durch das Programm 
für die Gastronomie, das angesprochen wurde, einen klaren 
Fahrplan. Aber darüber hinaus hat die Wirtschaftsministerin 
heute – wichtig! – ein weiteres Programm angekündigt, was 
das Beteiligungskapital angeht, dass wir größeren Firmen, bei 
denen das Eigenkapital nicht mehr ausreicht, sozusagen un-
ter die Arme greifen, aber darüber hinaus auch dort, wo sozu-
sagen die Luft ausgeht, wo eine Existenzgefährdung vorliegt, 
mit dem erwähnten Programm der Wirtschaftsministerin noch 
einmal über den Mai hinaus verlängern, erweitern. Das ist ein 
Sofortprogramm II, das die Wirtschaft jetzt braucht – sowohl 
die Selbstständigen als auch der Mittelstand – bis zu weiteren 
Initiativen, die der Bundeswirtschafts- und der Bundesfinanz-
minister angekündigt haben. 

Wir werden notleidende Branchen und Betriebe – auch zu-
sammen mit dem Bund – jetzt weiter stützen und stabilisieren 
müssen. Denn der Mittelstand ist sozusagen der Herzmuskel 
der Wirtschaft in unserem Land. Das haben die Verbände – – 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Das ist der 
Joker!)

– Auch der Joker. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP und Abg. An-
dreas Stoch SPD: Im Standortpoker!)

– Sehr gut. 

(Heiterkeit und Beifall)

Aber ich will auch hier ergänzend erwähnen: Alle Verbände 
– ob BDI, BDA, auch BVMW – haben auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, auch mit öffentlichen Brandbriefen, die hier im 
Mittelpunkt stehen. 

Deshalb war der Wegfall der 800-m2-Regel im Handel wich-
tig. Den haben wir richtigerweise schon vollzogen. Es ist auch 
gut, dass es jetzt Lockerungen in weiterem Umfang gibt. 

Ich will damit sagen, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Der 
Föderalismus ist leistungsfähig, die föderalen Checks and Ba-
lances funktionieren, ebenso der föderale Wettbewerb. Wir 
sind ein 16-Länder-Labor für gute Lösungen. Das macht uns 
stark und flexibel, und zwar gerade in der Krise. 

Deshalb, Herr Ministerpräsident, vielen Dank für die Darstel-
lung, auch für die Perspektive in die Zukunft. Ich glaube, wir 
sind weiter auf dem Weg der Normalisierung und damit auf 
dem Weg der Verantwortung, aber auch auf dem Weg der zu-
nehmenden Freiheit. Das verbindet uns alle. Das ist wichtig, 
das gibt vor allem auch der Gesellschaft, der Wirtschaft, aber 
auch den Menschen im Land wieder Zuversicht und Hoffnung. 
Damit wird heute ein weiterer wichtiger Schritt eingeleitet. 
Da werden wir Sie unterstützen, auch die ganze Landesregie-
rung. 

(Beifall)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Stoch. 

Abg. Andreas Stoch SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen! Zunächst einmal, Herr Ministerpräsident, 
möchte ich mich im Namen meiner Fraktion dafür bedanken, 
dass Sie uns heute den Inhalt dessen, was in der Konferenz 
der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten und der 
Kanzlerin besprochen und entschieden wurde, vorgetragen ha-
ben. 

Ich sage aber an dieser Stelle auch noch einmal ganz deutlich: 
Heute Morgen, als die Parlamentssitzung begann, hieß es, Sie 
seien für den gesamten Parlamentstag entschuldigt. Als ich 
dann die Einladung des Staatsministeriums zu einer Presse-
konferenz um 15 Uhr erhalten habe, habe ich versucht, mich 
an die Parlamentssitzung vom vergangenen Mittwoch hier an 
diesem Platz zu erinnern.

Hier, an dieser Stelle, wurde von mehreren Rednern – ich per-
sönlich habe es auch getan – deutlich gemacht, dass in der ak-
tuellen Coronakrise, in dieser Pandemie, das Heft des Han-
delns – gerade, wenn es um schnelle Notmaßnahmen geht – 
natürlich bei der Regierung, bei der Exekutive, liegt. Aber ge-
nauso habe ich betont, dass es in der aktuellen Situation, in 
der es jetzt um die Definition von Schritten hin zu einem Stück 
mehr Normalität geht, nicht nur aus rechtlichen, sondern vor 
allem auch aus politischen Gründen darum geht, dass dieses 
Parlament eng in diesen Prozess eingebunden ist.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, dann ist es einfach 
nicht mit diesen Worten vom vergangenen Mittwoch – auch 
Ihren Worten – zu verbinden, wenn an einem Plenartag die In-
formation nicht im Parlament stattfindet, sondern in einer 
Pressekonferenz. 

(Beifall)

Deswegen – so glaube ich – ist es an der Zeit, dass den Wor-
ten aus der letzten Woche Rechnung getragen wird. Ich habe 
damals ein Mitglied der Regierungsfraktionen zitiert, wir sei-
en ja nicht so wichtig. Ich habe gesagt, wir sollten das nicht 
sagen, wir sollten es nicht einmal denken. Aber dass heute 
schon wieder nicht danach gehandelt wurde, das ist etwas, was 
nach dem letzten Mittwoch eigentlich nicht passieren darf.

Deswegen halte ich es für richtig und wichtig, dass wir uns 
auch an diesem Ort über die heute beschlossenen Maßnahmen 
unterhalten können. Herr Ministerpräsident, ich hätte von Ih-
nen auch dazu ein Wort der Erklärung erwartet. 

Herr Schwarz, mit Verlaub, Sie haben sich vollständig der Lä-
cherlichkeit preisgegeben. Denn Ihre Idee war das als Letz-
tes. 

(Beifall – Zuruf: Wie wahr!)

Jetzt kommen wir einmal zu dem, was heute passiert ist. Wenn 
ich mich an die Debatte vom letzten Mittwoch erinnere, auch 
an die Positionierung, die ich hier für die SPD-Fraktion vor-
genommen habe, dann kann ich Ihnen sagen: Wir halten das 
Infektionsgeschehen und die Frage, ob wir dieses Coronavi-
rus bereits im Griff haben, nach wie vor für eine äußerst fra-
gile Angelegenheit. Deswegen halte ich es für notwendig, dass 
wir bei allen Diskussionen und bei der Definition der weite-
ren Schritte immer im Blick haben, dass uns nicht das passie-
ren darf, was das Schlimmste wäre, nämlich dass wir uns das 
Infektionsgeschehen wieder aus den Händen gleiten lassen.

Aber uns allen muss klar gewesen sein – so war die Diskus-
sion auch vor einer Woche –: Die ersten Öffnungsschritte, die 
am 20. April vollzogen wurden, konnten am Mittwoch letzter 
Woche in ihren Auswirkungen noch nicht abschließend beur-
teilt werden, weil wir alle wissen, dass wir die zwei Wochen 
brauchen, um zu sehen, welche Auswirkungen sich aus dem 
Infektionsgeschehen ableiten lassen.

Wir hatten über die Osterfeiertage das Gefühl, da fanden mehr 
Kontakte, auch mehr soziale Kontakte zwischen Menschen 
statt. Wir hatten dann die Öffnungen vom 20. April. Aber spä-
testens Anfang dieser Woche, seitdem wir die aktuellen Zah-
len auf dem Tisch haben – nämlich keine weitere Erhöhung, 
kein Hochschnellen der Infektionszahlen, sondern ein Stag-
nieren auf niedrigem Niveau, sogar ein Rückgang –, war uns 
doch allen klar, dass an diesem Mittwoch auf dieser Runde 
der Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten ein ganz 
erheblicher Erwartungsdruck lastet.

Dass viele in diesem Land die bisherigen Maßnahmen mitge-
tragen haben, war richtig. Aber wenn diejenigen, die diese 
Maßnahmen bisher mitgetragen haben, jetzt auch sagen, dass 
sich das erfüllt habe, was wir durch die Maßnahmen schaffen 
wollten, dann müssen wir jetzt doch in einem verantwortba-
ren Rahmen auch wieder eine Diskussion über die Öffnung 
bekommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe das Gefühl, 
dass das andere vor dem Ministerpräsidenten des Landes Ba-
den-Württemberg verstanden haben. Denn das, was in den 
letzten Tagen passiert ist, war – mit Verlaub – keine Öffnungs-
diskussionsorgie, sondern eine Diskussion in den einzelnen 
Bundesländern – sehr oft auch konkret auf das jeweilige In-
fektionsgeschehen bezogen.

Wenn ich hier in diesem Hohen Haus häufig das Hohelied des 
Föderalismus und der regionalen Besonderheiten höre, dann 
kann ich denen, die eine weit weniger brisante Lage in ihren 
Ländern haben, keinen Vorwurf daraus machen. Vielmehr 
müssen diese dann auch die Möglichkeit haben, darüber zu 
entscheiden, wie der jeweilige Weg in diesen Bundesländern 
aussieht.

(Beifall)

Herr Schwarz, dann ist das kein Wettbewerb der Marktschrei-
er – mit Verlaub. Wenn ich dann höre, dass der Ministerprä-
sident von Bayern – – Ich bin überhaupt nicht verdächtig, die-
sen Herrn in irgendeiner Weise zu verherrlichen.

(Zurufe)

Aber dieser Herr Söder aus der „Allianz der Vernünftigen“ – 
wenn ich das so zitieren darf – hatte offensichtlich das Näs-
chen wieder im Wind und hat bereits gestern in seinem Kabi-
nett einen Beschluss fassen lassen. Warum hat er das gemacht? 
Weil er ziemlich genau wusste, was heute auf dieser Minis-
terpräsidentenkonferenz passieren wird.

Jetzt kommt die zweite ganz spannende Frage. Wenn wir 
wussten, was in etwa heute beschlossen wird, sehe ich Län-
der wie Niedersachsen mit Stephan Weil oder Bayern mit 
Herrn Söder in einer weit besseren Position, was die Ausar-
beitung der Verordnungen und die tatsächliche Umsetzung 
dieser Öffnungsschritte angeht. Ich möchte eines nicht, näm-
lich dass in Baden-Württemberg kommunale Vertreter, dass 
wir, der Landtag von Baden-Württemberg, wieder Freitag-
nacht oder Samstagfrüh die neuesten Verordnungen bekom-
men, die wir dann ab Montag umsetzen sollen. Wie soll denn 
so etwas funktionieren, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren?

(Beifall)

Ich glaube, dass, wenn wir das Bild einer Karikatur nehmen, 
wahrscheinlich das Bild einer Kutsche ganz passend wäre, wo 
am Anfang noch alle schön auf dem Planwagen saßen, vor 
sich hin gezockelt sind und überlegt haben: Was passiert jetzt 
mit dem Infektionsgeschehen? Ich habe das Gefühl, dass sich 
einige Ministerpräsidenten – jetzt kommen wir auch zu dem 
Thema „Akzeptanz in der Bevölkerung“ – von der Kutsche 
nach vorn auf die Pferde begeben haben und denen fleißig die 
Sporen geben, weil es ihnen zu langsam geht. 

Herr Ministerpräsident, das Problem der Akzeptanz der Maß-
nahmen durch die Bürgerinnen und Bürger gerade in Baden-
Württemberg ist, glaube ich, gar nicht so sehr die Frage, ob 
die 16 Bundesländer exakt das Gleiche tun. Ich halte das für 
relevant, weil ich Unterschiede auch erklären können muss. 
Zum Teil kann ich sie aber eben erklären.

Ich glaube, ganz problematisch wird die Frage der Akzeptanz 
aber dann, wenn es gar nicht um ein „Auseinanderfallen“ der 
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16 Regierungspferde geht, sondern wenn es um ein „Ausein-
anderfallen“ zwischen den Regierungsmitgliedern hier in Ba-
den-Württemberg geht, wobei die einen, die Grünen, heftigst 
die Fersen in den Boden pressen und versuchen, die Kutsche 
noch irgendwie zu halten, während die CDU vorn auf den 
Gäulen sitzt und den Pferden die Sporen gibt. Das passt aus 
Sicht vieler Menschen in diesem Land eben nicht zusammen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall – Zurufe, u. a. Abg. Dr. Wolfgang Reinhart 
CDU: Jede Mannschaft hat Stürmer und Verteidiger!)

Ich weiß, dass Herr Justizminister Wolf ein begeisterter Rei-
ter ist – als ein Beispiel. Er hat sich auch zu der Frage der Öff-
nung der Gastronomie geäußert. Das ist völlig legitim. Ich 
muss eben definieren, unter welchen Bedingungen ich eine 
Öffnung verantwortbar vornehmen kann. Ich muss sie dann 
auch angemessen umsetzen.

Deswegen glaube ich, das Hauptproblem der Landesregierung 
von Baden-Württemberg ist nicht der Blick auf die anderen 
Bundesländer – doch insoweit schon, als wir ständig rechtfer-
tigen müssen, warum wir später dran sind als andere. Es ist 
aber vor allem auch der Streit innerhalb der Regierung und 
der offensichtliche Dissens zwischen den Regierungsfraktio-
nen. Da können Sie so viel weiße Salbe draufschmieren, wie 
Sie wollen. Sie werden in dieser Frage nicht zu einer gemein-
samen Position kommen.

Als weiteren Punkt möchte ich hier die Frage ansprechen, wie 
wir richtig handeln.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU)

Wir, die Sozialdemokraten – auch andere haben das hier an 
dieser Stelle getan –, fordern einen Plan ein; wir fordern Plan-
barkeit, Nachvollziehbarkeit und vor allem Verlässlichkeit. 
Ich habe auch gesagt: Es reicht nicht, wenn man ständig die 
Floskel „Wir wollen auf Sicht fahren“ gebraucht. Das habe 
ich zu Beginn dieser Pandemie sehr gut verstanden, weil da 
noch viel zu vieles unbekannt war. Wir konnten die Verläufe 
des Infektionsgeschehens überhaupt nicht voraussehen. Da 
kann ich es nachvollziehen. Aber diese Floskel sollte jetzt ein 
für alle Mal eingepackt werden. „Auf Sicht fahren“ wird näm-
lich bei der Bevölkerung so verstanden, als ob wir im Nebel 
stochern würden. 

Ich glaube, mit den zunehmenden Erkenntnissen, die auf der 
medizinischen Seite inzwischen vorliegen, auch aufgrund der 
inzwischen nach und nach eintreffenden Gutachten zu ver-
schiedenen Fragen, wie das Virus weitergegeben wird, wel-
che Arten von Kontakten besonders gefährlich sind, können 
wir mehr tun, als nur auf Sicht zu fahren. Gleichzeitig, sage 
ich, können wir keinen Plan erstellen, der für die nächsten 
drei, vier Monate minutiös vorgibt, was wir wann tun können. 
Aber wir müssen gleichzeitig den Menschen das Gefühl ge-
ben, dass wir eine Strategie, einen Plan für den Weg zurück 
in eine neue Normalität haben. 

Das bedeutet eben mehr, Herr Ministerpräsident, als dass Ih-
re Kultusministerin hier erzählt, dass man irgendwann nach 
den Pfingstferien alle Schüler mal an die Schulen holen möch-
te. Wir hatten jetzt sieben Wochen Zeit, um gerade in diesem 
ganz wichtigen Bereich der Bildung klare Perspektiven zu er-

arbeiten – Perspektiven vor allem für Kinder, die uns im Mo-
ment im Rahmen des Bildungsprozesses verloren zu gehen 
drohen, Perspektiven für die Eltern, die fragen, wie sie denn 
noch ein paar Wochen oder gar Monate ihren Beruf – Home-
office ist das Zauberwort – und die Betreuung der Kinder, die 
möglicherweise im Kita- oder im Grundschulalter sind, in den 
Griff bekommen sollen. Es reicht nicht, wenn wir denen von 
dieser Stelle aus sagen: Vielleicht – wir gucken mal – kann je-
der bis zu den Sommerferien zumindest ein paar Tage in die 
Schule oder in die Kita gehen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Eltern, die Schü-
lerinnen und Schüler, die Menschen in diesem Land haben ei-
nen Plan verdient – und keine Ratlosigkeit bei der Regierung. 

(Beifall)

Ja, es ist richtig, auch die Grundrechtseinschränkungen für äl-
tere Menschen zu lockern, und zwar dann, wenn man dies ver-
antwortlich tun kann, wenn man z. B. auch durch Tests dafür 
sorgen kann, dass man sehr schnell erkennt, ob es z. B. in ei-
nem Pflegeheim oder einem Krankenhaus wieder einen neu-
en Infektionsherd gibt. Aber dann braucht man auch eine kla-
re Ansage der Landesregierung zu der Frage, ob Tests tatsäch-
lich durchgeführt werden, und zwar auch bei Bewohnerinnen 
und Bewohnern, die noch keine Symptome aufweisen. Die 
Frage nach den Tests bei asymptomatischen Personen ist zen-
tral, ebenso wie die Kostenübernahme, Herr Kollege Lucha. 

Deswegen werden wir, glaube ich, auch in diesen Bereichen 
wichtige Schritte nach vorn machen müssen. Denn in der Fra-
ge der Auswirkungen dieser Einschränkungen müssen wir na-
türlich auch die psychischen Belastungen der Menschen ins-
gesamt, aber vor allem auch der älteren Menschen in die Ab-
wägung einbeziehen. 

Herr Ministerpräsident, weil Sie darauf in der letzten Woche 
so intensiv herumgeritten sind: Bei der Diskussion über die 
Frage der Einschränkung von Grundrechten konnte man den 
Eindruck gewinnen, dass Sie davon ausgehen, es gäbe eine 
Hierarchie der Grundrechte. Ich sage das an dieser Stelle nur 
deshalb, weil ich glaube, dass es hier um eine ganz wichtige 
Basis unserer Diskussion geht. Die Juristen hier im Haus und 
die Verfassungsrechtler erst recht werden Ihnen sagen, dass 
es eine solche Hierarchie der Grundrechte nicht gibt. Vielmehr 
stehen die Grundrechte in einer Wechselbeziehung zueinan-
der, nicht in einer von vornherein vorgegebenen Hierarchie. 
Deswegen müssen wir bei allen Entscheidungen, auch was ih-
re Auswirkungen auf die Grundrechte der Grundrechtsträger, 
der Menschen, angeht, ganz genau schauen, ob diese Abwä-
gung im Sinne des Grundgesetzes verhältnismäßig stattfindet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn diese Aus-
gangsannahme schon falsch ist, habe ich die große Befürch-
tung, dass der Ministerpräsident aus der falschen Grundan-
nahme auch die falschen Schlüsse zieht. Das darf bei so wich-
tigen Fragen wie der Beschränkung von Grundrechten von 
Menschen in diesem Land nicht sein.

(Beifall)

Ich möchte dann noch auf einen Bereich zu sprechen kom-
men, den Sie auch angesprochen haben: Ich glaube, beim The-
ma Fußball ist die Diskussion nicht so sehr von der Frage be-
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herrscht, ob eine Wiederaufnahme des Spielbetriebs unter In-
fektionsgesichtspunkten verantwortbar ist oder nicht. Ich möch-
te mich jetzt auch nicht auf die Frage versteifen, wie viele 
Tests nach dem DFL-Konzept verbraucht werden und ob die-
se nicht an anderer Stelle sinnvoller eingesetzt werden könn-
ten. Es gibt ja die Aussage, diese Tests wären verfügbar. 

Aber, Herr Ministerpräsident, das Hauptproblem an dieser De-
batte über das Thema Fußball ist: Was ist die Symbolik die-
ses Bereichs im Vergleich mit anderen Bereichen, in denen 
wir den Menschen Beschränkungen zumuten, gerade wenn es 
um Kinder, um Familien, um Bildung geht? Da können Sie 
noch so oft sagen, das eine habe mit dem anderen gar nichts 
zu tun. Die Akzeptanz der Beschränkungen, die derzeit gel-
ten, hängt ganz stark davon ab, dass die Menschen diese Be-
schränkungen als in sich schlüssig und widerspruchsfrei be-
trachten. Und in dem Moment, in dem die Menschen beim 
Fußball eine Ausnahme sehen, die sie rational nicht erklären 
können, sinkt die Akzeptanz in vielen anderen Bereichen.

Deswegen, Herr Ministerpräsident, würde ich es heute als 
Fehler betrachten – – Ich möchte mir nicht vorstellen – das 
Kalou-Video hat jeder von Ihnen gesehen –, was passiert, 
wenn in einer der Umkleidekabinen demnächst Coronafälle 
auftreten. Dann können Sie den ganzen Laden zusperren, dann 
steht das ganze Projekt nämlich auf hölzernen Füßen. Ich 
glaube, es war ein Fehler, diese Entscheidung, diese Ausnah-
me für den Fußball zu treffen.

(Beifall)

Ich möchte abschließend noch etwas zum Thema Kommuni-
kation sagen. Ich habe einleitend beklagt, dass der Landtag 
am heutigen Tag, wenn es nach der ursprünglichen Planung 
Ihres Staatsministeriums gegangen wäre, eben doch wieder 
nicht die erste Institution gewesen wäre, die von den Be-
schlüssen erfahren hätte. Ich glaube, ein Grundproblem Ihrer 
Regierung ist tatsächlich genau die Kommunikation, nämlich 
den Menschen in diesem Land verständlich zu machen, war-
um verschiedene Maßnahmen notwendig sind. 

Ich glaube auch, dass die Menschen in diesem Land klug ge-
nug sind – das zeigen uns die Erfahrungen der vergangenen 
Wochen, fast schon zwei Monate –, dass sie in der Lage sind, 
verständig zu reagieren und diese Einschränkungen hinzuneh-
men, wenn sie darin einen Sinn sehen. Aber in dem Moment, 
in dem sie den Sinn dieser Maßnahmen nicht mehr erkennen 
können, werden sich die Menschen auch nicht mehr mit der 
notwendigen Intensität an diese Regeln halten. 

Deswegen kann ich nur an diese Landesregierung appellie-
ren: Der Stufenplan, den Sie heute erwähnt haben, muss jetzt 
ganz konkret auch mit der Bevölkerung und vor allem mit die-
sem Parlament diskutiert werden. Und wir müssen gemein-
sam einen Plan für einen Weg in diese neue Normalität mit 
diesem Virus definieren. Das kann nur geschehen, wenn die 
Landesregierung mit offenen Karten spielt und auch dieses 
Parlament – und zwar nicht nur die Regierungsfraktionen, 
sondern alle Fraktionen – an diesem Diskussionsprozess be-
teiligt. Machen Sie endlich diesen Anfang. 

Herzlichen Dank.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt hat die Fraktion der 
AfD das Wort. Herr Abg. Gögel, Sie sind gleich dran. Und 
dann hatte ich noch eine Wortmeldung von Herrn Abg. Dr. 
Gedeon.

Abg. Bernd Gögel AfD: Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, in der letzten 
Woche habe ich Sie für Ihre Informationspolitik noch gelobt. 
Heute wollten Sie einen kleinen Ausreißer machen und uns 
die Informationen vielleicht doch erst über die Medien zuspie-
len. 

Allerdings kann ich mich auch hier wieder korrigieren. Denn 
bereits um 16:42 Uhr hat uns Ihre Staatsministerin alle Daten 
und Fakten wieder original übersandt – somit etwas früher, 
als diese Debatte hier eigentlich geführt wurde. Heute Mittag 
konnten wir in den Medien online ja die Ergebnisse verneh-
men – falls man überhaupt von Ergebnissen sprechen kann; 
ich nenne sie einmal „kleine Verständigungen“. Diese hat man 
auch schon heute Mittag den Medien entnehmen können – 
auch im Liveticker bis 14, 15 Uhr. 

Wir und ich fragen uns allerdings: Was ist das für ein Gremi-
um, das aus der Bundeskanzlerin sowie den 16 Ministerprä-
sidentinnen und Ministerpräsidenten besteht, und welche Be-
fugnis hat dieses Gremium? Ist es eine 16:1-Konferenz oder 
eine 1:16-Konferenz? Das ist eine ganz wichtige Frage. Wer 
bestimmt, wer gibt die Richtung vor? 

Bei allen Ergebnissen, die Sie hier erwähnt haben: Was hat 
die eine Person dazu beigetragen, was hat sie zu Grenzöffnun-
gen zu den Nachbarländern gesagt? Das war überhaupt kein 
Thema. Worauf warten wir da? Wie weit sind die Gespräche 
mit Macron, wie weit sind die Gespräche mit der Schweiz, 
mit Österreich, mit Holland, mit Belgien? Gibt es überhaupt 
Gespräche? Welche Daten werden genannt? Wann ist beab-
sichtigt, Menschen wieder innerhalb der EU – 

(Zurufe – Unruhe)

EU-Bürger – frei reisen zu lassen? Das sind Fragen, die heu-
te und in den letzten Tagen hier nicht diskutiert wurden. 

Hat die Heinsberg-Studie bei Ihren Gesprächen heute oder in 
den vergangenen Tagen eine Rolle gespielt? Denn die Heins-
berg-Studie gibt eine völlig neue Sicht auf die Datenerhebung 
der letzten Wochen. Wir wissen inzwischen – wenigstens aus 
dieser Studie –, dass die Dunkelziffer minimum hundertmal 
höher liegt als das, was wir bis heute durch Tests erfasst ha-
ben. Das ist aber keine schlechte Ziffer, diese Dunkelziffer, 
sondern sicherlich eine positive Zahl.

Hat man über Schweden gesprochen? Dort werden immer 
noch keine Särge mit Militärtransportern aus den Kranken-
häusern gefahren. Nein, im Gegenteil, auch Schweden hat die-
sen R-Faktor unter 1,0 gebracht, ohne diese strikten Maßnah-
men, ohne diese starken Einschränkungen der Grundrechte.

(Beifall)

Das sind Fragen, von denen ich erwarte, dass sie in einem sol-
chen Gremium diskutiert werden. Und wenn sie diskutiert 
werden, dann gibt es eigentlich nur eine Konsequenz, meine 
Damen und Herren: die sofortige Aufhebung aller Maßnah-
men, die beschlossen wurden, 

(Beifall)
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unter Einhaltung der Abstandsregelung und – wenn Sie es so 
wollen und wenn das als Erinnerung für die Menschen wich-
tig ist – mit diesem „Mauldäschle“, wie wir Schwaben sagen, 

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf der Abg. Dr. Christina 
Baum AfD)

das wir uns da um die Nase und über den Mund hängen kön-
nen. Das ist ja, sage ich einmal, mehr der Hinweis: Wir wol-
len uns an die Abstandsregel halten. 

Wir wollen uns aber keinesfalls an den Abstand gewöhnen. 
Wenn ich etwas von „neuer Ordnung“ oder „neuer Zukunft“ 
höre: Ich glaube nicht, dass es erstrebenswert ist, dass wir uns 
in Zukunft nicht mehr die Hand geben, dass wir uns in Zu-
kunft nicht mehr umarmen, keine sozialen Kontakte mehr ha-
ben, sondern nur noch funktionierende Arbeitsroboter sein sol-
len. Das kann nicht die Zukunft sein, die wir uns hier vorstel-
len.

(Beifall)

Die AfD hat rechtzeitig Maßnahmen angemahnt. Am 18. März 
haben Sie dann tatsächlich Maßnahmen ergriffen. Wenn Sie 
das frühzeitig, spätestens im Januar, getan hätten – darauf 
muss man jede Woche wieder hinweisen –, wenn Sie wirklich 
die Schotten dicht gemacht hätten, die Flughäfen und die 
Grenzen geschlossen hätten,

(Unruhe – Zurufe)

wie sich das in einer sich anbahnenden Pandemie gehört, 

(Zurufe – Vereinzelt Beifall)

dann hätten Sie sich einen Überblick über die tatsächlichen 
Zustände verschaffen können.

(Anhaltende Unruhe)

Sie hätten erst einmal eine Inventur machen können: Welche 
Bestände an medizinischem Material haben wir überhaupt?

(Zurufe)

Welche Möglichkeiten in Bezug auf medizinisches Personal 
haben wir? Wie weit gehen unsere Möglichkeiten? Wenn Sie 
rechtzeitig, wenn Sie vier Wochen früher dran gewesen wä-
ren, hätte man den Shutdown oder, wie so nett gesagt wird, 
den Lockdown nicht durchführen müssen. Das ist eine ganz 
klare Aussage, und wir haben rechtzeitig darauf hingewiesen. 

Herr Rülke, dass sich in der Politik, vor allem bei einer so un-
klaren Gemengelage wie dieser Pandemie, innerhalb von sechs 
Wochen Positionen verändern können, wissen Sie und weiß 
Ihre Partei doch ganz genau. 

(Lachen des Abg. Anton Baron AfD)

Ihr Parteivorsitzender hat in dieser Zeit doch mindestens vier 
Mal die Positionen gewechselt. Das gehört dazu.

(Beifall – Zurufe)

Da bin ich in guter Gesellschaft mit Herrn Söder. Auch er hat 
am 30. April in einer Pressekonferenz ganz klar von sich ge-
geben, dass selbstverständlich auch die Politik nicht bera-

tungsresistent sein darf und dass sie ihre Positionen verändern 
darf und muss. Das gehört einfach dazu.

(Vereinzelt Beifall)

Was nicht dazugehört, Herr Rülke – das sage ich Ihnen auch 
einmal –: Wenn eine Abgeordnete Sie um die Zulassung einer 
Zwischenfrage bittet und wenn Sie ihr höflich das Wort ertei-
len, dann können Sie die Abgeordnete doch auch höflich be-
handeln, statt sie wie ein Schulmädchen abzuqualifizieren

(Vereinzelt Beifall – Zurufe, u. a. der Abg. Dr. Chris-
tina Baum AfD)

und auf den Platz zurückzuverweisen. Ich hätte das nicht an-
gesprochen, wenn es nicht schon zum zweiten oder dritten 
Mal passiert wäre. Vielleicht fallen Sie zurück in Ihren ehe-
maligen Beruf. Da war das sicher so üblich, hier im Parlament 
ist es das aber nicht.

(Beifall – Unruhe)

Herr Ministerpräsident, zu den Maßnahmen, die vorgestellt 
wurden: Ich habe jetzt keine Perspektive für den Freizeitpark 
in Tripsdrill, für den Freizeitpark in Rust, für unsere gesamte 
Tourismusbranche in Baden-Württemberg gehört. Daten, Fak-
ten, wann und wie? Die Ferienregionen – – Baden-Württem-
berg hat einfach einen großen Markt im Tourismus- und Fe-
rienbereich.

Zur Gastronomie haben Sie gesagt: Ja, wir fangen mal außen 
an, eventuell schon ab nächster Woche, und danach eventuell 
auch innen, wenn es gut geht. Das ist Stückwerk! Damit kön-
nen die Leute nicht planen. Die Menschen müssen planen kön-
nen, die Menschen wollen Antworten: Werden wir zu Pfings-
ten eine Chance haben, uns frei zu bewegen, einen Platz in ei-
nem Restaurant zum Mittagessen zu buchen und uns auch 
draußen zu bewegen? Können wir zu Ausflugszielen gelan-
gen, und können wir dort auch ein Eis bekommen, ohne Angst 
haben zu müssen, 200 € Strafe zu zahlen?

(Beifall)

Das ist etwas, was die Menschen jetzt, in den nächsten Tagen 
– heute, morgen – von Ihnen wissen wollen. 

(Unruhe)

Stichwort Impfstoff: Wenn ich das Wort Impfstoff höre, läu-
ten alle Glocken.

(Zurufe)

Früher war ein Impfstoff etwas Positives. Inzwischen brechen 
um solche Produkte Wirtschaftskämpfe aus. Wir werden se-
hen, dass nicht nur ein Institut hier das Beste anbieten will, 
sondern dass es mit Sicherheit mehrere sind. Wir haben jetzt 
auch gesehen, dass in der EU Geld für die Impfstoffentwick-
lung gesammelt wurde, damit die Forschung noch einmal groß 
unterstützt wird, damit man möglichst Möglichkeiten findet, 
für die Welt, für 7,5 Milliarden Menschen einen Impfstoff zu 
entwickeln. 

Die Frage ist natürlich: Was machen Sie in einem freien Land 
wie Deutschland mit den Menschen, die sich nicht impfen las-
sen wollen? 

(Abg. Dr. Christina Baum AfD: Das ist eine gute Fra-
ge!)
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Dürfen diese Menschen sich dann noch frei bewegen? Dür-
fen diese Menschen dann noch mit dem ÖPNV fahren? Dür-
fen Kinder, die nicht geimpft sind, in Schulklassen gehen?

(Zurufe)

Das gibt noch eine heiße Auseinandersetzung um diesen Im-
munitätspass. Denn ohne den – das sage ich heute schon vo-
raus – kommen Sie wahrscheinlich gar nicht mehr über die 
französische oder Schweizer Grenze. Es wird also Diskussi-
onen geben, wiederum Diskussionen um Freiheitsrechte und 
darüber, was man darf und was man nicht darf.

Ich bin gespannt. Man hat in der sich schon jetzt anbahnen-
den Diskussion in Berlin die Fühler bereits wieder ein biss-
chen eingezogen: „Das wollen wir doch nicht.“ Seien wir al-
so sehr vorsichtig.

Die App kann etwas Gutes sein; natürlich. Wenn wir nicht al-
le die schlechten Erfahrungen mit der NSA und allen anderen 
Gesellschaften gemacht hätten, wären wir da sicher etwas of-
fener.

(Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Merkels Handy 
sagt es!)

Es geht um das Stichwort Abhören, Bundeskanzlerin etc. 
Wenn man also diese ganzen negativen Dinge nicht schon mit-
bekommen hätte, würde man einer solchen Entwicklung po-
sitiver gegenüberstehen. Hier ist man sich aber Gott sei Dank 
schon von vornherein darüber im Klaren, dass das auf Frei-
willigkeit basieren soll. So haben auch alle Zweifler genug 
Möglichkeiten, sich davon überzeugen zu lassen, dass die App 
in Bezug auf die personenbezogenen Daten tatsächlich sicher 
ist.

Zu Antikörpertests habe ich keinen Ton gehört. Diese Woche 
habe ich den Nachrichten entnommen, dass ein Schweizer Un-
ternehmen 30 Millionen Tests nach Deutschland liefern kann, 
mit Sicherheit auch darüber hinaus. Ich glaube, das wäre ei-
ne bessere – vielleicht sogar die einzige – Möglichkeit, um 
großflächig festzustellen, wie hoch die Dunkelziffer der be-
reits infizierten und wieder genesenen Menschen und die Zahl 
der mit dem Virus noch nicht in Kontakt gekommenen Men-
schen ist. Das geht mit Sicherheit nur über so einen flächen-
deckenden Test. Allerdings ist mir auch noch nicht klar, wie 
groß die Laborkapazitäten dafür sein müssen; denn bei den 
Coronatests hängt es nicht mehr an den Stäbchen, sondern an 
den Kapazitäten der Labors.

Die schwächsten und notleidendsten Menschen in dieser Kri-
se haben wir heute Nachmittag ein bisschen außen vor gelas-
sen: die alleinerziehende Mutter, den alleinerziehenden Vater, 
der seit sieben Wochen zu Hause mit seinem Kind, seinen Kin-
dern sitzt. Die einen, die eigentlich noch in die Kita gehen, 
versucht er zu bespaßen, die anderen versucht er mit dem Ma-
terial zu unterrichten, das zur Verfügung steht. Das ist sehr 
schwierig. 

Die Kinder dürfen seit dieser Woche ja wieder auf den Spiel-
platz, allerdings auch nur mit Abstandswahrung. Ich stelle mir 
die Schwierigkeiten dabei ungefähr so vor wie in der Schule, 
in der Grundschule oder auch in den weiterführenden Schu-
len, wo man heute in Teams lernt und nicht mehr frontal zum 
Lehrer, zur Tafel sitzt, sondern in Blocks, im Team, mit Akti-

on. Ich weiß nicht, wie das jetzt laufen soll und wie das in den 
nächsten Wochen und Monaten laufen soll. Sie können doch 
nicht ernsthaft die Schulen und die Kitas geschlossen halten, 
bis Sie einen Impfstoff entwickelt haben, von dem Sie heute 
bereits wissen, dass das vielleicht ein Jahr oder zwei Jahre 
dauert. Das kann nicht sein. 

(Zurufe)

Bevor Sie Bundesligaspieler täglich mehrfach testen: Gehen 
Sie in die Kitas und in die Schulen, und testen Sie morgens 
die Kinder und am nächsten Morgen wieder. 

(Beifall)

Nach vier Wochen haben Sie ein Ergebnis. Dann wissen Sie, 
dass die Kinder nicht infiziert sind. 

(Zurufe, u. a. des Abg. Daniel Andreas Lede Abal 
GRÜNE) 

– Herr Lede Abal, im Gegensatz zu Ihnen lese ich den ersten 
Teil der Zeitung und fange nicht sofort beim Sportteil an. 

(Lachen – Vereinzelt Beifall)

Daher bin ich da ganz gut informiert.

(Zurufe) 

Glauben Sie mir: Im Gegensatz zu den Unterstellungen von 
Herrn Rülke lese ich auch noch nicht die Todesanzeigen.

(Zurufe) 

– Sie haben mir – – Ja, ja. Mit der Krankheit, die Sie mir und 
uns unterstellen, sind Sie da schon ganz nah dabei. 

(Vereinzelt Beifall – Zurufe, u. a. Abg. Daniel And-
reas Lede Abal GRÜNE: Ja, lesen Sie die jetzt oder 

nicht?)

Diesen schwachen Menschen haben Sie keine Perspektive ge-
boten.

Dann zu Pflege- und Altenheimen: Da haben Sie angedeutet 
oder beschlossen: Eine Kontaktperson darf da mit Abstands- 
und Hygieneregeln wieder Kontakt aufnehmen. Wissen Sie 
was? In diesem Bereich verstehe ich es und akzeptiere es. Da 
halte ich es auch für absolut notwendig, weil das genau der 
schwächste Teil der Gesellschaft ist; diese Menschen sind am 
stärksten betroffen, mit der höchsten Mortalitätsrate. Dort ist 
wirklich Vorsicht angebracht, und dort sind diese Maßnahmen 
auch sinnvoll.

Oper oder Volksfest? Das war ein super Vergleich. Selbstver-
ständlich kann man eine Opernaufführung durchführen. Mit 
den Regelungen, die Sie heute haben, können Sie viele Ver-
anstaltungen durchführen. Doch eines wissen wir nicht: Wo 
fängt die Großveranstaltung an?

(Zurufe, u. a. Abg. Anton Baron AfD: Genau!) 

Bei welcher Zahl sprechen wir von einer Großveranstaltung? 
Sprechen wir bei der Mitgliederversammlung einer Partei mit 
50 Mitgliedern von einer Großveranstaltung? Für mich ist 
klar: Das Cannstatter Volksfest ist eine Großveranstaltung. 
Ein Bundesligaspiel im Neckarstadion, im Daimlerstadion ist 
eine Großveranstaltung. Wo ist die Zahl definiert? Ab wann 
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lassen Sie – bis zu den und den Zahlen – Versammlungen wie-
der zu? Die Klärung muss sehr, sehr schnell passieren.

Wenn die Bundesliga – das ist Kampfsport – in 14 Tagen star-
ten kann, müssen Sie auch die Vereine des Amateursports, un-
ser Vereinsleben wieder eröffnen. Die kleinen Kinder wollen 
auch wieder Fußball spielen. Das muss möglich sein. 

(Vereinzelt Beifall)

Die machen sich weniger Sorgen um die Zuschauer. Die kom-
men seltener, abgesehen von den Eltern und den Opas und 
Omas. Das kennen wir ja. Also, das muss zuerst möglich sein; 
vorher darf man doch auf gar keinen Fall den Profisport eröff-
nen. 

(Vereinzelt Beifall)

Dass man die wirklich kommerziellste Art des Sports als Ers-
tes laufen lässt und sich dem Verdacht aussetzt – – Vielleicht 
hat man das alles jetzt noch kurz vorschieben müssen, damit 
die starten können. – Dem hätte ich mich nicht ausgesetzt, 
sondern ich hätte wirklich im Vereinsleben angefangen; denn 
da drückt es gewaltig. Die Vereine wissen nicht, wie sie sich 
über Wasser halten sollen.

Zur Situation in Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein: Ja, was haben die gemacht? Die ha-
ben ihre Sommersaison gerettet. Sie haben ihre Gastronomie, 
ihren Tourismus gerettet, und sie werden an Pfingsten die 
Strände wieder öffnen. 

(Zurufe, u. a.: Und wir?)

Die können sie jetzt natürlich aufmachen; denn jetzt haben sie 
die große Sogwirkung aus Deutschland heraus. Sie brauchen 
noch keine Internationalität. Setzen Sie jetzt etwas dagegen! 
Öffnen Sie das baden-württembergische Tourismusgewerbe, 
damit an Pfingsten nicht alles nach Norden strömt! Geben Sie 
den Baden-Württembergern auch eine Chance; geben Sie der 
Gastronomie, den Hotels eine Chance, und ermöglichen Sie, 
dass Menschen deren Angebote buchen können. 

Die 800-m2-Regelung brauchen wir heute nicht mehr zu dis-
kutieren. Ich glaube, Sie selbst haben im Innersten gewusst: 
Das wird nichts. Das wird schnell gekippt. Das ist dann auch 
nicht mehr groß diskutiert worden, und auch wir müssen dies 
heute nicht mehr auswalzen. 

Ich möchte von Ihnen und Ihren 15 Kollegen sowie der Kanz-
lerin wissen: Was ist eine Großveranstaltung? Ohne diese Zah-
len, ohne diese Daten können wir nicht weiterplanen. Geben 
Sie sich einen Ruck, und öffnen Sie tatsächlich das Gastrono-
mie- und Hotelgewerbe! Öffnen Sie die Schulen! Öffnen Sie 
auch die Grundschulen, ebenso wie die Kindergärten!

(Zurufe)

Erzählen Sie nichts von „neuer Normalität“, sondern sagen 
Sie den Menschen bitte: Wir möchten so schnell wie möglich 
zurück zu unserer ursprünglichen Normalität. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Nun hat Herr Abg. Dr. Ge-
deon das Wort. 

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Herr Schwarz, Sie tun so, als gä-
be es riesige Unterschiede zwischen Baden-Württemberg und 
Mecklenburg-Vorpommern. Natürlich gibt es gewisse Unter-
schiede, aber diese rechtfertigen nie und nimmer, dass in 
Mecklenburg-Vorpommern wie auch in Niedersachsen Gast-
stätten und Hotels aufgemacht werden, während sie in Baden-
Württemberg geschlossen bleiben. Es ist ein Witz, wenn Sie 
den Unterschied derartig hochstilisieren. 

Zweitens: Herr Kretschmann, Sie haben gesagt, Sie würden 
weiterhin Berichte geben. Ihr Resümee: keine konkrete Pers-
pektive für zahlreiche Betriebe, für Saunen usw. – überhaupt 
keine Perspektive! Das ist Wahnsinn. Stellen Sie sich mal die 
Lage dieser Leute vor. Für andere haben Sie nur sehr vage Per-
spektiven gegeben. Das ist hinten und vorn nichts. Auch wei-
terhin versuchen die Verantwortlichen, die Suppe am Damp-
fen zu halten, um ihre Maßnahmen, ihre einschneidenden 
Maßnahmen in Bezug auf Grundrechte, in Bezug auf die 
Funktionsfähigkeit der Wirtschaft aufrechtzuerhalten. 

Herr Kretschmann, Sie haben gesagt, die Grundlage Ihres 
Handelns sei das Grundgesetz. 

(Zuruf: Ja, klar!)

Es ist schon problematisch, wenn Sie als Politiker sagen – –

Entschuldigung; Sie haben gesagt, die Grundlage sei der In-
fektionsschutz. Das ist nämlich genau der Punkt: Die Grund-
lage für einen Politiker soll erst einmal das Grundgesetz sein 
und nicht der Infektionsschutz. Das ist der springende Punkt. 

(Vereinzelt Beifall) 

Wenn man den Infektionsschutz zur Grundlage macht, dann 
muss man erst einmal sagen, was das ist. Dann sagen Sie: „die 
Wissenschaft“. Ich habe es vor einiger Zeit hier schon einmal 
gesagt:  D i e  Wissenschaft gibt es gar nicht, und  d e n 
Infektionsschutz gibt es auch nicht. Es gibt immer mindestens 
zwei Meinungen; die einen sagen so, und die anderen sagen 
anders. Die Politik muss sich entscheiden. 

Wer also definiert, was Infektionsschutz ist? Wenn Sie natür-
lich jetzt auf Herrn Drosten und Herrn Wieler verweisen, die-
se pseudowissenschaftlichen Kaffeesatzleser, die alle von Bill 
Gates mitbezahlt werden, dann – – Die sagen Ihnen irgend-
welche Sachen. 

(Zurufe – Unruhe) 

– Ja, Moment! Lesen Sie das mal nach. Bill Gates, dieser pa-
thologische Impffanatiker, der Tausende von Menschen auf 
dem Gewissen hat mit seiner Impfpolitik, hat 300 000 Dollar 
für die Charité gespendet, an der Herr Drosten bekanntlich ar-
beitet, und er hat 250 000 Dollar für das Robert Koch-Institut 
des Herrn Wieler gespendet. Ja, diese Leute sind doch nicht 
mehr unabhängig, wenn sie Spenden von Herrn Gates kassie-
ren! Das sollten wir alles wissen, meine Damen und Herren. 
Wir sollten wissen: Die Politik muss entscheiden, was Infek-
tionsschutz ist und wie wichtig dieser ist. 
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Herr Stoch hat sehr richtig gesagt: Es gibt keine Hierarchie 
der Grundrechte, sondern ein Wechselspiel der Grundrechte. 
An dem müssen wir uns orientieren. Wir können es nicht zu-
lassen, dass aufgrund solch willkürlicher Definitionen von sol-
chen Kaffeesatzlesern wie Herrn Drosten das Land weiterhin 
lahmgelegt wird, dass wir eine Coronadiktatur bekommen, 
dass aus unserer Demokratie Schritt für Schritt eine Diktatur 
gemacht wird. Meine Damen und Herren, das wollen wir nicht 
mitmachen.

(Zurufe – Unruhe)

Deswegen ist diese Konferenz eine sehr schlechte Konferenz 
gewesen. Ich kann nur sagen: Mein Vorschlag ist die soforti-
ge Beendigung aller – –

(Zuruf)

Die sofortige Beendigung aller Coronamaßnahmen ist die ein-
zig sinnvolle Lösung. Das würde einen gewaltigen Impuls, 
auch einen psychischen Impuls, an die ganze Bevölkerung 
und die Wirtschaft geben.

Danke schön.

(Vereinzelt Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Ministerpräsident, 
Sie haben noch einmal das Wort. 

(Ministerpräsident Winfried Kretschmann geht an das 
noch nicht desinfizierte Redepult.)

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Frau Präsiden-
tin – –

(Zurufe: Halt!)

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen!

(Anhaltende Zurufe, u. a.: Halt! – Bitte auch die Sei-
tenteile!)

– Oh.

(Das Redepult wird desinfiziert. – Abg. Andreas 
Stoch SPD: Das ist in deinem Interesse! – Abg. Dr. 
Wolfgang Gedeon [fraktionslos]: Jetzt haben Sie aber 
schlechte Ideen aufgenommen, Herr Kretschmann! – 

Weitere Zurufe)

Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Herr Abg. 
Gedeon, Ihre wüsten Angriffe auf angesehene Wissenschaft-
ler dieses Landes möchte ich einmal in aller Entschiedenheit 
zurückweisen.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bedaure, dass es mir und 
meinem Haus passiert ist, dass wir eine Pressekonferenz paral-
lel zum Plenum angesetzt haben. Glauben Sie mir: Das war kein 
böser Wille. Wir sind Opfer der Routine geworden. Bei den häu-
figen Ministerpräsidentenkonferenzen war es immer automa-
tisch so, dass man anschließend eine Pressekonferenz ansetzt. 
Aber ich habe das sofort korrigiert und bin hierhergekommen. 
Die Pressekonferenz wird jetzt wahrscheinlich ausfallen. 

(Vereinzelt Beifall)

Mein Haus wird darauf achten, dass das nicht wieder ge-
schieht.

(Beifall)

Wir müssen uns noch einmal klarmachen, worum es hier geht. 
Es geht um eine Pandemie. Diese Pandemie ist ein Prozess. 
Beendet ist eine solche Pandemie definitorisch dann, wenn in 
zwei bis drei Infektionszyklen keine Infektionen mehr auftre-
ten. Dann erst ist eine Pandemie beendet. Solange das nicht 
der Fall ist, 

(Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktionslos]: Das sind 
alles willkürliche Definitionen!)

kann man nicht mitten in der Pandemie sagen – auch wenn 
die Zahlen sinken –, sie sei quasi zu Ende. 

Die Prävention, 

(Zuruf: Ja!)

zu der man in solch einer Pandemie verpflichtet ist, gilt natür-
lich über die Dauer der Pandemie, weil sozusagen ein einzi-
ger Ansteckungsherd genügt – wenn er nicht schnell genug 
identifiziert und bekämpft wird –, um eine neue Welle auszu-
lösen.

Deswegen, Herr Kollege Rülke, kann man, glaube ich, nicht 
so argumentieren, dass man zu jedem beliebigen Zeitpunkt, 
an dem die Zahlen so sind, sagt: Jetzt muss man auch in die-
sem Schritt parallel dazu die Einschränkungen aufheben. Man 
muss das schon auf Sicht machen, zumal die Zahlen, die man 
heute hat, die Ereignisse der Pandemie vor etwa zehn Tagen 
wiedergeben. Deswegen fährt man da gezwungenermaßen auf 
Sicht. 

Ich denke, das Gebot der Prävention und der Vorsicht gebie-
tet es einfach, so zu verfahren und nicht einfach quasi jeden 
Tag, wenn etwas heruntergegangen ist, etwas Neues zu öff-
nen. Vielmehr muss man immer schauen, dass das mit einer 
gewissen Taktung geschieht, damit man unter Umständen 
auch nachvollziehen kann, welche Öffnungsmaßnahme zu ei-
nem neuen Aufflackern der Pandemie geführt hat. 

Allerdings sind wir davon jetzt schon ein erhebliches Stück 
entfernt, weil, wie gesagt, jetzt die Länder auch eigene Wege 
gehen. Das ist natürlich einerseits gerechtfertigt aufgrund ih-
rer regionalen Lage, andererseits schafft das aber auch das 
Problem, dass man dann die Pandemie – das ist ja eine welt-
weite Infektion, die vor keinerlei Grenzen haltmacht – nicht 
so kontrollieren und handeln kann. Das ist ein Problem, wenn 
jetzt jeder nur gerade auf das reagiert, was in seinem Spren-
gel geschieht. 

Darum gibt es schon das Bedürfnis, dass man in wichtigen 
Fragen zusammenbleibt.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Auch in der Regierung!)

Das ist bisher auch im Großen und Ganzen geschehen. Wie 
schon gesagt, Sachsen-Anhalt ist da einen eigenen Weg ge-
gangen. Deswegen heißt es in dem Beschluss, dass das, was 
vorher schon beschlossen war, gilt. Damit hat man auf Sach-
sen-Anhalt Rücksicht genommen. Aber die anderen 15 Län-
der haben sich entschlossen, dabei zu bleiben, dass wir jetzt 



7274

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020
(Ministerpräsident Winfried Kretschmann)

nicht eine Zahl erhöhen, bei der man sich treffen kann; sie ha-
ben gesagt: „zwei Haushalte“, aber auch das wieder zeitlich 
begrenzt, damit man dann weitere Schritte gehen kann. 

Das sind wichtige Grundstrukturen, die man auch, finde ich, 
relativ unabhängig von einem lokalen Geschehen beibehalten 
muss, weil, wie gesagt, diese Pandemie nicht vor irgendeiner 
Grenze haltmacht, sondern durch die hohe Mobilität der Be-
völkerung jederzeit auch überspringen kann.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Ministerpräsident, 
lassen Sie eine Zwischenfrage von Frau Abg. Reich-Gutjahr 
zu?

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Bitte.

Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Herr Ministerprä-
sident, vielen Dank, dass Sie die Frage zulassen. – Was mich 
schon lange beschäftigt, ist das Zahlenwerk, an dem wir uns 
hier entlanghangeln. Sie schicken uns ja freundlicherweise je-
den Tag die neuesten Zahlen. Was aber nie erkennbar ist, ist: 
Wie viele Tests wurden denn durchgeführt? 

Nun haben wir ja immer mehr Testmöglichkeiten. Anfangs 
hat man nur die getestet, die meinten, erkrankt zu sein. Da-
durch hat man die Anzahl der Erkrankten herausgefunden; die 
anderen waren nicht krank. Jetzt haben wir immer mehr Test-
verfahren und machen also auch mehr Tests. Da wir wissen, 
dass es eine Dunkelziffer gab, die nie jemand erfasst hat, muss 
man ja die jetzt gefundenen Infizierten irgendwie ins Verhält-
nis setzen zu der Zahl der Tests. 

Gibt es dazu im Kreis der Ministerpräsidenten irgendwelche 
Überlegungen? Denn wenn ich jetzt zehnmal so viele Men-
schen teste wie vorher und doppelt so viele Infizierte finde wie 
bisher, dann habe ich natürlich eine ganz andere Information. 
Aber ich kann sie nicht einordnen ohne die Basiszahl, die An-
zahl der zugrunde liegenden Tests.

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Ihre Frage zeigt, 
dass das die Entscheidung noch komplizierter macht. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

In der Tat war es am Anfang natürlich so: Tests waren ein 
Mangelprodukt, weil nicht genügend Testkits da waren. Da 
hat man sowieso nur das testen können, was man unbedingt 
musste, etwa in Krankenhäusern und Altenheimen. Auf die-
ser Ebene waren die Testverfahren in etwa noch ähnlich. Jetzt, 
da die Testkapazitäten erhöht werden, wird natürlich auch 
nicht mehr ganz einheitlich getestet. Darum haben wir eben 
keine ganz klaren Vorgaben. Das gehört einfach zu den Um-
ständen dazu, die man zu bewerten hat. 

Es war, glaube ich, die Frage vom Kollegen Stoch: Wir testen 
hier in Altersheimen flächendeckend – das macht in diesem 
Ausmaß kein anderes Bundesland –, und zwar aus den Grün-
den, die Sie genannt haben. Denn das ist wichtig.

Natürlich bringt es, Frau Abgeordnete, sofort das Problem: 
Wenn man mehr testet, kann man auch mehr finden, und dann 
verändern sich die Zahlen. Das ist auch bei dem R-Faktor so. 
Es hängt alles davon ab. Deswegen sind das leider nicht alles 
so eindeutige Parameter, bei denen man sagen kann: „Wenn ..., 
dann ...“ 

Eine bessere Antwort kann ich Ihnen leider nicht geben. Ich 
nehme aber an, dass sich das in allen Ländern jetzt mit der 
Verfügbarkeit von mehr Testmaterial ändern wird. 

Dazu kommt, dass wir hoffentlich in Bälde valide Antikörper-
tests haben werden. Dann können wir in Kombination mit dem 
Testen auf die Infektion selbst auch feststellen: Hatte die Per-
son bereits die Infektion? Und hoffentlich können wir in Bäl-
de auch feststellen, ob die Antikörper neutralisierend sind oder 
nicht. Davon sind wir allerdings noch ein Stück entfernt. 

(Zurufe, u. a. Abg. Dr. Wolfgang Gedeon [fraktions-
los]: So lange ist das Kaffeesatzleserei!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Ministerpräsident, 
würden Sie zulassen, dass die Frau Abgeordnete noch mal 
nachfragt?

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Frau Kollegin, 
in der Studie, die wir jetzt machen lassen, um herauszufinden, 
was das Virus mit den Kindern macht, wird eben auch auf An-
tikörper getestet und nicht nur auf die Infektion selbst; wir 
versprechen uns daraus deshalb mehr Erkenntnisse. Aber das 
sind wissenschaftlich komplizierte Fragen, die ich Ihnen frei-
händig jetzt auch nicht beantworten kann. 

Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Eine ergänzende 
Bitte vielleicht – – 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Also, noch mal: 
Das zeigt aber – – 

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf)

Bitte schön. 

Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Es wäre hilfreich, 
wenn dieses Datenmaterial vorliegt, dass man eben zu der 
Zahl der Infizierten auch die Zahl der durchgeführten Tests 
mit meldet, sodass man da einen Überblick bekommt, wie vie-
le Leute eigentlich getestet werden. Denn ich habe dazu bis-
her nichts gefunden. Vielleicht könnte Herr Lucha – – 

(Minister Manfred Lucha: 2,3 Millionen wurden bis-
her in Deutschland getestet!)

– Ja. Also, ich meine sozusagen auch analog zu den gefunde-
nen Infizierten. 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Dann können wir diesen 
Punkt jetzt abschließen. 

Herr Ministerpräsident, es gibt einen weiteren Wunsch nach 
einer Zwischenfrage, und zwar von Herrn Abg. Zimmermann. 
Lassen Sie die Frage zu? – Er läuft schon. 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Bitte schön. 

(Zurufe)

Abg. Karl Zimmermann CDU: Danke schön, Herr Minis-
terpräsident. – Ich habe eine Frage zu den Tests. Wenn ich jetzt 
nicht aus dem engsten Bekanntenkreis folgenden Umstand 
kennen würde, würde ich die Frage nach den Tests nicht stel-
len. Es sind tatsächlich – ich könnte Ihnen drei Fälle nennen 
– Familienmitglieder positiv getestet worden, waren sogar 
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krank, aber deren Familienangehörige sind bis heute nicht ge-
testet worden. Das ist doch völlig unvorstellbar, dass der Sohn, 

(Abg. Anton Baron AfD: Unglaublich!)

die Mama nicht getestet werden, der Papa aber positiv ist. Wie 
kann so etwas in Baden-Württemberg vorkommen? 

(Zurufe)

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Herr Abgeord-
neter, Sie werden sicher verstehen, dass ich die Frage schlicht-
weg nicht beantworten kann. 

(Unruhe – Zurufe: Schriftlich!)

Das müssen Sie dann schon sozusagen mit konkreten Anga-
ben nachfragen, dann können wir dem vielleicht nachgehen 
und es auch beantworten. 

(Anhaltende Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Ich bitte jetzt um Auf-
merksamkeit! 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Herr Kollege 
Rülke, das ist eine wichtige Frage. Solch eine Pandemie ist 
ein Prozess. Sie müssen sich auch entlang dieses Prozesses 
verhalten und können nicht einfach immer sozusagen belie-
big nur aufgrund der Ergebnisse, die Sie jeweils gerade ha-
ben, entscheiden. Das haben wir berücksichtigt. Das heißt, das 
Vorsorge- und Vorsichtsprinzip ist auch leitend. Das schätzen 
wir halt auch nur ab. Die Gerichte schätzen es manchmal an-
ders ab und korrigieren dann das, was wir gemacht haben. 

Seien Sie einfach versichert, dass wir die Maßnahmen selbst 
immer gegen die Folgen und die Schäden, die sie verursachen, 
abwägen. Deswegen gehen wir jetzt nicht übervorsichtig da 
heran – davon kann nämlich gar keine Rede sein –; manche 
Entscheidungen finde ich im Gegenteil eher sehr mutig. Aber 
ich möchte noch einmal betonen: Es sind immer zeitlich be-
grenzte Maßnahmen; sie sind in der Regel sogar datiert. Inso-
fern kann man nicht sagen, dass es jetzt sozusagen permanen-
te Grundrechtseingriffe sind. 

Ich will noch mal sagen: Wichtig ist bei der Entscheidung, ob 
man öffnet, aber auch, ob das Geschehen gut nachzuverfol-
gen ist oder nicht. Auch das ist ein Kriterium für die Öffnung. 
Das ist natürlich, wie gesagt, in einem Gasthaus etwas anders 
als auf der Delegiertenversammlung einer Partei. Wir haben 
hier auch über Großveranstaltungen gesprochen; das können 
Sie dem Beschluss entnehmen. Da hat sich erst einmal nichts 
geändert. 

(Zuruf)

Es gab jetzt auch eine Diskussion, ob wir endlich dazu kom-
men, nach unten hin zu definieren, was eine Großveranstal-
tung ist. Darüber gab es allerdings keinen Konsens – wahr-
scheinlich ist ein solcher auch nicht herstellbar –, sodass je-
des Land selbst entscheiden muss, wie das geschieht. Da wird 
man sich einerseits – so denke ich – eine Zahl überlegen, an-
dererseits aber auch die Bedingungen. 

Verstehen Sie? Bei einem Parteitag wissen Sie, wie viele De-
legierte kommen. Sie können sagen, welchen Raum Sie brau-

chen, damit die alle unterkommen. Bei einem Feuerwehrfest 
wissen Sie halt erst einmal nicht, wer da kommt. Darum muss 
man wahrscheinlich auch das unterschiedlich behandeln, han-
deln. 

Jetzt will ich noch etwas zur Bundesliga sagen. Natürlich ist 
uns bewusst gewesen, dass das hoch umstritten ist und wahr-
scheinlich sehr emotional und sehr heftig debattiert werden 
wird, dass das Kritik hervorrufen wird. Denn das ist mit vie-
len Gefühlen verbunden. Sie haben ja gesagt, das sei wahr-
scheinlich symbolisch ein Fehler, den wir da gemacht haben. 

(Abg. Bernd Gögel AfD: Das Schlechteste, was man 
tun konnte!)

Aber man muss einfach sehen: Wenn man sich in diesen Fra-
gen von der Grundfrage wegbewegt: „Was bedeutet dieses Er-
eignis für die Infektiologie?“, und alle möglichen anderen Kri-
terien nimmt, dann ist man schnell sozusagen im Treibsand. 
Dabei ist klar, dass die politische Beurteilung einer Maßnah-
me natürlich etwas anderes ist als eine rein rationale Betrach-
tung einer Maßnahme. Dies führt laufend zu Gerechtigkeits-
debatten. Das ist mir natürlich voll bewusst und allen ande-
ren auch. 

Aber wir sind einfach nach dem Infektionsgeschehen verfah-
ren und haben danach die Entscheidung gefällt – wohl wis-
send, dass es kontrovers diskutiert werden wird. Denn wenn 
man sich davon entfernt, dann gibt es nur noch Debatten: Wa-
rum der und ich nicht? Dann können Sie letztlich nicht mehr 
begründen, warum Sie eine Maßnahme machen. Letztlich 
müssen Sie als Messlatte aber immer das Infektionsgesche-
hen nehmen, und dann können Sie dem auch andere Dinge 
folgen lassen. 

Deswegen ist die Entscheidung so gefällt worden. Ich würde 
Ihnen auch raten, dabei zu bleiben. Sonst bekommen wir De-
batten wie: Da dürfen Millionäre auf dem Rasenplatz umher-
rennen, und die Kindertagesstätten sind nicht geöffnet.

(Zurufe, u. a.: Ja, das ist auch ein Skandal!)

Solche Debatten haben Sie dann. Dann haben Sie keinen Maß-
stab mehr, der sich an dem spiegelt, worum es hier geht, näm-
lich Infektionen so gut wie möglich zu verhindern, einzudäm-
men und niemandem dort Lasten aufzulegen, wo etwas durch 
andere Möglichkeiten lösbar ist.

Es ist klar: Wenn wir mehr über das Infektionsgeschehen bei 
kleinen Kindern wissen, dann können wir auch klarer ent-
scheiden. Jetzt ist es so – das weiß jeder aus seiner Lebens-
wirklichkeit –: Aufgrund ihrer Spontaneität können Sie für 
Kinder in einem bestimmten Alter natürlich nicht einfach Ab-
stands- und Hygieneregeln durchsetzen. Das funktioniert bei 
Kindern nicht. Also ist es ein anderer Maßstab. Der Maßstab 
ist: Was bedeuten Kinder für eine Epidemiologie, wenn sie da 
umherrennen, zueinander Kontakt aufnehmen? Sie sind nun 
mal kontaktfreudig. Tragen sie dann die Infektion weiter in 
ihre Familien und von dort eben auch in vulnerable Bereiche? 
Das ist der Maßstab. Es geht nicht darum, dass uns Fußballer 
wichtiger wären als Kinder – das ist natürlich überhaupt nicht 
der Fall –, sondern in dem einen Fall kann ich das Infektions-
geschehen eingrenzen, beurteilen, kann Maßnahmen verhän-
gen.
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Insofern kann man sagen: Das ist absolut beherrschbar. Das 
wäre es, wenn wir Kindertagesstätten öffnen würden, in die-
sem Maß aber erst einmal nicht. Darum muss man da mit an-
deren Regeln herangehen. Das will ich einfach noch einmal 
sagen und Ihnen diese Sichtweise auch anraten.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Ministerpräsident, 
lassen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Klos zu?

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Bitte schön.

Abg. Rüdiger Klos AfD: Herr Ministerpräsident, einmal un-
terstellt, dass all das, was Sie eben gesagt haben, zutrifft, dann 
wird Ihnen diese Studie doch bestenfalls eine einzige Aussa-
ge bringen, nämlich eine Wahrscheinlichkeit – mehr nicht. Sie 
werden keinesfalls eine valide Größe haben, mit der Sie dann 
nach außen gehen. Insofern: Was wird Ihnen das bringen?

(Zurufe)

Ministerpräsident Winfried Kretschmann: Wenn wir et-
was über Wahrscheinlichkeiten wissen, ist das schon sehr hilf-
reich. Wir können doch in der Krise sowieso nicht ganz klar 
operieren, weil wir zu wenig über dieses Virus wissen. Also 
spielen Wahrscheinlichkeiten bei der Beurteilung dessen, ob 
ich das Risiko einer Lockerung eingehe oder nicht, eine gro-
ße Rolle. Das ist natürlich ein wichtiger Maßstab.

(Beifall)

Die ganze Epidemiologie beruht zum großen Teil auf Wahr-
scheinlichkeiten. Das gehört einfach dazu.

Zum Schluss noch zu der Frage: Was heißt das alles im föde-
ralen Gefüge? Meine Damen und Herren, Sie wissen doch al-
le, dass es schon in ganz normalen Zeiten unglaubliche De-
batten gibt, wenn irgendein Land etwas anders macht als ein 
anderes. Schon wenn Niedersachsen ein anderes Nichtrau-
cherschutzgesetz macht als Baden-Württemberg, gibt es in 
Deutschland – leider – heftige Diskussionen, und es wird ge-
fragt, wie denn so etwas sein kann. 

Es wissen doch alle, dass die Bevölkerung in ihrer Haltung 
zum Föderalismus sehr gespalten ist. Was fast unmöglich ist, 
ist die Fusion von Ländern. Das verhindert jede Bevölkerung 
in der Volksabstimmung. Baden-Württemberg ist eine rühm-
liche Ausnahme, aber es hat auch zweier Volksabstimmungen 
bedurft, bis es das Land Baden-Württemberg gab.

Andererseits wünschen sich 80 % der Bevölkerung dasselbe 
Schulbuch für alle. Diese Debatten kennen Sie doch. 

(Abg. Dr. Hans-Ulrich Rülke FDP/DVP: Die halten 
wir aus!)

Dann ist doch klar, Herr Rülke: In einer Krise, in der Sie so 
schwerwiegende Eingriffe machen müssen, sind Sie darauf 
angewiesen, dass die Bevölkerung Ihre Maßnahmen auch ak-
zeptiert. Wenn Sie in solch einer Situation fragen: „Warum 
machen es die, ihr aber nicht?“, dann unterminiert das, wie 
Sie wissen, die Akzeptanz von Maßnahmen.

Deswegen muss man in einer solch schweren Krise schon se-
hen: Wo bleibt man zusammen, und wo kann man aufgrund 
der Infektionslage eigene Wege gehen? Meine Haltung ist be-

kannt: Man sollte möglichst gut zusammenbleiben. Das ist 
bisher auch einigermaßen gelungen.

Das tun wir jetzt in den Maßstäben der lokalen Begrenzung, 
wo wir mit einem Zahlenfaktor operiert haben. Auch das war 
übrigens umstritten. Diese Regelung macht den Stadtstaaten 
Probleme, keine Frage. Trotzdem haben zum Schluss alle die-
se Maßnahmen akzeptiert, weil es wichtig ist, dass es erkenn-
bar für alle Menschen in der Grundstruktur gegen die Pande-
mie einheitliche Maßnahmen gibt. Denn das Virus wirkt in 
Sachsen-Anhalt nicht anders als in Baden-Württemberg. Das 
muss man bei allen lokalen Unterschieden, die es beim Infek-
tionsgeschehen gibt, berücksichtigen. – Da ist das Tor jetzt 
weit geöffnet. 

Wozu das im Hinblick auf die Akzeptanz der Bevölkerung 
führt, das werden wir sehen. Da bin ich nach meinen Erfah-
rungen nicht allzu optimistisch. Deswegen müssen wir unse-
re Maßnahmen natürlich gut und richtig begründen. 

Die Mahnungen nehme ich immer ernst. Wenn dann dabei als 
Erfolg herauskommt, dass wir in Zukunft Unterschiede etwas 
frischer akzeptieren – schließlich ist Differenz ja der Sinn der 
Freiheit; sonst brauchten wir sie gar nicht –, dann ist auch aus 
dieser Krise etwas gewonnen.

Vielen Dank.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, gibt es weitere Wortmeldungen? – Gut. Dann können wir 
diesen Tagesordnungspunkt, den wir eingeschoben haben – 
die Regierungsinformation –, abschließen. 

(Zuruf)

– Gibt es noch Wortmeldungen? Alles klar?

(Zuruf)

Wir kommen zurück zu Punkt 6 der Tagesordnung – Sie er-
innern sich –:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion GRÜ-
NE, der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der 
Fraktion der FDP/DVP – Gesetz zur Änderung der Ver-
fassung des Landes Baden-Württemberg – Drucksache 
16/7462

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Ausschus-
ses – Drucksache 16/8033

Berichterstatter: Abg. Rüdiger Klos

Wir fahren in der Rednerreihenfolge fort. Herr Kollege Hofe-
lich für die SPD-Fraktion, Sie haben das Wort. 

Abg. Peter Hofelich SPD: Werte Frau Präsidentin, werte Kol-
leginnen und Kollegen! Ich hoffe, wir erinnern uns alle. Es 
geht um ein Gesetz zur Änderung der Verfassung des Landes 
Baden-Württemberg. Ich schließe an die Debattenbeiträge der 
Kollegin von den Grünen und des Kollegen von der CDU an 
und versuche, uns noch einmal ein bisschen ins Bild hinein-
zubringen.
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Die Schuldenbremse hat – ich knüpfe bei diesem Thema an 
die jetzige Debatte an – angesichts dessen, was wir in der letz-
ten Plenarsitzung vor der Unterbrechung beschließen konn-
ten, bewiesen, dass sie ihre Bewährungsprobe bestanden hat. 
Hierzu zählt auch der Weg, für Baden-Württemberg spezifi-
sche Regelungen zu finden, wie mit der Notsituation und ei-
ner Naturkatastrophe – die wir hier auch im Landtag mit ei-
ner entsprechenden Mehrheit festgestellt haben – umzugehen 
ist. 

Wir haben das gute Gefühl, dass wir bei diesem Gesetz jetzt 
auf der Zielgeraden sind und gemeinsam sagen können: Es 
wird praktikabel sein, und es wird uns in besonderen Situati-
onen helfen. Daher freue ich mich zunächst einmal, dass wir 
dieses Gesetz unter der Überschrift der Gemeinsamkeit hin-
bekommen haben, meine Damen und Herren. 

Alle Gesetze sind natürlich immer auch Kinder ihrer Zeit. Da-
mals, vor rund zehn Jahren, als sich der Bund zur Schulden-
bremse entschlossen hat, war das Thema Generationengerech-
tigkeit wichtig – keine Schulden auf Kosten der kommenden 
Generationen. Richtig ist aber auch, dass wir heute in einer 
Situation sind, in der wir wissen, dass wir den aktiven Staat 
brauchen, dass wir einen Staat brauchen, der dafür sorgt, dass 
im Land die notwendigen Dinge angepackt werden. 

Ich will mit Blick auf die Spanne der letzten zehn Jahre sa-
gen: Ich glaube schon, dass wir mit der Gesetzesberatung Kurs 
gehalten haben. Denn auf der einen Seite wirtschaften wir, das 
Land, solide und erhalten uns gleichzeitig Flexibilität, auf der 
anderen Seite aber brauchen wir in diesem Land auch den ak-
tiven und fördernden Staat. Beidem kann man mit diesem Ge-
setz gerecht werden. Ich glaube, als Sozialdemokraten kön-
nen wir stolz darauf sein, ein Stück weit darauf hingewirkt zu 
haben, dass der eingeschlagene Weg richtig ist. 

(Beifall)

Es war richtig, die vor zehn Jahren vom Bundesgesetzgeber 
getroffene Verfassungsänderung im Land nicht unverändert 
und unflexibel zu übernehmen. Das wäre untergesetzlich zwar 
vielleicht irgendwie gegangen; aber ich finde, die Staatlich-
keit Baden-Württembergs wird durch eine eigene, landesspe-
zifische Regelung unterstrichen. Es bedeutet auch eine höhe-
re Verbindlichkeit, wenn es in der Verfassung steht. Wir ha-
ben übrigens auch die Kontrollrechte des Landtags gestärkt. 
Auch das war uns wichtig, meine Damen und Herren.

(Beifall)

Es war richtig, die zu treffenden gesetzlichen Regelungen in 
einer interfraktionellen Arbeitsgruppe unter Einbezug des 
Rechnungshofs zu entwickeln. Die einladende Finanzminis-
terin mag ihr Angebot gelegentlich bereut haben. 

(Zuruf)

– Überhaupt nicht, gut. – Aber es ist so: Wenn man für Ver-
fassungsänderungen eine Zweidrittelmehrheit braucht, dann 
kann man nicht mit einer starken Hälfte im Parlament allein 
mit dem Kopf durch die Wand gehen. Deswegen haben wir 
diese Veränderungen durchsetzen können. Darüber freuen wir 
uns.

(Beifall)

Es war wichtig, eine konjunkturflexible Regelung zu wählen. 
Unser Land hat durch Industrie und Export zwei Treiber mit 
hoher Volatilität, bezogen auf die Haushalte. Auch wenn sich 
das bei den Einnahmen und Ausgaben im föderalen System 
glätten muss, ist es doch gut, dass wir das Bedürfnis nach eige-
nen Spielräumen haben, wie wir hier in Baden-Württemberg 
reagieren können, wie wir mit der Schuldenbremse in bestimm-
ten konjunkturellen Situationen selbst umgehen können. 

Es war nicht zuletzt auch richtig, dass wir uns öffentlich über 
die neu zu treffende Regelung unterhalten haben, dass wir teil-
weise parlamentarisch gestritten haben, aber auch mit den 
Gruppen außerhalb des Landtags in einem Dialog waren.

Ich sage ganz offen: Der Deutsche Gewerkschaftsbund vertritt 
eine Auffassung, die von dem abweicht, was hier auf dem Weg 
des Beschlusses ist. Trotzdem ist uns diese Debatte wichtig ge-
wesen. Ich glaube, es ist auch wichtig, dass wir dazu stehen – 
ich habe das vorhin angesprochen –, und zwar unter der Prä-
misse, dass wir einen aktiven, aber auch einen solide wirtschaf-
tenden Staat haben. Beides zusammen geht – natürlich immer 
dann, wenn richtig regiert wird. Und am besten wird richtig re-
giert, wenn wir dabei sind, meine Damen und Herren. 

(Beifall – Zuruf: Ich habe den Scherz verstanden!)

– Ja, aber mit Blick auf die Entwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland war es kein Scherz, sondern die Realität, Herr 
Kollege.

(Heiterkeit und Beifall)

Unsere Ziele haben wir erreicht. Es gibt ein Kontrollkonto, 
das geräumt wird. Für die Feststellung, dass eine Notsituati-
on vorliegt, ist eine Zweidrittelmehrheit erforderlich, und wir 
haben symmetrische Maßnahmen, wenn es darum geht, dass 
wir konjunkturell Einfluss nehmen wollen. 

Wir freuen uns, dass die Wissenschaft uns, die SPD, darin be-
stärkt hat und dass unsere Forderungen auch aufgenommen 
werden. Das hat die Anhörung ergeben. Darüber freuen wir 
uns, und wir können sagen, dass wir in der aktuellen Situati-
on schon mit dem, was über die Landeshaushaltsordnung im 
Vorgriff beschlossen worden ist, auch handlungsfähig sein 
werden; Kollegin Walker hat darauf hingewiesen.

Ich denke also, dass wir sagen können: Es ist ein Gesamtwerk, 
zu dem wir stehen können, das einen guten Kompromiss dar-
stellt. Wir haben damit – auch wenn wir die Regelungen für 
eine Ausnahmesituation jetzt aus einem sehr traurigen Anlass 
zum ersten Mal anwenden – bewiesen, dass wir für das Land 
Baden-Württemberg eine angemessene Gesetzgebung zuwe-
ge gebracht haben.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Als Nächster hat Herr Abg. 
Dr. Podeswa für die AfD das Wort.

Abg. Dr. Rainer Podeswa AfD: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Die grün-
rote Regierung Kretschmann I und die andere grün-rote Re-
gierung Kretschmann II 

(Vereinzelt Heiterkeit)
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haben die Schulden des Landes Baden-Württemberg selbst 
bei den höchsten Steuereinnahmen aller Zeiten ausgeweitet. 
Vergleichen Sie dazu bei Interesse einfach auf der Seite des 
Finanzministeriums die Entwicklung der Kreditmarktschul-
den von Baden-Württemberg über die Jahre.

Die Vorgängerregierungen haben – Sie werden es vermutlich 
ahnen – auch in normalen Zeiten die Schulden des Landes Ba-
den-Württemberg ausgeweitet. Und heute sind wir uns in ei-
ner Krisensituation alle einig, den Schuldenstand des Landes 
auszuweiten. Beste Zeiten, normale Zeiten, Krisenzeiten: Grün-
de fürs Schuldenmachen gibt es offensichtlich immer. 

Die AfD erklärt die Einhaltung der Schuldenbremse zu 
einem ihrer obersten Gebote. 

(Beifall)

Konsumausgaben dürfen nicht mehr durch zusätzliche 
Schulden getätigt werden. Ersparte Zinsen und zusätzli-
che Steuereinnahmen sind für die Tilgung von Altschul-
den einzusetzen.

Das ist ein wörtliches Zitat aus dem Landtagswahlprogramm 
der AfD Baden-Württemberg im Jahr 2016. 

Wir bedanken uns vor diesem Hintergrund für den Gesetzent-
wurf der Schuldenparteien. Er entspricht vollumfänglich dem 
AfD-Programm. 

Die AfD-Fraktion steht leider nicht auf dem Titel dieses Ge-
setzentwurfs – nicht, weil sie nicht hinter dem Gesetzentwurf 
stehen würde. Nein, die AfD-Fraktion hat für diesen Gesetz-
entwurf gekämpft, hat konstruktiv mitgearbeitet. Leider ist 
Konstruktivität in diesem Haus nicht erwünscht, wenn sie von 
der einzigen Oppositionspartei im Parlament kommt.

(Beifall)

Der Bürger weiß, was er davon zu halten hat. Der Bürger weiß 
auch, dass wir hier unermüdlich für seine Interessen kämpfen.

(Zuruf: So ist es!) 

Die Schulden von heute sind die Steuern von morgen. Dafür 
muss es auch Ausnahmen geben. Die Coronakrise ist eine die-
ser Ausnahmen. Naturkatastrophen sind eine Situation, in wel-
cher der Staat handeln muss, handlungsfähig sein muss. 

Die Schuldenbremse in der vorliegenden Fassung hat ihre Be-
währungsprobe bestanden. Die AfD-Fraktion hat dies auch 
bewiesen, indem wir als erste Fraktion im Landtag von Ba-
den-Württemberg einen Antrag auf Errichtung eines Schutz-
schirms für die Wirtschaft, für Kleinunternehmen und für So-
loselbstständige eingebracht haben,

(Beifall)

genau am 17. März dieses Jahres. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Staatsschulden sind eine Belastung für den Bürger und nur im 
absoluten Notfall staatspolitisch sinnvoll. Die Schuldenbremse 
und diesbezügliche Diskussionen sind Kinder der Eurokrise 
und der Überschuldung der Südländer, welche sich zwischen-

zeitlich auch auf weitere Länder ausgeweitet hat, insbesonde-
re westlich von uns. 

Passend dazu haben wir zwei Entwicklungen. Das Bundes-
verfassungsgericht hat den enormen Anleihenkauf der Euro-
päischen Zentralbank in Höhe von bisher 2,6 Billionen € – wir 
sprechen hier nicht von Milliarden, wir sprechen vom Tau-
sendfachen von Milliarden – zumindest in Teilen für verfas-
sungswidrig erklärt. 

(Beifall – Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum AfD)

Die rund 1 Billion € Schulden – bei diesen Summen kommt 
es auf ein Milliardchen mehr oder weniger ja nicht an –, wel-
che Deutschland als größtem EZB-Anteilseigner im wahrsten 
Sinn des Wortes um den Hals gehängt wurden, wird diese Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts aber nicht tilgen. 
Für die Tilgung dieser Schulden, die am Bundestag vorbei ge-
macht wurden, für die Ramschkäufe, die am Bundestag vor-
bei und ohne Prüfung rechtswidrig erfolgten, wird schluss-
endlich der deutsche Steuerzahler, auch der deutsche Rentner 
aufkommen müssen.

Im Rahmen der Coronakrise wollen die Südstaaten der EU 
dieses Problem nun durch Eurobonds, Coronabonds oder „Re-
covery Bonds“ umgehen. Wir, die AfD-Fraktion, wehren uns 
gegen alle drei Alternativen. Wir wollen keine Schuldenex-
zesse. Wir wollen keine illegalen Anleihenkäufe. Wir wollen 
vor allem keine Eurobonds, unter welchem Namen auch im-
mer.

(Beifall)

Wir wollen Finanzdisziplin und Transparenz. Deshalb stim-
men wir diesem Gesetzentwurf zu.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Brauer für die 
FDP/DVP.

Abg. Stephen Brauer FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Fast alle Abgeord-
neten werden voraussichtlich für die Schuldenbremse stim-
men und somit dieser zukunftweisenden Änderung unserer 
Landesverfassung durch eine breite Mehrheit Geltung ver-
schaffen. 

Die Ausnahmeregelungen, welche unsere finanzpolitische Fle-
xibilität erhalten sollen, wurden bereits ausreichend themati-
siert. Dass uns die erste Ausnahme in Form von Corona be-
reits vor dem Inkrafttreten der Verfassungsänderung über-
rascht hat, ist schlimm. Dass entsprechende Ausnahmen vom 
Verbot der Neuverschuldung existieren, spricht aber auch für 
den Weitblick der den Entwurf einbringenden Fraktionen.

Obwohl die Schuldenbremse dringend erforderlich ist, möch-
te ich einige kritische Anmerkungen machen, die sich auf die 
konkrete Umsetzung der Regeln beziehen und die auch als 
Leitfaden für die jeweils Regierenden verstanden werden kön-
nen. Dabei beziehe ich mich auf die Stellungnahme des Münch-
ner ifo Instituts, die im Rahmen der Anhörung zum Gesetz-
entwurf erfolgt ist. 

Ohne die Schuldenbremse infrage stellen zu wollen, muss man 
konstatieren, dass der Teufel wie so häufig im Detail steckt. 
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Würde man dies außer Acht lassen, dann würde die eigentli-
che Intention ausgehöhlt und von dieser sinnvollen Regelung 
nur eine wohlklingende Hülle übrig bleiben. 

Laut den Absätzen 2 und 5 des Artikels 84 soll ein im Auf- 
und Abschwung symmetrisches Konjunkturbereinigungsver-
fahren eingerichtet werden. Dies meint im Grunde nichts an-
deres als eine Lightversion des von Keynes propagierten De-
ficit-Spending. Im Grunde handelt es sich auch bei der Schul-
denbremse um antizyklische Fiskalpolitik. Allerdings setzt sie 
lediglich auf der Einnahmeseite an und beinhaltet keine sys-
tematische Ausgabensteigerung in der Rezession. 

Grundlage für die Berechnung soll das sogenannte Produkti-
onslückenverfahren sein. Hierbei wird die Abweichung des 
realen Bruttoinlandsprodukts vom Produktionspotenzial er-
mittelt. Diese Ermittlung erfolgt allerdings durch Schätzun-
gen. Diese sind naturgemäß fehleranfällig und erlauben er-
heblichen Spielraum, zu viel Spielraum. Deshalb empfiehlt 
der Sachverständigenrat in seinem Jahresgutachten 2019/2020, 
sich mit dem neuesten Schätzverfahren auseinanderzusetzen 
und verschiedene Modelle bei der Konjunkturbereinigung an-
zuwenden.

Eine weitere wichtige Regelung, um der Aushöhlung der 
Schuldenbremse entgegenzuwirken, ist das sogenannte Kon-
trollkonto. Liegt die tatsächliche Nettokreditaufnahme in ei-
nem Jahr über der definierten Obergrenze zur zulässigen Neu-
verschuldung, bewirkt das Kontrollkonto, dass dies zu einer 
niedrigeren Kreditgrenze im Folgejahr führt. Man führt sozu-
sagen seine finanzpolitischen Sünden mit. Allerdings nützt 
hier die Beichte im Gegensatz zur katholischen Kirche rein 
gar nichts. Die Sünden bekommt man nur los, indem man sich 
durch einen geringeren Verschuldungsspielraum in der Zu-
kunft freikauft. Dies ist der finanzpolitische Ablasshandel der 
Schuldenbremse, wenn man so will.

Entscheidend dafür, ob man das Kontrollkonto belastet, ist na-
türlich die Festlegung dieser Obergrenze für die Neuverschul-
dung. Auch hier steckt der Teufel im Detail, und nur durch ei-
ne verantwortungsvolle, also nicht zu hohe Festlegung dieser 
Obergrenze kann das Kontrollkonto seine Wirksamkeit auch 
entfalten.

Wenn man fragt, ob eine Schuldenbremse wirkt, lohnt ein 
Blick in die Empirie. Acht deutsche Bundesländer haben die 
Schuldenbremse eingeführt, in sieben davon ist die Staats-
schuldenquote gesunken. Der Ministerpräsident sprach hier 
davon, dass es immer Riesendiskussionen gibt, wenn andere 
Länder etwas anders machen. Es ist aber auch entscheidend, 
etwas besser zu machen als die anderen Länder, und es ist gut, 
dass wir hier nachziehen.

Blickt man über den Großen Teich und betrachtet die Bundes-
staaten der USA, kann dort, wo Fiskalregeln eingeführt wur-
den, eine sinkende Staatsschuldenquote beobachtet werden. 
Ausnahmen bestätigen die Regel. Ausgerechnet in Colorado, 
dem Bundesstaat mit den strengsten Fiskalauflagen, der soge-
nannten Taxpayer Bill of Rights, zeigte die Schuldenbremse 
gar keine Auswirkung.

Die Schuldenbremse ist also nur so gut wie der verantwor-
tungsvolle Umgang mit ihr und die Nutzung der Spielräume. 
Spielräume gibt es bei der Beurteilung, ob eine Notlage oder 

eine Naturkatastrophe überhaupt vorliegt, der realistischen 
Schätzung der Produktionslücke und der Festlegung eines 
niedrigen Schwellenwerts zur Bestimmung der Nettokredit-
aufnahme. 

Die Schuldenbremse ist also kein Mittel zur automatischen 
Konsolidierung des Landeshaushalts. Sie entbindet uns nicht 
von der Verantwortung, Spielräume ungenutzt zu lassen – oder 
sie eben zu nutzen, wenn dies angezeigt ist. So wenig, wie 
man in der Coronakrise Virologen die alleinige Verantwor-
tung für politische Entscheidungen überlassen kann, so we-
nig entbindet uns die Schuldenbremse von unserer finanzpo-
litischen Letztverantwortung für das Land.

Vielen Dank.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Frau Ministerin Sitzmann 
hat als Nächste das Wort.

Ministerin für Finanzen Edith Sitzmann: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es kommt ja 
nicht oft vor, dass hier im Landtag von Baden-Württemberg 
die Landesverfassung geändert wird. Allein schon die Tatsa-
che, dass wir eine Zweite Beratung zur Änderung der Landes-
verfassung aufgrund der Ministerpräsidentenkonferenz unter-
brochen haben, zeigt, in welch besonderer und herausfordern-
der Krisensituation wir uns derzeit befinden.

Alle Vorrednerinnen und Vorredner haben betont, dass es gut, 
richtig und wichtig ist, mit der vereinbarten Schuldenbremse 
auch in einer sehr schwierigen Zeit handlungsfähig zu sein. 
Es ist möglich, bei Naturkatastrophen oder in besonderen Not-
situationen Schulden aufzunehmen, deren Höhe festzulegen 
und einen Tilgungsplan zu vereinbaren. Dies hat sich jetzt – 
leider viel zu früh – als sehr wichtig und sehr wirksam erwie-
sen.

Herr Kollege Hofelich, ich habe es nicht bereut, dass wir fünf 
Arbeitsgruppensitzungen hatten. Wir haben im Januar 2018 
begonnen, und danach folgte ein politischer Einigungsprozess 
der Fraktionen. Wir haben damals in der Arbeitsgruppe aus-
gemacht, dass wir nicht nur über die Verfassungsänderung ver-
handeln, sondern uns fraktionsübergreifend auch über die ein-
fachgesetzlichen Regelungen einigen wollen und diese nicht 
mit einfacher Mehrheit hier im Landtag beschließen wollen. 
Das war ein guter Weg und ein richtiger Weg. 

Deswegen waren wir im Dezember in der Lage, über die Än-
derung von § 18 LHO die Voraussetzungen für die Kreditauf-
nahme Mitte März zu schaffen. Wir waren uns damals schon 
einig und sind damit, wie sich nun zeigt, auch auf die heutige 
Änderung der Landesverfassung gut vorbereitet gewesen.

Es ist obsolet, jetzt noch mal darzustellen, was die einzelnen 
Änderungen konkret bedeuten. Das haben wir, wie gesagt, seit 
Anfang 2018 intensiv und konstruktiv diskutiert. Wir muss-
ten sehr viel früher von der Möglichkeit der Kreditaufnahme 
Gebrauch machen, als wir uns das Mitte Dezember vorgestellt 
hatten. Es war aber sehr wichtig, dass wir in dieser schwieri-
gen Situation die Möglichkeit hatten.

Jetzt kann man das natürlich über die Konjunkturkomponen-
te, Herr Kollege Brauer, so oder so auslegen. Uns war es aber 
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auch in den Beratungen von Anfang an wichtig, ein Verfah-
ren zu wählen, das mit dem anderer Bundesländer vergleich-
bar ist, und dass wir im Stabilitätsrat – wo häufig meine 
Staatssekretärin, Frau Splett, vertreten ist – zu bundesweit ver-
gleichbaren Ergebnissen kommen. Sonst haben wir immer ei-
nen riesigen Kommunikationsbedarf: Passen die Zahlen zu-
sammen oder nicht? Das ist ein Wert, der ebenfalls wichtig 
ist. Natürlich gibt uns diese Konjunkturkomponente auch die 
Verpflichtung, bei guten Einnahmen Schulden zu tilgen, und 
ermöglicht uns, in einer schlechten Einnahmesituation Kredi-
te aufzunehmen. 

Aber selbstverständlich soll und muss auch in Zukunft der 
Haushaltsgesetzgeber darüber beraten, ob eine mögliche Kre-
ditaufnahme zu einer tatsächlichen Kreditermächtigung und 
Kreditaufnahme führen soll oder nicht. Sie wissen: Wir hät-
ten theoretisch schon beim Beschluss des Doppelhaushalts die 
Möglichkeit gehabt, Kredite aufzunehmen, rund 179 Millio-
nen € in diesem Jahr und 250 Millionen € im kommenden 
Jahr. Aber Sie und wir haben entschieden, das nicht zu tun. 

Das war in der damaligen konjunkturellen Situation sicher-
lich auch die einzig richtige Entscheidung, obwohl wir damals 
schon die eine oder andere Wolke am Konjunkturhimmel ge-
sehen haben. 

Ich bin sehr froh, dass die Fraktionen in einem längeren Pro-
zess ein sehr gutes Ergebnis erzielt haben. Diese Änderung 
der Landesverfassung kann somit heute beschlossen werden. 

Die Frage könnte auch noch sein: Warum muss es denn ei-
gentlich in die Landesverfassung? Liest man im heutigen Ar-
tikel 84, ist es klar. Warum? Es passt nicht mehr zur im Grund-
gesetz verankerten Schuldenregel. Außerdem bietet es mehr 
Rechtssicherheit, mehr Klarheit und natürlich auch mehr Kon-
trollmöglichkeiten bis hin zur Möglichkeit der Klage. 

Was ich an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich zurückwei-
sen möchte, ist die Behauptung des Kollegen Podeswa, alle 
würden immer weiter Schulden machen. Ich möchte noch ein-
mal darauf hinweisen, dass Baden-Württemberg bereits seit 
dem Jahr 2015 keinen Euro an neuen Schulden gemacht hat. 

(Zuruf) 

Im Gegenteil: Wir haben die guten Zeiten genutzt und haben 
nicht nur keine zusätzlichen Schulden gemacht, sondern auch 
im Umfang von 6 Milliarden € explizite und implizite Schul-
den getilgt.

Meine Damen und Herren, es ist ausdrücklich und zu Recht 
von allen betont worden, dass wir jetzt sehr schnell die Erfah-
rung machen, dass diese Verankerung der Schuldenbremse 
nicht nur in der Landeshaushaltsordnung, sondern auch in der 
Landesverfassung eine gute, wichtige und richtige Entschei-
dung ist. Ich bin sehr froh, wenn heute die Änderung der Lan-
desverfassung beschlossen wird und damit ein langer, aber, 
wie ich finde, konstruktiver Prozess ein gutes Ende findet. Da-
für danke ich Ihnen. Denn klar ist, dass mit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes Erreichtes gesichert wird, dass schwe-
ren Krisen vorgebeugt wird und wir damit auch zur Stärkung 
von Baden-Württemberg beitragen können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Das Desinfektionsmittel klebt. 

(Abg. Andreas Stoch SPD: Finanzminister haben ja 
klebrige Hände! – Vereinzelt Heiterkeit – Weitere Zu- 

und Gegenrufe) 

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Meine Damen und Her-
ren, in der Allgemeinen Aussprache liegen mir keine weite-
ren Wortmeldungen vor. 

Bevor wir zur Abstimmung kommen, will ich noch einmal er-
wähnen: Die für eine Verfassungsänderung notwendige Mehr-
heit nach Artikel 64 der Landesverfassung muss erst bei der 
Schlussabstimmung, also in der Dritten Beratung, gegeben 
sein. Da wird es dann auch eine namentliche Abstimmung ge-
ben. Heute, in der Zweiten Beratung, wird nur die einfache 
Mehrheit benötigt. Der heutige Beschluss wird dann die Grund-
lage für die Dritte Beratung sein. 

Wir kommen also jetzt in der Zweiten Beratung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 16/7462 zur  A b s t i m m u n g.  Der 
Ständige Ausschuss empfiehlt Ihnen in seiner Beschussemp-
fehlung Drucksache 16/8033, dem Gesetzentwurf zuzustim-
men. 

Ich bitte Sie, damit einverstanden zu sein, dass ich den Ge-
setzentwurf im Ganzen zur Abstimmung stelle. Sind Sie da-
mit einverstanden? – Das ist der Fall. Wer dem Gesetzentwurf 
Drucksache 16/7462 zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Ich sehe keine. 
Damit ist dem Gesetzentwurf einstimmig zugestimmt. 

Tagesordnungspunkt 6 ist damit erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktion der AfD 
– Gesetz zur Änderung des Waldgesetzes für Baden-Würt-
temberg – Drucksache 16/7696

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz – Drucksache 
16/7988

Berichterstatter: Abg. Reinhold Pix

Meine Damen und Herren, die Fraktionen haben sich darauf 
verständigt, in der Zweiten Beratung auf die Aussprache zu 
verzichten. 

Deswegen kommen wir jetzt gleich zur  A b s t i m m u n g 
über den Gesetzentwurf Drucksache 16/7696. Der Ausschuss 
für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz empfiehlt Ihnen 
in seiner Beschlussempfehlung Drucksache 16/7988, den Ge-
setzentwurf abzulehnen. 

(Zurufe) 

Sind Sie auch hier damit einverstanden, dass ich den Gesetz-
entwurf im Ganzen zur Abstimmung stelle? – Das ist schön. 
Vielen Dank. Wer dem Gesetzentwurf Drucksache 16/7696 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf mehr-
heitlich abgelehnt. 

Punkt 7 der Tagesordnung ist damit erledigt. 
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Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf:

Zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Änderung des Landeswohnraumförderungs-
gesetzes – Drucksache 16/7895 (Berichtigte Fassung)

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau – Drucksache 16/7997

Berichterstatter: Abg. Daniel Born

(Unruhe) 

– Ich darf um Ihre Aufmerksamkeit bitten. Hierzu steht auch 
noch eine Beratung an. 

(Unruhe) 

Hier hat das Präsidium für die Allgemeine Aussprache eine 
Redezeit von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Zuerst hat das Wort für die Fraktion GRÜNE Frau Kollegin 
Bay. 

Abg. Susanne Bay GRÜNE: Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Im Moment wird man als Politikerin ja 
gelegentlich gefragt: Macht ihr eigentlich auch noch etwas an-
deres als Corona? Deutliche Antwort: Ja – auch wenn man 
heute vielleicht wieder einen anderen Eindruck gewinnen 
konnte. Aber weitere wichtige Themen sind uns Grünen über-
haupt nicht aus dem Blick geraten, beispielsweise die Versor-
gung der Baden-Württembergerinnen und Baden-Württem-
berger mit bezahlbarem Wohnraum und die Frage, was das 
Land im Rahmen seiner Zuständigkeit hierfür tun kann.

Wie weit oben das Thema auf der Agenda steht, zeigt die Tat-
sache, dass wir in unserer Sondersitzung am 19. März auch 
die erste Lesung des Änderungsgesetzes zum Wohnraumför-
derungsprogramm durchgeführt haben – wenn auch ohne Aus-
sprache. 

Wir haben bereits das nochmals verbesserte Förderprogramm 
an den Start gebracht, und auf der Grundlage des vorgelegten 
Änderungsentwurfs heute kann dies dann seine volle Wirkung 
entfalten. 

Im Gesetz besonders wichtig ist uns Grünen u. a.: Werkswoh-
nungen für Beschäftigte mit Wohnberechtigungsschein kön-
nen zukünftig gefördert werden. Betriebe als Akteure im Woh-
nungsbau sind ein weiterer, leider ein wenig in Vergessenheit 
geratener Hebel, um bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Jetzt 
wird dies wiederbelebt. 

Ein landesweit einheitliches EDV-Verfahren für eine Woh-
nungsbindungsdatei wird eingeführt, und das Erteilen einer 
Erlaubnis zum Aufheben einer Bindung wird an strengere Be-
dingungen geknüpft – alles mit dem Ziel, Wohnraum langfris-
tig bezahlbar zu halten.

(Beifall)

Bei der mittelbaren Belegung – das bedeutet, wenn nicht die 
geförderte, sondern eine Ersatzwohnung – –

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Entschuldigung, ich darf 
Sie kurz unterbrechen und in Erinnerung rufen, dass im Ple-
narsaal und auch auf der Besuchertribüne nicht fotografiert 
wird. 

(Zuruf)

Abg. Susanne Bay GRÜNE: Okay. – Also: Bei der mittelba-
ren Belegung – das bedeutet, wenn nicht die geförderte Woh-
nung, sondern eine Ersatzwohnung von Menschen mit Wohn-
berechtigungsschein bezogen wird – gab es in der Vergangen-
heit oft Stress hinsichtlich der Gleichwertigkeit dieser Woh-
nungen. Hier schafft das Gesetz Klarheit. Damit stellen wir 
eine gute Wohnqualität sicher. 

Erfolgreich eingesetzt haben wir Grünen uns auch dafür, dass 
unter bestimmten Voraussetzungen 

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Belegungsbindungen im Bestand auch bei bereits bewohnten 
Wohnungen erworben werden können. Eine vielfach geäußer-
te Anregung aus der Praxis wird so umgesetzt. An solchen Be-
legungsbindungen im Bestand gibt es immer wieder Kritik, 
weil kein neuer Wohnraum entsteht. Wir sehen das; aber so 
bleibt manch eine Bestandswohnung bezahlbar, bei der sonst 
die Mieten davongaloppiert wären. 

(Beifall)

Ebenso haben wir eine Öffnungsklausel für Akteure z. B. aus 
dem karitativen Bereich erreicht. Diese haben oft eine spezi-
elle Kapitallage und können bisher auf das Förderprogramm 
überhaupt nicht zugreifen. Wir Grünen finden es aber richtig, 
dass sie beim Thema Wohnraum auch gesellschaftliche Ver-
antwortung übernehmen können; denn jeder weitere Akteur 
beim Bau von bezahlbaren Wohnungen ist wichtig.

Weiter war uns wichtig, dass das Gesetz an gelebte gesell-
schaftliche Wirklichkeiten angepasst wird. So spricht das Ge-
setz jetzt auch im Normzweck, sozusagen expressis verbis, 
nicht nur von Familien, sondern auch von Alleinerziehenden, 
und es spricht statt von Ehepartnerschaft von Lebenspartner-
schaft. Manchen hier im Raum werden solche Dinge gehörig 
gegen den ideologischen Strich gehen; wir dagegen denken 
dadurch an alle, die in unserer Gesellschaft in einer Verant-
wortungsgemeinschaft füreinander einstehen und gemeinsam 
Wohnraum bewohnen.

(Beifall)

Das ist das richtige und wichtige Zeichen, das wir und auch 
die Landesregierung hier setzen. 

Fazit – Sie ahnen es –: Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu; 

(Vereinzelt Beifall – Zuruf)

denn er ist ein weiterer guter Schritt auf dem Weg zu mehr be-
zahlbarem Wohnraum in Baden-Württemberg. Deshalb ist der 
Gesetzentwurf auch in der Anhörung von den meisten sehr 
gelobt worden. Ich würde daher auch Ihnen raten: Stimmen 
Sie diesem Gesetz vollen Herzens zu.

(Beifall – Zuruf: Das haben Sie schön gesagt!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Lieber Herr Kollege Wald, 
Sie dürfen sich schon auf den Weg machen, um für die CDU 
zu sprechen. 
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Abg. Tobias Wald CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Nachdem die Landesregierung 
die Novelle des neuen Landeswohnraumförderungsgesetzes 
in den Landtag eingebracht hat, haben wir uns in einer Ver-
bändeanhörung intensiv mit den Anregungen und Ideen aus-
einandergesetzt. Danach erfolgte eine, wie ich meine, gute Be-
ratung im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungs-
bau, und heute beraten wir abschließend das neue Landes-
wohnraumförderungsgesetz.

Ich freue mich, wenn wir zukünftig noch stärker und zielge-
richteter Wohnungsbau in Baden-Württemberg fördern kön-
nen. Für uns, die CDU-Fraktion, ist klar: Gesetze und Verord-
nungen, die Wohnungsneubau und Objektsanierung verteu-
ern, schaffen keine Anreize für Investitionen in Wohneigen-
tum und sozialen Wohnungsbau. Mehr Wohnraum, weniger 
Bürokratie – das schafft Wohnungen und trägt zum sozialen 
Frieden in Baden-Württemberg bei.

Der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum kann nur gedeckt wer-
den, wenn die Politik nicht nur einzelne Bausteine setzt, son-
dern Wohnungsbau aus einem Guss präsentiert. Das ist das 
Fundament einer vernünftigen und sozialen Wohnungsbaupo-
litik. So wurde in dieser Legislaturperiode das Landeswohn-
raumförderungsprogramm bereits vereinfacht, stark flexibili-
siert, und die Fördermittel wurden auf jährlich 250 Millio-
nen € erhöht. In den Jahren 2016 bis 2021 steht in Baden-
Württemberg somit eine Summe von 1 Milliarde € für den 
Wohnungsbau zur Verfügung.

Seit 2017 haben wir das Landeswohnraumförderungsgesetz 
ständig optimiert und flexibilisiert. Ich erinnere an den Weg-
fall der Gebietskulissen. Somit wurde sozialer Wohnungsbau 
auch im ländlichen Bereich gefördert, auch mit Entlastung der 
Ballungszentren, Vollzuschuss im Mietwohnungsbau, Erhö-
hung der Einkommensgrenzen usw. 

Mit dieser Gesetzesnovelle bauen wir weiter Bürokratie ab 
und vereinfachen die Verwaltung des Förderprogramms we-
sentlich. Ferner führen wir eine landesweite elektronische 
Wohnungsbindungskartei ein. Mit dem neuen Landeswohn-
raumförderungsprogramm schaffen wir die Möglichkeit zur 
Förderung von Mitarbeiterwohnungen, und – das ist der CDU-
Landtagsfraktion sehr wichtig gewesen – wir erhöhen die för-
derfähigen Gesamtkosten von 3 000 € pro Quadratmeter auf 
3 500 € pro Quadratmeter. So können noch mehr Wohnungen 
in Baden-Württemberg in den Genuss von Landesmitteln 
kommen, außerdem tragen wir auch der Steigerung der Bau-
kosten Rechnung.

Eines ist aber für uns auch klar: Das Landeswohnraumförde-
rungsgesetz ist nur ein Baustein für mehr Wohnraum in Ba-
den-Württemberg. Weitere Bausteine haben wir bereits ange-
packt, gemeinsam mit dem Koalitionspartner. Ich erinnere an 
die LBO-Novelle, die Förderung von Baulückenkatastern oder 
den neuen Bürgschaftsrahmen für Wohnungsbaugenossen-
schaften.

Ein weiterer Baustein ist der neue Grundstücksfonds, welcher 
sich derzeit auf der Zielgeraden befindet. Mit diesem Grund-
stücksfonds, meine Damen und Herren, erhalten finanzschwa-
che Kommunen die Möglichkeit, aktiv Grundstückspolitik für 
bezahlbaren und sozialen Wohnungsbau zu schaffen. Zudem 
ist eine konsequente kommunale Bodenpolitik ein wirksames 

Mittel zur Bodenpreissteuerung und hat somit auch Baukos-
tensenkungspotenzial.

Weitere Bausteine müssen allerdings folgen. Wir müssen un-
sere Kommunen unterstützen, Flächennutzungspläne zu über-
arbeiten, Bauland auszuweisen, Nachverdichtungen durchzu-
führen, und ich meine, wir müssen auch die Bauleitplanung 
weiter beschleunigen und optimieren.

All diese Themen müssen wir gemeinsam, meine Damen und 
Herren, in der Wohnraum-Allianz besprechen. Diese macht 
eine ganz tolle, eine klasse Arbeit. Herzlichen Dank an die 
Akteure der Wohnraum-Allianz. Ich glaube, es war richtig, 
dass wir die Akteure an einen Tisch gebracht haben. Sie zie-
hen in gewisser Weise meist an einem Strang, und es kommt 
etwas Gutes dabei heraus, nämlich auch dieses Landeswohn-
raumförderungsgesetz.

Die CDU-Fraktion dankt unserer Wirtschaftsministerin Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut für die Einbringung der Gesetzes-
novelle und für die gute Begleitung. Der Wohnraum-Allianz 
danken wir auch noch einmal für die konstruktive Mitarbeit.

Meine Damen und Herren, die CDU-Landtagsfraktion stimmt 
dem Gesetzentwurf zu.

Herzlichen Dank.

(Beifall – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Sehr 
gut!)

– Danke, Herr Fraktionsvorsitzender.

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Born, Sie ha-
ben jetzt für die SPD-Fraktion das Wort.

Abg. Daniel Born SPD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! In der Pandemie ist auch das Woh-
nen in eine sich weiter verschärfende Krise geraten. Es ist gut, 
dass SPD, CDU und CSU dafür gesorgt haben, dass Mieterin-
nen und Mieter nicht aufgrund von Mietschulden aus ihren 
Wohnungen fliegen können. Es ist gut, dass wir mit der Erhö-
hung des Kurzarbeitergelds dafür gesorgt haben, dass der fi-
nanzielle Druck in vielen Familien abgenommen hat. Wohnen 
ist ein Menschenrecht; bezahlbarer Wohnraum ist Daseinsvor-
sorge, und er ist existenziell für das Familienland Baden-
Württemberg und für den Wirtschaftsstandort Baden-Würt-
temberg. 

(Beifall)

Verantwortungsvolle Wohnungsbaupolitik braucht einen hand-
lungsfähigen, aktiven Staat. Das war vor 150 Jahren so, das 
wird auch in 150 Jahren noch so sein, und das ist heute so. 

Konkret wird diese Handlungsfähigkeit in den Bausteinen, die 
ja alle greifbar vor uns liegen und die man nutzen muss, um 
eine soziale, ökologische und inklusive Wohnraumversorgung 
sicherzustellen und weiterzuentwickeln. 

Wir, die SPD, haben mit unserem Konzept für eine Wohn-
raumoffensive aufgezeigt, wie mit diesen Bausteinen qualita-
tiv hochwertiges und bezahlbares Wohnen für alle geschaffen 
werden kann. Natürlich setzen wir darin auch auf eine finan-
ziell gut ausgestattete Landeswohnraumförderung. Wir haben 
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in unserer Regierungszeit die Landeswohnraumförderung wie-
derbelebt. Wir haben hier Haushaltsanträge gestellt, um mehr 
Mittel in die Landeswohnraumförderung einzustellen. Wir ha-
ben im Bund dafür gesorgt, dass es weiter Mittel für sozialen 
Wohnungsbau gibt. Und wir begrüßen ausdrücklich, dass es 
in diesem Haus keine Diskussionen mehr darüber gibt, ob man 
eine Landeswohnraumförderung braucht, sondern nur noch 
darüber, wie man sie ausgestalten kann. 

Wenn wir über das Wie reden, dann ist Ihre Herangehenswei-
se an eine Landeswohnraumförderung weiter eine, die nicht 
alle Chancen dieses Bausteins nutzt. Wir haben das im parla-
mentarischen Verfahren bereits in den konkreten Details auf-
gezeigt. Nur noch mal ein Beispiel: 

Wenn Sie weiter innovative Wohnformen wie beispielsweise 
Miethäusersyndikate in der Landeswohnraumförderung igno-
rieren, dann verpassen Sie die Möglichkeit, Innovation mit in 
diesen Baustein zu nehmen. Wir können in Baden-Württem-
berg eine Wohnraumoffensive nur schaffen, wenn wir innova-
tiv vorgehen. 

(Beifall)

Um ein weiteres Beispiel zu nennen: Dadurch, dass Sie wei-
ter nicht die Möglichkeit nutzen, eine 60-jährige Bindungs-
dauer für sozialen Wohnraum zu haben, verpassen Sie eine 
Chance, Wohnraum zu stabilisieren, der sozial gebunden sein 
muss. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Insgesamt gelingt es Ihnen nicht, die soziale Wohnraumför-
derung mit dem Schub zu versorgen, den es braucht. Obwohl 
wir wissen, dass wir dringend mehr sozial gebundene Woh-
nungen brauchen, erhöhen Sie zwar – richtigerweise – das 
Fördervolumen für die Einzelmaßnahme, aber in den Haus-
haltsberatungen haben Sie das Gesamtvolumen nicht entspre-
chend erhöht. Das bedeutet, Sie haben sehenden Auges dafür 
gestimmt, dass wir weniger sozial gebundenen Wohnraum 
schaffen werden, und das in einem Land, in dem bis 2025  
500 000 weitere Wohnungen benötigt werden. Sie haben mo-
mentan die Bilanz, Frau Ministerin, dass jeden Tag 51 Woh-
nungen mehr in Baden-Württemberg fehlen. Und dann verab-
schiedet Ihre Regierungskoalition ein Gesetz, das von Anfang 
an in den Blick nimmt, weniger sozial gebundenen Wohnraum 
zu schaffen! Das ist falsch, und das ist ein fatales Signal. 

(Beifall)

Weil es jetzt von der Rednerin und dem Redner der Regie-
rungsfraktionen gesagt wurde: Dann sollen Sie hier gefeiert 
werden für das Mitarbeitendenwohnen. Dafür sind wir ja 
auch; das ist ein Zukunftsmodell. Aber der Normenkontroll-
rat hat Ihnen ins Stammbuch geschrieben, dass Sie da mit ma-
ximal 40 Anträgen pro Jahr rechnen können. Für 40 Anträge 
wird hier ein derartiges Bohei gemacht! Das passt aber zu dem 
Bild, das die Ministerin abgeliefert hat. Die hat so viel Pres-
searbeit dazu gemacht – obwohl es am Schluss um 40 Anträ-
ge im Jahr geht. Frau Ministerin, das ist PR-Arbeit für Anfän-
ger, das ist Ignoranz für Fortgeschrittene, aber es ist keine 
kompetente Wohnungsbaupolitik für Baden-Württemberg. 

(Beifall)

Wohnungsbaupolitik geht nur in stringenter Linie. Eine finan-
ziell stark ausgestattete Landeswohnraumförderung ist ein 
wichtiger Baustein, ebenso wie konsequente mietordnungs-
rechtliche Maßnahmen, die Förderung innovativer Modelle, 
eine Unterstützung der Kommunen, eine Unterstützung von 
Eigenerwerb und eine Landesentwicklungsgesellschaft. Grün-
Schwarz fehlt die Kraft, diese Bausteine zusammen zu den-
ken und umzusetzen. Wenn dann ein Kommunalfonds seit 
zwei Jahren angeblich auf der Zielgeraden ist, wissen wir, wa-
rum die Menschen wissen, dass sie sich bei dieser Landesre-
gierung nicht darauf verlassen können, dass tatsächlich eine 
Wohnraumoffensive stattfindet. 

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Das Wort hat jetzt Herr 
Abg. Baron für die AfD-Fraktion.

Abg. Anton Baron AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Herr Wald hat ja 
vorhin davon schwadroniert, wie toll die Gesetze optimiert 
worden sind. Herr Wald, so erfolgreich kann es nicht gewe-
sen sein. 

(Zuruf)

Denn die Zahl der Sozialwohnungen ist rapide gesunken. En-
de 2014 waren es 63 000 Wohnungen, Ende 2018 nur noch 
56 000. Sie kommen mit Ihrer Gesetzgebung einfach nicht 
hinterher.

Das soll allerdings nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich 
in dem Gesetzentwurf auch sinnvolle Punkte finden. Mitar-
beiterwohnen in der Wohnraumförderung 2021 – Herr Born 
hat es gerade erwähnt –; das ist zwar nicht viel, erhält aber 
jetzt seinen rechtlichen Rahmen. Damit erhalten viele Betrie-
be doch gute Möglichkeiten, gegen den Arbeitskräftemangel, 
unter dem sie leiden, mit einem ganz neuen Anreiz vorzuge-
hen. Wir geben dem eine Chance; wir beobachten es allerdings 
weiter. 

Auch die Anrechnung von Unterhaltszahlungen ist sinnvoll. 
Wir sprechen hier auch für die Mittelschicht nicht selten von 
höheren vierstelligen Beträgen pro Jahr. Dies bedeutet massi-
ve finanzielle Einbußen, so rechtmäßig diese Zahlungen auch 
sein mögen. Das hat eben auch Auswirkungen auf die Frage, 
ob Wohnraum leistbar ist oder eben nicht.

Unverständlich ist hier die Deckelung auf jährlich 3 000 € pro 
Kind und 6 000 € pro Scheidung und Trennung. Wenn ein Un-
terhaltspflichtiger wegen höherer Summen unter die Einkom-
mensgrenze fällt, hat er plötzlich kein Recht mehr auf geför-
derten Wohnraum. Das ist einfach nur inkonsequent und ge-
hört – wie in unserem Änderungsantrag auch ausgeführt – ge-
ändert.

(Beifall)

Die Änderungen zu den Aufhebungsbedingungen bei Sozial-
bindungen zur mittelbaren Belegung und zur Untervermie-
tung begrüßen wir. Hier wird einiges klarer und unbürokrati-
scher geregelt. 

Beim Nachweis zur Wohnberechtigung in einer geförderten 
Wohnung sollte aber mittelfristig noch etwas nachgeschärft 
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werden. Ich habe Ihnen, Frau Ministerin, ja auch schon mehr-
fach erklärt, warum das so sinnvoll wäre. 

Verpflichtende Einkommensnachweise der Betroffenen sind 
eine Methode, die gangbar scheint. Über das zuständige Fi-
nanzamt wäre dies unbürokratisch möglich und könnte zur 
Wahrung der Datensicherheit direkt an die Kommune erfol-
gen. In nächster Zeit sollten wir daher einen solchen Mecha-
nismus unbedingt rechtlich verankern.

Die Wohnungsbindungskartei ist bereits ein Schritt in die rich-
tige Richtung, weil sie eine landesweite Vergleichbarkeit er-
möglicht, wie wir sie bislang nicht hatten. Die Daten können 
auch einer weiteren Evaluation der Wohnraumförderung zu 
der Frage dienen, in welchen Bereichen und in welchen Re-
gionen genug geleistet wird und wo es zu wenig ist.

Natürlich ist das Thema Kartei nicht frei von Kontroversen, 
weil gleichzeitig die Datensicherheit gewahrt werden muss. 
Die nun doch festgeschriebene Datenlöschung nach zehn Jah-
ren begrüßen wir daher ausdrücklich und können deswegen 
der Kartei zustimmen. – Vielen Dank an den Datenschutzbe-
auftragten Stefan Brink für diesen wichtigen Impuls. 

(Vereinzelt Beifall)

Das grundsätzliche Misstrauen gegenüber den Kommunen, 
das dem Gesetzentwurf teilweise zu entnehmen ist, lehnen wir 
hingegen ab. Die Kommunen haben in den letzten Jahren im 
Hinblick auf bezahlbares Wohnen mehr auf die Beine gestellt 
als die Landesregierung; das kann ich Ihnen als Gemeinderat 
und Kreisrat sagen. Dennoch sollen sie nun nicht nur sämtli-
che Daten übermitteln – was, wie gesagt, noch vertretbar ist 
–, sondern sie werden jetzt mit dem Aussetzen von Förder-
maßnahmen sanktioniert, wenn es nicht so läuft, wie es die 
Landesregierung gern hätte. Wir sagen hierzu: Dieses Miss-
trauen ist fehl am Platz. Natürlich wird es nicht eine einzige 
solche Sanktion geben, und trotzdem zerschlagen Sie hier un-
nötig Porzellan, Frau Ministerin. 

Wenn die CDU das zuständige Ministerium schon offiziell 
kontrolliert, möge die Ministerin doch einmal ihre Parteifreun-
de in den Rathäusern um Rat fragen, statt über Strafen für 
Kommunen nachzudenken. Dort ist man für gewöhnlich nä-
her an der Realität als in Ihrer Fraktion, wo man sich politisch 
eher nach den Grünen richtet, als mit eigenen Ideen aufzufal-
len.

(Beifall)

Insgesamt lässt sich jedoch sagen, dass die positiven Ansätze 
überwiegen und das meiste in die richtige Richtung geht. In 
Zukunft bitte mehr davon – und vor allem bitte nicht mit sol-
chen Verzögerungen. Die AfD-Fraktion wird daher dem Ge-
setzentwurf zustimmen.

Frau Bay kann ich nur noch mitgeben: Die Vorstellungen der 
Grünen stehen in krassem Gegensatz zu bezahlbarem Wohn-
raum.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall – Zurufe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Als Nächste hat Frau Abg. 
Reich-Gutjahr das Wort für die FDP/DVP-Fraktion.

(Unruhe)

– Hier im Saal werden ein paar wirklich aufwendige, lange 
Besprechungen geführt. Das kommt alles hier vorn an. Viel-
leicht kommen Sie irgendwann einmal zum Abschluss Ihrer 
Verhandlungen.

(Heiterkeit – Zurufe)

Abg. Gabriele Reich-Gutjahr FDP/DVP: Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Landeswohnraumför-
derungsgesetz regelt, wen und was das Land im Bereich des 
sozialen Wohnungsbaus fördern will, wie die Förderung aus-
sieht, welche Bindungen entstehen, welche Einschränkungen 
der geförderte Wohnraum hat und welche Konsequenzen bei 
Verstößen drohen.

Wohnraum als solcher ist bei uns schon die ganze Legislatur 
über ein großes Thema. Wir haben früh erkannt, dass es hier 
im Land einen riesigen Bedarf gibt. Wie von Prognos darge-
legt wurde, fehlen 520 000 Wohnungen.

(Zuruf)

Dafür hat dieser Landtag jährlich 250 Millionen € zur Verfü-
gung gestellt, sowohl zur Eigentumsbildung als auch zur För-
derung von Wohnraum, wobei sozial gebundene Wohnungen 
mit eingebunden sein müssen, damit die Förderung möglich 
ist.

Deswegen geht es bei dieser ganzen Debatte natürlich stets 
auch um die Fragen: Wie viel sozial gebundenen Wohnraum 
brauchen wir eigentlich im Land? Ist er richtig vergeben? Ist 
er richtig erfasst? Was wissen wir dazu, und wie viel brauchen 
wir noch?

Die Zahlen, die uns vorgelegt worden sind, besagen, dass der 
soziale Wohnungsbestand, wenn man nichts unternimmt, auf 
38 000 sinken würde. 2030 wären dann knapp 20 000 Sozial-
wohnungen weniger verfügbar als 2017. Wir haben deswegen 
wohl einen Bedarf in einer Größenordnung von 1 500 Sozial-
wohnungen, die im Jahr gebaut werden müssen und im Rah-
men dieser Förderung entstehen sollen.

Feststellen können wir jetzt, dass in den letzten Jahren trotz 
aller Fördermittel nicht genug gebaut worden ist. Wir hinken 
noch immer hinterher, und zwar nicht nur im sozialen Woh-
nungsbau, sondern beim Wohnungsbau insgesamt.

(Beifall)

Dieses Gesetz soll nun einen Beitrag dazu leisten, dass es bes-
ser wird. Das Augenmerk gilt in erster Linie dem sozial ge-
bundenen Wohnungsbau. Wenn man schaut, welche Neuerun-
gen dieser Gesetzentwurf enthält, dann stellt man fest, dass 
zum einen das Land besser erfassen will, welche Belegungs- 
und Mietbindungen insgesamt überhaupt da sind. Dann ist die 
Idee entstanden, Mitarbeiterwohnungen zu fördern und die 
Möglichkeit zu schaffen, Belegungsrechte im Bestand zu er-
werben und damit den Tatbestand der Förderfähigkeit zu er-
füllen.
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Dies soll laut Vorstellung der Landesregierung dem Ziel die-
nen, den sozialen Wohnungsbau zu stärken, den Bestand dau-
erhaft zu sichern sowie den effizienten Einsatz von Fördermit-
teln und einen sparsamen Umgang mit Haushaltsmitteln zu 
gewährleisten.

Wir glauben, dass mit diesen Maßnahmen diese Zielsetzung 
nicht erreicht wird. Warum? Die Zielgruppe und der Zweck 
der Förderung sind mittlerweile so breit formuliert, dass wir 
dahinter kein kohärentes politisches Ziel mehr erkennen kön-
nen. Die Belegungsrechte im Bestand schaffen z. B. keine ein-
zige neue Wohnung, sondern widmen nur Wohnraum in sozi-
alen Wohnraum um. Richtig wäre es gewesen, angesichts der 
Knappheit des Gutes Sozialwohnungen die Zielgruppe eng zu 
fassen und sie nicht noch weiter auszudehnen.

Wir schließen uns hier der Kritik des Rechnungshofs an, dass 
die Auslegungsbreite nun so groß ist, dass kaum mehr jemand 
von einem Förderanspruch ausgenommen werden könne. 

Somit bleibt als einzige Steuerungsmöglichkeit die Einkom-
menshöhe. Hier werden nun zwar Unterhaltszahlungen be-
rücksichtigt; wir kritisieren aber, dass die Anregung des Rech-
nungshofs, auch Kindergeld, Elterngeld, BAföG und Arbeits-
losengeld einzubeziehen, nicht aufgenommen wurde. Diese 
umfassendere Einkommensermittlung bei der Erteilung eines 
Wohnberechtigungsscheins hätte auch dazu beitragen können, 
dass weniger Sozialwohnungen nach wenigen Jahren schon 
fehlbelegt sind. Wir alle wissen: Die Fehlbelegung ist ein The-
ma, dem wir uns im Grunde genommen auch mit diesem Ge-
setz nicht gestellt haben. Man hätte sich mal Gedanken dazu 
machen müssen, welche Hebel man einer Kommune an die 
Hand gibt, damit sie an dieser Stelle handlungsfähiger wird, 
als es im Moment der Fall ist. 

Die Wohnungsbindungskartei als Idee ist im Grundsatz rich-
tig. Wir halten es für gut, dass wir diese Dinge künftig konse-
quent verfolgen können und abbilden, wie viele Wohnungen 
noch in der Sozialbindung sind. Hier hätte man einen Hebel 
gehabt, um auch solche Themen wie die Verhinderung von 
Fehlbelegungen mit einzubauen. Die Ausgestaltung der Woh-
nungsbindungskartei blieb allerdings noch sehr diffus. Sie soll 
nun bei den Kommunen stattfinden. Das Land will dazu 200 000 € 
beitragen. Man muss schauen, wie es sich am Ende tatsäch-
lich darstellt. Der Weg ist richtig; die Frage bleibt aber offen, 
wie dies gelingen kann.

Wir hatten in der Ausschusssitzung mit Enthaltung votiert, um 
die Überlegungen des Rechnungshofs noch einmal in Ruhe 
zu bedenken, sind dann aber nach sorgfältiger Abwägung zu 
dem Ergebnis gekommen, dass wir das Gesetz in dieser Form 
nicht mittragen können. 

Vielen Dank.

(Beifall)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Herr Abg. Dr. Gedeon, Sie 
haben nun noch das Wort. 

(Zurufe)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Zunächst möchte ich hier sagen, 
dass ich nicht mehr Mitglied der AfD bin und dass ich auch 

keinerlei gerichtliche Schritte unternehmen werde, wieder in 
diese Partei hineinzukommen. 

(Zurufe, u. a.: Das wäre auch sinnlos!)

Ich trage also auch keine Verantwortung mehr für das, was die 
AfD tut und sagt. Das gilt auch für den heutigen Beitrag von 
Herrn Baron, den ich hanebüchen finde,

(Lachen – Zurufe)

und zwar deswegen, weil die entscheidende Ursache für Woh-
nungsnot nicht genannt, sagen wir einfach mal – in Anfüh-
rungszeichen – „übersehen“ wurde. Die entscheidende Ursa-
che der Wohnungsnot ist und bleibt nun einmal die Massen-
einwanderung von Migranten und Asyltouristen. 

(Widerspruch – Lachen – Zurufe)

Die beste Lösung des Wohnungsbauproblems ist, möglichst 
viele Menschen, die nicht zu Recht hier sind, wieder nach 
Hause zu schicken. Das ist die eigentliche Ursache. Wenn man 
zwei Millionen Menschen hereinholt, fehlen natürlich zwei 
Millionen Wohnungen. Das ist ganz einfach. Aber diese ein-
fache Wahrheit soll halt nicht propagiert werden.

(Zurufe – Unruhe)

Es wäre wirklich die Aufgabe, das den Leuten klarzumachen; 
das ist die Aufgabe der AfD. 

(Zurufe, u. a.: Machen Sie doch mal ein Seminar mit 
denen!)

So viel zu dem Thema.

(Zurufe – Unruhe)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Wischen Sie bitte noch 
einmal schnell drüber; es lohnt sich fast nicht. 

(Das Redepult wird desinfiziert.)

Frau Ministerin Dr. Hoffmeister-Kraut hat das Wort. 

Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut: Sehr geehrte Frau Landtagsprä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Um noch mehr 
Wohnraum zu schaffen, novellieren wir jetzt das Landeswohn-
raumförderungsgesetz. Mit der Novelle des Landeswohnraum-
förderungsgesetzes werden wir in zwei Bereichen als wichti-
gen Bausteinen einer gesamtheitlichen Strategie ermöglichen, 
dass in Baden-Württemberg mehr bezahlbarer Wohnraum ge-
schaffen werden kann. Dabei geht es zum einen darum, neu-
en bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, und zum anderen im 
bereits vorhandenen Bestand bezahlbaren Wohnraum zu sichern. 
Der Gesetzentwurf geht also in beide Richtungen. Durch die 
Rechtsgrundlage für neue Förderlinien und weitere Flexibili-
sierungen wird die Schaffung von neuem sozialen Wohnraum 
gefördert.

Angemessener Wohnraum ist ein wichtiger Standortfaktor für 
unsere Wirtschaft, insbesondere auch bei der Gewinnung von 
Fachkräften. Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für 
die Menschen in Baden-Württemberg ist auch eine ganz wich-
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tige gesellschaftliche Aufgabe, der wir uns gemeinsam stel-
len müssen.

Gerade Beschäftigte mit niedrigem oder mittlerem Einkom-
men bekommen den angespannten Wohnungsmarkt zu spü-
ren. Deshalb gehen wir jetzt mit unserer neuen Förderlinie 
zum Mitarbeiterwohnen neue Wege. Ich kann nur sagen: Mich 
leitet der Gedanke, alle Potenziale auszunutzen, die sich für 
uns ergeben. Deshalb ist Mitarbeiterwohnen ein neuer Weg, 
den wir jetzt gehen wollen, um über das hinaus, was im Mo-
ment schon möglich ist, zusätzliche Möglichkeiten zu schaf-
fen.

Es geht also darum, beim sozialen Wohnungsbau Unterneh-
men mit ins Boot zu holen und sie dabei dann auch zu unter-
stützen. Denn im Zusammenhang mit der Gewinnung von 
Fachkräften stellt sich wirklich die Frage, ob sich die Men-
schen dann Wohnraum leisten können. Deshalb ist das auch 
für die Wirtschaft, für die Arbeitsplätze in unserem Land ein 
ganz wichtiger Bereich.

(Beifall)

Die zweite Richtung, in die wir mit der Novellierung gehen, 
ist die Ausrichtung einer Vielzahl neuer Regelungen auf die 
Sicherung des Gesamtbestands an vorhandenem sozialen Wohn-
raum. Beispielsweise wird jetzt unter bestimmten Vorausset-
zungen der Erwerb von Belegungsrechten im Bestand ermög-
licht. 

Besondere Bedeutung hat aber auch die Einführung der elek-
tronischen Wohnungsbindungskartei nach landesweit einheit-
lichen Maßstäben. Das ist einerseits ein wichtiger Schritt zur 
Digitalisierung der Verwaltung, und es erleichtert andererseits 
den landesweiten Überblick über den jeweiligen Bestand an 
Sozialwohnungen sowie auch die politische Steuerung. Da-
mit wird die Qualität der Daten gehoben sowie die Überwa-
chung der Miet- und Belegungsbindungen erleichtert. 

Damit lässt sich auch in Zukunft mit einem sogenannten di-
gitalen Blick kurzfristig feststellen, wie hoch der Bestand an 
Sozialwohnungen ist, wie lange jeweils die Bindungsdauer ist 
und ob die Wohnungen an die richtigen Zielgruppen vermie-
tet sind. Auch das ist ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-
tung.

Ich möchte zur Novellierung des Landeswohnraumförderungs-
gesetzes noch darauf hinweisen, dass wir die vorhandenen Re-
gelungen des Gesetzes auch insgesamt durchforstet und an 
vielen großen und auch kleinen Stellschrauben gedreht haben, 
um einen fachlich ausgewogenen, aber auch sachlich begrün-
deten Gesetzentwurf vorlegen zu können. 

Wir haben den Gesetzentwurf an geeigneten Stellen verein-
facht und entbürokratisiert. Das leitet mein Haus und mich 
auch bei unserer Arbeit: Wir achten bei allen Entscheidungen, 
die wir treffen, darauf, dass wir Vereinfachungen und Entbü-
rokratisierung umsetzen, wo immer wir das können, und da-
mit auch für die zuständigen Behörden die Anwendung des 
Gesetzes erleichtern.

Die Streichung nicht bewährter Regelungen wie beispielswei-
se die Einkommensfeststellung für Altfälle aus Förderungen 
nach früherem Bundesrecht oder auch die Schaffung einer 
Auffangregelung für die höchstzulässige Miete bei Fehlen ei-

ner kommunalen Satzungsregelung führen zu einem deutli-
chen Bürokratieabbau.

Gleichzeitig tragen wir mit der Neufassung der Regelungen 
zur Sicherung der Belegungsbindung, zur Präzisierung der 
mittelbaren Belegung und zur weiteren Klarstellung der An-
wendung in der Praxis bei. Damit werden die Transparenz und 
die Akzeptanz des Gesetzes erhöht.

Ich denke, wir können zufrieden sein. Im Ergebnis trägt der 
Gesetzentwurf den Interessen der Zielgruppen der Landes-
wohnraumförderung sowie den Interessen der Wohnungswirt-
schaft angemessen Rechnung.

Die intensiven Vorarbeiten zum Gesetzentwurf – ich möchte 
mich hier recht herzlich für die konstruktive Erörterung in-
nerhalb der Wohnraum-Allianz bedanken – haben sich ge-
lohnt. Als eine von vielen Maßnahmen, die die Landesregie-
rung für die Schaffung und den Erhalt bezahlbaren Wohn-
raums ergriffen hat, wird der vorliegende Gesetzentwurf dem 
Wohnraumförderungsprogramm nochmals einen zusätzlichen 
Schub in die richtige Richtung verleihen. 

Ich bitte Sie daher auch im Namen der Landesregierung, die-
sem Gesetzentwurf zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall – Zuruf: Sehr gut!)

Stellv. Präsidentin Sabine Kurtz: Jetzt, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Damit kommen wir in der Zweiten Beratung zur  A b -
s t i m m u n g  über den Gesetzentwurf Drucksache 
16/7895. Abstimmungsgrundlage ist die Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungs-
bau, Drucksache 16/7997. Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, 
dem Gesetzentwurf unverändert zuzustimmen.

Ich rufe zuerst auf

Artikel 1

Änderung des Landeswohnraumförderungsgesetzes

mit den Nummern 1 bis 26 und schlage Ihnen vor, dass wir 
zunächst über den Änderungsantrag der Fraktion der AfD, 
Drucksache 16/8068, mit dem Änderungen bezüglich Num-
mer 10 Buchstabe d vorgeschlagen werden, abstimmen und 
anschließend Artikel  1 insgesamt zur Abstimmung stellen. 
Sind Sie damit einverstanden? – Sehr schön. 

Wer dem Änderungsantrag – –

(Unruhe)

– Meine Damen und Herren, wir befinden uns in der Abstim-
mung eines wichtigen Gesetzes. – Wer dem Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD, Drucksache 16/8068, zustimmt, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Damit ist der Änderungsantrag mehrheitlich abgelehnt.

Wer Artikel 1 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 1 mehr-
heitlich zugestimmt.
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Ich rufe auf

Artikel 2

Aufhebung der Zweiten Verordnung der Landesre-
gierung zur Feststellung von Einkommensgrenzen in 
der Wohnraumförderung nach dem Zweiten Woh-
nungsbaugesetz und dem Wohnraumförderungsge-

setz

Wer Artikel 2 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Artikel 2 mehr-
heitlich zugestimmt.

Ich rufe auf

Artikel 3

Änderung der Verordnung des Finanz- und Wirtschafts-
ministeriums über Zuständigkeiten nach dem Lan-

deswohnraumförderungsgesetz

mit den Nummern 1 bis 4. Ich schlage Ihnen vor, über Arti-
kel 3 insgesamt abzustimmen. – Damit sind Sie einverstan-
den. Wer stimmt Artikel 3 zu? – Danke. Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Damit ist Artikel 3 mehrheitlich zugestimmt.

Ich rufe jetzt auf

Artikel 4

Inkrafttreten

Wer Artikel 4 zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Danke sehr. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist Ar-
tikel 4 mehrheitlich zugestimmt.

Die Einleitung

lautet: „Der Landtag hat am 6. Mai 2020 das folgende Gesetz 
beschlossen:“.

Die Überschrift

lautet: „Gesetz zur Änderung des Landeswohnraumförde-
rungsgesetzes“. – Sie stimmen der Überschrift zu.

Wir kommen zur

S c h l u s s a b s t i m m u n g

Wer dem Gesetz im Ganzen zustimmt, den bitte ich, sich zu 
erheben. – Danke sehr. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Damit ist dem Gesetz mehrheitlich zugestimmt. 

Wir haben Punkt 8 der Tagesordnung erledigt.

(Unruhe)

Bitte bleiben Sie noch hier. Wir müssen noch einmal abstim-
men, wenn auch ohne Aussprache.

(Anhaltende Unruhe)

– Das ist jetzt noch einmal wichtig. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft zu dem Volksan-
trag und der Stellungnahme der Landesregierung – Ge-
meinsam unsere Umwelt schützen in Baden-Württemberg; 
hier: Zulassung des Volksantrags – Drucksachen 16/7908, 
16/8029

Berichterstatter: Abg. Dr. Bernd Grimmer

Hierzu wird jetzt keine Aussprache geführt. Wir kommen 
gleich zur Abstimmung. Der Ausschuss für Umwelt, Klima 
und Energiewirtschaft empfiehlt, den Volksantrag zuzulassen. 
Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 
Klima und Energiewirtschaft, Drucksache 16/8029, zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Ent-
haltungen? – Damit ist der Beschlussempfehlung einstimmig 
zugestimmt.

Wir haben also auch Punkt 9 der Tagesordnung erledigt.

Ich kann die Sitzung schließen und freue mich, Sie morgen 
um 9:30 Uhr wiederzusehen. Ich wünsche einen schönen 
Abend.

Schluss: 19:55 Uhr



7288

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 118. Sitzung – Mittwoch, 6. Mai 2020

Anlage 1  

Wahlvorschlag
der Fraktion GRÜNE und 
der Fraktion der CDU

Wahl der Vertreter/-innen des Landtags in den Beirat des 
Linden-Museums Stuttgart

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

GRÜNE	 CDU

Vertreter/-in:	

Kern, Manfred	 Philippi

05.05.2020

Andreas Schwarz und Fraktion 
Dr. Reinhart und Fraktion
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Anlage 2  

Vorschlagsliste
der Fraktion GRÜNE

Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in die Vertreterversammlung des Versorgungswerks 
der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Baden-Württemberg

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

Vertreterinnen und Vertreter:

Bogner-Unden
Braun
Hentschel
Dr. Leidig

Stellvertreterinnen und Stellvertreter:

Bay
Häffner
Poreski
Schwarz, Andrea

10.03.2020

Andreas Schwarz und Fraktion
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Anlage 3  

Vorschlagsliste
der Fraktion der CDU

Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in die Vertreterversammlung des Versorgungswerks 
der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Baden-Württemberg

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

V e r t r e t e r i n n e n  u n d  V e r t r e t e r :

Dörflinger
Dr. Schütte
Teufel

S t e l l v e r t r e t e r i n n e n  u n d  S t e l l v e r t r e t e r :

Burger
Kößler
Lorek

28.04.2020

Dr. Reinhart und Fraktion
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Anlage 4  

Vorschlagsliste
der Fraktion der SPD

Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in die Vertreterversammlung des Versorgungswerks 
der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Baden-Württemberg

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

V e r t r e t e r i n n e n  u n d  V e r t r e t e r :

Gruber
Weber

S t e l l v e r t r e t e r i n n e n  u n d  S t e l l v e r t r e t e r :

Hofelich
Wölfle

11.03.2020

Stoch und Fraktion
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Anlage 5  

Vorschlagsliste
der Fraktion der AfD

Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in die Vertreterversammlung des Versorgungswerks 
der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Baden-Württemberg

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

V e r t r e t e r i n n e n  u n d  V e r t r e t e r :

Dr. Balzer

S t e l l v e r t r e t e r i n n e n  u n d  S t e l l v e r t r e t e r :

Rottmann

10.03.2020

Gögel und Fraktion
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Anlage 6  

Vorschlagsliste
der Fraktion der FDP/DVP

Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in die Vertreterversammlung des Versorgungswerks 
der Mitglieder der Landtage von Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Baden-Württemberg

Zur Wahl werden vorgeschlagen:

V e r t r e t e r i n n e n  u n d  V e r t r e t e r :

Dr. Kern

S t e l l v e r t r e t e r i n n e n  u n d  S t e l l v e r t r e t e r :

–

24.03.2020

Dr. Rülke und Fraktion


